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Gesetzsammlung

Fürstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 210.

Gesetz, betreffend die Durchführung der Ablösungen und Gemeinheitstheilungen in sämmtlichen

kandestbeilen.

Wir Heinrich der Sieben und Sechzigste von Gottes Gna-

den Jüngerer Linie regierender Fürst Reuß, Stammes Ael-
tester, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranich-

feld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.c.

baben in Gemäßheit Unserer in der Bekanntmachung vom 20. Oktober 1855, sowie

bei dem vorigen Landtage kund gegekenen Entschließung mit Zustimmung des gegen-

wärtigen Landtags beschlossen, zur gleichmäßigen und wirksameren Erledigung des Ab-

lösungswesens das unter dem 23. März 1838 für das Fürstenthum Gera

promulgirte Geseh über Ablösungen und Gemeinheitstheilungen auch
auf die früheren Spezialfürstenthumer Schleiz und Lobenstein-Ebers-

dorf, in denen zwar ziemlich gleichlautendc, aber nur für einzelne Gattungen der Re-

allasten gültige Bestimmungen bisber bestanden haben, auszudehnen. Indem Wir

demzufolge das Gesep über die Ablösung der Frohnen, Hutungsbefugnisse und Natural=

abgaben im FürstenthumLobenstein. Ebersdorf vom 22. März 1836 und die Gesetze

für das Fürstenthum Schleiz über Tristablösungen und Gemelnheitstheilungen vom 27.

Dezember 1842, sowie über das Verfahren bei vertragsmäßiger Ablösung von Frohn-

diensten, Zehnen, Naturalzinsen und Frohngeldpflichtigeeit, auch die unzulässige Be-
gründung nener Frohnen betreffend, vom 18. Februar 1843 und über die Ablösung

der Beeibe= und Klauensteuer vom 17. Juli 1845 — unbeschadet der Gültigkeit der-

selben für die Beuribeilung der bisherigen Ablösungsverhandlungen und schon geschlos.

senen Ablösungen und Verträge — hiermit außer Kraft seten, verordnen Wir zugleich,

Ausgegeben den 27. Januat . 1858. 1
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daß das obenangeführte Geseyz, von welchem ein Abdruck unter O belgefügt ist, für das

Fürstenthum Gera von jetzt an für Unser Gesammtfürstenthum Reuß I. L. als geset=

liche Norm gelten soll, ertheilen aber dabei in versassungsmäßigem Einvernehmen mit

Unserem getreuen Landtage nachsiehenden abändernden Bestimmungen und Zusäten zu

diesem Gesetze dergestalt, daß dieselben gleichfalls für alle Landestheile gesetzliche Gil-

tigkeit haben sollen, Unsere Landesherrliche Sanktion.

8. 1.

An die Stelle der 88. 15 bis 18 einschließlich, der §§. 26 und 27, des Schluß-

satzes des §. 51, des zweiten Sates in §. 53, des Schlußsatzes des §. 66. und über-

haupt aller derjenigen Stellen des Gesehes vom 23 März 1838, in welchen der fünf

und zwanzigfache Betrag als Kapitalisationsmaßstab festgeseyt ist, treten folgende Be-

stimmungen:
a) Wenn die Betheiligten nicht freiwillig über eine Absindung durch Land oder

eine nach §. 19. und 20. der spätern Ablösung vorbehaltene Getreiderente über-

einkommen, ist die Entschädigung der bisherigen Realberechtigten durch den zwan-

zigfachen Betrag des ermittelten jährlichen Geldwerths der abgelösten Leistung

oder Diensibarkeit zu gewähren.
Mit Ausnahme derLaudemialpflicht und der Naturalabgaben, auf deren Ablõ-

sung lediglich der Verpflichtete zu provociren besugt sein soll, kann in allen

andern Fällen auch der Berechtigte die Ablösung und Kapitalabsindung ver-

langen.
Wenn der Verpflichtete diesen Kapitalbetrag nicht sellst beschaffen will, hat die

Geraer Bank in Gemäßheit der ihr nach ihrem Privilegium obliegenden Ver-

pflichtung und auf Grund besonderer Uebereinkunft mit der Staatsregierung,

unter Uebernabme der vorschriftsmäßig feügestellten Ablösungsrente, dem Berech-

tigten die gesetzliche Absindung mit dem 20-fachen Betrage des Jahreswerthes

binnen 14 Tagen nach erfolgter Ueberweisung der Ablösungorente baar aus-

änzahlen.
Auch die Renten aus älteren, vor dem Erlasse des gegenwärtigen Gesetzes ge-

schlossenen Ablösungen unterliegen in der Regel der Kapitalisation im 20-fachen

Betrage oder der Ueberweisung an die Bank, selbst wenn in den früheren Ver-

handlungen ein höheres Kapital nach dem damaligen geseblichen Maßslab nam-

haft gemacht ist. Ist aber die Ablösungsrente durch gerichtliche Cession an einen

Dritten übergegangen oder in dem früheren Ablösungsvertrage eine Frist zur

Jahlung eines Ablösungskapitals rechtsverbindlich festgesett, oder endlich die Be-

sugniß zur Kündigung des Ablösungskapitals dem Berechtigten durch auodrück-

liche Vertragobesiimmung eingeräumt, so hat es bei diesen Festsegungen sein Be-

S
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wenden und es findet eine Minderung des Ablösungekapilals ebensowenig statt,
als eine Ueberweisung der Rente an die Bank.

Wenn der eine oder der andere bei der Ablösung Betheiligte es verlangt, so

sind in Rückstand gebliebene Rentenbeträge beziehungsweise die Abschätzungs-
werthe der zur Ablösung kommenden, aus irgend welchem Grunde in lehter Zeit

unterbliebenen Leistungen dem von der Bank auszuzahlenden Ablösungskapitale

in der Weise zuzuschlagen, daß deren Betrag von dem Verpflichteten mit 5 Proz.

zu verzinsen ist und dieser Zins als ungetrennter, mit gleichem Rechte versehener

Bestandtheil der an die Bank zu überweisenden, für das Ablösungsobjekt selbst

ermittelten Rente zuwächst.

Von dem Augeublicke an, wo die nach c 11 und c des gegenwärtigen Gesetzes

von der Geraer Bank zu übernehmenden Renten in ihrer ursprünglichen Höhe

jährlich den Betrag von 15,000 Thlr. übersteigen, ist die Geraer Bank berech-

tigt, statt der von ihr dem Berechtigten zu leistenden Zahlung des 20 fachen

Bctrags der überwiesenen Renten demselben den 25. fachen Vetrag der letzteren

in nach 1 ausgefertigten 3 prozentigen Renteubriesen zu gewähren.

Die Ueberweisung der Ablösungsrenten an die Bank kann nur von einem der

in §. 22 des Ablösungsgesehyes bestimmten Entrichtungstermine ab erfolgen. Ei-

waige Stückrenten hat der Verpflichtete an den Berechtigten unmittelbar abzu-

führen.

Die Bank tritt in ihrer Eigenschaft als Landrentenbank dem Verpflichteten ge-

genüber in alle Rechte und Befugnisse, die nach dem Gesete dem bieherigen

Realberechtigten hinsichtlich der Ablösungsrenten zugestanden haben würden. Blei-

ben die Verpflichteten mit einzelnen Rententerminen vier Wochen über die Ver-

fallzeit in Rückstand, so haben dieselben unbeschadet der Bestimmungen der

S§. 22 bis mit 25 des Ablöfungsgesepes der Bank 5prozentige Verzugszinsen

zu gewähren.

Die Bank ist verpflichtet, den achten Theil der von ihr zu beziehenden Renten

ohne Berechnung von Verwalungskesten und Verlusten zur allmäligen Tilgung

ihrer Forderungen unter Zugrundlegung der Verechnung von Zinsen und Jinses-

zinsen zu 3 Proz. zu verwenden. — Es erlischt daher die Verbiudlichkeit zur

Zahlung der Ablösungsrenken nach Verlauf von 61 Jahren; es kaun jedoch jeder

Verpflichtete auch innerhalb dieses Zeitraums sich ganz oder thellweise durch Er-

legung der in der Tabelle nach den verschiedenen Jahren verzeichneten Säpe von-

seiner Rentenlast befreien. — In diesem lebteren Falle muß jedoch die Kapital.

zahlung an einem Rentenzahlungstermine geschehen und wenigstens drei Monate

vorher schristliche Kündigung stallgesunden baben; auch braucht die Bant Ab-
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schlagszahlungen von weniger als 10 Thlr. und in Beträgen, in welchen diese

Zahl nicht ausgeht, nicht anzunehmen.
Renten, welche den Belrag von 2 Silbergroschen vierteljährlich nicht erreichen,

sowie die in Pfennigen bestehenden Jahres-Rententbeile (Pfennig-Spitzen) find
überhaupt von der Ueberweisung an die Bank ausgeschlossen und müssen vom

Verpflichteten ohne Einwirkung der Bank durch Baarzahlung in Kapital, d. h.

durch Gewährung des zwanzigfachen Geldbetrags, abgelöst werden.
Der Bank bleibt es während der Zeit, während welcher sie als Landrentenbank

fungirt, nachgelassen, über den fünf und zwanzigfachen Betrag der von ihr über-

nommenen, noch ungetilgten Renten 3 %%tige Landrentenbriefe in Appoints

nach ihrer Wahl anfertigen zu lassen, auch dieselben ganz oder theilwelse auszu=
geben, für welche als spezielles Unterpfand die an die Bank überwiesenen Ren-

teneinnahmen haften und denen zugleich die Staatsgarantie sowie die Berechtig-
ung der inländischen Staatspapiere ertheilt wird.

Von diesen Landrentenbriefen ist am Schlusse jedes Jahres ein demjenigen

Vetrage, welchen die Bank im Laufe des Jahres an Tilgungorenten () sowie an

Kapitalzahlungen erhalten hat, sammt Zinsen davon, entsprechender Nominalbe=

trag zu amortisiren
Die Vergünstigung, mittelst Rentenzahlungen durch Hilfe der Bank ablösen zu

können, wird hiermit auf die nächsien acht Jahre vom 1. Juli 1856 an te-

schränkt mit der Maßgabe, daß Ablösungen, welche erst nach dem 30. Juni 1866

zu Stande kommen sollten, in Ermangelung anderveiter freiwilliger Vereinbar=

ung nur durch Kapitalzahlungen Seitens des Verpflichteten bewirkt werden kön-

nen. —

Dagegen wird die Verordnung vom 13. April 1810 (Nr. 28 des Amts-

und Nachrichtsblattes für das Fürsenthum Gera vom Jahre 1840) wegen Ge,

währung von Darlehen aus der Landeskasse an bedürftige Besiter verpflichteter

Grundsiücke hiermit außer Kraft gesegzt.

8. 2.

Der Zeitpunkt, von welchem an die der Ablösung unterliegenden Befugnisse nicht

weiter durch Verjährung enworben werden können, ist für den Landestheil Schleiz der

Tag der Publikation des gegenwärtigen Gesehes.

Was die Landeslheile Gera mit Saalburg und Lobenstein-Ebersdorf be-

nifft, so bewendet es selbstverständlich bei der durch die einschlagenden früheren Spezial-

gesehe ausgesprochenen Fixirung dieses Zeitpunkts auf den 1. Jannar 1845 bezüglich den
1. Januar 1842.

—

—
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8. 3.

Der Besitzer eines lehn= und zinkbaren Guts oder Grundsiücks kann die auf dem-

selben haftende Lehnspflicht und Frohnlast, sowie die Namral= und Geldabgaben, die

von demselben an den Lehn= und Zinsherrn zu entrichten sind, ohne vorgängige Wertho-

ermittelung und ohne daß der Berechtigte eine höhere Entschädigung beanspruchen kann,

durch Erlegung der Hälfte des Steuerwerthes, d. i. des nach der Taxation für die Siaato-

grundsteuer angenommenen Kapitalwerthes des belasteten Grundbesißes ablösen, auch stau

dessen eine dem vierzigsten Theile des Stenerwerthes entsprechende Jahresrente überneh-

men. In letzterem Falle ist dle Rente der Bank mit ganz hleicher Eigenschaft und un-

ter denselben Bedingungen, wie andere Ablösungsrenten, zu überweisen, und hat diese

alsdann das dem halben Steuerwerth des pflichtigen Guts oder Grundstücks entsprech-

ende Kapital an den Berechtigten zu gewähren. Eine solche Absindung schliest aber w-

der die Aufhebung der Hut und Trist oder die Entschädigung dafür, noch die Ausgleich-

ung aus Gemeinheitstheilungen in sich; wohl aber werden damit auch Ablösungorenten

gelilgt, welche wegen Lehngeldpflichtigkeit, Frohnen, Geld= und Naturalabgaben bedungen
ünd und noch auf dem pflichtigen Gute haften. Bereits gezahlte Ablösungskapitalien

können nicht in Aufrechnung gebracht, auch Rückstände von Renten und Leistungen durch

eine solche Aversionalverg#tung nicht mit berichtigt werden, wogegen die bei der Laude-

mialablösung in Rechnung zu siellenden Nachzahlungen unter die absindungsweise tilgba-

ren Lasten gehören.

Endlich bezleht sich die Zulässigkeit einer solchen Abfindung nur auf das Verbälmiß

zwischen einem Verechtigten und einem Verpflichteten. Wenn mehrere Bercchligte ei-

nem pflichtigen Gute gegenüber vorhanden sind, so kann der Pflichtige nur einem der-

selben — insofern nicht mehrere als gemeinschaftliche Inhaber eines realberechtigten Gu-

kes rechtlich als eine Person zu betrachten snd — das obenbestimmte Aversum anbielen

und bleibt verpflichtet, die Leistungen an die Andern fortzugewähren oder besonders ab-

zulösen.

8. 4.

Der Ablosung nach dem Gesehe vom 23. März 1838 sollen auch fernerbin Gelt—

und Naturalabgaben, welche an Kirchen, Pfarreien, Schulstellen und milde Stiftungen

zu entrichten sind, nicht unterworfen sein.
Die Inhaber von Grundstäcken, von denen der Naturalfruchtzehnt (Rauhzehme) ei-

hoben wird, können jedoch die Verwandlung in einefeste Namralabgabe verlangen,wel-

che im Wege des gesetzlichen Ablösungsverfahrens festzustellen ist. Es ist hierbei der Er-

trag an Naturalerzengnissen, welchen der Zehemtberechtigte im Durhschnin der Jahre von

dem Zehent beziehen kann, nach dem Zustande und der Wirthschaftsart der zehenmiflich
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ligen Grundsiücke bei Aubringung der Provokation sachversiändig zu bemessen. Bei Ge-
treide ist dieser Ertrag lediglich in Körnern festzusetzen.

Die Frohnen, Lehngelder und Triftlasien dagegen sind, auch wenn Kirchen, Pfar-

reien, Schulstellen oder andere milde Stiftungen die Verechtigten sind, nach den allge-

meinen geseylichen Bestimmungen ablösbar.

g. 5.

Zur Erläuterung der in §. 65 des Gesepes vom 23. März 1838 enthaltenen Be-

siimmungen über die Fesiseellung des Betrags der Lehnwaare wird Folgendes verordnet:

a) In der Regel ist, wenn eine Vereinbarung nicht Plah greift, bei Werthsermittel-

r

—

ungen die Steuertaxe maßgebend, doch sieht es jedem Theile frei, auf Taxation

durch Sachverständige anzutragen;
außer dem in Alinea 2 erwähnten Abzug von 20 Prozent werden wegen der

aufhaftenden zehnprozentigen Lehnspflicht bei sechs Lehnsfällen noch weiter 12 pCt.

bei geringerer Lehnslast und weniger Lehnsfällen verhältnißmäßig geringere Pro-

zente von dem betreffenden Tax= resp. Steuerbetrage in Abzug gebracht;

bei der Taxation bezüglich bei der Annahme des Steuerwerths ist folgendermahen

zu verfahren:

A. bei der Taxation:

aa) die Taxation selbst wird zunächst ohne Rücksicht auf die Oblasten und Ab-

gaben vorgenommen und es werden dabei die in der Gegend gangbaren

Preise beim Verkaufe an Fremde zu Grunde gelegt,

der Betrag der aufhaftenden Abgaben und Oblasten wird besonders ermit-

telt, mit dem 25 fachen Betrage kapitalisirt und von der Taxationssumme in

Abzug gebracht;
dabei sind Erbzlusen, Trift= und Frohngelder und ähnliche Abgaben nach ih-

rem feüstehenden Betrage, Steuern und andere aufhastende Landesabgaben

nach der Höhe, welche sie zur Zeit der Taxation haben, Kirchen-, Schul-

und Gemeindelasten nach einem billigen, womöglich zwischen den Parteien

zu vereinbarenden, außerdem nach Ermessen der Spezialkommissson mit Be-

rücksichtigung des bioherigen Durchschnittbermags, soweit derselbe auszumit-

teln ist, fesizusetzenden Anschlage anzunehmen, wobei jedoch auch die elwai-

den Gemeindenutungen zu berücküichtigen sind;
unter Erbziusen sind übrigens nur die eigentlichen, nicht aber auch die sog.

Erbzinsen zu verstehen, welche blos die Natur einer Verzinsung der Kauf-

geldersumme oder eines rückständigen Theils derselben haben;

er) find bei der abzuschäpenden Besipung bereits Triften, Frohnen und äbnliche

bS

C

—S—
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Gerechtsame abgelost worden, so sind die diesfallsigen Ablösungsgelder oder
die zu Kapital zu berechnenden Renten von dem Taxwerthe in Abzug zu

bringen;
Il Triftlasten, welche noch auf den zur Taxalion kommenden Gütern haften,

sind gleich bei der Abschätzung der Grundstücke zu berücksichtigen, noch auf-

haftende Frohnen aber nach Maßgabe des Gesehzes zu berechnen und deren

Werth von der Taxe in Abzug zu bringen;

6) Außerordentliche Lasten, z. B. Einquartirung, Spannung und Lieferungen
blelben außer Betracht;

hh) Sewituten, die auf einzelnen Grundstücken ruhen, z. B. Wegegerechtigkei-

ten und dergl. sind gleich bei der Abschähung der davon betroffenen Grund-

stücke zu berücksschtigen und kommen nicht weiter in Ansay.

B. Bei Annahme der Steuertaxe

gelten dieselben Bestimmungen, wie sie vorstehend unter bb bis mit hh aufgeführt ünd.

8. 6.

Unter folgenden Bedingungen soll auch die gemeinschaftliche Ablösung der

Laudemialpslicht zulässig sein:
a) Wenn die Mitglieder einer Gemeinde, die unter Einem behngelderberechtigten ste-

bende, zu gleichmähigem Lehngelde nach bestimmten Summen oder nach gleichen

Prozenten 2c. pflichtige Grundsüücke besiben, auf Gesammtablösung antragen, so

sind die von sämmtlichen lehnspflichtigen Grundstücken binnen 50 Jahren vom

1. Jannar des Jahres an, wo zur Ablösung geschritten wird, rückwärto ange-

fallenen Lehngelder, wenn sie sich aus den Rechnungen oder kurch sonstige sichere

Nachweisungen vellständig ermitteln lassen, zusammenzurechnen;
b) der aus dieser Summe mit 50 dividirt gewonnene einjährige Durchschnitt bildet

den von der Gesammtheit im Ganzen zu entrichtenden Jahresbetrag (die jährli-

che Rente);
O)diese Rente ist nach Verhältniß des Stenerwerths auf die lehngelderpslichtigen

Grundstücke zu vestheilen und es greift dann die Bestimmung in §. 1 unter #

des gegenwärtigen Gesehes Platz;
O in Betreff des Beilritls der Lehngelderpflichtigen zu einem solchen gNemeinschaftli-

chen Autrage in seiner Durch= und Ausführung entscheidet eine Majorikät von

zwei Driktheilen der Stimmberechtigten.

8. 7.

Zu 88. 84, 85 und 86 des Gesehes vom 23. Marz 1838 wird erganzend Folgen-
des bestimmt: ·
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Wenn uber die Dauer des aufzutreibenden Viehes und die Dauer der Huthzeit

Differenzen vorliegen, die durch Vergleich nicht beseitiget werden können, so entscheidet in

der Negel die Spezialkommission auf Grund der ermittelten Unterlagen; es ist aber je-

dem Theile bei Unzufriedenheit mit dem Hlesultat nachgelassen, ausdrücklich auf den Rechts-

weg zu provoziren.

8. 8.

Die im Til. X. 8. 145 des Gesetzes vom 23.März 1838 niedergesetzte, später aber

durch die Landesberrliche Werordnung vom 21. August 1811 (Nr. 36 des Amts- und

Nachrichtsblatres für das Fürstenthum Gera, Jahrgang 1814) wieder beseitigte Ablösungs=
kommission bleibt auch fernerhin aufgehoben und wird unter gleichzeitiger Außerkraftsep-

ung der nurgedachten Spezialverordnung hinsichtlich des Verfahrens bei Provokationen

oder freien Vergleichen Folgendes verordnet:

) Ale Amträge auf Ablösung bezügl. Gemeinheitstheilung ünd bei der zuständigen

Gerichtsbehörde des verpflichteien Theils bezügl. des betreffeuden Gemeindegrund.

stückoa anzubringen, welche dieselben geeigneten. Falls protokollarisch aufzunchmen,
hinsschtlich des Legitimationspunktes, der Hypotbekenverhältnisse und sonstiger ins

Auge zu fassender, in ihren Geschäftsbereich gehöriger Fragen zu prüfen und so-

dann an Unsere Regierung einzusenden hat.

Die Regierung wird alsdann bei formeller Zulässigkeit der Provokation zu deren

gesehmäßiger Erledigung einen oder mehrere Spezialkommissarien je nach der

Wichtigkeit der Sache ernennen, welche für den Gegenstand und die Dauer ih-

res Auftrags anderen Behörden und den Betbeiligten gegenüber ganz an die

Stelle der früheren Ablösu#ugskommission treten und mit gleichen Geschäftsbefug-

nissen wie diese versehen ünd.

Das Verfabren vor den Spezialablssungskommissarien richtet sich ganz nack den

Vorschristen des Til. X. des mehrgedachten Gesezes vom Jahre 1838, nur soll

den Kommissarien auch die Bestätigung und endgiltige Ausfertigung der Rezesse

über die von ihnen abgeschlossenen Verträge nebst allen in den §§. I161, 162

und 163 bezeichneten, hierzu erforderlichen Verhandlungen zustehen.
Im Uebrigen bleiben alle Funktionen, welche durch das Gesetz von 1836 der

vormaligen Regierung oder Landesregierung zugewiesen sinr, Unserem Ar-

pellationsgerichte übertragen, und sind daher auch an dieses nach dem Schluße

und der Erledigung eines Ablösungsverfahrens in jedem einzelnen Falle die Ak-

ten von den Kommissarien abzugeben.

Freie Vergleiche, welche die Interessenten unter sich ohne Dazwischenkunß einer

Kommission abgeschlessen haben, sind dei der Gerichtsbebörde des verpflichteren

S

G m

—

—
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Theils in der vorschristmaßigen Anzahl von Augdsertigungen vorzulegen, und

diese hat die nach §. 10 des Ablösungsgesetzes von 1838 ihr obliegende Rekog-

nition der Unterschriften zu besorgen, sodann die nach §. 12 desselben Gesepes

von der Ablösungskommission zu ermitteln gewesenen Vorfragen zu erörtern, da,

wo die Ueberweisung von Ablösungerenten an die Bank beansprucht wird, der

Baulbehörde die nöthige Minheilung davon zu machen und beim Mangel son-

stiger Bedenken die rekognoszirten Verträge an die Betheiligten zurückzugeben.

Die Verhandlungen wegen der ohne Konkurrenz ciner Kommission geschlossenen,

bei den Gerichtsbehörden übergebenen Ablösungsverträge geschehen kostenfrei; eben-

so wird für die im §. 167 des Geseges von 1838 als dem Landrath obliegend

angeführten Ausfertigungen der Betheiligten elwas nicht liguidirt, sondern die

dafür ehva zu gewährende Vergülung auf die Landeskasse überwiesen werden.

8. 9.

Mit der Ausführung dieses Gesetzes ist Unser Ministerium beauftragt, und hat die-

ses namentlich wegen der Bestimmungen unter 1, a—m mit der Geraer Bank die wei-

teren Vereinbarungen bezüglich Bestimmungen zu kreffen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürsilichen

Insiegel.

Gegeben Schloß Osterstein, den 15. Jannar 1858.

(L. S.) Heinrich I.XVII.
v. Geldern.

Gesetz über Ablösungen und Gemeinheitstheilungen,
vom 23. März 183

l .

VoudetAblöstmgüberhaupttmddcnFällen,wosiesmttsinch
8. 1.

Der Ablosung oder Aufhebung gegen angemessene Entschädigung sollen nachbemerlte
Mechtsverhältnisse unterliegen:

2
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) alle Frohnleistungen an Hand= und Spanndiensten, sie mögen den Landessünt.

lichen Kammergütern rder an Ritter= und Privatgüter, in gemessener vder un-

gemessener Art zu leisien sein;

2) alle sesten Geld= oder Nakuralabgaben, welche an Grund und Boden haften;

3) alle steigenden und fallenden Naturalleistungen, insonderheit der Zehente, die

Beethe= und Klauensteuer;

4) alle Verpflichtungen zu Entrichtung von Lehngeldern.

5) alle Huthungsbefugnisse.

8. 2.

Von den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes bleiben ausgenommen:

1) alle diejenigen Dienste, Frohnen und andere Leistungen, welche die Natur von

Staatslasten haben, z. B. die Verpflichtung zu Militärfuhren, zum Botengehen

in Kriegszeiten, zu Wege= und Brückenbauten, Bewachung und Transport von

Gefangenen, wie überhaupt die Land- und Heeresfolge;

2) Gemeindedienste und Gemeinde-Abgaben;
3) die aus dem Kirchen= und Schulverbande entspringenden Leistungen und Abga-

ben, unbeschadet jedoch der Ablöslichkeit des Pfarr= und Kirchenzehenten. (Til. V.)

Diese Leistungen bestehen in ihrem bisherigen Umfange und Verhälmisse unablös-
bar fort.

8. 3.

Neben der Ablosung einseitlger Rechte und Verbindlichkeiten soll auch die Aufhe-

bung und Theilung der Gemeinheiten stalt finden. Es ist daher auf die Trennung der

bestehenden Gemeinschaft an solchen Grundsiücken, welche sich im Eigenthume einer Ge-

meinde oder der Gemeinde und Gutsherrschaft zugleich befinden und woran den einzel-

nen Gemeindegliedern die unmittelbare Benupung zustehet, jeder mitbercchtigte Theil-

nehmer anzutragen befugt.

S. 4.

Das Recht, auf Ablösungen und Gemeinheikstheilungen anzutragen und bei den

Verhandlungen gültige Erklärungen abzugeben, ist ein Ausfluß des Eigenthumes an

einem Grundüücke, welches, als berechtiget oder verpflichtet, bei der Ablösung betheiliget

oder mit dem Rechte der Mitbenugung der zu theilenden Gemeinheit versehen ist.

Wenn das Eigenthum streitig ist, so hat die im Besihe des betheiligten Grundstücks

sich besindende Partei das Provokationsrecht auszuüben oder die sonst nöthigen Erklär-

ungen abzugeben.
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Die Rechte der ubrigen, das Eigenthum in Anspruch nehmenden Parteien sind

nach Maasgabe der Bestimmungen wahrzunchmen, welche im Til. IX. dieses Gesetzes

über das konkurrirende Interesse dritter Personcu gegeben sind.

8. 5.

Die gesammten Miteigenthümer eines Grundstücks gelten bei dem Ablösungsgeschäft
für eine Person.

Können sie sich unter einander nicht vereinigen, so entscheidet die Stimmenmehr=
beit. Diese wird nach dem Verhälmisse des Antheils, welchen ein Jeder an dem be-

tbeiligten Grundstücke oder Nuhungsrechte hat, berechnet. Wenn der Antheil der einzel-

nen Mitbesitzer sireitig ist, so wird Gleichheit der Theile angenommen.

Provokationen, Ablösungen und Gemeinheitstheilungen, welche auf den Grund dieser
über das Verhälmiß der betheiligten Mitbepzer gegebenen Vestimmungen zu Stande ge-

kommen sind, können dadurch, daß später ein anderes Verhältniß der Antheile ermirtelt

wird, nicht rückgängig gemacht werden. Die Ausmittelung eines solchen anderweiten

Verhälmisses begründet blor das Recht der Mitbellper, auf eine Auögleichung unter sich

und auf Herausgabe dessen anzurragen, was der eine oder der audere zu viel erhalten

hat, nicht aber dao Recht, auf Ersaß solcher angeblicher Schäden zu klagen, welche dem

Ueberstimmten aus dem Zustandekommen des Geschäfts selbst erwachsen sein sollen.

E. 6.

Wenn unter mehreren zugleich betheiligten Personen Stimmengleichheit eintritt, so

ist anzunehmen, als ob die Mehrheit für diejenige Erklärung sich entschieden hätte, welche

für das Zustandekommen der Ablösung oder Gemeinheitstheilung am förderlichsten ist.

. F.

Geistliche, Schullehrer, Kirchendiener, Verwalter milder Stistungen, sowie uberhaupt
alle physische und moralische Personen, welche bei Veräußerungen an Dekretsertheilung

oder an andere Formen der Ermächtigung gebunden sind, namentlich also die Vormün-

der minderjähriger, abwesender oder wahnsinniger Personen, können ohne diese weder auf

Ablösung, noch auf Gemeinheitötheilung antragen. Sie haben, ehe sie auf elne, gegen

sie gerichteie Provokation oder auf eine andere Verhandlung sich einlassen, ihrer vorge-

sebten Behörde die nörhige Anzeige zu machen und die geeigueten Verhaltungsbesehle
zu erwarten.

8. 8.

Die Besugniß, auf Ablösung anzutragen (zu provoziren) siehet, insoweit nicht rück-
sichtlich einzelner Leisiungen eine Ausnahme bestimmt ist, beiden Theilen, dem Berechtig-

lten sowohl, als dem Vecpflichteten zu, und der Provozirke muß sich die Ablasung unter
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den, wegen zu leistender Eutschadigung in gegenwärtigem Gesehe besiimmten Modifikalio-

nen gefallen lassen.

Tit. II.

Von den Grumsätzen und den Mitteln der Ablösung.

8. 9.

Die Regulirung der Verhältnisse zwischen dem Berechtigten und Verpflichteten nach

dem gegenwärtigen Gesetze findet nur dann statt, wenn eine freie Vereinigung unter ih-

nen nicht Platz gegriffen hat.

Bei dieser, jeder anderen Auseinanderstgungsweise vorgehenden freien Vereinigung
beider Theile bleibt die Wahl der Bedingungen und Mittel der Ablösung völlig unbe-

schränket. Die Interessenten sind dabei an die Vorschriften der gegenwärtigen Ablösungs-

ordnung nicht gebunden, und es hängt blos von ihnen ab, in wie weit sie solche als

Leitfaden benutzen oder welche Grundsitßzee sie sonst befolgen wollen.

8. 10.

Es muß jedoch der Auseinandersegung?= oder Regulirungsvertrag schriftlich abge-
faßt, vor der kompetenten Gerichtsbehörde des Verpflichteten von beiden Theilen rekog-

noszirt und bei der für das Allösungsgeschäft anzuordnenden Kommission zur Prüfung

übergeben werden.
8. 11.

Die Präfung dieser Kommission soll sich aber nur erstrecken:

1) auf die Bestimmtheit, Vollsländigkeit und Unzweidentigkeit der Fassung;

2) auf die Legitimatien der kontrahirenden Parteien;

5) auf das Interesse der betheiligten moralischen Personen, namentlich des Landes-

herrlichen Fiokus, des Stenerärars, geistlicher und weltlicher Stistungen jeder Art,
deren Vermögensverwaluung mittelbar oder unmittelbar unter irgend einer Staats-

behörde stehet;
4) auf das Interesse der nicht zugezogenen Realgläubiger, Lehns= oder Fideikommiß-

nachfolger, Nußnießer, Wiederkaufs= oder anderer Realberechtigter, sowie jedes
Dritten, der sonst noch in der Sache betheiligt sein mag;

5) darauf, daß das Landespolizeiliche Interesse nicht verleyct, d. h. daß nichts bedun-

Ven werde, was die Gesehe überhaupt nicht gestatten.

Ueber die sonstigen Bedingungen und Mittel der Ablösung stehet der Kommission ein

Urtheil nicht zu. Findet sie aber in den unter 1 bis 5 aufgeführten Bezichungen An-

loß zu Erinnerungen, so muß sie dahin wirken, daß diese zunächst von den Parteien
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selbst erlediget werden. Können sie sich nicht vereinigen, so hat die Kommission uber die

An und Weise, wie die gemachten Erinnerungen zu erledigen sind, die Emscheidung zu
ertheilen.

8. 12.

Wenn eine freie Vereinigung unter den Parteien nicht Plat gegriffen hat, so tritt

das Recht ein, auf die Ablösung nach den Vorschrifken des gegenwärtigen Gesehzes an-

zutragen (zu provoziren).

Die Provokation ist bei der für das Ablösungsgeschäft niedergesetzten Kommission

anzubringen. Es bedarf nicht erst vorgängiger unter den Vetheiligten zu pflegender Pri-

vatverhandlungen; vielmehr können die Interessenten mit Umgehung derselben sofort die

Vermittelung der Kommisson in Anspruch nehmen. Der dabei einzuhaltende Geschäfts-

hang ist unter Til. X. näher vorgezeichnet.

C. 13.

Die erste Obllegenheit der Kommission nach dem Eingange einer solchen Provoka-

lion ist, dah sie vor allen Dingen einen pflichtmähigen Versuch zur gütlichen Vereinig-

ung der Interessenten mache, wobei sie die unter diesen elwa privatim schon gepflogenen

und zu ihrer Kenmniß gekommenen Vergleichsverhandlungen wieder aufnehmen und sonst

jeden ihr dienlich scheinenden Vergleichsvorschlag in das Mittel bringen, insonderheit die

in gegenwärtigem Gesehee vorgegrichneten Bedingungen und Mittel der Ablösung benuten
kann, um die Parteien wo möglich zu vereinigen.

Ueber diesen Vergleichsversuch ist ein ausführliches Protokoll abzuhalten, um bewei-

sen zu können, daß nichts versäumt worden sei.

8. 14.

Nur, wenn die Kommission eine Vereinigung nicht zu Stande gebracht hat, muß
die Sache nach den weiteren Vorschriften des gegenwärtigen Gesehes eingeleitet, und es

müssen diejenigen Punkte, worüber die Parteien sich in Gute nicht haben vereinigen kön-

nen, hiernach entschieden werden. 47
Die Ablösung geschiehet, wenn nich eine freie Vereinignng der Betheillglen über

andere Abfindungsmittel zu Stande kommt,

a) durch Uebernahme einer jährlichen, für immer festestimmten Geldrente;

5) durch Bezahlung eines Kapitals;
0 bei Huth= und Triftberechtigten überdieß auch durch Abtrelung von Land.

8. 16.

Die Wahl unter diesen geseylichen Abloösungsmitleln stehet demjenigen Theile zu,



14

gegen welchen auf Ablösung provozirt worden ist (dem Prevokaten), und zwar derge-

stalt, kaß er zum Theil mit dem Einen, zum Theil mit dem Anderen ablösen kann.

Bei freier Vereinigung der Parteien ünd dieselben in der Wahl unter den Leseg-=

lichen Ablösungemitteln nicht beschränket, namentlich die Abtretung durch Land auch in

sedem anderen, als in dem §. 15. unter c. bezeichneten Falle anzuwenden bercchiiget.

Es siehet auch den Betheiligten frei, sich über andere Ablösungsmiteel zu vereini-

gen, insonderheit eine, von dem Verpflichteten an den Verechligten zu entrichtende jähr-

liche Getwaiderente zu bestimmen; nur kann diese ohne freie Uebereinkunft beider Tbeile

nicht als Entschädigungsmittel gefordert oder aufgedrungen werden.

S. 17.

Die Ablösung durch Rente geichiehet dadurch, daß der bei den Ablösungsverhand.

lungen zu erminelnde einjährige Werth der abzulösenden Leisiung oder Dienstbarkeit fest

bestimmt, und dessen Betrag alljährlich an den Berechtigten entrichtet wird.

Die Absndung durch Kapital geschiehet durch Erlegung des fünf und zwanzig-

sachen Betrages des erminelten jährlichen Geldwerthes der abzulösenden Leistung oder

Dienstbarkeit.
Die Abfindung durch Land geschichet dadurch, daß dem Berechtigten an Grund und

Boden soviel abgereten wird, alo nöthig ist, um ihm den Betrag des nach vorstehendem

erörterten Kapitalwerthes der abzulösenden Leisiung zu gewähren.

C. 18.

Wenn das Ablösungsgeschäft soweit vorgeschrinen ist, daß nach Maasgabe der ge-

seplichen Grundsäßze der einjährige Werthbetrag sämmtlicher abzulösenden Dienüe, Froh-=
nen und anderen Leisiungen eines Verpflichteten oder der abzulösenden Dienstbarkeit eines

(Grundüücks festgestellt worden ist, so hat derjeuige, gegen welchen auf Ablösung provozirt
worden ist, binnen einer, ihm von der Ablösungokemmission zu bestimmenden, mindestens

vierzehntägigen Frisi sich zu erklären, welches Ablösungsminel er wählen wolle. Erklärt

er sich innnerhalb dieser Frist gar nicht oder nicht bestimmt und drutlich, so wird ange-

nommen, alo wolle er die jährliche Geldrente übernehmen.

8. 19.

Wenn die Betheiligten sich auf Entschadigung durch Entrichtung ciner Getraiderente
vereinigen, so wird, mit Zugrundelegung der Martinimarktpreise in den, vor der Ab-

lösung zunächsi verflossenen 14 Jahren, unter Weglassung der zwei theuersten und zwei

wohlfeilssen Jahre ausgemittelt, wie viel Getraide erforderlich sei, um dem Berechtigten

den einjährigen Werthbetrag der abzulösenden Leisiung zu gewähren. Die hiernach ge-

sundene Quautität Getraide bildet die sortan zu emrichtende jährliche Fruchtrente.
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Unter Markinimarktpreisen sind diejenlzen zu verstehen, welche sich ergeben, wenn

aus den Mittelpreisen derjenigen Woche, in welche der Martinitag fällt, und der zunächst

darauf folgenden Woche der Durchschnittspreis berechuet wird.
Neben der Galung des Getraides, in welchem die Feuchtrente entrichtet werden

soll, ist auch die Qualität, insbesendrre durch Noimirung des Gewichts, ingleichen der

Umstand, ob gestrichen oder gehäuft zu messen sei, nach Vereinigung der Interessenten

zu bestimmen und im Ablösungörezesse auszudrücken.

8. 20.

Zum Zwecke der kunftigen Abloösung der Getraiderente ist nach den zur Zeit der

Ablösung zum Grunde gelegten Werthbestimmungen auch deren Kapitalbetrag nach Gelde

gleich mit fesizustellen und im Ablösungsrezesse anzumerken, indem es den Interessenten

vorbehalten bleibt, auf deren Ablösung nach Maasgabe des gegenwärtigen Gesehes anzu-

tragen (vergl. §. 20).
8. 21.

Die Fruchtrente sowohl als dle ausgemittelte Geldrente bleibt mit stillschweigender

Hppothek auf dem verpflichteten Grundstücke mit denselben gesetzlichen Vorzugsrechten haf-

ten, welche bis dahin der abzulösenden Leistung selbst zugestanden waren. Sie erlisch

nicht durch Subhastation und gehet mit dem Grundsiücke, worauf sie haftet, ohne weite-

tes auf jeden Erwerber über.

8. 22.

Wenn der Ver#flichtete die Ablösung durch Uebernahme einer Geldrente wählet,

und unter den Partheien andere Termine zu deren Abführung nicht bestimmt werden, so

ist solche jährlich in vier gleichen Terminen:
am 31. März,

am 30. Juni,

am 30. September und

am 31. December

zu entrichten und wird zum ersten Male an demjenigen von den vorstehend besilmmten

Verfallterminen zahlbar, welcher dem Zeitpunkte zunächst folget, wo die abgelöseten Leist-

ungen aufhören oder die Dienstbarkeiten nicht mehr ausgeübt werden sollen.

Solche Geldrenten, welche nicht wenigstens über sechs Groschen viertelfährlich betra-

gen, können nicht in Terminen, sondern müssen mit einem Male, alsojährlich erlegerwerden.

Der Zeitpunkt ihrer Entiichtung ist im Ablösungsrezesse zu bestimmen.

Sind Naturalrenten als Abfindungsmittel gewählet, so kommt es lediglich auf die

Verelnigung der Partheien an, ob dieselben in einem oder in mehreren, und in welchen

Terminen alljährlich abentrichtet werden sollen.
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8. 23.

Der Berechtigke ist befuget nicht nur jeden Rententermin sofort nach dessen Verfall-
zeil beitreiben zu lassen, sondern er erlangt auch dadurch, daß der Verpflichtete vier vier-

teljäbrige Termine oder wenn die Vereinigung auf andere Termine crfolget ist, über-

baupt den Betrag eines ganzen Jahres in Rückstand gelassen hat, das Recht, nach vor-

beriger Kündigung, die Bezahlung des Kapitalwerthes der Rente C. 17) zu verlangen.
Das Recht der Kündigung tritt ein mit dem Ablaufe von vier Wochen nach der

Versallzeit des letzten der Termine eines ganzen einjährigen Zeitraums, oder wenn die

Entrichtung nur auf einen einzigen Jahrestermin gesetzt worden ist, mit dem Ablaufe

von vier Wochen von der Verfallzeit dieses Termins an gerechnet, insosern bis zum Ab-

laufe dieser vierwöchentlichen Frist wirklich ein ganzer Jahreobetrag der Rente in Rück-

siand verblieben ist.

8. 24.

Die Kündigung seltst muß jedes Mal durch die kompctente Gerichtsobrigkeit des
Ver#flichteten bewirkt werden.

Dem Verpslichteten ist unter abschriftlicher Mikkheilung des Kündigungsgesuches elne

balbjährige Jahlungsfrist, vom Momente der Behändigung an gercchnet, einzuräumen.

Wenn er innerhalb dieser Zahlungsfrist den Kapitalbetrag nebst der bis zu dessen

Abfübrung verfallenen Rente nicht abgetragen hat, so wird Beides mittelst cxekutivischer
Zwangsmittel von ihm beigetrieben, ohne daß es einer vorgängigen Klage und Bescheids-

ertheilung bedarf.

Vielmehr wird nach sruchtlosem Ablaufe der Zahlungsfrist auf Aurufen des Berech-

tigten Berechnungs= und Hilfsvollsireckungs-Termin angesetzet und im Landesgeseplichen

Wege des Dilssverfahrens gegen den Verpflichteten vorgeschritten.

8. 25.

Eine einmal geschehene Kündigung wird dadurch, daß der Verpflichtete vor Ablaufe

der ihm bestimmten Zahlungsfrist sämmtliche erwachsene Rentenreste berichtiget, selbst dann
nicht unwirksam, wenn der Berechtigte die Zahlung annimmt und ohne Vorbehalt dar-

über quittint.

Wenn dagegen der Verpslichtete den Rentenrückstand absühret, ehe noch der Berech-

tigte von seinem bereits erlangten Kündigungsrechte Gebrauch gemacht und sein Kündig-

ungsgesuch bei der Behörde angebracht hat, so hat der Lettere bei Annahme der Zahl-

ung und Aussiellung der Quitiung das bereits erlangte Kündigungörecht sich vorzubehalten.

Unterläßt er den Vorbehalt, se wird er des Rechts, in diesem Falle zu kündigen,

verlustig.
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Außerdem geht ein erlangtes Kündigungörecht erst nach Ablauf einer zwellhrigen
Frist von Abführung der Neste an verloren.

8. 26.

Die ausgemittelten Ablösungsrenten in Geld und Naturalien können jederzeit von

dem Verpflichteten durch Kapitalzahlung abgelöst werden.

Will der Verpflichtete die Geld= oder Fruchtreute ablösen, so hat er dem Berech-

kigten das Kapital ein halbes Jahr vor dessen Abtragung aufzukündigen und nach Ab-

lauf dieser Frist den fünf= und zwanzigfachen Betrag der Jahresrente nebst den bid da-

bin verfallenen Zinsen zu erlegen.

Bei Berechnung der aufgekündigten Fruchtrente nach Gelde werden dieselben durch-
schnittlichen Getraidepreise zum Grunde gelegt, welche bei Fesistellung der, nach §. 19 er-

mittelten Jahresrente angenommen worden sind.

Das an die Stelle der abzulösenden Rente ausgemittelte Kapital genießt nebst den

davon gefällig werdenden Zinsen ganz dieselben Vorzugrechte, wie die Rente. (vergl. 8. 21).
Durch die offerirte und angenommene Umwandlung der Rente in Kapital tritt rücksicht-

lich der Priorität eine Novation nicht ein.

Die von einem solchen, aus umgewandelten Renten gebildeten Kapitale in Rückstand

kommenden Zinsen werden im Falle eines zu dem Vermögen des pflichtigen Schuldners

ausgebrochenen Konkurses nur auf drei Jahre vor Eröffnung des Gantprozesses zurück-

gerechnet, neben dem Kapitale priorilätisch lozirt. «

AeltcrcZinsentückscåndcsindalochikogkaphischcForderungen,diewåbkenddekDaucr
des Konkursprozesses verfallenden Zinsen dagegen als Masseschulden zu behandeln.

8. 27.

Die Kündigung kann von dem Verpflichteten auf den ganzen Betrag des Kapitalwer-

thes der abzulösenden Jahresrente oder auch nur auf einen Theil desselben gerichtet werden.

In dem leptzteren Falle ist jedoch der Berechtigte uur Abschlagszahlungen nicht un-

ter Einhundert Thalern Conv. und nur in solchen Summen anzunehmen verbunden, in

welchen der Betrag von funfzig Thalern aufzehet.

Die Aufkündigung ist bei der kompetenten Gerichtsobrigkeit des verpflichteten Grund=

stücks zu bewirken und durch diese an den Berechligten zu eröffnen.

8. 2B.

Das nach 8. 21. wegen jeder Rente auf dem verpflichteten Grundstuck haftende

Aeulrct erlischt durch die Zahlung ihres Kapitalbetrages ganz oder zu dem gezahlten
heile.

3
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Ueber die erfolgte Zahlung ist deshalb von dem Empfänger gerichtlich zu qulttiren

und von dem Gericht die nöthige Vormerkung in den Hypothekenbüchern zu machen.

Dasern der Besiper des verpflichteien Guts das Ablösungskopital durch Vermitte-

lung eines Drinen aufbringt, so ist der Berechtigte verbunden, diesem auf Verlangen sein

bisheriges Recht abzutreten Gura cessa zu ertheilen). Solche Cessionen, sowie etwaige
weltere Abtretungen können nur mit gerichtlicher Genehmigung vorgenommen und bei der

von Seiten des Berechtigten erfolgenden Cession müssen die Rechte dritter Personen eben

so gut in Acht genommen werden, wie bei unmittelbaren Kapitalzahlungen.

8. 29.

Will der Verpflichtete nach exfolgter Ablösung durch Rente ein Grundstück, auf

welchem diese haftet, dismembriren, so kann der Berechtigte, wenn eine solche Abspaltung

sonst für zulässig befunden und Landeöherrlich genehmiget wird, ihn daran nicht hindern.

Co ist jedoch
) dem Berechtigten durch die Behörde der gelegenen Sache, bei welcher das Abspal-

tungogesuch angebracht wird, von diesem zu Wahmehmung seiner Rechte Nachricht

zu geben,
und er kann

b) zur Bedingung seiner Elnwilligung in die Diomembration, als welche außerdem

unterbleiben muß, machen, daß die Zahlung des Kapitalbetrages derjenigen Nare

seiner Rente, welche nach Verhälmiß auf das Trennstück zu legen sein würde,

noch vor Konfirmation des Abspaltungsvertrages erfolge.

8. 30.

Wenn der Veryslichtele die Ablsung durch Kapital waählet, so hat er dieses zu dem-

jenigen Zeitpunkte baar und in unzertrennter Summe zu erlegen, mit welchem nach den,

bei den Ablösungsverhandlungen zu treffenden Bestimmungen die zur Ablösung gelangen-
den Leistungen außhören oder die abzulösenden Dienstbarkeiten nicht mehr ausgeübt wer-

den sollen, vielmehr das ausgemittelte Acquivalcnt an deren Stelle treten foll.

8. 31.

Wenn bei einer Ablösung die Entschädigung durch Landabtretung gewähret wird,
so erhält jeder Erwerber den an ihn gelangenden Grund und Boden als Zuwachs und

Zubehör der Besiyung, rücksichtlich deren er ihm zugetheilet worden ist, und es nimmt

dleses Theil= oder Trenngrundüück mit dem Zeitpunkte der erfolgten Bestäligung des Ab-

lösungs-Regzesses und der ertheilten Erlaubnih zur Dismembration in aller Hinsicht die

rechtliche Natur und Eigenschaft der Hauptbesigung an.
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8. 32.

Es bedarf einer besondern gerichtlichen Zuschreibung solcher Theil= oder Trenustücke

dann nicht, wenn diese unterderselbenGerichtsbarkeit liegen, unter welche das berechilgte
Haupkgut gehöret, oder wenn sie bei diesem selbst zum Vehn gehen. Sie wachsen viel-

mehr in solchen Fällen der Hauptbesiung von selbst zu und das Gericht, welches die

Lehns= und Hypothekenbehörde der Hauptbesitung ist, wird auch die Lehns-- und Hypo-

tbekenbehörde des mit derselben vereinigten Trennstücks. Der Erwerber kann aber ver-

langen, daß die Akguisition des Theilstücks in den Kaufbüchern angemerkt und in den

künstigen Erwerbungsurkunden besonders erwähnt werde.
Jiehet es aber der Enverber vor, ein Trenn, oder Theilstück als ein, ihm besonders

zugeschriebenes und in Lehn gereichtes Grundstück zu besiten, so bleibt ihm solches un-
lenommen, nur sind in diesem Falle die konkurrirenden Rechte entfernter Interessenten der

Hauptbesiungen auch in Bezug auf diese Separatbesitzung in Obacht zu nehmen.

Wenn das zur Absindung abgerretene Grundslück der Lehnherrlichkeit und Gerichts-

barkeit eines Dritten unterworfen ist, so geschiehet die Vercinigung mit dem Hauptgute

unbeschadet dieser Lehns- und Gerichtsbarkeitsverhältuisse. Es wird jedoch für den Fuall

der ersten Erwerbung einiges Lehugeld nicht entrichtet.

K. 33.

Gleiche Grundsäße wie im vorllehenden §. sinden statt bei Theilung von Gemein-

degrundslücken in Bezug auf die, an die einzelnen Interessenten vertheilten Parzellen.

8. 31.

So wie überhaupt in Bezug auf die Abtretung des zur Abfindung der Berechtigten

bestimmten Grundes und Bodens bis zum Erscheinen der deöfalls beabüichtigten, beson-

deren Anordnungen über die Vereinzelung der Grundslücke und geschlossenen Güter, das

bisher bel Dismembrationen steuerbarer Grundstücke beobachtete Verfahren auch ferner-

bin beizubehalten ist, so ist insonderheit bei Beurtheilung der Zulässigkeit solcher Abspalt-

ungen darauf zu sehen, daß dem Verpflichteten, nach erfolgter Ablösung zwei Drittheile
der bisherlgen bei seinem Gute besessenen gebundenen Grundstücke verbleiben und daß un-

ter dicsen das richtige Verhältniß der verschiedenen Gattungen des Grundkeügpes an Aeckern,

Wiesen, Gärten, Holz erhalten werde.

8. 35.

So ost bei den, tn Folge des gegenwärtigen Gesetzes vorkommenden Auseinander-

sehungen steuerbarer Grund und Voden, wegen theilweiser Abtretung als Ablösungsmit=

tel oder bei einer Gemeinheitsthellung zertrennt wird, so haben die Erwerber der Trenn-

und Theilstücke ebensowohl elnen verhälmißmäßigen Antheil von den aufliegenden Steu-
J



20

ern, als von den übrigen auf der verpflichteten Hauptbesitzung ruhenden Neallasten, mit

Ausschluß jedoch der Kommunallasten, zu denen sic etwas nicht beitragen sollen, zu über-

nehmen und es hat die Ablösungskommission, wenn die Parteien sich deßhalb nicht frei

verelnigen, nach billigem Ermessen die Sache zu entscheiden, wegen Nepartition der Steu-
ern aber mit dem Steuerdirektorium zu kommuniziren.

8. 36.

Die Theil= und Treunstücke find in keinem Falle mit neuen oder erhohten Abgaben

an die Guts= oder Gerichtsherrschaft oder an die Geistlichkeit zu belegen.

S. 7.

Ablösungsverträge, welche zur Zeit der Bekanntmachung des gegenwärtigen Gesetzes

bereits abgeschlossen sind, bleiben ohne Unterschied der Grundsäge, nach welchen dabel- die
Auseinandersetzung erfolget isi, in Kraft.

Sind aber in diesen Verträgen solche fortdauernde Dienste oder andere Leistungen

versprochen und solche Dienstbarkeiten bestellt worden, welche nach den Bestimmungen die-

ses Gesetzes der Ablösung unterliegen, so findet das Gesetz seine Anwendung auch auf see.

G. 38.

Dem Rechte, auf Ablösung anzutragen, können Verträge, Verjährung, leptwillige

Verordnungen und frühere, vor Bekanntmachung dieles Gesehes erfolgte rechtskräftige

Entscheidungen nicht entgegengestellt werden.

8. 39.

Vom 1. Januar 1845 an sollen alle Befugnisse, welche nach den Bestimmungen

des gegenwärligen Gesetzes ablöslich sind, nicht weiter durch Verjährung erworben wer-

den können, daher sollen bei einer deshalb künstig in Frage kommenden Verjährung nur-

bis mit dem 31. Dezember 1844 vorgekommene Besitzhandlungen berücksichtiget werden.

8.40.
Von Zeit der Bekanntmachung dieses Gesetzes an sollen Leisiungen, welche nach den

Bestimmungen desselben der Ablösung unterworsen sind, nicht mehr durch Verträge erwor-
ben werden können.

Jedoch können auch künftig solche Verträge giltig abgeschlossen werden, worinnen ge-
messene Spann= oder Handdienste, sowie andere nach diesem Gesetze ablösliche Leistungen
bedungen und versprochen werden, sobald nur dabei zugleich festgesetzt wird, daß und in

welcher Maaße den Verpflichteten deshalb die Ablösung mit Kapitalzahlung frei stehen

und daß selbige jederzeit, nach vorgängiger von dem Verpflichteten zu bewirkender Auf-

kündigung eintreten soll.
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Zulässig ist hierbei dle Vereinigung, daß das Recht zur halbjahrigen Kundigung
für den Verpflichteten erst nach Ablauf eines bestimmten Zeitraums, der jedoch in keinem

Falle eln längerer, als ein zwölffähriger vom Abschluß des Vertrags an gerechnet, sein

darf,statt finden solle.
Jederzeit müssen jedoch solche Verkräge schristlich abgefaßt werden, indem sic außer-

dem nicht für gülilg anzusehen sind.

Diese Bestimmungen sollen insbesondere dann statt finden, wenn auf dismembrirten

oder sonst ausgelassenen Grundstücken neue Häuser erbauet und deren Erwerbern Ver-

rtichtungen zu Diensten oder anderen Leistungen, besonders zu Grund= oder Erbzinsen

auferleget werden.

8. 41.

Die bis zur Ausführung eines Ablösungsvertrages etwa in Rückstand verbliebenen

Frohn-Dlenste, oder andere Leistungen kann der Berechtigie, je nach seiner sreien Wahl

in Natur geleistet verlangen, oder eine Entschädlgung dafür fordern. Die Leptere ist

nach dem, bei der Ablösungsverhandlung ermittelten Werrhe zu leisten, und der Ver-

pflichtete hat sofort nach erfolgter Erklärung des Berechtigten, Richtigkeit zu treffen.

Til. III.

Von Ablösung der Dienste und Frohnen.

8. 12.

Ueber das Necht, auf Ablösung von Frohnen anzutragen, gelten folgende Grund-
säße: .

a) Wegen solcher Dienste, Frohnen und auderer Leistungen, welche blos Einzelnen

obliegen, kann jeder einzelne Verpflichtete antragen;
) auf Ablösung solcher Dienste, wozu zwar gewisse Klassen von Verpflichteten ge-

meinschaftlich verbunden sind, wobei aber der Betrag der auf einen Einzelnen

kallenden Leistung sogleich im Voraus dergestalt bestimmt ausgeworfen werden
kann, daß es künstig deshalb nicht eiwa jährlich oder sonst von Zeit zu Zeit

neuer Ermlttelung bedarf (z. B. wenn die Anspänner eines Orts zu bestimmten

Tagen veipslichtet sind), kann auch von den elnzelnen Verpflichteten angetragen
werden, dasern nach dem Ermessen der Ablösungskommission die Ausscheidung

eines einzelnen Mirfrohnpflichtigen ohne Beschwerde der übrigen Theilhaber und
des Berechtigten möglich ist;

in Fällen, woeine solche Ausscheidung einzelner Grohupslichtiger ohne Nachtheil
der übrigen Verpflichteten und ohne Beschwerde der Berechtigten nicht moglich

S
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isi, siehet das Recht, auf Ablosung der auf einer gewissen Klasse von Verpflich-

teten gemeinschaftlich zu leistenden Frohnen, zu provoziren, nur der ganzen Alasse

zusammen zu;
) auf Ablösung solcher Frohnen, Dienste und Leistungen, welche Gemeinden un-

zertrennt obliegen, können nur die Gemeinden, als solche, im Ganzen antragen.

S. 43.

Wenn in Bezug auf solche Leistungen, welche einer ganzen Klasse von Perpflichte-

ten zusammen (&amp;. 42. c.) oder einer Gemeinde, als solcher im Ganzen (S. 42. d.) ob-

liegen, zwischen den gemeinschastlich Verpflichteten darüber, ob auf Ablösung angetragen

werden soll, oder über andere hier einschlagende Fragen, Verschiedenheit der Meinung

eintritt, so entscheidet die Mehrheit der Stimmen.

Diese ist hierbei nach demjenigen Verhälinisse zu berechnen, nach welchem die Pflich-
tigen bei den abzulösenden Leistungen zu konkurriren verbunden sind.

8, 44.

Bei Ablösung der einer ganzen Gemeinde, als solcher, oder einer einzelnen Ein-

wohnerklasse im Ganzen obliegenden Vewmflichtungen können die Eigenthümer solcher
Grundstücke, welche erweislich eine spezielle Befreiung davon genießen, nicht zur Mitlei-

denheit gezogen werden.

8. 45.

Der Berechtigte ist, wenn ihm eine ganze Alasse, als verpflichtet, gegenüberstehet,

nur in den Fällen gegen Einzelne auf Ablösung anzutragen besuget, in welchen der

einzelne Verpflichtete ein Recht zur Provokation hat. (P. 42 o. und b.)

In allen den Fillen, wo nur von elner Gesammtheit von Verpflichteten auf Ab-

lösung angetragen werden darf (F. 42. c. u. d..), kann er auch nur gegen diese Gesammt=

heit dus Provokationsrecht ausüben.

8. 46.

Die abzulösenden Dienste und Frohnen sind nach dem Betrage der Kosien abzu-

schäßen, welche der Berechtigte aufwenden muß, um die nach bisheriger Feldeintheilung
und Bewirthschaftungsart, sowie nach Beschaffenheit der Dienste selbst, damit bisher be-

strittene Arbeit zu bewerkstelligen.

Bei dieser Abschätzung ist der Betrag der Frohngebühren und der übrigen Gegen-

leistungen, welche der Berechtigte dem Verpflichteten gewähren muß, sowie der dem Be-

rechtigten, in Beziehung auf die ihm zu leistende Frohne sonst erwachsende Aufwand eben-
falls zu berechnen und von dem Werthe der Frohnleistung in Abzug zu bringen.
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8. 47.

Bei Veranschlagung des Werthes einer Frohnleistung ist zu unterscheiden:

u) ob sie nach gewissen Tagen oder Stunden zu leislen ist;
oder

b) ob sie die Vollbringung bestimmter, einem gewissen Zwecke ausschließend gewidme=

ler, in gewissen Zeiträumen regelmäßig wiederkehrender, wenn auch nicht immer

ein gleiches Zeitmaas erheischender Arbelten zum Gegenstande hat, z. B. die

Verpslichtung, ein bestimmtes Feld zur Saat zu bestellen, auf einer Wiese das

Heu zu hauen und dürre zu machen, jährlich eine bestimmte Quantität Holz aus

einer gewissen Entfernung anzufahren.
ob sic weder hinsichtlich der Zeit auf eine gewisse Anzahl Tage oder Stunden be-

schränket, noch hinsichtlich der Art und des Zwecks der Arbeiten genau bestimmt

ist, z. B. Dienste, welche dem Berechtigten zu allen Verrichtungen alltäglich ge-

leisict werden müssen.

Besiehet die Frohne

zu a) in bestimmten Tages= vder Stundenarbeiten, so ist der Werth der Spann-

diense mit sieben Jehntheilen des nach den, von der Ablösungskommission

auszumittelnden und öffentlich bekannt zu machenden Normalpreisen zu be-

rechnenden Fuhrlohns, der Werth der Handdienste mit sieben Zehntheilen

des nach gleichen Normalpreisen zu berechnenden Tagelohnes, als milllerer

Werth der Frohnleistungen anzunehmen.
Bestchet die Frohne

zu b) in einer bestimmten Arbeit, so ist abzuschäyen, wie viel dieselbe, ordnungs-

mäßig verrichtet, im Lohne kosten würde.

Dabei ist der normalmäßige Preis des Fuhr= und Tagelohns zum

Grunde zu legen und die hiernach sich ergebende Summe als Werth der

Frohnleistung festzusetzen.
Sind

S.—

zuch die Frohnen weder hinsichtlich der Zeit, noch des Gegenstandes bestimmt,

so sind dieselben zuvörderst in gewisse Dienste umzuwandeln und sodann
nach den Grundsäten unter à. abzuschäyen.

Um diese Umwandelung unbestimmter Frohnen in gemessene Dienste zu bewerkstelli-
gen, ist aus den Frohnregistern und aus den Angaben beider Theile zu erörtern, wie

viel in einem zehnjährigen Durchschnitte der letzten Jahre, in welchen die Frohnen wirk-

lich zur Ausübung gekommen sind, die sämmtlichen zu ungemessenen Diensten Vewflichteten
und jede einzelne Klasse derselben, der Zeit nach an Frohnen der verschiedenen Ganun-

gen zu leisten gehabt haben.
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Es iß jedoch bei Bestimmung dieses Maahes der bisher ungemessenen Dienste noch

die Rücksicht zu nehmen, daß Menschen und Vieh auch bei ungemessenen Dienslen nicht

über ihre Kräste angestrengt, und die Fröhner, bei Anwendung möglichsten Fleißes nicht

außer Stand gesehet werden sollen, sich und die Ihrigen zu ernähren und ihre eigene

Wirthschaft zu erhalten und fortzuführen.

8. 48.

Auf eine solche Verwandlung ungemessener Diensie in gemessene, können, auch außer

dem Falle einer beabsichtigten Ablösung, sowohl die zu deren Forderung Bercchtigten, als

die dazu Verpflichteten, bei der Ablösungskommission antragen, welche einer solchen

Verwandlung sich eben so zu unterziehen hat, als der Ablösung selbst.

8. 49.

Bei Ausmillelung zu Ablosung von Baudiensten ist in folgender Maaße zu ver-

sahren:
1) es ist jeder Gegenstand, zu welchem von den Verpflichteten Baudiensie zu leisten

sind, abgesondert in Erwägung zu ziehen und der Betrag der dazu erforderlichen

Baudienste durch Sachverständige in der Art abzuschähen, wie solcher sich erge-
ben würde, wenn der in Frage sichende Gegenstand ganz neu hergestellt werden

ollte;
h) darauf ist ferner durch Sachverständige zu bestimmen, wie viele Jahre dieser ein-

zelne Gegensiand, wenn derselbe neu erbaut worden, unter gehörlger Aussicht und

bel zu. gehöriger Zeit erfolgender Reparatur erhalten werden kann, ehe wieder
eine neue Herstellung von Grund aus erforderlich ist;

c) sodann ist auf dieselbe Art auszumitteln, wie viel innerhalb des ganzen ange-

nommenen Zeitraums von einer ganz neuen EErbauung zur anderen der Geldbe-

trag der Baudienste zu den Reparaturen, welche nach sachgemäßen Zeiträumen

von mehr oder weniger Jahren in Anschlag zu bringen sind, für den einzelnen

Gegenstand durchschnittlich für jedes Jahr der angenommenen Bauperiode betra-

gen wird;

4) die Summe der Neubaudienste unter a) und der durchschniktlich berechneten Re-

paraturbaudienste unter c) addirt und durch die Zahl der Jahre der angenom-

menen Bauperiode unter d) dividirt, giebt die dem Berechtigten zu gewährende

Jahresrente als Maaßstab der Entschädigung;

0) bei Ablösung gemessener Baudienste ist nur die Hälste der Tage, auf welche die

Diensie zu leisten sud, in Aurechnung zu bringen und deren Geldwerth ohne ir-

heud einen weiteren Abzug zu erlegen.
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Tit. IV.

Von Ablösung fester Geld= und Natural-Abgaben.

8. 50.

Auf die jahrlichen feñen Geldabgaben, sie mogen ursprunglich als solche bestanden
laben oder durch Verwandlungen auderer Leistungen entstanden sein, ist nur die Ka-

Fllalabfindung anwendbar. Nur der Verpflichtete ist auf deren Ablösung anzutragen

berechtiget.
Von dieser Ablöslichkeit sind jedoch die Zinsen von eisernen Kapitalien und andere

ibrer erweislichen Bestimmung nach unablegliche Zinsen ausgenommen.

8. 51.

Ist eine abzulösende ses#e Geldabgabe nicht alljährlich sondern in längeren, jedoch
hleichförmigen Zeitabschnitten zu entrichten, so wird deren Betrag durch die Jahl der

Jahre dieser Abschnitte getheilt und der Quotient ist als jährlich zu entrichtender Zins

zu ketrachten.

Der fünf und zwanzigfache Betrag dieses Letzteren glebt das Abfindungs-Kapital.

5. 52.

Auf Ablösüng fester Geiraideabgaben anzutragen, ist ebenfalls nur der Verpflichtete

befuget. Die Ablösung derselben kann nur durch Kapital, niemals durch eine Geld-

rente erfolgen.

Unter festen Getraideabgaben sind nach dem gegenwärtigen Gesehe nur die alljähr-

lich oder in längeren wiederkehrenden Perioden in bestimmen Quantitäten zu entrich-

tenden Abgaben in Körnern und Getraide aller Ark, die einen bestimmten Markwreis

haben, zu verstehen. Auch der in solchen Körnern zu entrichtende unabänderliche Sack-

zehente gebort dahin.

8. 53.

Zum Behuse der auszumittelnden Kapitalabfindung wird als Geldwerth einer sähr-

lichen Getraldeabgabe der zehnjährige Durchschnilt nach den Martinimarkwreisen der zus

leht verflossenen vierzehn Jahre, mit Weglassung der zwei theuersten und zwei wohlftil-

sten Jahrt, angenommen.

Der fünf und zwanzigfache Betrag des gefundenen Durchschnittspreises iebt die
Kapitalabsindungssumme. «

BciAusmiltclungdesGkIpMkkhkgspkchkk Getraideabgaben isi zugleich auf die
bessere oder geringere Unalität, in welcher nach besonderen observanz= oder vertragsmä-

bigen Bestimmungen die Abentrichtung erfolgen muß, Rücksicht zu nehmen, und darnach
4
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zu bestimmen, ob und welcher Abzug von den ermittelten Durchschnittspreisen Statt fin-

den soll. Fehlet es an dergleichen ausdrücklichen Bestimmungen, so ist ein Abzug von

fünf Prozent zu machen.

8. 54.

Feste Naturalabgaben, außer dem Getreide, sie mögen in vegetabilischen oder ani-

malischen Erzeugnissen bestehen, können durch Kapitalabsindung oder durch Verwandlung
in feste Geldabgaben abgelöset werden. Auf Kapitalabsindung kann nur der Verpflich-

tete, auf Verwandlung in Geldabgabe können beide Theile autragen.

8. 55.

Zum Behufe dieser Ablösung hat die Kommission ein Verzeichniß aller Gegenstände
solcher Naturalabgaben aufzunehmen, deren Preid nach einem vierzehnjährigen Durch-
schnitte von dem Jahre, in welchem die Ablösung erfolget, zurückgerechnet (mit Weg-

lassung der zwei theuersten und zwei wohlfeilsten Jahre) zu ermitteln und als Norm

für die Werthsbestimmung solcher abzulösenden oder in Geld zu verwandelnden Natu-

ralabgaben festzusiellen.
Der hiernach bestimmte Preis einer Jahresleistung giebt die Geldrente, der 25fache

Betrag dieser das Absindungskapital.
Als Normaltag für die durchschnittliche Preisberechuung ist der Tag anzunehmen,

an welchem die abzulösende Abgabe alljährlich gefällig ist.

C. 56.

Wenn nach der Beschaffenheit des bisherigen Rechtsverhältulsses der eine Theil die

Wahl hat, ob im einzelnen Falle eine Naturalleistung oder eine Geldentschädigung ein-

treten solle, so hängt es auch bei der Ablösung von der Wahl desselben ab, ob das

vorhandene Recht als Naturalleistung oder als Geldreute abgelöset werden soll. Dafer#n

jedoch diese Wahl zwischen den Naturalien und dem Geldpreise bei dem Berechiigten

gesianden hat, so kann er nur auf die Fesistellung der Geldrente für immer, nicht auf

Bezahlung des Abfindungskapitals selbst antragen.

Til. V.

Von Ablösung der steigenden und fallenden Leistungen, insonderheit der Zebenten.

8. 57.

Um diese nicht für jedes wiederkehrende Jahr unabänderlich festgestellten, sondern
mit dem Ertrage des belasteten Grundstücks steigenden und fallenden Abgaben abzulö-

sen, ist zuvörderst die Fesistellung eines Jahresbetrages derselben nöthig.
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Zu diesem Behuse ist deren Reinertrag, sowie der Berechtigte ihn in den lehten

14 Jahren wirklich bezogen hat, dergestalt zum Grunde zu legen, daß fur jedes ein-
zelne Jahr des vierzehnjährigen Zeitraumes der reine Ertrag durch Multiplikation des

Erndtenertrages mit dem Preise gefunden und daraus, unter Weglassung der zwei ein-

träglichsen und zwei wenigst rentirenden Jahrgänge der Durchschnittswerth berechnet wird.

Bei der, nach dem jedesmaligen Viehstande sich richtenden Beethe= und Klauen-

stieuer, welche nur von fünf Jahren zu fünf Jahren erhoben wird, ist der 10fache Er-

trag durchschnittsweise aus den lehzten 50 Jahren zu berechnen.

Mangelt es an sichern Nachrichten über diese früheren Reinerkräge, so ist der jähr=

liche Ertrag, so wie der landwirhhschaftlich mögliche höchste nach Abschätung Sachver-
ständiger, unter angemessener Berücksichtigung der von Zeit zu Zeil eintretenden Kala-

miläten, auszumitteln.

Die Sachverständigen haben dabei den Zustand zu berücksichulgen, in welchem das

betrofsene Gut oder Grundstück zur Zeit der Abschäpung sich besindet, und ihr Gutach-

#en darauf zu richten,

welche Quantität von Getreide, Stroh und anderen Produkten der Berechtigte,

ein Jahr in das Andere gerechnet, zu erwarken habe.

K. 59.

Der Werth des solchergestalt sich ergelenden jährlichen Durchschnittsbetrages ist

bierauf zu ermitteln und bei dieser Preisbestimmung den §s. 53 und 54 aufgestellten

Grundsäßen nachzugehen.
8. 50.

Wenn es sich von Ablösung des Sackzebnten handelt, so ist bei Ausmittelung die-

ses Geldwerthes die am Schlusse des 53. §. gegebene Bestimmung wegen der besseren

oder geringeren Qnalität, in welcher die Abentrichtung erfolgen muß, und wegen des

dabei zu machenden Abzuges von 5 Prozent in Anwendung zu bringen.

Dieser Abzug findet auch statt, bei den in anderen landwirhhschaftlichen Erzeug-

nissen bestehenden Abentrichtungen, 3. B. Fleischzehnten, Zinsgetreide, Zinshühnern und
dergleichen, nicht aber bei dem, von dem Felde unmittelbar zu entnehmenden Zehnten,

ob er gleich sonst den gegebenen Vorschriften wegen der Abschäpung unterlieget.

8. 60.

Wenn über die abzuentrichtenden Naturalien Preisbestimmungen vorhanden und

bisher nach der Wahl des Berechtigten oder Verpflichteten zum Grunde geleget worden

find, so gelten die §F. 56 gegebenen Vorschriften.
4%
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8. 61.

Wegen der Ablösung der sieigenden und fallenden Naturalleisungen und wegen de#

Rechtes, auf dieselbe zu provoziren, finden die §. 54 festgeserzten Bestimmungen völlig

gleiche Anwendung.

Til. VI.

Von Ablösung der Lehn= und Siegelgelder.

8. 62.

Zum Behufe der Ablösung des Lehngeldes ist der jährliche Werth desselben .uach

solgenden Verschicdenheiten zu bestimmen:

4) muß das Lehngeld in jedem Vererbungsfalle des pflichtigen Grundstücks entrich-
tet werden, so sind auf hundert Jahre drei Veränderungsfälle zu rechnen;

2) sind die Descendenten des verstorbenen Besigers von der Entrichtung des Lehn-

geldes frei, so ist nur ein Vererbungsfall auf ein Jahrhundert anzunehmen;

) wenn das Lehngeld in den Fällen einer Veräußerung des pflichtigen Grund-

siücks bezahlet werden muß, so sind zwei solcher Fälle auf ein Jahrhundert an-
zunehmen; .

wenn eine moralische Person ein laudemialpflichtiges Grundstuck besihet und beim

jedesmaligen Ableben des Lehnträgers Lehngeld zu entrichten hat, so sind drei

Veränderungsfülle auf ein Jahrhundert zu rechnen.

Hat der Verpflichtete nicht blos in einem, sondern in mehreren der vorsiehend an-

gegebenen Fälle Lehnwaare zu entrichten, so werden sämmtliche auf ein Jahrhundert

anzunehmende Fälle zusammengerechnet.

.

r——

8. 63.

Bei solchen Lehnstücken, von welchen in allen, durch Todesfälle herbeigeführten Ver-

#inderungen das Sterbelehngeld nach demselten Satze, wie das Anuehmelehngeld oder

mindesiens in einem die Hälfte des Annehmelehngeldes überschreitenden Vetrage ent-

richtet und über dieses noch das Annehmelehngeld oder sonderbare Lehngeld bezahlet

werden muß, werden auf das Jahrhundert sechs Lehnsfällc überhaupt gerechuct.

8. 64.

Wenn der Betrag der in jedem Falle zu entrichtenden Laudemialgebühren, durch

Erbregister, Verträge, rechtskräftiges Erkenntniß oder Verjährung ein für alle Male

gleichmähig festgestellt ist, so wird bei Ausmittelung der Entschädigung die Jahl der auf
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ein Jahrhundert anzunehmenden Lehusfälle dergestalt zum Grunde geleget, daß diejenige
Summe, welche man durch Zusammenrechnung aller auf ein Jahrhundert kommenden

Fälle nach ihrem Betrage findet, durch Hundert getheilet wird.
Der Zuotient ist der jäbrliche Werth, zu welchem das Lehngeld anzuschlagen is.

Um den jährlichen Betrag des Siegelgeldes zu bestimmen, werden so viele Thaler,

als Lehnsfälle auf ein Jahrhundert kommen, augrnommen und durch die Zahl 100 ge-

theilet.
8. 65.

Sind über den Betrag des gleichmäßig zu entrichtenden Lehngeldes keine fesien Be-

stimmungen vorhanden, int dasselbe vielmehr nur nach gewissen Prozenten von dem Werthe

des laudemialpflichtigen Gutes im Allgemeinen zu enkrichten, so ist der Werth dieses let-

keren vermittelst einer Würderung durch Sachverständige auszumitteln.

Diese Taxation soll nach den in der Gegend, bei dem Verkaufe von Grundüücken

an fremde Personen üblichen Preisen bemessen, jedoch für den vorliegenden Zweck von

dem dabei sich ergebenden Betrage ein Fünstheil oder zwanzig Prozent abgezegen werden.

Die verbleibenden vier Fünftheile sind als diejenige Summe anzusehen, wovon die

Lehnwaare nach den rechtlich begründeten Prozenten zu entrichten ist. Der hierdurch ge-

fundene Betrag eines Lehngeldes wird so viele Male zusammengerechnet, als Fälle auf

ein Jahrhundert kommen und die hiernach berechnete Summe durch Hundert getheilet,
giebt den jährlichen Werth des Lehngeldes.

Wenn der Werhh eines laudemialpflichtigen Gutes dadurch erhöhet wird, daß darauf
haftende Dienste und andere Lasten völlig und nicht blos durch Uebernahme einer Neute

oder anderen Leistung abgelöset werden, so kann dennoch der Lehnoherr in Ansehung

dieser Werthserhöhung ein Lehngeld nicht fordern, sondern es ist solchen Falls der Na-

blralbetrag, durch den die Ablösung bewirtet worden ist, von dem Werthe des Grund-

-stücke abzuziehen.
Wenn dagegen das Ablösungskapital durch den Verkauf eines von dem Hauptgute

abgetreunten Grundstücks gewonnen worden ist, so ist dessen Betrag bei Fesistellung des

Lehnwerths in Aufrechnung zu bringen.

S. 66.

Muß die Lehnwaare, ohne Berücksichtlgung gewisser Veränderungefälle regelmäßig
nach Ablauf einer bestimmten Anzahl Jahre entrichtet werden, so wird deren nach den

Vorschriften der vorstehenden §§. gesundenc Betrag blos durch die Zahl dieser Jahre ge-

theilet, um darnach den Betrag der jährlichen Renie zu bestimmen.

Der Provokat hat die Wahl, ob die Ablösung durch Rente oder durch Erlegung.

ihres 25fachen Betrages in Kapital bewirket werden soll.
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8. 67.

Außer der laufenden nach vorsichenden Bestimmungen ermittelten Rente, oder deren

Ablösungopreise ist der Verpflichtete dem Verechtigten zu seiner vollständlgen Entschädig-

ung den Betrag der Rente für so viele Jahre, als seit dem lepten Lehnsfalle bis zur

Ablösung abgelaufen sind, nachzuzahlen gehalten. Jedoch darf diese Bezahlung in kei-
nem Falle den Betrag des beim letzten Veränderungsfalle entrichteten Lehngeldes oder

des durch die nach §. 65 veranstaltete Würderung mit Abzug eines Fünstheils gefunde-

nen Lehugelds, wenn dieses geringer sein sollte, als das Eistere, übersteigen.

Die im Momente der erfolgten Ablösung der Laudemialpflicht bereits reservirten

Sterbelehngelder sind dem Berechtigten im eintrekenden Falle neben dem Ablösungoguanto

zu entrichten.

Jedoch fällt da, wo ein solches reservirtes Sterbelehngeld noch zu bezahlen übrig

bleibt, die Nachzahlung der Rente weg.

8. 68.

Nach erfolgter Ablösung der Lehngelderlast bleiben die Besitzer des verpflichteten

Guts nichts destoweniger verbunden, dieses bei eintretenden Besipveränderungen sich ge-
richtlich überschreiben zu lassen und die taxmäßiden Gebühren dafür zu bezahlen.

Jedoch fallen die bioherigen Unterscheidungen der Gesammtbeleihung und der son-

derbaren Lehnsbesolgungen weg, und es bedarf in Sterbkfällen nur einer einfachen Ue-

berschreibung an die vorhandenen Testamenks= und Intestaterben.

Diese sind vermöge solcher Zuschrift berechtiget, das Lehustück an Fremde zu verkau-

sen, ohne erst einer sonderbaren Beleihung zu bedürfen.

Auch sind mehrere vorhandene Erben berechtiget, denjenigen aus ihrer Mitte zur

Ueberschreibung des Guts zu präsentiren, welchen sie dasselbe überlassen wollen, ohne erst

um vorgängige Gesammtbeleihung nachsuchen zu müssen.

Die Befolgung oder Reservation der Sterbelehn an einem Gute, dessen Verkäufer

die nach der Observanz hergebrachten sterbelehupflichtigenJahreerreichethat,fälltganzweg.

S. 69.

Nach abgelöseter Laudemialpflicht hört das Vorkauforecht, welches dem bercchtigten
Lehnberrn an dem verpflichteten Gure zugeslanden hat, auf.

Tu. VII.“

Von Ablösung der Hutungs-Befugnisse.

8. 70.

Hutungsbefugnisse, sie mogen nun auf Aeckern, Wiesen, Angern, oder in Teichen,
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Forsten, Holzungen, oder auf anderen Weidepläten auszuüben seln, unterliegen der Ab-

lösung nach den Vorschriften des gegenwägtigen Gesehes, dann, wenn sie Jemanden als

eine wirkliche Berechtigung an dem Grundstücke eines Andtren zustehen und nicht blos

bittwelse oder vermöge widerruflicher Verwilligung ausgcübt werden.

G. 71.

Das Recht auf Ablösung der Hutungsbefugnisse anzutragen, stehet eben sowohl dem

Besiter des berechtigten, als dem des verpflichteten Grundstücks zu.

Wenn den Besiyern mehrerer berechtigter Grundstücke gemeinschaftlich eine Servitut

zustchet, so kann von Einem oder Mehreren derselben auf Ablösung nur insofern ange-

tragen werden, als dieselbe ohne erheblichen Nachthell der Belasteten oder übrigen Be-
rechtigten ausführbar ist. ·

tücksichtlichdcksendet-Ausübungeinzuschränken,odekcsistihncncinvckhålcnißmäåig
geringerer Theil des belasteten Grundslücks dazu einzuräumen.

Wird in einem solchen Falle die Anzahl des nach erfolgter Ablösung noch aufzu-

treibenden Viehes so gering, daß ein Hirte darauf nicht weiter gebalten werden kann,

so müssen die Theilhaber demjenigen beitreten, was die Mehrheit unter ihnen der ge-

meinschastlichen Hutung halber beschließet.
8. 72.

Auf Ablösung solcher Hutungsbefugnisse, von welchen mehrere, verschledenen Be-

üitzern gehörige Grundsüücke oder Fluren zugleich betroffen werden, können die einzelnen

Belasieten nur dann antragen, wenn es nach Beschaffenbeit der in Rede slehenden

Dienstbarkeit nicht wesentlich erforderlich ist, daß alle davon betroffenen Grundstücke ihr

untenworfen bleiben, und wenn nicht durch theilweise Ablösung die Dienstbarkeit für die

übrigen Belasteten beschwerlicher und für den Berechtigten deren Ausübung schwieriger,

oder selbst bei geleisteter Entschädigung für die theilweise Aufhebung minder vonkheilhaft

oder sonst bedeutende Verlegenheiten dadurch herbeigesührt werden würden.

8. 73.

Ein Berechligter kann auf theilweise Ablösung einer, ihm an mehreren Grundstücken

desselben Belasteten, zusiehenden Dienstbarkeit nur insofern provoziren, als der Antrag

auf sämmtliche Grundsiücke derselben Art, z. B. die Felder, die Wiesen, die Waldung

gerichtet wird.
Auch der Belastete kann den Antrag auf Ablösung nur in Bezug auf sämmtliche

Grundstücke einer Gattung, nicht auf einzelne Siücke formiren, und in beiden Fällen ist

ein solcher Antrag auf theilweise Ablösung nur unter der, §§. 71 und 72 ausgedrück-

ten Voraussehung zulässig.
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8. 74.

Kann nach den Besiimmungen 88. 71 und 72 nicht eint theilweise, sondern nur

eine allgemelne Ablösung statt finden, so entscheiret unter den mebreren belasteten oder

berecktigten Grundütücksbesißern, sowehl wegen des Antrages auf Ablösung als bei den

im Laufe der Allösungeverhandlungen abzugebenden Erklärungen die Stimmenmehtheit.

8. 175.

Die Stimmen der Eigenthümer ven Grundsüücken, die einer gemeinschaftlichenTrist-

last unterworfen sind, werden nach dem Verhältnisse der Größe dieser Grundstücke, die

Stimmender gemeinschaftlich Verechtigten nach dem Verhälmisse des Antheils, welchen
jeder an der alzulösenden Gerechtigkeit hat, berechnct.

8. 76.

Ist eine Gemeinde, als solche zu Ansübung einer Diensibarkeit berechtiget, oder

gebort das belasiete Grundstuck einer Gemeinde, so bat sich diese ebenfalls nach Stim-

menmehrbeit über den Antrag auf Allösung, sowie über die im Laufe des Ablssungsge-

schäfto abzugebenden Erklärungen zu vereinigen.

Die Berechnung der Stimmen, so wie die Aufbringung der Enischärigungsminel
erjolget nach demjenigen Verhälmisse, nach welchem die einzelnen Glieder vertragemäßig
oder herkömmlich zu den Gemeindelasten beizutragen, oder insofern es sich von Ablösung

einer der Gemeinde zustehenden Berechtigung oder von Befreiung eines von den einzel-

nen Gemeindeglieder benutzten Gemeindegrundstücks handelt, die einzelnen Gemeinde=

glieder daran Antheil zu nehmen hauen.

Vet siädtischen Kommunrechten oder Lasien, welche der Gemeinde, als solcher zu-

sieben, oder oblienen, erfolget die Beschlußnahme nach Maasgabe der bestehenden geset-

lichen oder herlömmlichen Besiimmungen über die Gemeindevemretung.

8. 77.

Bei Koppelhutungsbesugnissen ist zu unterscheiden, ob sic wirklich guf dem Rechte

wechhselseltiger Servituten beruhen, oder nach Analegie der Gemeinschaft zu beurtheilen

sind. Im Zweifelsfalle wird das Leptere angenommen, wenn die gegenseitige Hu#rung

mit gleichen Gakungen von Vieb, zu den nämlichen Zeiten und auf cinem und demsel-

ben Inbegriffe ven Grumstücken ausgeübt wird. Das Verhälmiß kann sodann zu jeder

Zeit auch auf einseitigen Antrag und zwar obne Entschädigung aufgehoben werden.

S. 73.

Verubet eine Keppelhutung wirklich auf gegenseiligen Servituten, so ist jeder Theil

besugel, die Aufbebung derselben in Antrag zu stellen.
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8. 79.

Beschlleßet die nach §§. 6 und 75 zu berechnende Mehrheit der Theilhaber einer

Keppelhmung die Aufhebung derselben, so haben sich die Uebrigen dem Beschlusse der
Mehrbeit zu unterwerfen.

Wenn aber auch die Mehrheit der Beibehaltung beschliehet, so kann dennoch die
Minderzahl und selbst jeder Einzelne auf Ausscheidung antragen.

In diesem Falle wird der Autheil der Ausscheidenden an den gemeinschaftlichen Wei-

depläpen zunächst ausgemitkelt und bestimmt.

Die solchergestalt ausgeschiedenen Gemeindeglieder haben zu dem Hirtenschutte nicht
weiter beizutragen. Bei Aufbringung für Reparatur desHirtenhauses sind sie nur dann

zur Mitleidenheit zu ziehen, wenn dasselbe auher der Wohnung für den Hirten noch zu

anderen Gemeindezwecken beuupzt wird.

8. 80.

Aann nach Ausscheidung Einzelner die Koppelhutung von den Uebrigen fernerhin

nicht ohne Uebertrift über die Grundstücke der Ersten ausgrübt werden, so müssen ihnen

diese eine Uebertrift getatten, welche jedoch auf die, den damit zu Belastenden am we-

nigsten nachtheilige Weise einzurichien und auszuüben ist, jedenfalls aber eine Breite

von zwölf Ellen erhalten muß.

8. 81.

Sollte jedoch, nach dem Ermessen der Ablösungs-Kommission, des Vorbehaltes einer

Uebertrift ungeachtet, die Ausübung der Koppelhutungsgerechtigkeit für die dabei Behar-

renden, besonderer örtlicher Verhältnisse halber, durch die Ausscheidung Einzelner zu sehr
erschwerct werden, und wären diese Hindernisse nicht auf irgend eine thunliche Weise zu

geseitigen, so muß die Ausscheidung vor der Hand unterbleiben.

8. 62.

Bei Aufhebung solcher Koppelhutungen, welche auf gegenseitigen Servituten beru-
ben, ist als Gegenstand der Enschädigung nur das zu belrachten, um wie viel der

Werthsbetrag der Dienstarkeit auf der einen Seite gröher ist, als auf der anderen;

gleiche Werihsbeträge werden ohne Weiteres gegen cinander ausgehoben.

Es mub jedoch bet dieser Berechnung die Uebertrift, welche einer oder der andere

Theil sich gefallen lassen muß, mit in Ansatz kommen.

C. 83.

Wenn der Antrag auf Ablösung einer Hutungsbefugniß erfolget, so ist zuvörderst
der rechtlich begründete Umfang der abzulösenden Dienstbarkeit festzustellen.

5
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Bei dieser Ermitkelung ist auf Verträge, Erbregister, rechtskräftiges Erkenntniß und
insoweit, als von den Belheiligten sich darauf bezogen wird, auf verjährteu Beüitstand

und auf die bestehenden geseplichen Vorschriften zu sehen.

8. 84.

Ist zwar das dem Besither eines Grundstuckes zustehende Recht, ein anderes Grund-

stück mit einer Heerde zu behüten oder zu betreiben, außer Zweifel, aber die Zahl des

aufzutreibenden Miehes nicht bestimmt, und geben in dieser Beziehung weder Erbregister

und Verträge, noch rechtskräftige Entscheldungen, noch Verjährung den Ausschlag, so soll
zuvörderst der Besihsiand der letzten 12 Jahre ermittelt und wenn dieser nicht gleichför=

mig gewesen ist, die Durchschnittszahl des in diesen Jahren aufgetriebenen Viehes ange-
nommen werden. "

Unglucksjahre, in welchen durch Seuchen, Krieg u. s. w. der Viehsiand vermindert

worden, werden hierbei nicht mitgerechnet, und dafür die unmittelbar vorhergehenden frü-

heren Jahre angenommen.

8. 85.

Wenn aber auch dieser zwölfjährige Besitzstand nicht auszumitteln ist, oder wenn von

dem Berechtigten erwiesen wird, daß er von seinem, übrigens fesistehenden Rechte in den

lehzten zwölf Jahren entweder gar keinen, oder doch einen minderen Gebrauch gemacht

habe, als wozu er erweislich durch Urkunden oder Judikate befuget gewesen ist, so wird

die Durchwinterungsgahl, d. h. so viel Vieh angenommen, als der Berechtigte auf dem

Grundstücke, dem das Recht der Hütung zusichet, mit Rücksicht auf dessen Totalertrag

an Rauchsutter, bei einer Vertheilung desselben nach den Grundsäßen der Dreifelder-

wirthschaft zu übenvintern vermag. Unter Rauchfutter ist hierbei Heu, Kleeheu, Grum-

met, Roggen= und Weizensiroh zu versiehen.

8. 86.

Bel dleser Ausmittelung, zu welcher die Ablösungskommission nicht eher schreiten
darf, als wenn sie möglichsten Fleißes bemühet gewesen ist, die Parteien zu vereinigen,

ist das Futter von Ländereien, welche außerhalb der Flur des berechtigten Gutes liegen,

nur dann mit zu berücksichtigen, wenn dieselben entweder schon bei Begründung des

abzulösenden Rechtes zu dem berechtigten Gute gehört haben, oder seit rechtsverjährter

Zeit dabei benutet worden sind.

Dasselbe gilt von dem Jutterertrage solcher lediger Grundsiücken, welche zwar in-

nerhalb der Flur des berechtigten Hauptgutes liegen, jedoch nicht als Pertinenzen zu

demselben gehören, sondern neben diesem besessen werden.
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8. 87.

Das Fulter vom Jehenten wird bei der Durchwinterungsberechnung nur dann be-

rücksichtiget, wenn der Zehente auf der Flur des hutungsberechtigten Gutes ethoben

wird, oder wenn der außerhalb der Flur erhobene Zehente seit rechtsverjährter Zeit bei

dem berechtigten Gute gewesen und das davon gewonnene Nauchsutter bei demselben be-

nupet worden ist.

Das Jutter aus Abgängen einer, zu dem berechtigten Gute gehörigen Brennerei

od##r Brauerei, oder einer anderen Fabrikationsanstalt kann bei AusmittelungderDurch-
winterungszahl nur dann berücksichtiget werden, wenn das Recht, das aus diesen Ab-

gängen erhaltene Bieh auf die Weide zu bringen, durch besondere Titel enworben wor-

den ist.

8. 68.

Wenn von der auszumittelnden Anzahl solchen aufzutreibenden Viehes die Rede

ist, welches nicht mit Heu und Stroh erhalten wird, so ist lediglich der nachzuwei-

sende Besipstand der lehten zwölf Jahre zum Grunde zu legen.

8. 89.

Die Entschädigung, welche dem Berechtigten für das aufzugebende Besugniß zu ge-

währen ist, wird durch das landwirthschaftliche Ermessen zuzuziehender Sachvenständiger

nach dem Nupen bestlmmt, den der Berechtigte bei ordnungsmäßiger und wirthschaft-

licher Ausübung des Besugnisses daron alljährlich zu ziehen befähigt war und den er

mithin nach dessen Aufhebung alljährlich entbehret.
Die dadurch gefundene Summe bestimm den Werth einer von dem Verpflichteten

zu gewährenden Jahresrente, welche er durch Erlegung des 25fachen Betrages in Ka-

vital oder durch Abtretung von Grund und Boden für immer ablösen kann.

Der abzutretende Grund und Boden muß seinem Umfange, seiner Lage und seiner
Beschaffeuheit nach, so sein, daß der Empfänger ihn bei dem Grundstücke, zu welchem er

ihn angewiesen erhält, zu dem ihm angerechneten Werkhe nuten kann und es ist vor-

züglich darauf zu sehen, daß er die Landentschädigung in möglichst zusammenhängender

wirtbschaftlicher Lage bekomme.

8. 90.

Die Entschädigungemiltel sind von mehren Velasieten nach dem, §. 75 besiimmten

Verhältnisse aufzubringen und nach demselben Verhältnisse unter die Verechtigten zu ver-

theilen.

S. 91.

Wenn es zur Ablösung eines Hutungörechtes kommt, mit welchem eine bloße Treibe
5%
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oder Uebertrifft, welcher andere Grundstücke unterworfen sind, als Nebensewitut in Ver-

bindung stehet, so dürfen die Besiper der mit dieser Nebenservitut belasteten Grundstücke

die Ablösung derselben nicht verweigern.

Der Betrag der von ihnen für den Wegfall dleser Nebenservilut zu leistenden Ent-

schädigung ist dergestalt auszumitteln, daß der Werth der Trlebe ebenso abgeschähet wird,
als ob der bei dem Uebertreiben des Viehes betroffene Theil des Grundstücks während

der Zeit des Uebertreibens die Hutung zu leiden bätte.

Von dem hiernach sich ergebenden Betrage hat aber der Besiper des dienenden

Grundstücks dem Berechtigten nur zwei Driktheile als Vergümung für die aufhörende

Servitut zu gewähren.

Die für den Berechtigten nach erfolgter Ablösung zum Auskreiben seines Viehes

auf seine eigenen Grundstücke nöthigen Wege und Uebertristen müssen demselben nach

Maasgabe der unten §. 108—111 ertheilten Vorschristen ausgemittelt werden.

Tit. VIII.

Von der Gemeinheitstheilung.

8. 92.

Die Gemelnheitstheilung findet Statt an solchen ländlichen Grundslücken, welche sich

im gemeinschaftlichen Eigenthume der Guts= oder Gerichtsherrschaft und einer Stadt-

und Dorsgemeinde oder der Leßteren ausschließend befinden, und an denen den Gemein-

degliedern eine unmittelbare Benupung zustehet.

Sie ist ausgeschlossen bei Gemeindegrundstücken, deren Nuhungen zur Erhaltung

und zum Beßten des Gemeinwesens bestimmt sind, und welche den Gemeindegliedern nur

mittelbar zu Gute kommen.

Auf Regulirung und Auseinandersehung gemeinschastlicher Hutungsgerechligkeiten fin-
den die oben F. 74 folg. gegebenen Bestimmungen ihre Auwendung.

8. 93.

Diese Aufhebung der Gemeinheit wird dadurch bewirket, daß den sich auseinander-

sehenden Theilnehmern an die Stelle ihrer Berechtigungen ein verhälmißmäßiger Antheil

oder eine angemessene Entschädigung zur ausschließenden, freien Benuhung überwiesen
ird.

Eine Enkschädigung, in deren freien Gebrauche der Empfänger gehindert sein wür-

de, ist Keiner anzunehmen schuldig.

8. 94.

Jedes zur unmittelbaren Theilnahme an den Nuyungen eines Gemeindegrund-
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stücks berechtigte angesessene Gemeindegliedistfürdie, seinem Grundbesihe anhängenden
Theilnehmungsrechte auf Auseinandersehung anzutragen befuget.

8. 95.

Bei Gemeindeplätzen und Lehden, welche einer bestimmten Kommun nicht in Lehn

gereichet und welche von dieser und der Guts= oder Gerichtsherrschaft gemelnschaftlich zur

Trist benupzt worden sind, wird angenommen, daß das Eigenthum zur einen Hälste der

Gutsherrschaft, zur andern Hälste der Gemeinde zustehe. Wenn dagegen durch Vertrag,

Verjährung oder rechtskrästige Entscheidung ein anderer Maasstab der Vertheilung fest-

gestellt oder die Gemeinde im ausschließenden Besipe des Grundes und Bodens gewe-

sen und die Tristgerechtigkeit der Kammer= und Nintergutsherrschaft nur als Dienstbar-

keit ausgeült worden ist, so behält es dabei sein Bewenden.

In Fällen, wo das von der Gemeinde behauptete ausschließende Eigenthum der

Gutsherrschaft gegenüber nicht sofort dargethan werden kann, ist die Gemeinheitstheilung

einstweilen auszusehen und die rechtliche Ausführung über das Eigenthumsverhältniß ein-

zuleiten. (vergl. S. 150.)

8. 96.

Mehrere oder auch alle Gemeindeglieder können sich zu einem solchen Antrage ver-

einigen, entweder so, daß Jeder von ihnen seinen besondern Antheil zu abgesonderter Be-

nutzung verlangt, oder so, daß mehrere Interessenten, die unter sich in Gemeinheit blei-

ben wollen, auf Auseinanderseyung mit den Uebrigen antragen.

8. 97.

Der Antrag auf Gemeinheitsaufhebung kann nicht nur in Rücksicht aller, einer ge-

meinschaftlichen Benutung unterworfenen Gegenstände, sondern auch in Bezug auf ein-

zelne derselben gemacht werden, so daß rücksichtlich der nach der Theilung verbleibenden

übrigen die Gemelnschaft fortbestehet. Jedoch muß das einzeln abzutheilende Grundstuck

wenigsiens so groß sein, daß von der Hälfte der Gemeindeglieder Jedes mindestens 10

Quadratruthen Land erhält, wie §. 101 weiter bestimmt ist.

8. 98.

Verkräge, Judikate, Verjährung können den Antrag auf Auseinandersetzung einer
Gemeinheit nicht ausschließen.

Is die Gemeinschaft durch eine letzte Willensverordnung begründet und für alle

Zeiten fesigeseyet worden, so kann sie nur dann aufgehoben werden, wenn wegen einge-

tretener Veränderung in den Verhältnissen und Umständen die Absicht des Testirers nicht

mehr erreicht werden kann.
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8. 99.

Statt der Theilung kann auch eine Veräußerung der Gemeindegrundstücke unter

Leitung der vorgesetzten Gerichtsobrigkeit vorgenommen werden, jedoch muß in diesem

Falle der zu erlegende Kauspreiß oder sonstige Vortheil zum bleibenden Nutzen der gau-

zen Gemeinde oder der sämmtlichen betheiligten Mitglieder angeleget werden.

8. 100.

Wenn die Theilung oder der Verkauf eines Gemeindegrundstücks in Antrag gesiellt

wird, so ist vorher durch die betreffende Ortsobrigkeit und die Gemeinde sorgfältig in Be-
rathung zu ziehen, ob es nicht für das Gemeinwesen vortheilhafter sei, das Benuhungs-

recht der einzelnen Mitglieder durch eine, ihnen zu bewilligende Entschädigung abzulösen
und das Grundstück, als ein für das Gemeinwesen allein, mit Ausschluß der einzelnen

Mltglieder zu benutendes Gemeinde-Eigenthum zu erhalten.

S. 101.

Es ist ohne Beweisführung anzunehmen, daß jede Gemelnheitsauseinandersehung
zum Besten der Landeskultur gereiche und ausführbar sei. Nur dann, wenn behauptel

wird, daß eine bisher gemeinschaftliche Gefahr der Versandung oder der Beschädigung

der Substanz durch Naturkräste nach der Theilung einzelne Theilnehmer allein oder doch

vorzugsweise treffen würde, ist der Beweis des Gegentheils zulässig, welchen der Behaup-

tende durch Sachverständige zu führen hat.

Wenn das Grundstück, auf dessen Theilung angetragen wird, so klein ist, daß nicht

wenigstens die Hälfte der Theilungsinteressenten jeder ein Stück von zehn Quadrat-

ruthen (die Ruthe zu 8 Ellen) zu seinem Antheile erhalten würde, so ist die Natural-

abtheilung ganz zu unterlassen oder mindesiens so lange auszusehen, bis es zur Theilung

anderer, derselben Gemeinde gehöriger Grundstücke kommt.

Wenn in diesem lehteren Falle die §§. 99 und 100 nachgelassene Veräußernug

oder Umwandlung in ein, zum Besten des Gemeinwesens zu verwaltendes Grundsiück

nicht Platz greifet, so kann bis dahin, wo eine Naturtheilung möglich wird, eine Ver-

rachtung des Gemeindegrundstücks im Ganzen oder in einzelnen Parzellen, nach dem

Ermessen der Ablösungskommission, unter Leitung der Ortsobrigkeit eingeleitet und das

zu erlösende Pachtgeld unter die einzelnen Theilnehmungsberechtigten vertheilet werden.

S. 102.

Es bedarf auch in dem Falle, wenn ein einzelnes Gemeindeglied auf Auseinan-

derseyung mit den übrigen anträget, des Beweises nicht, daß die Theilung zum Vor-

tbeile sämmtlicher Thellnehmer geschehen könne; es genüget vielmehr, daß die übrigen,
wic ohne besonderen Nachweis anzunehmen ist, vollständig entschädiget werden können.
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8. 103.

Die Theilung von Komunalwaldungen und Holzungen ist nur dann als nuplich

anzunehmen, wenn entweder die einzelnen Theile zu sorstmäßiger Benutzung geeignet
bleiben, oder der Boden nach Abtrieb des Holzes vortheilhafter als Feld oder Wlese be-

nuß#t werden kann.

8. 104.

In das zu theilende Grundstück mit Dienstbarkelten behaftet, welche nach der Theil-

ung nicht in unveränderter Maaße würden ausgeübt werden können, oder welche der

freien Benutzung der elnzelnen Theille hinderlich sein würden, so müssen diese Servilu-
ten, dafern sie das ganze Giundstück betreffen, und der Dienstbarkeitsberechtigte nicht

ohne vorgängige Ablösung in die Theilung williget, entweder vor Vollzlehung der Letz-
teren von dem ganzen Grundstücke oder von dem abzusondernden Theile abgelöset wer-

den, oder es muß, wenn dieß nicht auszuführen sein sollte, die Theilung unterbleiben.

Sind die Dienstbarkeiten von der Art, daß deren Ausübung nur einen Theil des be-

lasteten Grundsüücks erfordert, und daß sic ohne Nachtheil des Berechilgten auf einem

bestimmten oder auf einem anderen, als dem zeitherbetroffenen Theile dieses Grundstücks

ausgenbt werden können, wie z. B. Uebertrifts-Wegegerechtigkeiten, Viehtränken und

dergleichen, so müssen dieselben in der geeigneten Maaße beschränket werden.

Diese Beschränkung müssen sich der Berechtigte sowohl, als die sämmtlichen Ge-

meindeglieder gefallen lassen, selbst wenn nur einzelne Interessenten auf Theilung pro-

vozirt haben.

8. 105.

Bei der Auseinandersehung selbst müssen die Interessenten nach Verhältniß ihrcs

bisherigen Theilnehmungsrechtes abgefunden werden.
Wo der Umfang der Theilnahmsberechtigung [der einzelnen Gemeindeglieder durch

Staluten, Verträge, Ortsgewohnheit, Verjährung oder rechtskräftiges Erkenntniß festge-
sehet ist, da geschiehet die Theilung nach diesem Maasstabe.

Wo eine solche Norm nicht vorhanden ist, da wird Gleichbeit der Theilnahmsbe-

rechtigung unter sämmtlichen Gemeindegliedern angenommen.

Ob ein zur Theilnahme an der Benutung des zu theilenden Gemeindegrundftücks

berechtigtes Kommunglied von diesem seinem Rechte zeither mehr oder weniger, als er

nach seinem Antheile gekonnt, Gebrauch gemacht hat, dieß hat auf die Bestimmung des
bel der Theilung ihm anzuweisenden Antheil keinen Einfluß.

. 106.

Die nach Aufhebung der Gemeinheit jedem einzelnen Theilnehmer zur freien und
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ausschließenden Disposition und Benutung anzuweisenden Theilstücke muh der Empfän=
ger bei dem Gute, zu welchem sie angewiesen werden, auch wirklich zu dem Werthe be-

nutzen können, zu welchem sie ihm angerechnet werden und es soll daher namentlich je-

der Theilnehmer seinen Antheil in der Lage angewiesen erhalten, welche für ihn die

vortheilhafteste ist.
Wenn mehrere Gemeindeglieder in Gemeinschaft bleiben, während andere aus der-

selben heraustreten, so müssen die ausscheidenden und die bleibenden Gemeindeglieder ihre

Antheile in möglichst zusammenhängender wirthschaftlicher Lage erhalten.

In diese ohne Verkürzung einzelner Theilnehmer und ohne Aufopferung überwiegen-
der Kulturvortheilc nicht zu erlangen, so kann sich Keiner entbrechen, seine Landentschä-
digung in getrennter Lage anzunehmen, vorausgesetzet nur, daß deren freier, ungehemm-

ker Gebrauch und eine zweckmäßige Bewirthschaftung derselben möglich ist.

8. 107.

Bei diesen Theilungen ist für einen Ausfall in der Güte eines Theilstäcks ein Zu-

sotz in der Fläche zu bewirken und von den Gemeindegliedern anzunchmen.

Es ist bel Abschähung der einzelnen Theile auf den Nuyen und Ertrag welchen sie

ibrem Besitzer gewähren, auf den Unterschied in der Entfernung und auf andere Vor-

tbeile der Lage Rücksicht zu nehmen.

Grundstücke, welche keiner Gemeinheit unterliegen, müssen, wenn der Eigenthümer

sie anbietet und die, nach Befinden erforderliche Dismembrationserlaubniß auswirkt, und

wenn sic in den Auseinanderseungsplan passen, zwar angenommen, können aber nicht

algedrungen werden.

8. 108.

Jedem Theilnehmer müssen zu den ihm angewiesenen Grundstücken die erforderlichen
Wege und Uebertriften verschafft werden.

Der zu deren Anlage erforderliche Grund und Boden muß von allen Betheiligten

nach Verhälmiß ihres Theilnehmungorechtes hergegeben werden, und der Beitrag jedes
Einzelnen wird ihm auf seine Absindung angerechnet.

In eben dem Verhältnisse muß jeder Theilnehmer zu Ansertigung und Unterhalt-

ung dieser Wege beitragen, wenn diese nicht von einem einzelnen Gemeindegliede über-

nommen wird, welchenfalls bei Abschätung der einzelnen Theile auf die hieraus entste-

bende Belästigung im Voraus Rücksicht zu nehmen, und dem Uebernehmer des belasteten

Grundsiücks eine angemessene Schadloshaltung auszuwerfen ist.

8. 109.

Eben dieses findet in Rücksicht der etwaigen Entwässerungsgräben, ohne welche der
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Boden den Ertrag, zu welchem er abgeschätzet worden ist, nicht gewähren kann, inglei-
chen rücküichtlich der Grenzgräben, statt.

8. 110.

Jeder Theilnehmer kaun verlangen, daß ihm die unentbehrliche Mitbenugung der

Gewässer auf den auseinandergesetzten Grundstücken vorbehalten und diese so angewiesen
werde, wie es für beide Theile am angemessensten ist. Werden zu diesem Behufe neue

Tränkstärten angeleget, se finden die Vorschriften §. 108 statt.

8. 111.

Der Gebrauch der beizubehaltenden oder neu einzuführenden unentbehrlichen Dienst-

barkeiten, als der Wege-Ueberktriften 2c. muß so bestimmt werden, daß er den Zweck der

Auseinandersepung nicht vercitle und so wenig als möglich beschränke.

8. 112.

Wenn ein Kommunplaß von Seiten der Kommunglieder oder Einiger derselben da-

zu benupet worden ist, daß ihre Gänse und Schweine darauf gegangen sind, so ist bei

der Auseinandersehung hierauf nur insoweit Rücksicht zu nehmen, als eine eigentliche

Behütung mit diesen Viehgaltungen durch einen Hirten regelmähig siattgefunden hat.

8. 113.

Die Entschädigung, welche jeder Theilnehmer durch die Auseinandersetzung erhält,

ist ein Surrogat der dafür abgetretenen Grundstücke oder abgelöseten Berechtigungen

und erhält in Ansehung ihrer Befugnisse, Lasten und sonstigen Rechtsverhältnisse die Ei-

genschaften derjenigen Grundsiücke, für welche sie gegeben worden sind.

Die durch die Theilung den einzelnen Mirberechtigten zugewiesenen Grundsiücke

wachsen dem Haupigure nach den §. 31 folg. gegebenen Bestimmungen zu und treten in

Mücksicht der vehns= und Fideikommißverbindungen und der hypothekarischen Schulden

an die Sielle der aufgegebenen Rechte oder Grundstücke.

8. 111.

Wenn mehrere Gemeindeglieder rücksichtlich des auf sie zusammen gekommenen An-
tkeils von einem getheilten Kommungrundstücke unzer sich in Gemeinschaft bleiben, so
wird das auf sic zusammengerechnete Theilstück Zubehör ihrer Hauptbesihungen nach

idealen Autheilen im Verhältnisse ihres Aupungsrechtes.

8. 115.

Solche in Gemeinschaft bleibende Interessenten sind rücksichtlich des auf sie zusam-
6
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men gekommenen Theilstücks blos als Miteigenthümer unter einander zu bekrachten, ohne

in Bezug auf diese Gemeinschaft die Rechte einer Gemeinde zu geniehen.
Das Verhältniß der Interessenten und der Größe des Gesammtbetrages ihrer An-

thelle von dem getheilten Grundsiücke im Vergleiche zu der Anzahl der übrigen Ge-

melndeglieder und deren Antheile macht hierbei keinen Unterschied.

8. 116.

Es kann jedoch eine solche Gemeinschaft in der Folge jederzeit anfgehoben werden,

wobel die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes ihre durchgängige Anwendung

finden.

Til. IX.

Von den Rechten dritter Personen und deren Wahrnehmung.

8. 117.

Die für abgelösete Leiungen zur Entschädigung gegebenen Grundülcke, Karitalien

und Jahresrenten treten in Rücksicht der Lehns= und Fideikommißverbindungen und der

hppothekarischen Schulden in die Stelle der abgelöseten Leistungen.

Es muß daher wegen der zur Absindung ausgeworfenen, jedoch nicht gleich bezahl-

ten, dem Berechtigten aber durch Eintragung auf das verpflichtete Gut versicherten Ka-

Pltalien, ingleichen wegen der, zu gleichem Bebufe ausgemittelten Rente in dem Hypothe-
kenbuche bei dem belasicten Gute vermerket werden, daß das Kapital oder die Rente ein

Zubehör des berechtigten Gutcs sel.

Ein gleicher Vermerk ist in den Lebnsakten oder den Hypothekenbüchern über das

berechtlgte Gut zu machen.

Diese Vormerkungen dürfen nur dann unterlassen werden, wenn dicjenigen, zu de-

ren Sicherheit sie erfolgen sollen, ausdrücklich darauf verzichten.

S. 118.

Die Lehnsherren, die Lebnsfolger, Nutznießer, Wiederlaufsberechtigten und lwpothe-

karischen Gläubiger können der Ablösung nicht widersprechen, sondern nur verlangen,

daß ihre Rechte auf die nachstehend bestimmte Weise wahrgenommen werden.

S. 119.

Die Lehnäherren, die Lelns= und Fldeikommißfolger haben das Necht, zu verlangen,

daß das für aufgebobene Leistungen und Diensibarkeiten erlegte Kopital wieder zu Lebn
eder Fideikommiß angeleget oder sonst sicher gestellt werde.
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8. 120.

Die Benupung des Kapitals zu Abtragung folcher Lehnsschulden, welche mit lehns-

herrlichem Kensense auf das berechtigte Gut versichert, auch für die Lehns= und Fidei-

kommihfolger, sowie für andere Realberechtigte verpflichtend sind, ist nachgelassen und

als eine Verwendung in das Lehn selost zu betrachten. Nur wird in einem solchen

Falle der konsensnable Werth des Lehns um den Vetrag deo abgesioßenen Napitalo

berabgemindert.
KS. 121.

Alle hypothekarischen Gläubiger haben nach der Reihenfolge ihrer Priorität, An-

soruch auf Befriedigung aus den gezahlten Ablösungskapitalien oder auf Sicherstellung

durch deren gerichtliche Niederlegung, insoweit nicht der, §. 129 bezeichucte Fall eintrin.

Die Ablösungokommission hat hierauf Rücksicht zu nehmen und sofort nach ausgemttkell-

ter Entschädigungssumme den Verpflichteten darauf, daß er ohne Zustimmung der Gläu-

biger nicht zahlen dürfe, aufmerksam zu machen: ihn deshalb an die Hypothekenbehörde
des berechtigten Gutes zu verweisen und diese von dem Rezultate der Ablösungover=

bandlung unverweilt in Kenntniß zu sepen, damit die, zu Sicherstellung der Gläubiger

nöthigen Verfügungen getroffen werden können.

8. 122.

Die Hypothekenbehorde des berechtigten Gutes hat nach dem Eingange einer solchen

Anzeige sämmtliche Realgläubiger von der erfolgten Ablösung in Kenntniß zu setzen und

ibnen die verabredete Kapitalabsindungssumme nach Maasgabe ihrer Priotilät, welche

zugleich in der erlassenen Verfügung, in soweit sie sich mit Sicherheit übersehen läßt,

bestimmt wird, anzubicten, mit der Eröffnung, daß rucksichtlich derjenigen, welche sich

innerhalb Sächsischer Frist von erfolgter Insinnation über die Annahme nicht erklärt

baben werden, angenommen werden solle, als hällen sie auf Befsciedigung aus dem Ab-

lösungskapitale verzichtek.

8. 123.

Die Zahlung an den Gäubiger selbst sepet vollständige Legitimation des Empfängers

in der Maahe voraus, daß die wegen der abzuntßenden Forderung bestellte Hppothek

legal gelöscht werden kann. 4

So lange es an solcher Legitimatlon fehlt, trilt gerichtliche Niederlegung auf Kosten

des mangelhaft gercchtfertigten Gläubigers ein.

8. 121,

Die Erklrung eines, der Prlorität nach vorgehenden Gläubigers, daß er die ihm
6.
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angebotene Zahlung annehmen wolle, schlieht das Recht des späteren in soweit aus, als

nicht nach Befriedigung des Ersten ein Ueberschuß bleitt.

Gleich bevorzugte Gläubiger haben gleiche Rechte.

g. 125.

Wegen eiserner auf dem berechtigten Gute unaufkündbar haftender Kapitalien be-

darf es keiner besonderen Sicherstellung, wenn ihr Betrag nicht die Hälste der nach Ab-

zug des Absindungskapitals verbleibenden konsensuablen Summe übersteiget. Entgegen-

gesepten Falles ist unker Zuziehung derjenigen Behörde oder Person, welche die Rechte
eines solchen Kapitals zu vertreten hat, eine andere Sicherstellung zu ermitteln.

8. 126.

Das Interesse der Wiederkaufsberechtigten ist von der Ablösungskommission in fol-

gender Art wahrzunehmen,

a) ist als Wiederkaufspreis für das berechtigte Gut die vorige Kaufsumme oder ir-

S

gend ein gewisser Preis im Voraus bestimmt, so ist dem Wiederkaufsberechtigten

das Befugniß auszubedingen, bei künftiger Ausübung seines Wiederkanfsrechtes
den Betrag des Ablösungs-Kapitals, insofern es nicht in das Guk selbst verwen-

det worden ist, an dem Wiederkaufspreise zu kürzen;

ist der Wiederkaufepreis nicht im Voraus festgesetzt, sondern bestimmt worden,

daß das Grundstück nach dem wahren Werthe, den es zur Zeit der Ausübung

des Wiederkaufsrechtes haben wird, überlassen werden soll, so hat die Ablösungs-
Kommission deshalb keine Vorkehrung zu treffen, sondern es wird die Werth-

schmälerung, die das Grundstück durch den Wegfall der abgelöseten Leistungen et-

wa erlitten hat, bei Bestimmung des Wlederkaufspreises durch Würderung in

Betracht gezogen werden;

kann der Wiederkaufsberechtigte eine, vermögeeigenthümlicher Verhältnisse zu be-
sorgende sonstige Gefährdung seines Interesse durch die Ablösung und die Noth-

wendigkeit, diese bis zur künftigen Ausübung des Wiederkaufs sicher zu stellen,

nachweisen, so ist ihm eine solche Sicherheit nach Ermessen der Kommission zu be-

siellen.

8. 127.

Wegen der auf einem berechtigten Gute haftenden Auszüge, Abgaben, Laudemien,

Erbzinsen, Zehenten 2c. und der den Inhabern solcher Gerechtigkeiten geseglich zustehen-

den Hypotheken ist eine besondere Sicherheitsbestellung nicht erforderlich.
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8. 128.

Der Besiher des verpflichteten Grundstücks ist nicht verbunden, das von ihm zu er-

legende Ablösungskapital, wenn dessen Zahlungstag eingctreten ist, die Erörterungen we-

gen des konkurrirenden Interesse dritter Personen an dem berechtigten Gute aber noch

nicht geschlossen sind, bis zu deren Beendigung zu behalten. Er ist vielmehr besuget,

dasselbe auf Kosten und Gefahr des Beüßers des berechtigten Gutes bei dessen Hypothe-

kenbehörde zu deponiren.

8. 129.

Der Besiper des berechtigten Gutes kann von den, 8. 118 bezeichneten dritten Per-

sonen eine freie Versügung über einen Theil der Ablösungssumme dann verlangen, wenn

er anzuführen und nachzuweisen vermag, daß er nach Wegfall abgelöseter Dienste und

Frohnen zur Bewirthschaftung seines Grundstücks mehr Vieh, Schiff und Geschirre, alu

bisher darauf gehalten worden, anschaffen, daß er zu diesem Behufe, so wic wegen uö-

thig gewordener Annahme mehreren Dienstgesindes ganz neue Gebäude bauen, oder die

bereits vorhandenen erweitern muß, oder daß noch andere zeither nicht erforderlich gewe-

sene Verwendungen in die Wirthschaft durch die Ablösung nörbig geworden sind.

Ein solches Auführen hat die Ablösungs-Rommission zu prüfen und den Betrag des

hierzu erforderlichen Kapiralo zu bestimmen.
Die Hälfte dieses Kapitals kann der Berechtigte sofort, noch vor der wirklichen Ver-

wendung zu den zu machenden Anschaffungen und Veranstaltungen erheben, die andere

Pälste aber dann verlangen, wenn er der Ablösungs-Kommission nachweiset, daß er die

sämmtlichen Anschaffungen und Einrichungen, wozu ihm das Kapital verwilliget war,

bewirket habe. Die Ablösungs-Kommission hat, wenn sie von der Wahlheit dieses An,

führens sich überzeugt hat, die erforderliche Zahlungsanweisung an die Verpflichteten zu

erlassen. ·

§.l:10.

Wenn die Verpflichteten in einem solchen Falle als Provokaten, die Ablösung in

Rente gewählt haben sollten oder wenn der Bedarf durch die von ihnen gewählte theil-

weise Kapitalzahlung nicht hedeckt wird, so ist der Besiper des berechtigten Gutes befu-

get, das erforderliche Kapital gegen Verpfändung seines Grundstücks zu erborgen, ohne

daß die seblende Einwilligung der Mitbelehnten und Fideikommißfolger oder der Umstand, :„

daß die konsensuable Summe überschritten wird, ein Hinderniß abgeben kann.

Der Konsens wird jedoch anders nicht, als gegen ein von der Ablösungokommission

auszustellendes Zeugniß über die Nothwendigkeit einer solchen Darlehnsaufnahme, erthei-
let und wegen Auszahlung des erborgten Kapitals an den Berechtigten in zwei Raten

die im 129. . ertheilte Vorschrist wiederholct.
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8. 131.

Ruhet auf einem zu tbeilenden Gemeindegrundsiück elne Hypolhek, so muß es davon

entweder durch Zahlung oder durch Verzichtleistung des Gläubigers besreit oder die Er-

klärung deslelben, daß er dle Vertheilung seines Forderungsrechts an die einzelnen Thell-

ungsinteressenten sich gefallen lasse, beigebracht werden.

8. 132.

Durch ein Pachwerhältniß, es mag solches bei dem berechtigten oder verpflichteten

Gute Siatt finden, wird die Ablösung an sich nicht gehindert. Es ist dabei jedoch Fol-

gendes zu berücküchtigen:
o) Dem Vervachter eines berechligten sowohl als eines verpflichteten Grundstücks siehet

zwar das Recht zu, auf Ablösung zu provoziren und das Ablösungsgeschäft einzu-

leiren. Er ist aber, wenn der Pacht vor der Publifation des Gesetzes bercits ab.

geschlossen war, (ohne daß wegen des Nechts zur Ablösung etwa ein Vorbehalt

gemacht worden ist) nicht befuget, noch während der Dauer der Pachtzeit den Ab-

lösungsvertrag zur Ausführung zu bringen.
h) Ist gegen den Besiper eines verpachteten, — berechtigten oder verpflichteten —

Grurdstücks auf Ablösung provozirt worden, so kann dieser auch ohne Justimmung
des Pachters den Ablösungsvertrag nicht nur abschließen, sondern auch zur Aus-

fübrung bringen.

8. 133.

Sind für den Fall einer solchen Ablösung überdie Entschädigung des Gutepachters

rechtsbeständige Verabredungen getroffen, so hat es dabei sein Bewenden; sind dergleichen
nicht getroffen, so treten die nachstehenden Vorschriften ein.

8. 134.

Ist das berechilgte Gut verpachtet, so muß der Pachter des abgelöseten Nechtes sich

mit der Nuhung derjenigen Cntschärigung begnügen, welche seinem Verpachter zu Thell

geworden ist.

8. 135.

Beslehet die Entschädigung in Rente, so ist ihm diese, bestehet sie in Kapital, so“

find ihm die vierprozentigen Jinsen desselben zu überlassen, er kann jedoch verlangen, daß

töm die zu dessen Bewirthschaftung nöthigen Gebäude hergestellt oder angewiesen werden,

wogegen er die Zlusen des aufgewendeten Baukapitals mit Vieren von Hundert zu ver-

güten hat.
Wenn der Pachter aus irgend einem Grunde die Entschädigungsländerelen nicht zur
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Benuhung erhält, so ist ihm der Betrag der Rente, auf welche solche bei der Ablösung

angeschlagen war, von dem Verpachter zu gewähren.

8. 136.

Wird in Folge der Ablösung, besonders von Diensten und Frohnen, die Aufflührung

neuer oder die Erweiterung bereits vorhandener Gebäude nölhig, so ist diese, sowie die

etwaerforderliche Vermehrung des Juventarium an Vieh, Schiff und Geschirre von dem

Verpachter des bercchligten Grundstücks zu bewerkstelligen und wenn der Verpachter und

Erwachter sich deehalb nicht vereinigen können, so hat die Ablösungskommission den Um-

sang, Betrag und Zeitpunkt der desfallsigen Einrichtiungen und Anschaffungen zu bestimmen.

Der Erpachter, welchem die Ablösungsrente oder die Zinsen des Absindungskapitals

zu gute kommen, hat dagegen die Jinsen des auf die neuen Einrichtungen und Anschaf-

sungen verwendeten Kapitals mit vier vom Hundert dem Verpachter zu vergüten und

muß bei dereinstiger Rückgabe des ihm verpachteten Gutes das neu angeschaffte Inventa-

rium, welches gleich bei der Uebergabe an ihn zu taxiren ist, in derselben Quam#ität und

Qualität, wie es ihm übergeben worden ist, nach dem Taxwerthe zurückgewähren.

Die von ihm beim Antritt seines Pachtverhältnisses oder sonst bestellte allgemeine

Pachtkaution haftet auch für diesen Zuwachs des neuangeschafften IJnventars, ohne daß

ec deshalb besonderer Verabredungen bedarf.

8. 137.

Will der Erpachter mit der, dem Verpachter zu Theil ewordenen Entschädigung

nach den bisherigen Grundsäßen sich nicht begnügen, so stchet es ihm frei, den Pacht zu

kündigen.
Will er von diesem Kündigungsrechte Gebrauch machen, so hat er sich binnen drei

Monaten von der, an ihn erfolgten Bekanntmachung des bestätigten Ablösungsrezesses

deshalb zu erklüren. Unterläßt er dieses, so gilt sein Stillschweigen als Verzicht auf

das Recht, den Pacht aufzukündigen, und er bleibt verpflichtet, in demselben bis nach

Ablauf der kontraftmäßigen Pachtzeit auszuhalten.
Die Kündigung des Pachtes muß wenigstens schs Monate vor dem Abzuge ge-

schehen und dieser kann nur am Ende eines Pachtjahres erfolgen.

8. 138.

Dieses, dem Pachter eingeräumte Recht der Kündigung soll dann wegfallen, wenn

das abgelöste Recht im Verhältniß zur Wirihschaft so unbedeutend ist, daß nach dem

Urtheile der Ablösungskommission keine mertliche Veränderung in den Wirthschoftsver-

hältnissen entsiehet. k%

Dieß ist in der Regel dann anzunehmen, wenn der Betrag der, dem Erpachter für
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rie abzulösenden Gerechtsame nach §F. 134 und 135 zu leisiendenEntschädigung in einem
Jahre ein Zehntheil des von ihm für das ewachtete ganze Gut zu zahlenden einjäh-

rigen Pachtgeldes noch nicht erreichet.

8. 139.

Ist das belastete Gut verpachtet, so kann der ablösende Verpachter verlangen, daß

der Pachter die Ablssungsrente oder die Zinsen des Ablösungokapltales zu Vieren vom

Hundert in soweit übernehme, als er die jetzt abgelssten Leistungen aus Dienstbarkelten

zu entrichten und zu dulden verpflichtet war.

8. 140.

Bestehet in einem solchen Falle die Entschädigung, welche der Berechtigte bekommt,

in Land, so kann der Erpachter von seinem ablösenden Verpachter nur dann eine Her-

absetzung des Pachtgeldes verlangen, wenn er die mit dem abgetretenen Grundstücke ab-

gelöste Leistung oder Dienstbarkeit nach seinem Kontrakte nicht zu tragen hatie, und

auch in diesem Falle kann er die Abminderung des Pachtgeldes nur nach dem Beirage

verlangen, zu welchem die Nutzung dem Berechtigten angerechnet worden ist.

8. 141.

Will der Erpachter des belasieten Grundstcks sich diesem nicht unterwerfen, so ñn-

den auch in Bezug auf ihn die Vorschristen der 88. 137 und 138 Anwendung.

8. 1412.

Der Erpachter einer Besihung, welchean den Nußzungen eines Gemeindegrund-

siücks oder eines Gemeinderechtes Antheil hat, kann den Antrag auf Auseinandersepung

nicht hindern; er hat jedoch, wenn sein Pachtkontrakt bereits vor Bekanmmachung des

gegenwärtigen Gesetzes geschlossen war und er nachweisen kann, daß das bei der Aus-

einandersetzung auf seinen Verpachter kommende Theilstück ihm während seiner Pachtzeit
weniger Nupung ertrage, als er aus dem gemeinschaftlich benuxten Grundsücke bezogen

hat, Anspruch auf Entschädigung an seinen Verpachter.

Ist der Pachtkontrakt nach Publikation des gegenwärtigen Gesetes algeschlossen,

so kann er nichts weiter verlangen, als daß ihm das Theilsiück zur Benutzung überlas.

sen werde, dafern er nicht in seinem Pachtvertrage ein Anderes bedungen hat.

8. 143.

Ist ein Gemeindegrundsiück selbst verpachtet, so kann zwar während der Pachtzeit

die Theilung in Antrag gesiellt und eingeleitet, die Vollziehung selbst aber nicht eher

in das Werk gesepet werden, als nach Ablauf oder vertragsmäßiger Aufhebung des

Pachtkontraktes.
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8. 144.

Wenn bei vorseiender Verpachtung eines Gemelndegrundstücks von einzelnen Ge-

meindegliedern auf Absonderung ihrer Antheile angetragen wird, so kann der Pacht-

kontrakt über das ganze Grundstück nur mit dem Vorbehalte erfolgen, daß der Pachter

eintretenden Falls sich die in Antrag gekommenc Ausscheidung gegen verhältnihmäßige,

von der Ablösungs-Kommission zu bestimmende Herabseyung des Pachtgeldes gefallen

lassen muß und es ist dieser Vorbehalt, wenn er in dem Kontrakt nicht wörtlich ausge-

nommen ist, als eine gesepliche, stillschweigend zugestandene Kontraktbedingung zu be-

trachten.
Til. X.

Von den Behörden und deren Verfahren bei der Ablösung.

S. 115.

Zu Leilung und Besorgung der Ablösungsgeschäfte wird eine besondere Kommission

gebildet.
Sie soll unter dem Namen „Mblösungskommission“ aus

dem Landrathe und

einem Sachverständigen besiehen und derselben ein verpflichteter Protokollist bei-

gegeben werden.

S. 146.

Bei dieser Behörde sind die Provokarionen auf Ablösung anzubringen, dabei aber der

Umfang der abzulösenden Leisungen, der Grund, auf welchen sie beruhen, die Art und

Weise, wie sic bisher in Ausübung gewesen, die etwaigen dem Verpflichteten zukommen=

den Gegenleisiungen, sowie überhaupt alle diejenigen Umstände anzuzeigen, welche zu

Fesistellung und Beurtheilung des aufzuhebenden lechtsverhältnisses erforderlich sind.

S. 117.

Die Ablösungskommission hat hierauf von den Hypothekenbehörden sowohl der be-

rechtigten, als der verpflichteten Griindstücke ein vollständiges Verzeichniß der, als Be-

siper derselben zu den Verhandlungen nach den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes

als legitimirt zu betrachtenden Personcn, die Angabe der Ukunden, worauf deren Legi-

timation zur Sache beruhet und eine Nachweisung der sont noch bei der Ablösung inter-

esürten Lehnherren, Lehn, und Fideikommißfolger, Hypothekengliubiger und anderer Be-
Weiligter zu erfordern. #

Dieses Verzeichniß muß sie auch dann zu ihren Akten bringen, wenn eine unter

den Parteien zu Stande gekommene sreie Vereinigung (I§. 10 und 11) bei ihr zur

Prüfung übergeben wird. r
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8. 148.

Alle Behörden des Landes sind verpflichtet, der Ablösungskommission auf Verlangen

diejenigen urkundlichen Nachrichten, Rechnungen, abgethane und gangbare Akten, welche
auf die Gegenstände der Augeinanderseyung Bezug haben, mitzutheilen.

8. 149.

Findet die Ablösungskommission den bei ihr angebrachten Antrag auf Ablösung nach

den Vorschriften des gegenwäriigen Gesetzes statthaft und ausreichend begründet, so ladet

sie die Parteien, unter abschriftlicher Mitkheilung der Provokation und der etwa beige-

sühten Berechnungen an den Provokaten und unter Angabe des Zweckes der Verhand-

lungen mit Androhung angemessener Geldsirase zu einem an Ort und Stelle zu halten-

den Termine vor. Sie hat dabei dem Provokaten aufzuerlegen, daß er längstens acht

Tage vor dem Termine alle cwaigen Notizen, Berechnungen und Nachweisungen, auf

welche er sich zu beziehen gedenke, schristlich anzeige und so weit es möglich zu den Ak-

ten gebe.

Eine angebrachte Provokation kann nur so lange einseitig zurückgenommen werden,

als sie dem Gegner noch nicht zugesertigt worden ist.

8. 150.

In dem Termine hat die Kommission nach den von den Parteien übergebenen oder

sonst herbeigeschafffen Materialien die in Frage stehenden Rechte und Verbindlichkeiten mit

den Bekheiligten durchzugehen, die von dem Verpflichteten abzulösenden Leistungen und
die von dem Berechtigten zu gewährenden Gegenleistungen auszumitteln und festzustellen

und überhaupt das Verhälmiß nach allen hier in Betracht kommenden Seiten hin so zu

erörtern, daß die Aufstellung eines erschöpfenden Sachbestandes, mit Sonderung der ver-

schiedenen Gegenstände, möglich wird. Sie kann zu diesem Behuse jede Art von Aus-

kunft und die ihr nöthig scheinenden Beweismittel verlangen, auch den Termin, wenn in

dem festgesetzten Tage zu einem sichern übersichtlichen Resultate nicht zu gelangen ist, pro-

rogiren.

S. 151.

Ergeben sich bei diesen Verhandlungen streitige Punkte, z. B. über den Umfang der

Dienste, über Ausdehnung der Sewitut, über die Fälle, wo Lehngeld zu entrichten ist,

so hat die Kommission diese gebörig festzustellen und unter den Parkeien die Vermittel-

ung eines Vergleiches möglichst zu versuchen. Gelingt ihr dieses nicht, so muß demjeni-

gen, welcher das besirittene Recht in Anspruch nimmt, oder die Erlöschung einer als be-

gründet zugestandenen Verbindlichkeit behauptet, auf Veranlassung der Ablösungs-Kom-
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mission durch das kompelente Gericht die Auflage zugehen, biunen drei Monaten sein
Necht oder seine Einrede an= und auszuführen.

Läßt er diese Frist unbenußt verstreichen, so wird er, ohne daß eine besondere Un-

gebersamsbeschuldigung nöthig ist, seines Rechis oder seiner Einrede für verlustig erklärt

und bei der Ablösung auf solche nicht weiter Rücksicht genommen.

Kommt es dagegen zur rechtlichen Ausführung des behaupteten Rechts oder der

vorgeschüpten Einrede, so ist das Verfahren von Einreichung der Klage bis zu Fesstel-

lung einco stakus causac ei controversiae nach den Grundsäyen des summartschen

Prozesses zu behandeln; der Beweis und Gegenbeweis aber nach den Grundsätzen des

Ordinarpryzesses zu leiten und zu beurtheilen, auch der dreifache Instanzenzug zur An-

wendung zu bringen, dafern der Streugegenstand nicht an sich minderwichtig ist.

Den Parreien stehet es jedoch frei, auf durchgängige Behandlung der Sache nach

den Regeln des summarischen Prozesses zu kompromitiren.

8. 152.

Bei Fesistellung und Sonderung der unter den Betheiligten streitigen und nicht

streitigen Punkie ist die Erörkerung der Kommission mit darauf zu richten, ob es in

dem Willen der Interessenten liege unk nach Maahgabe der Umstände möglich sei, die

nicht sireitigen Leistungen einstweilen abzulösen, die sireitigen aber zu rechtlicher Aus-

fübrung auszusepen, oder ob beide in so engem Zusammenhange stehen, daß die einen

ohne die anderen nicht süglich abgelösel werden können.

Iu dieses Leptere nicht der Fall, können vielmehr die nicht sireitigen Punkte für

sich allein auseinander gesepet werden, so siehet es dem Provokaten ebensowohl, als dem

Provokanten frei, deshalb auf die Fortsetzung der einmal eingeleiteten Ablösungsverhand-

lungen zu dringen.

8. 153.

Neben der Fesistellung der gegenseitigen Nechtsverhältnisse der bei der Auseinander=

sehung unminelbar betheiligten Parthrien hat die Ablösungs-Rommissien genau zu erör-
tein, ob dabei, rücksichtlich der beiechtigten oder verpflichteten Grundstücke, Personen, wel-

che das Eigenkhum daran gerichtlich in Anspruch genommen baben, Realgläubiger, Lehns-

oder Fideikommißinteressenten, Wiederkaufsberechligte, als dritte Personen, betheiliget sind,

und zu diesem Bebuse die Parteien zu Vorlegung der, die Grunrstücke betressenden Er-

werbsurkunden, sowice der über das Rechtsverhältmiß und das Interesse der genanmen

dritten Personen vorhandenen Dokumente zu veranlassen.

8. 154.

Ergiebt sich in Jolge dieser Untersuchung, daß bei der Audeinauderlehung derglei-
75
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chen entferntere Interessenten allerdings bethelliget sind, und daß sich von ihnen später-

bin Einwendungen erwarten lassen, durch welche bereits geschlossene Verhandlungen rück-

gängig werden könnten, so hat die Kommission diese Personen zu Wahrnehmung ihrer
Rechte und zu Abgabe ihrer Erklärungen unter der Verwarnung vorzuladen, daß im
Falle des Nichterscheinens angenommen werden solle, als haben sie die ex ollicio in Be-

zug auf ihr Interesse getroffenen Maasregeln genehmiget und anerkannt.

Tritt jedoch eine solche Besorgniß nicht ein, so ist den Verhandlungen mit den ent-

fernteren Interessenten so lange Anstand zu geben, bis sie entweder von selbst, oder in

Folge späterer Anordnung sich melden. «

§.1öö.

Erscheinet die eine oder die andere Partei im Termine nicht, so ist nichtsdestoweni-

ger nach den Anträgen des Provokanten das Geschäft zu beginnen, und die Ermittelung

des Gegenstandes nach Maasgabe der vorliegenden Materialien vorzunehmen.

8. 156.

Es wird sodann ein anderweiter, eine Sächsische Frist enthaltender, Termin festge-

sehet und der Ausgebliebene, unter abschriftlicher Mittheilung der Verhandlungen deo

ersten Termins, mit der Bedrohung vorgeladen, daß im Falle des wiederholten Außen-=

bleibens die von dem erschienenen Gegentheile bewirkten Angaben für zugestanden ange-

nommen werden sollen, welches Präjudiz im Falle des Nichterscheinens ohne Weitcres,

namentlich ohne vorgängige Ungehorsamsbeshuldigung, und ohne besonderes richterliches

Dekret Krast gegenwärtigen Gesetzes von selbst eintritt.

. 157.

Sind mehrere, aber nicht alle von einer Partei erschienen, und haben die Erschle-

nenen mit der anderen Partei vorläufig über gewisse Grundsätze, wornach die Auseinanu-

dersetzung geschehen soll, sich verciniget, so wird das, bei der auderweiten Vorladung der

Nichterschienenen anzudrohende Präjudiz auf den Beilritt zu den Zugeständnissen und Er-

klärungen der Erschienenen, insoweit diese mit den Ausgebliebenen in gleichem Verhält-

niß stehen, gerichtet.
z siehen, gerich 8. 156.

Wegen der Werthanschlagung der Frohnen, Diensie, Zehenten und Triften, so wie

bei der Werthbestimmung eines laudemialpflichtigen Gutes in dem Falle des 8. 65 hat

die Kommission vorerst eine Vereinigung unter den Betheiligten zu versuchen. Kommt

diese nicht zu Stande, so wird die Zuziehung von Sachverständigen nothwendig. Die

Kommission hat mit der Abschätuung selbst nichts zu thun, sondern die Verhaudlungen
mur zu leiten.
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Alle bei den Ablosungsgeschäften vorkommenden Würderuugen und Veranschlagungen
sollen in der Regel und in soweit wegen der Laudemialablösungen unten ein Anderes

besiimmt ist, durch zwei Suchverständige geschehen.
Diese werden von der Ablösungs-Kommissson ein für alle Male für sämmiliche ih-

nen zu übertragende Würderungen mittelst eines förmlichen Eides verpflichtet. Den Par-

teien siehet das Recht, einen Sachverständigen zu präsentiren für die Abschäpungen der

Frohnen, Dienste, Zehenten, Naturalabgaben und Tristen nicht zu. Erreget dagegen im
Laufe des Geschäftes ein von der Kommission im Allgemeinen verpflichteter Sachverstän-

diger den Verdacht der Unzuverlässigkeit, oder stellt eine Partei solche Gründe gegen ihn

auf, aus denen sie berechtiget sein würde, ihn nach Analogie der Perhorreszenz eines

Gerichts zu rekusiren, so hat ihn die Ablösungs-Kommission zu entfernen und durch ei-
nen Anderen zu erseten.

Für die, wegen Ablösung der Lehnwaare erförderlichen Taxationen sind drei Sach-

verständige zuzuzirhen, von denen Einer durch die Kommission, der Andere von dem Be-

rechtigren, der Drite von dem Verpflichteten zu ernennen ist.

Die Kommission bat zu diesem Bebuse eine hinreichende Anzahl von sachverständi-

gen Männern ein für alle Mal zu verpflichten und deren Namen durch das Amts= und

Nachrichtsblatt bekannt zu machen. Aus der Mitte dieser Sachverständigen haben die

Parteten ihre Sachverständigen zu wählen.

8. 159.

Eind die Verhandlungen so weit gediehen, daß die wirkliche Auseinanderseßung be-
wirket werden kann, so hat die Ablösungs-Kommission auf den Grund der bisherigen Er-

örterungen, Vereinigungen und Emscheidungen einen Auseinandersehungsplan zu entwer-

fen, den Interessenten zur Erklärung mitzutheilen, die dagegen gemachten Erinnerungen,

wenn sie begründet erscheinen, zu berücksichtigen, unbegründete durch Dekret zu verwerfen
und hierüber allenthalben genaue Niederschriften aufzunehmen.

8. 160.

Sind alle Anstände gegen den Auseinandersehungsplan durch Vergleich oder durch

Dekret beseitiget, so ist ein förmlicher Rezeh auszuarbeiten, den Betheiligten zum Aner-

kenntniß vorzulegen, nach erfolgtem Anerkenutnisse von ihnen sowohl, als von der Kom-

missson zu vollziehen und an die Landesregierung zur Bestätlgung einzusenden.

Solche Ablösungsinteressenten, welche nach §. 7 an die Genehmigung einer vorgr-

sebten Behörde gebunden sind, haben diese noch vor der Einsendung an die Landcare-

gierung zu den Akten der Ablösungs-Kommission beizubringen.
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8. 161.

Die Landesregierung, welche fur alle bei ihr vorkommenden Ablosungsverhandlun-

gen einen Sachverständigen, dem bei Beurtheilung und Eurscheidung aller auf ökonomi-

schen Grundsäpen beruhenden Fragen volles Stimmrecht beizulegen ist, zuzuziehen, und

ein für alle Male zu verpflichten hat, prüfet den Entwurf des Rezesses von dem juristi-

schen und ökonomischen Gesichtspunkte aus, wobei sic neben der formellen Giluigkeit der

Verhandlungen die Rechte und den Vortheil der Interessenten sowic die dem gegenwär=

tigen Geseye zum Grunde liegende Beförderung der Landeskultur in das Auge zu fas-

sen hat.
Insbesondere muß sie dabei in Erwägung ziehen, ob noch eineöffentliche Aufforder-

ung solcher bei dem Geschäfte betheiligter dritter Personen, welche noch nicht bei den Ver-
handlungen gehöret worden sind, nöthig ist.

Im Zweifel ist die Nothwendigkeit einer solchen Aufforderung anzunehmen und durch

die Hypothekenbehörde des berechtigten Gutes nach Vorschrift des Gesehes über das Sub=

hasiations= und Ediktalverfahren zu erlassen.

Es bedarf zur Auoschließung der nicht erschienenen Interessenten keiner Ungebor-

samsbeschuldigung, sie wird vielmehr mittelst richterlichen Dekrets von Amtswegen verfüget.

Wiedereinsehung in den vorigen Stand findet gegen diese Präklusion nicht Stau.

8. 162.

Die etwa einkommenden Anträge und Einwendungen entsernter Interessenten wer-

den zur gesehlichen Erledigung an die Ablösungs-Kommission abgegeben.

 163.

Sind dergleichen Anträge und Einwendungen entweder nicht angebracht oder sind

die angebrachten erlediget worden, so wird der Ablösungsrezeß, von der Landesregierung

bestätiget und erlangt hierdurch die Krast und Eigenschaft einer gerichtlichen Urkunde,

auf deren Grund wegen Ausführung derselben die Exekurion nachgesuchet und verfüget
werden kann.

Ein Exemplar dieses Rezesses bleibt bei den Akten der Regierung, für die Parteien

werden so viele Exemplare ausgefertiget, als dieselben wünschen, und den betreffendenHy-
rothekenbehörden werden die nöthigen Notizen Auszugsweise zugefertiget, um die erfor-

derlichen Vormerkungen in den Lehns= und Hypothekenbüchern zu machen.

8. 164.

Gegen das Verfahren, die Verfügungen und Entscheidungen der Ablösungs-Kom-
mission sindet Berufung an den Ausspruch der Landesregierung statt. Diese ist binnen

präklusiver Frist von vierzehn Tagen, von dem Augenblicke der Behändigung oder Eröff-
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nung der beschwerenden Verfügungen bel der Ablösungs-Kommission anzubringen, worauf
diese die Akten mittelst Verlchts zur Landesreglerung elusendet.

8. 165.

Diese prüfet die Beschwerde und kann nach Befinden zur nochmaligen Vernehmung

der Parteien eine Kommission aus ihrer Mitte anordnen.

Ihre Entscheidung erfolget durch Reskript an die Ablösungskommission und es fin-

det gegen diesen Ausspruch ein weiterer Rekurs nicht statt.

Til. XI.

Von den Kosten der Ablösung-

8. 166.

Die Kosten, welche durch die Ablösungen und Auseinandersehungen entstehen, sind zur

einen Hälste von dem Berechtigten, zur andern von dem Verpflichteten zu tragen. Die

auf die letzteren fallende Hälfte wird nach Verhälmiß ihrer, zur Abfindung des Berech-

tigten festgenellten Beiträge vertheilet.
Die Kosten einer Gemeinheitstheilung und der bei Triftablösungen vorkommeuden

Vermessungen und Vonitirungen werden von den Interessenten nach dem Verhältniß ih-

rer Theilnehmungsrechte und Nuhungsantheile aufgebracht.

S. 167.

Unter diesen Ablösungskosten sind nur die Diiten und baaren Auslagen der Kom-

missarien oder Behörden an Reisekosien, Gebühren für Abschriften, Botenlohn und der-

bleichen, ingleichen die Gebühren der Sachverständigen, so wie die Ansähe für die schrift-

lichen Ausarbeitungen der Oekonomiekommissarien begriffen. Der Landrath hat für schrift-

liche Ausarbeitungen, Ausfertigungen, Vorladungen, Dekrete, Berichte und andere Ver-

fügungen Gebühren nicht in Ansatz zu bringen.

Für Bestätigung des Recesses bei der Landes= egierung, sowie für die nach § 160

des gegenwärtigen Gesetzes nach Besinden anzuordnende öffentliche Aufforderung entfern-

ter Interessenten werden nur die Verläge an Kopialien, Insertionsgebühren, Votenlohn,

Poüiporte und dergleichen liguidirt, Gebühren aber nicht angejetzet.

Die durch die Auseinandersehungen herbeigeführten nenen Eintragungen in die

Lehusakten und Hypothekenbücher geschehen bei allen Ober= und Unterbehörden kostenfrei.

Jür die in Folze der Ablösungen vorkommenden Depositionen sind keine Depositen-

gebühren zu sordern.
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8. 168.

Wegen Regulirung der bei den Auseinandersezungen vorkommenden Inzidentvunkte,
namentlich wegen Berücksichtigung und Slcherstellung der konkurrirenden Rechte entsern-

ter Interessenten sindet eine Theilnahme solcher dritter Personen an den Kosten in der

Regel nicht stat. Nur dann, wenn ihnen besondere Vortheile daraus erwachsen, können

sie nach dem Verhältnisse dieser zu den Kosten belgezogen werden. «

8. 169.

Die vorgedachten Bestimmungen verstehen sich nur von denjenigen Kosten, welche

zur ordnungsmäßigen Einleitung der Sache und Auseinandersehung der Interessenten
schlechterdings erforderlich sind.

Dagegen sind die Kosten aller Weiterungen, welche von der einen oder der anderen

Seite erreget worden, dem unterliegenden Theile nach den allgemeinen Grundsähen wegen

der Prozeßkosten zur Last zu schreiben.

Die Landes-Regierung hat bei Bestätigung des Rezesses über derartige Kosten be-
sonders zu erkennen, ohne dah ein Rechtsmiptel degen deren Ausspruch statt findet.

Kosten, welche durch einen unzuläsügen Ablösungsantrag verursacht werden, hat der-
jenige allein zu zahlen, der einen solchen Antrag gestellt und darnach die desfallügen

Erörterungen herbeigeführt hat.

8. 170.

Die Kosien, welche durch Einwendung der nach 8. 164 nachgelassenen Berufung
enisiehen, treffen bei einem bestätigenden Beschlusse den Provokanten, bei einem abän-

deinden beide Theile.
8. 171.

Die Diäten der Kommmissarien werden auf 2 Thlr. 12 Gr. Pr. ECt. für einen Je-

den täglich festgesehzt.

Für die Arbeiten und Diäten des nach F. 145 der Kommission beigegebenen Pro-

tokollisten finden besondere Ansätze nicht stalt. Er wird aus der Landesteuerkasse für

seine Mühwaltung überhaupt bezahlct.

S. I72.

Die Gebühren für die schristlichen Ausarbeitungen der Oekonomie-Kommissarien,
welche diese an solchen Tagen, wo sie nicht bereits Diärten erhalten, fertigen, werden nach

Verbältniß des dazu ersorderlichen Zeitaufvands vergütet, wobei die Beschäftigung von

cht Stunden für einen Arbeitstag gerechnet wird.

Sie haben ihre deßfallsigen Liguidatirzen zu den Akten zu bringen und die Lan-

des.Regierung hat deren Betrag festzustellen.
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8. 173.

Reisekosten und Diäten oder sonstige Bemühungen der Sachverständigen werden mit

Rücksicht auf ihren Stand und ihre sonstigen Verhältnisse in jedem Falle besonders be-

stimmt.
Es slehet der Ablösungskommisston frei, unter Zuziehung und Einsiimmung der In-

teressenten mit den Sachverständigen, insonderheit mit den etwa zu adhlbirenden Feldmes-

sern im Voraus über ihre Remuneration ein Abkommen zu kresfen.

Auch die Gebühren der Sachverständigen #nd zu den Akten zu verzeichnen und

unterliegen der Moderation der Landes-Regierung.

8. 174.

Den Kommissarten ist bei Lokal-Expeditionen, Wohnung, Expeditionslokal, Heitzung
und Geleuchte von den Interessenten unentgeldlich zu gewähren.

Die Kommissarien haben übrigens ihre Arbeiten an Ort und Stelle möglichst nach

elnander vorzunehmen und da nöthig mehrere Tage nach einander daselbst ohne Unter-

brechung sortzusetzen, damit wiederholte Reisen so viel, als möglich, vermieden werden.

8. 175.

Für Abwartung von Terminen, sie geschehe persönlich oder durch Bevollmächtigte,

kann von den Interessenten nie eine Vergütung der Reise= oder Zehrungskosten und der

Versäumniß in Antrag gebracht werden.

Auch träget jeder Theil die seinem Rechtsbeistande zu zahlenden Kosten, wovon jedoch

dann eine Ausnahme eintrikt, wenn ein Theil durch einen aufgestellten Sachwalter un-

begründete Weiterungen macht, mit welchen er unterlieget (6. 169) und zu Bezahlung
der Kosten verurtheilt wird, welchen Falls er auch für verpflichtet erklärt werden soll, die

Kosten des gegentheiligen Sachwalters zu erstatten.
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Tabelle
zu Tilgung der Ablösungsrenten.

(vergl. §. 1 unter i des Gesetzes vom 15. Jannar 1858).

Demnach ist an die Bauk zu zahlen zur lag einer an die
Nentenbank zu entrichtenden Rent
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Gesetz sammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 211.

1) Ministerialverordnung vom 27. Februar 1858, die Aufhebung der Militärgerichte zu Schleiz

und Lobenstein betrefsend.
(Publizirt in Nr. 9 des Amts, und Veronnungsblaues vom Jahre 1858.)

Nachdem in Folge der, rücksichtlich der Stationirung des aktiven Militärs gewosse-

nen, gegen früher wesentlich veränderten Einrichtungen die Fürstlichen Militärgerichte in

Schleiz und Ebersdorf bereits zu fungiren aufgehört haben und anderwelte Bestimmungen
über den militärischen Gerichtsstand nökhig geworden sind, so wird zur Ord-

nung der Kompetenzen auf Grund Höchster Entschließung Sr. Durchlaucht, des Fürsten,

hierdurch, unter nunmehriger ausdrücklicher Aufhebung der beiden gedachten Gerichte,

verordnet,
daß in allen Strassachen gegen Militärs im Dienste vom Feldwebel abwärts, in

der Garnison ebenso wie in den Detachementsorten einschließlich aller Injurien-

sachen und der Kontraventionen gegen die Landespolizeigesetzgebung die Kompe=

tenz des Fürstlichen Militärgerichts zu Gera begründet ist, wogegen alle Mili-

tärs im Dienste vom Feldwebel abwärts in Ziviljustizsachen vor dem Fürstlichen

Justizamte zu Gera und soviel die Detachemenks angehet, vor dem jedesmaligen.

Justizamte, unter welches der betreffende Stationsort gehört, Recht zu nehmen

In Betreff der Beurlaubten hat es bei den bisherigen Bestimmungen le-

diglich sein Bewenden.
Gera, am 27. Februar 1858.

Fürstlich Reuß Plaussches Ministerium.
v. eldern. Minch

unch.

Ausgegeben den 9. Juni 1858. — 9



62

2) Ministerialverordnung vom 13. April 1858, das Miethen, und Vermiethen schulpflichtiger

Kinder betrefsend.

(Publizin in Nr. 10 des Amts= und Verordnungsblaltes vom Jahre 1859.)

Die für den Landestheil Schleiz zeither in Geltung gewesene Bestimmung, wonach

diejenigen Kinder, welche in Diensten stehen und namentlich zum Viehhüten benußt wer-
den, während des Sommers die Schule uur in ach! Stunden wöchentlich zu besuchen

verpflichtet sind, hat sich in vieler Bezlehung als unzuträglich erwiesen.

Sie wird deshalb hiermit aufgehoben und an ihrer Stelle — zugleich zur Hersteil-

ung gleichmäßiger Vorschriften über diesen Gegenstand in dem gesammten Fürstenthum —

auf Grund eingeholter Höchsier Entschließung Sr. Durchlaucht des Fürsten die entspre-
chende — in dem Landestheil Lobenstein-Ebersdorf gültige — Dieposition, welche in

§. 6 der Landschulenordnung für den Landestheil Gera vom 26. November 1837 ent-

halten ist und wonach

Vermiethungen schulpflichtiger Kinder außerhalb des Landes gar nicht, inner-

halb nur dann gestattet sein sollen, wenn die Eltern notorisch arm sind und

sich der Dienstherr vor dem Ortspfarrer anheischig macht, sie die Schule seines

Orts mindestens täglich zwei Stunden besuchen, und daß es geschehe, durch

seinen Ortspfarrer vierteljährlich schristlich bezeugen zu lassen — deuselben Be-

stimmungen auch die Kinder der Hirten unterworfen sind, insofern sie nach dem

Ermessen des Schulvorstandes ihren Eltern belm Hüthen unentbehrlich sind,

hiermit auf für den Landestheil Schleiz zur geseplichen Norm erklärt und zur

Nachachtung bekannt gemacht, unter dem Bemerken, daß Zuwiderhandlungen gegen diese
Norschrift im Schleizer Landestheile nach. Maaßgabe der sonstigen überall in Kraft blei-

benden Bestimmungen der Schleizer Landschulenordnung vom 31. März 1819 und der

darauf Bezug habenden Bekanntmachung der Fürstlichen Landesschulen= Inspektion vom
26. Mai 1842 zu behandeln bezüglich zu bestrafen sind.

Gera, am 13. April 1858.

Firstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.
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3) Ausführungsverordnung nebst Instruktion vom 10. Mal 1858, die Eluführung des Zollgewichts

als allgemeines Landesgewicht betreffend.

(Publigin in Nr. 19. des Amts= und Verordnungetlaltes rom Jahre 1658.)

Zur Ausführung des Gesehes vom 26. November 1857, die Einführung des Zoll-

gewichts, als allgemeines Landesgewicht betreffend, wird Nachstehendes verordnet:

S. 1. Als Grundlage für die Herstellung der Normalgewichte und zu unveränderter

-

2

5

Aufrechthaltung der Gewichteeinheit dlent das dem französischen  Kilogramm

nachgebildete, bei dem Regierungsarchlve aufbewahrte
Zoll-Pfund,

gleich 500 französischen Grammen.

Für den öffentlichen und gewerblichen Verkehr und in jedem Falle, wo nach Ge-

wicht verkauft, erworben oder geleislet wird, darf nur gestempeltes Zollgewicht

von Eisen oder Messing, von besonders vorzuschreibender Beschaffenheit (§. 8.)

verwendet werden. Die dabei zu benutzenden Waagen (Balken) und Brücken-

waagen sind ebenfalls stempelpflichtig.
Es entbindet indessen die Stempelung Niemanden von der Verpflichtung,

dafür zu sorgen, dah weder Gewicht, noch Waage durch Zufall verringert oder

unrichtig werde.

. Die Aussicht uber die Anwendung richtigen, dem obenbczeichneten Gesetze ent-

sprechenden Gewichts steht wie bisher den Polizei= und Verwaltungsbehörden

zu. Vorkommende Zuwiderhandlungen werden je nach Sachlage von den Land-

ralhsämtern und Stadtgemeinde-Vorständen im Verwaltungswege oder bei Be-

rusung auf gerichtliche Untersuchung sowie wenn schwerere nach dem Strafgesetz-

buche zu ahnende Vergehen damit verbunden sind, durch die Kriminalgerichte

untersucht und bestrast.

Für die ersten 6 Monate nach der Einführung des neuen Landesgewichts soll

es als zulässig crachtet werden, Gegenstände, welche nach einer bestimmten Ge-

wichtsmenge und als ein Ganzes verpackt zum Verkaufe angeboten werden (mit
Ausschluß der Viktualien) in der bestehenden Beschaffenheit zu verkaufen; auf

den Etiketten oder Ausschristen muß jedoch nebeu der bisher geeräuchlichen Ge-

wichtsmenge noch die wirkliche Schwere nach Jollgewicht ausgedrückt oder ange-

geben sein. Vom 1. Jannar 1859 hört indessen diese Begünstigung auf und

es darf mit allen ähnlichen Verkaufsartikeln nur nach dem Zollgewichte verkehrt

werden.

 Für das Eichen und Stempeln der Waagen und Gewichte werden in Gera.
9



m

2

—

64

Schleiz und Lobenstein Elchämter errichtet, und mit den Steuerämtern an die-

sen Orten vereinigt.
Es haben sich daher alle Behörden oder Gewerke, von welchen das Eich-

geschäft bisher ausgeübt worden, dessen künftig hinsichtlich der Gewichte zu ent-

halten.

Ee bleibt vorbehalten, später diesen Eichämtern auch die Eichung und Stem-

pelung der Längen= und Hohlmaße zu übertragen.

Ess ist ferner vorbehalten, zu diesem Geschäfte den Eichämtern noch außer-

dem andere Beamte beizuordnen.

Die Funktionen der Eichämter, deren Stellung, die Eigenschaft des Ams-

personals und deren Befugnisse ergiebt die denselben zu ertheilende, unten an-

hängende Instruktion.
. Das bidher schon in gesetzlicher Weise im Verkehre angewendete Jollgewicht muß

den Eichämtern zur Prüfung vorgelegt werden; im Falle der Richtigkeit erfolgt

diese Prüfung und Ausstellung der Bescheinigung darüber gebührenfrei.

 Zur möglichst leichten Anschaffung der neuen Gewichtsstücke wird der Handel

mit solchen den bisher hierzu Berechtigten auch ferner srel gegeben, doch haben
diese Händler bei dem Elchamte einen Preiskourant einzureichen und können an

den nledrigsten derselben gebunden werden.

Ein hinreichender Vorrath davon wird auf dem Eisenwerke Heinrichshütte

bei Wurzbach gehalten werden, bei welchem alle öffentlichen Behörden in den

oberen Landestheilen ihren Bedarf zu entnehmen haben.

m Die Anwendung anderer Gewichtsstücke als von Eisen oder Messing ist für den

öffentlichen Verkehr verboten (cl. §. 2.) und wird gleich der Venvendung un-

richtigen Gewichte bestrast, auch wenn sich keine Gewichts-Unterschiede dabei er-

geben sollten. Als Grundsäße gelten

a) jedes Gewichtsstück darf nur aus einem Stücke bestehen;

b) der Boden jedes Gewichtssiücks muß eine gerade Fläche, ohne alle löche-

rigen Vertiefungen haben.
I%) die gußeisernen Gewichtsstücke sollen das erforderliche Ajustirloch, welches

mit einem Metallpfropfen geschlossen und damit zugleich gestempelt wird,

an der obern Seite haben, während die messingenen oder schmiedeeisernen

lediglich ein massives Ganze ohne jede Zuthat bilden dürfen.

. Es ist zulässig, Zollgewichtsstücke mit dem Stempel der benachbarten Bundes-

staaten einzuführen und nach vorgängiger Prüfupg bei dem zuständigen inlän-

dischen Eichamte im Verkehre anzuwenden. Bei vorkommenden Fälschungen
kommen aber die diesseitigen Strafbestimmungen in Berücksichtigung. Für die
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von dem inländischen Elchamte auszufertigende Bescheinigung über die Prüsung
solcher Gewichte wird ohne Unterschted eine Gebühr von 6 Pf für das Stück

entrichtet.
§. 10. Die in den einzelnen Städten bisher bestandenen Einrichtungen zum Eichen

von Gewichtsstücken sind einzuziehen, die alten Normale zurückzunehmen und

unter Verschluß auf den Nathhäufern aufzubewahren.

Vorstehende Bestimmungen treten sofort nach der Publikation in Krast. Es wird

nochmals darauf hingewiesen, daß das Zollgewicht vom 1. Juli dss. Is. ab als allge-

meines Landesgewicht zur Anwendung kommt.

Gera, den 10. Mai 1858.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. eldern.

Instruktion
für die Eich-Aemter.

A) Im Allgemeinen.

1) Die nach §. 5 der Ausführungs-Verordnung wegen Einführung des Zollgewichts

als Landesgewicht zu errichtenden Eichämter beginnen an den Orten

Gera,

Schleiz,
· Lobenstein

sofort nach der Publikation dieser Verordnung ihre Verrichtungen. Ihr Wirkungs-

kreis ist nicht an einen bestimmten Bezirk gebunden; sie sind verpflichtet, die ih-

nen vorgelegten Gewichtsstücke ohne Rücksicht auf den Wohnort des Inhabers zu

eichen. Die Eichscheine jedes elnzelnen Eichamts haben im ganzen Lande Gültigkett.

Die Eichämter stehen ebenso, wie die Steuerämter, mit denen sie verbunden sind

unter der obersten Landesbehörde, vorbehältlich der besonderen in Schleiz und Lo-

benstein nach den örtlichen Verhältnissen den Fürstlichen Landrathsämtern dieser

Bezirke zugewiesenen Geschäftsbefugnisse und Stellung zu demselben,

3) Jedes Eichamt wird gebildet

a) aus dem Steueramts-Vorstande, welchen im Behinderungsfalle der Assi-

stent zu vertreten hat; eventuell

2
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b) aus einem Mitgllede der städtischen Gemeindebehörde, welches zur Vertre-

tung der Vorgenannten zugleich befugt und verpflichtest ist,
) aus einem Schlosser oder Mechaniker.

Das Dienstgeschäft der zu a. und b. Genannten geschieht unentgeltlicch. Dem

Schlosser oder Mechaniker wird von derEichgebühr eine entsprechende Tantieme

gewährt, wofür er zugleich das zur-Justirung nöthlge Handwerkszeug mit Aus-

nahme der Waagen und Stempel beizubringen und, zu exhalten hat.

Die Eichämter korrespondiren unter der Flrma der Steuerstelle und verwenden

hierzu das Amtssiegel. Die Eichverrichtungen bilden einen Zweig der indirekten
privativen Steuewerwaltung. ·

DieerhabenenEichgcbühkeubuchensieineinemnachBotschkiitlzufühkcgdm
Register und liefern die Einnahme monatlich an die Hauptstaatskasse ab, nach-

dem die ad 3. erwähnte Tantleme von der Gesammt-Summe abgeschrieben wor-

den ist. Für Beschaffung, Erhaltung, Nachweisung der Normale und Utensilien

helten die den Steuerstellen wegen der Inventarienslücke ertheilten Vorschristen.

Die Eichämter haben bei ihren Verrichtungen mit der der Sache entsprechenden

Vorsicht und Gewissenhaftigkeit zu verfahren und hasten für Erhaltung der Rich-

tigkeit der ihnen zugetheilten Normale.
Bei der Eichung und Stempelung bedienen sie sich der ihnen gelieferten Stem-

pel, wovon der Eine das Fürstliche Wappen, der Andere den Ortsnamen führt.

In der ersten Zeit hat das Eichamt wenigstens an drei Tagen in der Woche

während der Steueramts-Expediklonszeltl zu fungiren. Später wird in der Woche

nur ein Expeditionstag durch Bekanntmachung bestimmt.

Ueber jede Eichung ist ein Eichschein, zugleich Quittung über die enrrichtete Eich-

gebühr zu ertheilen. Die Formularien dazu werden grdruckt den Eichämtern zu-
ehen.

Zur Förderung des Verkehrs haben die Eichämter dem Pudlikum über Redukti-

onsverhältnisse, Gewichtseintheilungen und andere ähnliche Anforderungen bereit-
willig Auskunft zu ertheilen; auch sind sie namentlich in der ersten Zeit verpflich-

tet, bei demm Bezuge von Gewichtsstücken (Geld= Juwelen= Medtzinal-Gewicht),

wofür sich im hiesigen Bereiche keine Vorkehrungen tressen lassen, vermittelnd an

die Hand zu gehen.

Es bleibt vorbehalten, die Eichämter mit dem Handel von gestempeltem Gewicht

und Gemäß zu beauftragen. Bis auf Weiteres ist jedoch nur der §. 7 der Aus-

führungsverordnung maaßgebend.
. Im Besonderen.

12) Jedes Gewichtsstück muß mit der, seine Schwere angebenden Bezeichnung versehen
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seln, zur Unterscheidung von früherem Gewichte erhält er außerdem den Buchsia-
ben 2.

Bei gußeisernem Gewichte ist diese Bezeichnung erhaben gegossen, bel messin-

genemoder kleinem schmiedeeisernen eingeschlagen.
13) Als Mehrhelten des Pfundes sind für den öffentlichen Verkehr nur

gestattet.

14)

1 )

1 )

—  —1—

1 S—#

100 Pfd. oder 1 Ctr., 50 Pfd. oder  Ctr., 25 Pfd. oder  Cir.,

20 Pfd. oder  Ctr., 12 Pfd. oder  Ctr., 10 Pfd. oder 10 Ctr.,

6  Pfd. oder 16 Cir., 5, 3 und 2 Pfundstücke

DieBenennung des 20-Pfundstückes (4) als Stein bleibt nachgelassen.
Gewichtoslücke von anderem Materiale, als Eisen oder Messing, können zwar bei

den Eichämtern geprüft, doch keineswegs gestempelt werden.
Ebenso sind andere, als den Grundsätzen in §. 8 der Ausführungsverordnung

entsprechende Gewichtsstücke von der Stempelung zurückzuweisen.

Es dürfen daher zusammengeschraubte, durch Vleiaufguß oder durch Abschla-
gen berichtigte Stücke nicht zur Stempelung gelassen werden, ebensowenig Stücke
mit Löchern am Boden, auch wenn diese ganz oder theilweise mit Blel oder Zinn

ausgefüllt wären.
Die Oberfläche der Gewichtsstücke muß rein, ohne Poren oder Blasenräume sein.

Ver dem Eichen müssen die Stücke vollständig vom Formsande gereinigt und ge-
schwärzt worden seln.

Das Azustirloch wird nach der Justirung mit dem zur Schwere des Stücks ge-

hörigen Pfropsen aus Kupfer, Zinn, in der Regel aus Blei geschlossen, und zwar

so, daß er nach dem Einschlagen in das Loch nur so weit über der Oberfläche des

Gewichtsstücke vorstehen bleibt, als erforderlich ist, um die Stempelung auf seiner

Kopffläche anbringen zu können.

Bel Vergleichung früher s* Genichtsstücke sind solche für richtig anzuneh-
men, wenn die Abweichungbe

1/1 Crr. bötnens 5 Quentchen,
2" " *5 "
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beträgt, andernfalls ist der alte Stempel zu vernichten und das Gewicht als un-

gestempelt zu behandeln. Diese Sähe gelten auch bel späteren Prüfungen der
Rlchtigkeit von Gewichtsstäcken.

19) Bis zum Lothe ist auf jedem Gewichtsstücke außer dem Fürstlichen Löwen auch

der Name des Eichortes aufzuprägen, bei kleineren genügt der erstere Stempel

allein.

20) Die Stempelung sogenannter Einsatzgewlchte ist zulässig, es ist jedoch nicht nur

die Prüfung des ganzen Sades, sondern auch jedes einzelnen Einsatzstückes er-

sorderlich.
21) Das zur Benugyung bei Brückenwaagen erforderliche Proportionalgewicht ist eben-

falls senpehschug, i Lasten von1. Pfund, Die Gegenwichte von
". 7 1% "

für Lasten von

15. 10. 5. 3. und 1. Loth,

1 1,0 O, 0, a rn

Gegengewichte.
22) Bei Eichung der Waagebalken ist darauf zu sehen, daß solche gleichschenklich sind

und Zapfen und Pfannen von gehärtetem Eisen haben. Der Stempel wird auf

beide Schenkel eingeschlagen.
Die Brückenwaagen werden mit 1 und 10, 10 und 100 Md. 2c. geprüft;

en ist darauf zu achten, daß nicht Vorrichtungen zur Veränderung des Hebels und

Zapfenlagers daran vorhanden sind. Der Eichstempel wird auf der oberen Fläche

des Balkenarmes angebracht.

23) Für die Eichung und Stempelung der neuen Gewichtsstücke und Waagebalken sind

die in der angehängten Taxe II bestimmten Säße zu erheben.
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.

Register.
die beim Eichamte zu .. gzeelchten Genichtsstücke und die

erhobenen Eichgebühren.

Salum Tanfende s Namenund ohnor! Benennung der Betrag der erho-
der uchungs-hcs Eigenthümers zuei] Peeichten Karif-Satz benen Eichgeb.

Eichung. [Nummer, schender Genichtsstücke Stücke. ’Z

 15 Meh in Gera./8 Etnr. Stücks Sgr. —53—

1858. zwel 6 Einn- 1 Sgr.— 3—
2 40 Bruhm und Nagler 1Pfd. 'säzer Gebühren

in Gera. geeicht; richtig srei. — ——

c.

Kd l —

Hiervon ab an Tantième à 33% dem

Schlosser N. N., welchersichhiermit zur Em-
pfangnahmebekennt.

(Unterschrift.) 4 13
Reine Einnahme p. Man 8 /26

II.

Gebühren-Tare
für Eichung und Stempelung.

Gewichte '

mafvcmcfsmgcneuisllfd 9
dergl. unter1Pfd. 6
dergl. 1 Loth und darumer 14

dertt Einsahgewichte à 1 *# 3—
pell Sap dizinals wiht —

Gewichte

von Fuen 1 Cu. 6
dergl.  C . —

uenh  5 in Cir. — 16
10. Pfd.-S- J — —

5.Pfd. e 18



3., 2., 1-Pfd.HStücke . . 6

sme Gewichtssiücke unter 1 fd. ——4
otiz. Das Justiren der Gewichte ist hierin nicht begrifen.

Bel der verschiedenen Mühe und Zuthat bleibt die

Gebühr dem Schlosser oder Mechaniker vorbehalten.
Proportional-Gewichte

0,5 Pio. —9
0,2 oder 0,1 Pfd. 6
1,5 und 1,0 Loth I6
0,5 bis 0,1 Loth 4

Waagebalken:

Lastbalken von 40—100 M 76
OD –% . , »Z—
· ,. ».—3.-

Kramerwaagen 4— 1 Linge reuß. Zoll) . 26
s 20— 30 - - - — 2—

- 20 "b " - —16
- - — 1—

Brückenwaagen b - #en urnn .. —76
5 bis 15 Ci.Tragtrast 1015 2 . . 15.—

über 20 ci Tragkrast .. .

—

4) Nachtragsverordnung vom 10. Mai 1858, das Miethen und Vermiethen schutpflichtiger
Kinder betreffend.

(Dutlizin in Nr. 20. des Amts. und Verordnungsblaltes vem Jahre 1838.).

Im Nachtrag zu den in sämmtlichen Landestheilen rücksichtlich des Miethens und

Vemiethens schulpflichtiger Kinder gleichmähig bestehenden Bestimmungen —
vergl. die Landschulenordnungen für den Landestheil Gera vom 26. Nov. 1837

8. 6, für die Pflege Saalburg vom 1. Juni 1843, §. 6, für den Landestheil

Lobenstein-Ebersdorf vom 30. August 1842, §. 20, ingleichen für den Landes-

theil Schleiz die im Anschluß an die Landschulenordnung vom 31. März 1819

ergangene Verordnung vom 13. April d. J. —

wird hierdurch auf höchsten Befehl Sr. Durchlaucht des Fürsten Folgendes verordnet:

1.

Schulpflichtige Kinder dürfen überhaupt nur für das Sommerhalb,
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jahr vermiethet werden. Die Miethzelt endiget sich daher stets mit dem
1. Novbr. jeden Jahres. Von diesem Tage an bis zu Ostern jedes folgenden

Jahres haben die vermtetheten Kinder täglich die sämmtlichen Schulstunden,

wie alle anderen Kinder zu besuchen.

2.

Derjenige Dienstherr, welcher ein schulpflichtiges Kind in Dienst nehmen

will, hat biervon und zwar steis vor dem Beginn des Dienstverhältnisses dem

Ortspfarrer Anzeige zu machen
Die Unterlassung dieser Anzelge soll an dem Diensiherrn mit zwei Thaler

Geld- oder entsprechender Gefängnißstrafe geahndet werden und zwar ohne

Unterschied, ob das nicht angemeldete Kind ein inländisches oder ein auslän-

disches ist.
3.

Für den pünktlichen Schulbesuch der vermietheten Kinder sind die Dienst-

herren, als Stellvertreter der Eltern, verantworklich und haben daher für

jede unentschuldbare Schulverjäumniß der Ersteren dieselbe Strafe zu gewar--

ten, welche in dem gleichen Falle die Eltern treffen würde.

Indem wir diese Bestimmungen zur allgemeinen Nachachtung hierdurch bekannt

machen, fordern wir glelchzeitig alle zur Aussicht über den Schulbesuch verpflichteten Be-

hörden und Personen, namentlich die Ortspfarrer, Schullehrer und Ortsvorstände auf,

die pünkiliche Befolgung der obigen Anordnungen zu überwachen und vorkommende Zu-

widerhandlungen bei den zuständigen Behörden pflichtmäßlg anzuzeigen.
Gera, am 10. Mai 1858.

FürstlichReuß-Blauisches Ministerium.
Din ger. Munqh

5) Landesberrliche Verordnung vom 2. Junt 1858, die Handbabung der Polizei innerbalb der zu

Kammer= und Rittergütern gehörigen Gebäude 2c. betr.

Wir Heinrich der Sieben und Sechzigste von Gotteb Gna-

den Jungerer Linie regierender Fürst Reuß, Stammes Ael-
tester, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranich-

feld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.

haben unter Zustimmung des Landtags zur Ordnung des polizeilichen Dehälinisses der
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mit Landgemeindebezirken verbundenen Kammer= und Rittergiter nachstehenden Bestimm-
ungen, dle hiermit an dle Stelle der von Unserer Regierung unter dem 2. Dezember

v. Jö. wegen desselben Gegenstands ergangenen instruktiven Vorschristen treten, Unsere

landesherrliche Bestätigung ertheilt:

1.

Die Handhabung der Molizel innerhalb der zu solchen Kammer- und Rittergutern

gehorigen Gebaude, Gehofte und GrundstckskomplexeliegtnichtdenGemeindevorständen
ob, sondern unmittelbar den Landrathsamtern.

2.

Den Gemeindevorständen bleibt die Besugniß und Verpflichtung, zur Entdeckung

von Verbrechen und bei gemeingefährlichen Ereignissen in ihrer Eigenschaft als öffent-

liche Beamte jederzelt einzuschreiten und in Abwesenheit des vorgesehten Landraths auch

binslchtlich der gedachten Grundbesitzungen und ihrer Inhaber die nothwendig erscheinen-

den Verfügungen zu treffen.

3.

In Betreff der Beitragspflicht der Kammer- und Ritterguter zu Unterhaltung der

polizellichen Anstalten und Einrichtungen bewendet es bei den zeitherigen gesetzlichen Be-

stimmungen.

Schloß Osterstein, am 2. Juni 1858.

(L. S.) Heinrich LXVII.
v. Geldern.

6) Ministerialbekonntmachung vom 2. Juni 1358, den zwischen den Staaten des Deutschen Zoll, und

Gandelsverelns einer- und Persien andrerseils unterm 25. Juni 1857 abgeschlossenen Freundschafts-

und Handelsvertrage betr.

Höchstem Befehle zu Folge wird der Freundschafts= und Handelsvertrag, welcher

neuerlich zwischen den Zollvereinsstaaren und Persien geschlossen worden, nachdem in Aus-
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wechslung mit der diesseitigen landesherrlichen Ratistkationsurkunde diesenige des Schah

von Persien hieher gelangt ist, in nachfolgender Ueberleyung zur öffentlichen Kenntniß

gebracht.

Gera, den 2. Junl 1858.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.

Im Ramen des Allmächtigen Gottes!

Seine Majestät der König von Preußen, sowohl für sich und in Vertretung der Ih-
tem Zoll- und Steuer-Spsteme angeschlossenen souverainen Länder und Landestheile,

nämlich des Großherzogthums Luxemburg, der Großherzoglich Mecklenburgischen Enklaven
Rossow, Neheband und Schönberg, des Grohherzoglich Oldenburgischen Fürstenthums Bir-
kenfeld, der Herzegthümer Anhalt-Dessau-Cöthen und Anhalt-Bernburg, der Fürstemhü-

mer Waldeck und Pyrmont, des Fürstenthums Lippe und des Landgräflich Hessischen

Oberamtes Meisenheim, als auch im Namen der übrigen Mitglieder des Deutschen Zoll-

und Handels-Vereines, nämlich der Krone Bayern, der Krone Sachsen, der Krone Han-

nover und der Krone Württemberg, des Großherzogthums Baden, des Kurfürstenkhums

Hessen, des Großherzogthums Hessen, zugleich das Landgräflich Hessische Amt Homburg
vertretend; der den Thüringischen Zoll= und Handels-Verein bildenden Staaten — na-

mentlich: des Großherzogthums Sachsen, der HerzogthümerSachsen-Meiningen, Sachsen-
Altenburg und Sachsen-Coburg und Gotha, der Fürstenthümer Schwarzburg-Audolstadt
und Schwarzburg-Sondershausen, Reuß älterer und Reuß jüngerer Linie — des Her-

zogthums Braunschweig, des Herzogthums Oldenburg, des Herzogthums Nassau und de-

freien Stadt Frankfurt;

und Seine Majestät, dessen Banner die Sonne ist, der heilige, erhabene und große.

Monarch, der unumschränkte Herrscher und Kaiser der Kaiser aller Staaten von Persien,

oleichmäßig und aufrichtig von dem Wunsche beseelt, freundschaftliche Bezichungen

zwischen den vorgedachten Staaten und Persien zu begründen, haben beschlossen, solche

durch einen gegenseitig vortheilhaften und den Unterthanen der hohen vertragenden Mächte
nüglichen Freundschafts und Handels-Vertrag zu befestigen; zu dem Ende habenzu Ih-
ren Bevollmächtigten ernannt:

Seine Majestät der König von Preußen den Herm Maximilian Friedrich

Karl Franz Grafen v. Hatfeld!-Wildenburg-Schönsteln, Allerhöchstihren
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Wirklichen Geheimen Rath, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister,
Ritter des rothen Adler-Ordens erster Klasse mit Eichenlaub, Ritter des Ehrenkreuzes

erster Klasse des Fürstlich Hohenzollernschen Haus-Ordens 2c.

und Seine Majestät der Kaiser von Persien Selne Excellenz Ferrokh Khan

Eminol Molk, Zuflucht der Größe, Llebling des Königs, Großbotschafter des Persischen

Reiches, Inhaber des Königlichen Bildnisses, des blauen Bandes und des Diamant=

Gürtels 2c.,

welche beide Bevollmächtigte sich in Paris vereinigt und, nach dem Austausch ihrer in

guter und gehöriger Form besundenen Vollmachten, die nachsiehenden Artikel verabredet
haben. .

Artikel 1.

Von diesem Tage an soll aufrichtige Freundschaft und ein dauerndes gutes Einver-

nehmen zwischen Preußen und den übrigen Staaten des Zollverelns und allen ihren Un-

terthanen, und dem persischen Reiche und allen Persischen Unterthanen bestehen.

Artikel 2.

Die Botschaster, bevollmächtigten Minister oder anderen diplomatischen Agenten, welche
es einer jeden der hohen verkragenden Mächte gefallen möchte, an die andere zu entsen-

den und daselbst zu unterhalten, sollen, sie selbst und das ganze Personal ihrer Mission,

ebenso aufgenommen und behandelt werden, wie in den respektiven Ländern die Bot-

schafter, bevollmächtigten Minister oder anderen diplomatischen Agenten der meistbegün-
stigten Nationen aufgenommen und behandelt werden, und sie sollen daselbst inallen Be-

ziehungen dieselben Vorrechte und Freiheiten genießen.

Artikel 3.

Die Unterkhanen der hohen vertragenden Theile, Reisende, Kaufleutc, Gewerblrei-
bende und andere, sei es, daß sie in dem Gebiete der hohen vertragenden Theile sich nur

vorübergehend aufhalten, oder daselbst ihren Wohnsitz genommen haben, sollen geachtet
und von den Behörden des Landes und ihren eigenen Agemen wirksam beschützt und in

allen Bezlehungen ebenso wie die Unterthanen der meistbegünstigten Nation behandel

werden.

Sie sollen beiderseits besugt sein, alle Arten von Waaren und Erzeugnissen in das

Gebiet der hohen vertragenden Theile zu Lande und zur See einzuführen und von dort

auszuführen, selbige zu verkaufen, zu vertauschen, zu kaufen und nach allen Orten in dem

Gebiete der hohen vertragenden Thelle zu versenden.

Es verstebtsichindeß,daß die Unterthanen der hohen vertragenden Theile, welche

sich dem Binnenhandel widmen, den Gesezen des Landes. in welchemsieHandel treiben,
unterworsen sein sollen.
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Artikel 4.

Die von den respektiven Unterthanen der hohen vertragenden Theile eingeführten

oder ausgeführten Waaren sollen in den Staaten der hohen vertragenden Theile, sei es

bei dem Eingange, sei es bei dem Ausgange, nur dieselben Abgaben entrichten, welche

bei dem Eingange uud bei dem Ausgange in den Staaten der hohen vertragenden

Theile die von den Kaufleuten und Unterthanen der meistbegünstlgten Nation eingeführ.

ten und ausgeführten Waaren und Erzeugnisse entrichten; und es soll weder in den

Staaten des Zollvereins, noch in Persien irgend eine außerordentliche Abgabe, unter

welchem Namen und aus welchem Grunde es sei, gefordert werden dürfen.
Artikel 5.

Die Prozesse, Streitigkeiten und Zerwürsnisse, welche im Persischen Reiche zwischen
Unterthanen der Zollvereins-Staaten entstehen sollten, werden sämmtlich dem Spruche

und der Eutscheidung ihres Agenten oder Konsuls unterbreitet, welcher in der Provinz,

wo diese Prozesse, Streitigkeiten und Zerwürfnisse entstanden sind, oder in der nächstbe-

legenen Provinz refidirt. Derselbe wird darüber nach den Gesetzen ihres Landes ent-

scheiden.
Die Prozesse, Streitigkeiten und Jerwürfnisse, welche in Persien zwischen Untertha-

nen der Zollvereins= Staaten und Persischen Unterthanen entstehen, sollen vor das in

diesen Sachen zuständige Persische Gericht an dem Orte, wo ein Agent oder Konsul der

ollvereinsstaaten residirt, gebracht und in Gegenwart eines Beamten des gedachten

Agenten oder Konsuls erörkert und nach der Billigkeit entschieden werden.

Die Prozesse, Sneitigkeiten und Zerwürfnisse, welche in Persien zwischen Untertha-

nen der Zollvereinsstaaten und Angehörigen anderer gleichfalls fremder Mächte entsteben,

sollen durch Vermittelung ihrer respektiven Agenten oder Konsuln entschieden und beige-

legt werden.

In Preußen und in den übrigen Zollvereinsstaaten sollen die Persischen Untertha-

nen ebenfalls in allen ihren Streitigkeiten, sei es unter sich oder mit Unterkhanen der

vorgedachten oder sremder Staaten, nach demjenigen Verfahren behandelt werden, welches
in den Zollverelnsstaaten hinüchtlich der Unterthanen des meistbegünstigten Nation zur

Anwendung kommt.

Was die Angelegenheiten der Kriminalgerichtsbarkeit betrift, bei welchen Untertha-

nen der Zollvereinsstaaten in Persien, Persische Unterthaneninden Zollvereinsstaaten

betheiligt sein sollten, so sollen solche in den Zollvereinsstaaten und in Persien nach dem

Verfahren abgeurtheilt werden, welches in den respektiven Ländern hinsichtlich der Un-

terthanen der meistbegünstigten Nation zur Anwendung kommt.

Im Fall des Ablebens eines ihrer respektiven Umerkhanen in dem Gebicie des
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einen oder des andern der hohen vertragenden Theile, soll sein Nachlaß vollständig der

Famllie oder den Geschäftsthellhabern des Verstorbenen, wenn er deren hat, übergeben

werden. Hat der Verstorbene weder Verwandte noch Geschäftstheilhaber, so soll sein

Nachlaß in den Staaten der hohen vertragenden Theile dem Gewahrsam der respektiven

Agenten oder Konsuln übergeben werden, auf daß diese in üblicher Weise, nach den Ge-

setzen und Gewohnheiten ihres Landes, damit verfahren.

Artikel 7.

Zum Schugze ihrer respektiven Unterthanen und ihres Handels, und zur Erleich-

terung guter und billiger Beziehungen zwischen ihren Unterthanen, behalten die hohen

vertragenden Theile sich die Besugniß vor, ein jeder drei Konsuln in den respektiven

Staaten zu ernennen. Die Konsuln der Zollvereinsstaaten sollen in Teheran, Tauris

umd Bender-Bouchir relidiren. Die Persischen Konsuln sollen in den Zollvereinsstaaten

an denjeulgen Orten residiren, wo Konsuln einer fremden Macht sich befinden.

Diese Konsuln der hohen vertragenden Mächte sollen in dem respektiven Gebiete,

wo sie ihre Residenz genommen haben, gegenseitig die Achtung, Vorrechte und Freiheiten

genießen, welche in den Staaten der hohen vertragenden Theile den Konsuln der melsi-

begünstigten Nation bewilligt sind.

Die diplomatischen Agenten und Konfuln Preußens und der übrigen Zollvereins-

Staaten werden weder öffentlich noch insgeheim die Persischen Unterthanen in Schuz#

nehmen.

Die diplomatischen Agenten und Konsuln Persiens werden weder öffentlich noch ins-

geheim die Unterthanen von Preußen und der übrigen Zollvereins-Staaten in Schuß

nehmen.

Die Konsulu der hohen vertragenden Theilc, welche in den respektiven Staaten Han-

del treiben, sollen denselben Gesetzen und Gebräuchen unterworfen sein, wie ihre Natio-

nalen, welche denselben Handel treiben.

Artikel 8.

Der gegenwärtige Handels= und Freundschafts-Vertrag soll, so Gotk will, getreulich
beachtet und aufrecht erhalten werden, während acht Jahren, vom Tage der Untexzeich-

nung an gerechnet, und weiter für die Dauer von zwölf Monaten, nachdem der eine der

bohen vertragenden Theile dem andern seine Absicht angekündigt haben wird, den Ver-

trag nicht länger fortbestehen zu lassen. Jeder der hohen vertragenden Theile behält sich

das Recht vor, den Verkrag nach einer Dauer vonacht Jahren oder später aufzukündigen.
Ingleichen ist zwischen den hohen vertragenden Theilen verabredet, daß der gegen-



1

wartige Vertrag und alle seine Bestimmungen zwolf Monate nach Empfaug der Eröff-

nung, durch welche die Kündigung des Vertrages erfolgt, vollständig aufhören und keine

Geltung mehr haben sollen.

Artikel 9.

Der gegenwärtige Vertrag soll ratisizirt und die Ratifikationen sollen in Paris oder
in Konstantinopel innerhalb zwölf Monaten, oder, wenn thunlich, früher ausgetauscht
werden.

Zu Urkund dessen haben die respektiven Bevollmächtigten der hohen vertragenden

Theile den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und demselben ihre Siegel beigedruckt.
So geschehen zu Paris in vier Ausfertigungen, wovon zwei in Franzüscher und

zwei in Persischer Sprache, den fünf und zwanzigsten Juni im Jahre Christi 1857 und

den zweiten des Monats Zigadeh der Hedgira 1273.

(L. S.) Gr. M. v. Hateldt.

(L. S.) Ferrokh Khan.

Iwel Druckfehlerverbesserungen:

I. Seite 351 2 4 unkir 5 3. Zeile von unten muß pwischen din Wonen: „In dem Jalle“ und „2 Derortnung rem
27. Diibi.1

5. 22

cingeschaltet werden
2. Seite 4 D. 12um l. Weites Alinr muh es stan„sammt Zinsen daren“ beißen:

sammt deirwindbatin Jinsen.
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Gesetz samm lung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

1) Ministerialverordnung vom 15. Junl 1858, die Bestimmungen hinsichtlich des Taxsystems für den

Vereins-Fahrpest-Verkehr betreffend.

(Puklizirt in Nr. 25 dedAmtt · und Berordnungoblatits vem Jahte 19888.)

Die nachstehenden, durch den zweilen Nachtragvertrag zum revidirten Postvereins-

vertrag hinsichtlich des Taxsystems für den Vereins-Fahrpost-Verkehr vereinbarten Be-

stimmungen werden hierdurch bekannt gemacht.
1) Vom1. Juli 1858 an wird das Porto für alle im Vereinsverkehr vorkommen-

den Fahrpestsendungen nach der geradlinigen Entfernung zwischen Abgangs= und

Bestimmungsort, ohne Rücksicht auf die Gebieksgrenzen der einzelnen Vereins-

postverwaltungen, sowie ohne Rücksicht auf die Spedition in einem Sage berechnet.
Es kommen hierbei für den Verkehr des Fürsilich Thurn und Taxisschen Posibe=

zirks in Betracht 4

3. die Fahrpostsendungen zwischen dem Fürsl. Thurn und Taxisschen Posibe=

zirk und andern Theilen des Postvereinsgebiets,

b. die Fahrposisendungen zwischen dem Fürsil. Thurn= und Taxisschen Postbe-
zirke und dem Vereinsauoland;

. die Fahrposisendungen zwischen Hohenzollern und den übrigen Theilen des

Fürsl. Thurn und Taxisschen Postbezirks.
Die Fahrpostsendungen zwischen einzelnen Theilen des Fürstl. Thurn und Taxis-
schen Postbezirks werden (mit der vorstehend unter 2, c. bezeichneten Ausnahme)

nach den bisherigen Toxbestimmungen auch ferner behandelt. Dies ist auch der

Fall bei solchen Sendungen, welche zugleich durch den Bezirk einer andern Ver-

einspostverwaltung transitiren, bezüglich des, für diesen Transit bisher erhobenen

Transilportos.

2

Ausgegeben den 9. November 1858. 11
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4) Die Entsernungen der für den Vereinefahrpost-Verkehr in Betracht kommenden

Postorte von einander sind in der Weise ermittelt worden, daß

a. die Entfernungen bis einschließlich 20 deutsche Meilen unmlttelbar gemessen;
b. für größere Entfernungen das gesammte Vereins-Gebiet in Quadrate, de-

ren Seiten je 4deutsche Meilen betragen, getheilt und die Enksernung der

MittelpunktedieserQuadrate von einander ermittelt worden ist. Die Ent-
fernung der Mittelpunkte je pveier Quadrate von elnander gilt als Ent-
fernung aller in diesenQuadraten gelegenen Postorte von einander.

5) Für die Sendungen nach und aus dem Vereins-Ausland gilt, insowelt nicht be-

sondere Grenzpunkte verabredet sind, bezüglich der Ermittlung der Entfernungen
zur Verechnung des Vereinsportos

a. in der Richtung nach dem Ausland der Austrittsort aus dem Vereinsge-

biet als Abgabe-Ort,

b. in der Richtung aus dem Ausland der Eintrittsort in das Vereinsgebiet

als Aufgabe-Ort.

Für jede Fahrpostsendung wird eln Gewichts-Porto und bel Sendungen mit an-

gegebenem Werthe außerdem noch eln Werthporto erhoben.
Das Gewichtsporto beträgt für jedes Pfund Zollgewicht auf 4 deutsche Mellen

 Sgr. oder 7/12 Kr. Südd. Währung. UMberschießende Pfundthelle werden

für ein volles Pfund, überschießende Meilen für volle 4 Meilen gerechnet.

Als geringster Sap des Gewichtsportos wird für die gesammte Taxirungsstrecke
erhoben

t“

——

#

bis elnschuehich Meilen 2 Sar. oder 7 -* Südd. Währ.- 3168 " " * 10 - -

* 16 = - - 4 . 14 - -

4 24 2 2 32 * 5 2 I 18 - - r*

" 32 # " 40 " 6 s s 21 r ri

40 Meilen 25 - -

Für Sendungen bis einschliehlich 1 * nicd auf Entsernungen bis ein-

schließlich 4 Meilen der geringste Satz des Gewichtsportos mit 1/8 Sgr. oder
5 Kr. Südd. Währung erhoben.

9) Das Werthporto beträgt:
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thl. od. 70 fl. Südd.
bie einschliehiich 10 über

40 bis einschließlich

 mcr
30 thl. (110 Südd.
Währ. oder 120 fl.

Währung oder 80 thl. oder 140 fl.Oesterr. Währ.) für

60 fl. Oesterreich Südd. Währ. oderlje 80 bl od. 140fl.
Währung.12 fl. Oesterr W.südd. W. od. 120 fl.

Oesterr. Währ.

3ä sor od. 142 1 fgr. oder 3 kr.]1 sgr. oder 3 kr
kr. Südd. Währ.Südd. Währ. Südd. Währ.
1sgr. od. 3 kr. sgr. oder 7 kr..2 sgr. oder7 kr.
Södd. Währ. Südd. Währ.dd Währ.

uber 48 Meilen .. .. . . . . . 2 sgr. oder 7 kr. fgr. od. 10 kr. W oder 10
Südd. Währ. Südd. Währ. kr. Südd. Währ.

Bei Sendungen über 800 thlr. oder 1400 fl. Südd. Währung oder 1200ffl.

Oesterr. Währ. trikt für den, diese Summe übersteigenden Theil des angegebenen

Werths der Sendung eine Ermäßigung des Werihportos auf die Hälfte der

Säge für je 80 thlr. 2c. ein.

Zur Erhebung des Gewicht= und Werthporkos werden

u) bel der Thalerwährung

ml sgt. auf . sar.
26 2
5 */1
4% 1n—

b) bei der Südd. Währung jeder Bruchkreuzer auf den nächsten vollen Krenzer

aufsteigend, abgerundet.
Bel jeder Vereinspostanstalt können (vorläufig jedoch noch mit Ausnahme des

Verkehrs mit Oesterreich) Beträge bis 40 Thlr. oder 70 fl. Südd. Währung zur

Wiederauszahlung an einen bestimmten, innerhalb des Vereinsgebieks wohnenden

mpfänger eingegahlt werden. An Porto wird dafür das Minimalfahrpostporko

und als Gebühr für die Wiederauszahlung für je 5 Thlr. — 1 Sgr. und für

je 5 fl. — 2 kr. erhoben.

12) Ist der einer Sendung beigegebene Vegleitsbrief 1 Zollloth (1/00 Zollpfund) od.

darüber schwer, so wird er für das ganze Gewicht mit dem nach der Entfernung

treffenden Briefporto, jedoch ohne Zuschlag belegt.

13) Gehören mehrere Stücke zu einem Begleitbrief, so wird für jedes einzelne Stück

das Gewichlporko, und eintretenden Falls, das Werkhponto,besondets berechnek.

1 S

1 — —



82

14) Bei den Poststellen sind demnächst Verzelchnssse der Entfernungen der einzelnen
Postorte des Fürstl. Thurn und Taxisschen Postbezirks von den übrigen in Be-

tracht kommenden Postorten,sodann ausgerechnete Tarife nebst Berechnungsvor=
schristen gegen Ersatz der Herstellungskosten, zu erhalten.

15) Auf Grund der neuen Vermessungen der Entfernungen innerhalb 20 Meilen

(vergl. vorstehend 4 a.) sind, zur Herstellung der erforderlichen Glelchmäßigkeit

auch die Vereinsbrieftaxen einer Revision unterzogen worden. Ueber etwaige

Modifkationen haben die Poststellen Auskunft zu geben.
Gera, den 15. Juni 1858.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
inger.

Münch.

2) Mieisterialbekanntmachung vom 26. Juni 1858, die zwischen den Regierungen der zum Zollverein
gehörenden Staaten abgeschlossene Uebereinkunft wegen Besteuerung des MRübenzuckers . betreffend.

(Publizin in Nr. 27 des Amtz- und Veromnungsblattes vom Jahre 1858.)

Die nachsiehende, von den Negierungen der zum Zollverelue gehsrenden Staaten

abgeschlossene Uebereinkunft wegen Besteuerung des Rübenzuckers und wegen Besteuerung

des ausländischen Zuckers und Syprups wird, nachdemdieallseitige Ratifikation derselben

erfolgt ist, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Gera, den 26. Juni 1858.

Fürstlich Reuß Plaussches Ministerium.v. eldern.
Münch.

Uebereinkunft
Preußen, Bayern, Sachsen. Hannover, Württemberg, Vaden, Kurhesseu, dem

Großberzogthume Hessen, den zum Thüringischen Joll- und Handels-Vereinegebörigen Staaten, Bchchweig,Wilschenburs,Nassauund der
n Stadt Fraukfurt,

wegen

Besteuerung des Rübenzuckers und sVerlollungdesauoländischen Zuckers und

Nachdem die Regierungen von Preußen, Baiern, Sachsen, Hannovor, Württemberg
Baden, Kurhessen, Großherzogthum Hessen, den beidem Thüringischen Joll= und Han-
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delsvereine betheiligten Staalen, Braunschweig. Oldenburg, Nassau und der freien Stadt
Frankfurt in dem Wunsche übereingekommensind,elne Aenderung in den bisherigen Be-

sllmmungen über die Vesteuerung des Rübenzuckers und über die Verzollung des aus-

ländischen Syrups eintreten zu lassen, so sind zu diesem Zwecke Verhandlungen gepflogqen
worden, wozu als Bevollmächtigte ernannt haben:

die Königlich Preußische Regier ung:
den Geheimen Ober-Finanzrath Georg Hermann Helluyig,

die Königlich Baverische Regierung:
den Ministerlal-Assessor Dr. Johann Diepolder,

die Königlich Sächsische Regierung:
den Geheimen Finanz-Rath Friedrich Moriy Lehmann,

die Königlich Hannoversche Regierung:

den General-Zolldirektor Franz Georg Karl Albrecht,

die Königlich Württembergsche Regierung:
den Ober-Finanzrath Ludwig Friedrich von Herzog,

die Großherzoglich Badensche Regierung:
den Finanz-Rath Dr. Johann Baptist Valentin Weindel,

dle Kurfürstlich Hessische Regierung:
den Ober-Finanzrath Friedrich Theodor Bode,

die Großherzoglich Hessische Regierung:
den Ober-Steuerrath Ludwig Wilhelm Ewald,

die bei dem Thüringischen Zoll= und Handels-Vereine betheiligten Regierungen, nämlich

außer der Königlich Preußischen und der Kurkürstlich Hessischen dlegierung:

die Großherzoglich Sichsische,

die Herzoglich Sachsen-Meiningensche,
die Herzoglich Sachsen-Altenburgsche,

dle Herzoglich Sachsen-Coburg= Gothaische,
die Fürstlich Schwar zburg-Rudolstädtsche,

die Fürstlich Schwarzburg-Sondershausensche,
die Fürstlich Acuß-Plauensche Regier ung älterer Linie und

die Fürstlich Neuß. Plauensche Regierung jüngerer Linie:
den Großhetzoglich Sächsishen Geheimrath Gustav Thon,
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die Herzoglich Braunschwelgsche Reglerung:
den Finanz-Direktor Wilhelm Erdmann Florian don Thlelau,

die Großherzoglich Oldenburgsche und
die Herzoglich Nassausche Reglerung:

den Herzoglich Braunschweigschen, Großherzoglich Oldenburgschen und Herzoglich
Nassauschen Geschäftsträger am Königlich Preußlschen Hofe, Geheimen Le-

Vationsrath Dr. Friedrich August von Liebe,

die freie Stadt Frankfurt:

den Königlich Preußischen Geheimen Ober-Finanzrah Georg Hermann
Hellwig,

von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der Ratistkation, folgende Ueberein-

kunft abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.

Die Bestimmungen der Ucbereinkunft wegen Besteuerung des Rübenzuckers vom

4. April 1853 im Artikel 2 unter b. im Artikel 3 und Artikel 4 nebst den zu ihrer

Ausführung getroffenen näheren Verabredungen werden ausgehoben.

Artikel 2.

Die Steuer vom Zentner der zur Zuckerbereitung bestimmten rohen Rüben wird

vom 1. September 1858 an vorläufig bis zum 1. September 1859 auf sieben und

einen halben Silbergroschen oder sechs und zwanzig und ein viertel Kreuzer festgesetzt.

Dieser Sat kommt auch für die ferneren Betriebs-Perioden zur Erhebung, sofern nicht

eine anderweite Vereinbarung unter den kontrahirenden Theilen erfolgt.

Artikel 3.

Für den ausländischen Zucker bewendet es bis auf weitere Vereinbarung bei den

bisherigen Eingangs-Zollsätzen; dagegen wird der Eingangszoll für Syrup, mit Besei-

tigung der beiden jeyht bestehenden Säte von zwei Thalern und vier Thalern vom

1. September 1858 an auf drei Thaler oder fünf Gulden fünfzehn Kreuzer für den

Zentner sestgestellt. .

Auflösungen von Zucker, welche als solche bei der Revision bestimmt erkannt wer-

den, unterliegen dem höchsien Eingangs-Zollsatze für Zucker.

Artikel 4.

Sollten die kontrahirenden Theile über Aenderungen der für ausländischen Zucker

gegenwärlig beslehenden Zollsäpe, sowie des für ausländischen Sprup vereinbarten Joll-
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sahes, oder öber die Erhebung der Rübenzuckersteuer nach einem andern Maßstabe, als

nach dem Gewichle der zur Zuckerbereilung verwendeten rohen Rüben, übereinkommen,

so werden sie sich über eine entsprechende Aenderung der vorstehenden Vrrabredungen

verständigen.

Artikel 5.

Veränderungen in dem Stkeuersatze für die zur Zuckerbereltung bestimmten rohen
Rüben, desgleichen in den Eingangs-Zollsätzen für den ausländischen Zucker und Sy-

rup treten stets nur mit dem 1. Seplember ein und sind spätestens am 6. Juli desje-

nigen Jahres, in welchem der veränderte Say zur Erhebung kommen soll, bekannt zu

machen.
Die Eingangs-Zollsätze für den ausländischen Zucker und Syprup bleiben daher

aus der Reihe der übrigen mit dem Kalenderjahre laufenden Sätze des Zoll-Tarifes

ausgeschieden.

Artikel 6.

Die Uebereinkunst wegen Besteuerung des Nübenzuckers vom 4. April 1853 nebsft

den wegen ihrer Ausführung getroffenen näheren Verabredungen bleibt, soweit sie ulcht

durch die vorstehenden Bestimmungen abgeändert worden ist, auch ferner in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten die geqenwärtige Uebereinkunft un-

terzeichnet und untersiegelt.

Berlin, am 16. Februar 1858.

(gez.) Sruvis. Dr. Diepolder. Lehmann. Albrecht. von n-(L. S.) L. S) (L. S.) (I. S.)

Dr. Weindel. Bode. Ewald. Tbion. von Tbielau.

(1. S.) (I. 8) (I. 8.) (I. S.) (. S.)

von Liebe. Hellwig.
(I. 8.) (I. S.)
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3) Ministerialbekanntmachung vom 11. Oltober 1838, die sernere Gültigkeit der mit dem Herzogihum

Sachsen-Altenburg zur Beförderung der Civil- und Strafrechtspftege unker dem * 1832 abge-

schlossenen Konvention betreffend.

(Publizirt in Nr. 11, des Amts= und Veronnungsblaltes rom Jahre 1558.)

Nachsiehende Ministerial-Erklärung wird, nachdem solche gegen eine gleichlautende

des Herzogl. Sächsischen Ministeriums zu Altenburg vom 1. vor. Mon. ausgewechselt

worden ist, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Gera, am 11. Oktober 1858.

FürstlichNeufW’ Ministerium.ldern.
Münch.

Auf dem Grunde siattgefundener Verhandlungen haben sich die Regierungen des

Herzogthums Sachsen-Altenburg und des Fürstenthums Reuß jüngerer Linie zu der Er-

klärung vereinigt, daß die zwischen den beiden Staaten zur Beförderung der Civil- und

Kriminalrechtspflege unter dem -—unk1832abgeshlossenenKonvenklonen als amoch
in voller Wirksamkeit und — eenen, namentlich, soviel die Konvention über die.

Strafrechtspflege augeht, gleichmäßig auch auf den Fürsll. Reußischen Landestheil Loben-

sieln-Ebersdorf ausgedehnt und giltig betrachtet werden unddiese Wirksamkeit und Gel-

tung so lange behalten sollen, als nicht diese Verträge von der einen oder der andern

Regierung gekündigt worden sind und diese Kündigung öffentlich bekaunt gemacht worden
ist, in welchem Falle die Konventionen mit dem Ablaufe des nächsien auf die Kündigung

folgenden Kalenderjahres erlöschen.

Gera, am 10. September 1858.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.(L. S) gez. dern.
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Minsgenaeraomec vom 19. Okkober 1858, die Bestimmungen hinschtlich der Ausübung
t advokakorischen Praxis bei dem Gesommt.Ober- Appellationsgerichte betreffend.

(Publizuut in Nr. 42 des Amts, und Verornungsblattes vom Jahre 18658.)

Mit Höchster landesherrlicher Genehmigung werden nachstehende, unter den bethei-

ligten Regierungen vereinbarte Bestimmungen:

8. 1.

Sämmtliche zur Praxis bei den Appellationsgerichten berechtigte Rechtsanwälte
sind in denjenigen Sachen, welche aus den Ländern, welchen sie angehören, an das

Gesammt-Ober-Appellationsgericht gelangen, zur Praxis bei dem Gesammt-Ober=

Appellationsgerichte befugt.

 i.

In Compromißsachen der Durchlauchtigsten Höfe unter einander und in Bun-

des-Austrägal-Sachen steht sämmtlichen zur Praxis bei den Appeilationsgerichten

berechtigten Rechtsamwälten die Ausübung der Praxi vor dem Gesammt-Ober-Ap-

pellations-Gerichte zu.

8. 3.

Den am Site des Gesammt-Ober-Appellationsgerichts ihren beständigen Auf-

enthalt habenden Rechtsanwälten steht die Befugniß zur Ausübung der Praxis vor

dem Gesammt-Ober-Appellations-Gerichte in Sachen, welche aus irgend einem der

zu dem Bereiche des Gesammt-Ober-Appellations-Gerichts gehörigen Staaten her-

rühren, zu.
mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß dieselben vom 1. November

d. Is. an zur Anwendung kommen sollen.

Gera, den 19. Oktober 1858.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.
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Gesetz samm lung

Fürstlich Reußischen Lande jüungerer Linie.

No. 213.

Gesetz, die Grund= und Hypothekenbücher und dos Hypothekenwesen betr.

Wir Heinrich der Sieben und Sechzigste von Gottes Gna-
den Vüngerer Linie regierender Fürst Reuß, Stammes Ael-

tester, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranich-
feld, Gera, Schleiz und Lobenstein2c. 2c.

haben eine Umänderung des zeitherigen Hypothekenwesens durch Einführung von Grund-

und Hypothekenbüchern, und in Zusammenhang hiermit die Aufsiellung gewisser Bestim-

mungen über das Recht der Hypetheken für nöthig und dienlich erachtet, und verordnen

demnach, unter Zustimmung der Landesvertretung Folgendes:

I. Abschnitt.

Allgemeine Grundsütze.
Zweck und Vedeutung des Grund= und Hppothekenbuchs.

8. 1.

Zu Sicherung sowohl der Eigenthumsrechte, als der Jorderungsrechte an Grund-

üücken sollen bei allen Gerichtsbehörden, welche Gerichtsbarkeit ber Immobilien auszu-

üben haben, Grund= und Hypothekenbücher gehalten werden.

g. 2.

Das bürgerliche Eigenthum an Grundstücken als dingliches Recht wird nur durch

Eintragung in das Grund- und Hypothtkenbuch erlangt.

Der Uebergabe des Besißes bedarf es nicht noch nebenher zur Uebertragung des

Eigenthums an Grundstücken.

Ansgegeben den I. Dezember 1858. 14
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8. 3.

Ebenso erlangen Hypotheklen und andere nach 88. 12 und 13 zur Eintragung in
das Grund= und Hypothekenbuch an sich geeignete Rechte an fremden Grundstücken nur

durch Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch dingliche Eigenschaft. Das In-

stitut der stlllschweigenden oder geseplichen Hypotheken ist demnach für unbewegliche Sachen

C. 11) ausgehoben (s. S. 245 ff.)

8. 1.

So lange die Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch nicht erfolgt ist, be-

steht nur erst ein Rechtstitel zur Erlangung des bürgerlichen Eigenthums, oder der Hy-

pokhek, oder der anderen dinglichen Rechte.

8. 5.

Als bürgerlicher Eigenthumer eines Grundstücks, sowie als Inhaber einer hypothe-

karischen Forderung wird jedesmal Derjenige angesehen, welcher als solcher im Grund-

und Hypothekenbuche eingetragen ist.

8. 6.

Eine gerichtliche Konfirmation der Veräußerungsverträge über Grundstücke, sowie
eine Zuschreibung derselben an den Envwerber findet nicht weiter statt, sondern an die

Stelle dieser Handlungen tritt mit allen Wirkungen und Erfordernissen derselben die

Eintragung des neuen Besitzers in das Grund= und Hypothekenbuch des Richters der

gelegenen Sache.

8. 7,

Ebenso sindet bei Besiellung von Hypotheken und Cessionen hypothekarischer For-

derungen eine gerichtliche Konsirmation nicht weiter statt, sondern an deren Stelle mitt

die Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch des Richters der gelegenen Sache.

g. B.

Bei Errichtung von Familienfideikommissen, welche Grundstücke zum Gegenstande

haben, und welche Landesherrlich genehmigt sind, erfolget die Eintragung in das Grund-

und Hypothekenbuch und verleihet den Fideikommißberechtigten und Anwärtern ein ding-

liches Recht.

8. 9.

Durch vorstehende Vorschriften (88. 6 und 7) wird nichts geändert,

a. an der Nothwendigkeit der Einwilligung des Obereigenthümers zu Veräußer-

ungen und Verpfändungen solcher Grundsiücke, an denen ein getheiltes Eigenthum und
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ein blohes Unterelgenkthum des Besiers besteht. Dies gilt namentlich von solchen ehe-
maligen Lehngütern, die auf dem Heimfall stehen G. 6 unter 2 des Gesehes über Auf-

hebung des Lehnsverbandes vom 28. Juli 1853.) und von solchen Erbzinögütern (m

engern Worlsinne), an denen der Erbzinsherr ein wirkliches Obereigenthum nachweist,

— so weit nicht wegen Verpfindung der letzteren im §. 30 ein Anderes bestimmt ist.

b) Wenn in Ansehung ehemaliger Lehngüter Absindungsansprüche Successionsbe=
rechtigter bestehen und nicht bereits durch Hypothek gesichert sind, können dieselben nur

mit Vorbehalt des Pfandrechtstitels der Berechtigten veräußert und verpfändet werden.

Es behält auch in dieser Beziehung bel den Bestimmungen des §. 30 des angeführten

Gesetzes sein unverändertes Bewenden.

8. 10.

Es bewendet ferner dabei, daß Erbpachtgrundstücke und Laßgüter, möge das Necht

des Laßmanns an leyteren ein widerrufliches oder ein unwiderrufliches sein, ohne Zu-

stimmung des Erbverpachters und Laßherrn weder veräußert noch verpfändet werden kön-

nen, und wird hierin durch dieses Geseh nichts geändert.

Inhalt und Beilagen des Grund= und Hypothekenbuchs.

8. 11.

a. Das Grund= und Hypothekenbuch ist nur für Grundsiücke und solche andere

körperliche Sachen, welche nach den Gesetzen den Immobilien gleich stehen, ingleichen

für selbüständige (vergl. dagegen §. 12 Nr. 3) Gerechtigkeiten der Ark, wie sie

zeither schon von den Gerichten den Immobilien gleich geachtet zu werden pflegten,

bestimmt.

b. Dafür sind solche fruchtbringende (rentable) Realgerechtsame und solche Gewerbs-

berechtigungen zu achten, welche nicht mit dem Tode des Berechtigten erlöschen, sondern

gleich unbeweglichen Gütern im Verkehr sin, z. B. Nittergüter und Erbziusberechtig-

ungen ohne Grundbesih, Fleischbänke, Badereig erechligkeiten, Barbierstuben u. dergl. a.
. Gerechtigkeiten dieser Art, welche nicht bisher schon von den Gerichten in den

Formen der Immobilien behandelt worden sind, können nur mit Genehmigung der Ober-

behörde in die Grund= und Hypothekenbücher ausgenommen werden und ein Folium er-

halten.
 Von solchen Rechten ist dann Alles, was in gegenwärtigem Gesetze wegen der

Grundstücke bestimmt ist, ebenfalls zu verstehen.

8, 12.

Jedes Folium im Grund= und Hypothekenbuche muß enthalten:
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) das Grundstuck, für welches das Follum ist;

2) die Beschränkungen desjedesmaligen Besipers in der Verfügung über das Grund-
stück, welche aus einer besonderen rechtlichen Eigenschaft des letzteren herrühren.

Dahin sind die Dispositionsbeschränkungen zu rechnen, welche

a. aus der ehemaligen Lehnseigenschaft des Grundstücks etwa noch verblieben sind

(el. S. 9 oben) oder

b. auf der Eigenschaft eines Erbzins= oder Laßgutes, Erbpachtgrundstücks, Fami-

lienfideikommisses beruhen (§8. 9 und 10),

3) sämmtliche zu dem Grundstücke als zu der Hauptbesitung gehörige Grundstücke

(unbewegliche Zubehörungen, Bestandtheile eines Gutskörperse).
Nuybare Realgerechtigkeiten, die mit einem Grundstücke verbunden sind, wie z. V.

Backgerechtigkeiten, Schankgerechtigkeiten, Gasthofsgerechtigkeiten, Mahlzwangsbesugnisse,
können zwar auf Verlangen des Besipers ebenfalls in das Grund= und Hypothekenbuch

mit eingetragen werden, ohne daß jedoch durch eine solche Eintragung die Grund= und

Hpypothekenbehörde eine Gewährleistung für rechtliche Begründung und Umfang der ein-

getragenen Realgerechtigkeit übernimmt;

4) alle Veränderungen, die sich an den eingetragenen Bestandthellen oder Zubehör-

ungen des Grundstücke in der Folge ergeben;

5) die auf dem Grundstücke vermöge eines Privatrechtstitels hastenden bleibenden

Lasten und Beschwerungen, also namentlich Grundzinsen aller Art, Laudemialpflicht,

Zehntpflicht, Ablösungsrenten und die an diesen Lasten und Beschwerungen sich ergeben-

den Veränderungen.

Von der Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch sind jedoch folgende auf

Privatrechtstitel beruhende dingliche Beschwerungen ausgenommen:

a. Diensie und Frohnen aller Art, insoweit sie nicht nach §. 40 des Gesches über

Ablösungen von Frohndiensten 2c. vom 23. März 1838 bezüglich 15. Januar 1858 auf

neueren Verträgen beruhen, welchenfallo ihre Eintragung in das Grund= und Hypothe-

kenbuch geschehen muß,

b. Grunddienstbarkeiten,

. die einem Bannrechte entsprechenden Verbindlichkeiten.

Außer der im Flurbuchsauszuge (vergl. . 15) vorliegenden Angabe des Steuer-

werths des Grundstücks ist eine weitere Werthsangabe nicht no#thwendig, jedoch kann,

wenn eine gerichtliche Würderung des Grundstücks staltgefunden hat, der dadurch gefun-

dene Taxwerth, sowie wenn ein Kaufpreis des Grundstücks in den Einträgen der Besig=

titel (C. 13 Nr. 6) nicht vorkemmt, der lehte bekannte Kaufpreis auf Verlangen des Be-

sipers in das Grund= und Sypothekenbuch eingetragen werden.
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8. 13.

Jedes Folium im Grund= und Hypothekenbuche muß ferner enthalten:

6) den Besiger oder die mehreren Besiger des Grundstücks (Eigenthümer, Erbzins-

mann, Erbpachter, Lahmann — m. s. §. 10 —) nebst dem Beüptitel, unter Bemerkung

des Kaufpreises, wenn der Besiptitel in einem Kaufe besieht, und die im Becte sich er-

Vebenden Veränderungen;
7) die nicht aus einer besonderen rechtlichen Eigenschaft des Grundslücks (§. 12

Nr. 2) fließenden, sondern auf den Besiper sich beziehenden Beschränkungen des letztern
in der Verfügung über das Grundstück, jedoch nur solche Beschränkungen, die nicht in

allgemeinen persönlichen Eigenschaften des Besigers, wie z. B. dem minderjährigen Alter,

beruhen, sondern sich auf einen speziellen Rechtstitel gründen, wie Vorkaufsrechte, Wie-

derkaufsrechte, einfache füdeikommissarische Substitutionen, das einem andern zustehende

Niesbrauchsrecht, die gegen einen Abmicther eingegangene Verpflichtung, bei Veräuher=

ung des Grundsiücks dem Käufer die Erfüllung des Miethskontrakts zur Bedingung zu

machen, oder welche aus einem gerichklichen Veräußerungsverbote herrühren, und die mit

dergleichen Disposttionsbeschränkungen vorgebenden Veränderungen;
6) die auf dem Grundstücke haftenden Schulden nebst den daran sich ereignenden

Veränderungen, nach den im §s. 179 ff. enthaltenen näheren Bestimmungen.

8. 14.

Außer demjenigen, was nach den vorhergehenden Bestimmungen (88. 12, 13) in
das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen werden muß oder doch eingetragen werden

kann, darf etwas Anderes in dasselbe nicht eingetragen werden. Dieses gilt namentlich

von allen öffentlichen Abgaben und Leistungen und von allen aus dem öffentlichen Rechte

herrührenden, allen Grundstücken oder ganzen Klassen derselben gemeinsamen Verbindlich-
keiten gegen Staat, Gemeinde, Kirche oder Syule.

8. 15.

Bei den Grund= und Hypotbekenbüchern müssen sich als Beilagen beünden:

1) Auczüge der Flurbücher, welche bei Einführung des neuen Grundsteuersystemo

aufgestellt worden sind. Sie müssen enthalten:

a. den Flächengehalt und den bei der Besteuerung angenommenen Werth der im

Grund= und Hypothekenbuche eingetragenen Grundstücke, ihrer Bestandiheile und Zube-
hörungen (K. 12, 1 und 3),

b. die Veränderungen, welche an diesen Angaben eintreten.

2) Kopien der bei der Landesvermessung aufgestellten Flurkarten in verkleinertem

Maßstabe, welche eine bildliche Darstellung der örtlichen Lage und Gestalt der Grund-

stücke, ihrer Bestanktheile und Zubehörungen geben müssen (Uebersichtskarten.)
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Allgemelne Bediugungen der Einschreibungen in das Grund= und

Hypothekenbuch.

Die Grund= und Hypothekenbehörden haben als solche nichts unaufgesordert in das

Grund= und Hypotbekenbuch einzutragen oder darin zu löschen, sondern jeder Eintrag

und jede Löschung setzt voraus, entweder den Antrag eines Betheiligten oder die Requi-

sition einer öffentlichen Behörde.

S. 17.

Jedoch
u. bedarf es einer ausdrücklichen Requisition nicht, wenn die Grund= und Hypo-

thekenbehörde selbst in einer anderen Eigenschaft, wie z. B. als Vormundschaftsbehörde,

Nachlaßbehörde, Konkursgericht, gesetzich verpflichtet ist, dafür zu sorgen, daß ctwas in

das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen oder darin gelöscht werde; hiernächst

b. bewendet es bei den Vorschriften des Ablösungsgesepes, nach welchem die Ablö-

sungsrenten und das von ihnen repräsentirte Kapital hypothekarisch auf dem verpflichte-

ten Gute ebenso hasten bleiben sollen, wie die abgelöste Leistung selbst und haben die

Grund= und Hypothekenbehörden auf Grund der ihnen über abgeschlossene Ablösungs-

verträge zukommenden Anzeigen ohne weiteren Antrag die nölhigen Einträge in das

Grund= und Hypotbekenbuch zu machen.

Bis zum erfolgten Eintrage ist im Verhältnisse zu Dritten das Grundsüück als

noch mit der durch die Rente abgelösten Verbindlichkeit behaftet zu betrachten. Ebenso

bewendet es dabei, daß

c. bel vorgenommenen Zwangs-Versieigerungen die Grund= und Hypothekenbehör=

den sowohl die Löschung der durch die Zwangs-Versteigerung erlöschenden Hypotheken
(§F. 105) und anderer durch dieselben erlöschender Rechte, als auch die Eintragung der

wegen der gestundeten Erstehungsgelder vorzubehaltenden Hypothek Amtshalber zu bewir-

ken haben.

d. Endlich haben die Behörden den Untergang der verpfändeten Sache, sobald er

zu ibrer amtlichen Kenmniß kommt, ohne Erwartung eines Antrags im Grund= und

Hppothekenbuche zu bemerken.

8. 18.

Liegt ein Anlaß zu Einschreitungen einmal vor — 8. 16 und 17 —so sind die

Grund= und Hypothekenbehörden so berechtigt wie verpflichtet, auf Beseinigung von An-
siänden vermittelnd einzuwirken.

Auch haben sie, wenn ihnen Veränderungen in dem Eingetragenen (z. B. durch
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Todesfälle, Erbverthellungen, Veräuherungen, Cessionen rc.) amtlich bekannt werden, die

dadurch begründeten Lsschungen oder Eintragungen bei den Betheiligten in Anregung

zu bringen. — (M. s. 88. 131 ff, 143, 178, 179.)

8. 19.

a. Jeder in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragene Vesiper eines Grund-

stücks, jeder darauf eingetragene Gläubiger, desgleichen jeder Audere, der wegen eines

mit dem Beiper oder Gläubiger bestehenden oder einzugehenden Hlechtsverhälmisses ein

Interesse glaubbaft nachweiset, kann von denjenigen Stellen des Grund= und Hypothe=

kenbuchs, worauf sich sein Interesse bezieht, Einsicht nehmen, auch beglaubigte Auszüge

erlangen.
b. Den Stadträthen in Bezug auf die städtischen d. h. im städtischen Weichbilde

gelegenen Grundsiücke, sowie denjenigen öffentlichen Behörden, deren Interesse schon aus

ihrer öffentlichen Stellung heworgeht, ist diese Einsichmahme auch ohne den Nachweis
eines besonderen Interesse gestattet; das Nöthige hierüber wird durch Verordnung be-

stimmt werden.

r Jedem Anderen ist ohne Einwilligung des eingetragenen Besipers weder die

Einjicht des Grund= und Hypothekenluchs zu gestalten, noch ein Auszug daraus mit-

zutheilen.

8. 20.

a. Jede im Vertrauen auf das Grund= und Hypothekenbuch vorgenommene Hand-

lung, die sich auf das Eigenthum oder ein anderes dingliches Recht an einem Grund-

stücke bezieht, bringt in Ansehung Desjenigen, welcher nach den im Grund= und Hypo-

tbekenbuche befindlichen Einträgen und im guten Glauben gehandelt hat, alle rechtlichen

Wirkungen hervor, die der Handlung, nach jenen Einträgen, angemessen sind.

b. Auch kann Niemand die Unwissenheit dessen, was im Grund= und Hypotheken-

buche eingetragen ist, für sich anführen.

. Wer hierdurch einen Schaden erleidet, dem bleibt blos der persönliche Anspruch

auf Schadenersatz wider Denjenigen, der hierzu nach den Gesetzen verbunden ist.

5S. 21.

Hiernach kann insonderheit

4) eine von dem Besiper vorgenommene Veräußerung des Grundstücks Demjenigen

gegenüber, welcher dadurch das Eigenthum im guten Glauben erworben hat und als

neuer Besiper im Grund= und Hypothekenbuche eingetragen ist, von einem Andern, wel-

cher das Grundstück früher erworben hat, dessen Erwerbung und Besitziitel aber nicht in



96

da Grund= und Hypothekenbuch eingetragen worden ist, ebensowenig angefochten wer-

den, als eine inmittelst vorgenommene und eingetragene Verpfändung;

2) Derjenige, zu dessen Gunsten eine Beschränkung des Besitzers eines Grundstücks

in der Verfügung über dasselbe besteht, muß eine vom Lezteren vorgenommene Veräu-

ßerung oder Verpfändunz des Grundstücks dem in Folge davon in das Grund= und

Hypothekenbuch eingetragenen neuen Besiter oder Glänbiger gegenüber, welcher sein
Recht im guten Glauben erworben hat, als gülucg gegen sich anerkennen, wenndie Dis-

vositionsbeschränkung nicht in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen war;

3) dagegen kann aus einem gegen den vorigen Besiper begründeten Rechtslitel
eine Hypothek gegen den neuen Besiger, sobald dieser in das Grund= und Hypotheken-

luch eingetragen ist, nicht mehr erlangt werden.

4) Die Einrede, daß eine in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragene For-

detung durch Zahlung oder auf andere Welse erloschen sel, oder Einwendungen gegen
die Richtigkeit der Forderung kann der hypothekarische Schuldner wider den Dritten,

welcher die Forderung im guten Glauben envorben hat und als Inhaber derselben in

das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen ist, nicht gebrauchen, wenn die Forderung

nicht im Grund= und Hypothekenbuche gelöscht, oder eine den Einwendungen gegen die

Nichtigkeit entsprechende Abänderung darin bewirkt worden ist;

5) auf gleiche Weise muß der Cessionär bei unterbliebener Eintraguag der Cession

in das Grund und Hypothekenbuch (F. 85) einem Dritten, welcher die nämliche hypo-

tbekarische Forderung späterhin von dem eingetragenen Gläubiger im guten Glauben er-

worben hat und als deren Inhaber in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen ist,

weichen und dessen Recht gegen ssch gelten lassen;

6) eine zur Ungebühr geschehene Löschung einer bypothekarischen Forderung im
Grund= und Hypothekenbuche behält gleichwohl Gülligkeit in Ansehung Derer, welche,
nachdem die Löschung geschehen war, im guten Glauben das Eigenthum an dem Grund-

stücke durch Einagung ihrer Erwerbung und ihres Besiputels oder eine bypothekarische

Forderung durch Eintragung als Gläubiger oder als Cessonarien erlangt haben.

Sicherstellung durch Protestation.

8. 22.

Zu Abwendung solcher Nachtheile kann der Betheiligte, wenn wegen eines noch zu

beseiligenden Mangels die Eintragung des erworbenen Rechts oder beziehentlich die

Löschung oder Abänderung, auf welche er Anspruch hat, nicht sogleich erfolhgen kann, sich

der Protestation bedienen, die aber nur dann Wirkung gegen Dritte äußert, wenn sie

selbst in kas Grund= und Hypothekenbuch eingetragen ist.
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8. 23.

Die Wirkung einer solchen Protestation besteht darin, daß von ihrer Eintragung
in das Grund= und Hypothekenbuch an nichts weiter darin zum Nachtheile des Nechts

aufgenommen werden kann, dessen Sicherung durch die Protestatlon bezweckt wurde

C. 22). Diese Wirkung dauert so lange sort, bis die Protestation im Grund= und

Hpypothekenbuche wieder gelöscht ist.

Ausschließung der Wiedereinsehung in den vorigen Stand.

8. 24.

Wiedereinsehung in den vorigen Stand findet gegen die Unterlassung der Ein-

tragung eines Rechts in das Grund= und Hypothekenbuch oder einer Löschung in dem-

selben und gegen die daraus entstandenen Nachtheile (§8. 20, 21) nicht statt.

Benachrichtigung des passiv Betheiligten.

8. 25.

a. Von jedem geschehenen Eintrage in das Grund= und Hypothekenbuch und von

jeder darin vorgenommenen Löschung hat die Grund= und Hypothekenbehörde Demjenl-

gen, welcher dabei passio betheiligt ist, indem gegen ihn ein Necht erlangt, oder ein ihm

zustehendes Recht ausgehoben oder beschränkt, oder auf einen Andern übertragen wird,

Nachricht zu geben.

b. Diese Benachrichtigung des passiv Betheiligten kann dann unterbleiben, wenn

von ihm selbst das Gesuch um die Eintragung oder Löschung angebracht und dabei auf

die Benachrichtigung aucdrücklich verzichtet worden ist. (M. s. jedoch S. 150.)

Unverjährbarkelt der in das Grund= und Hypothekenbuch

eingetragenen Rechte.

8. 26.

Gegen ein in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragenes Recht an einem

Grundsüücke kann, so lange es nicht darin gelöscht ist, eine Verjährung weder angefangen
noch vollendet werden.

Dieses ersireckt sich jedoch nicht auf verfallene Zinsen und versallene andere Abent-

richtungen, in Ansebung deren vlelmehr die allgemeinen gesehlichen Besilmmungen über

Verjährung zur Anwendung kommen.
15
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HII. Abschnitt.

Vom Rechte der Hypotheken.

Sachen, woran Hypotheken erlangt werden können,

8. 27.

Nur an Grundsiücken und solchen andern köw#erlichen Sachen, welche nach den Ge-

setzen den Immobilien gleich geachtet werden, ingleichen an Gerechtsamen der in §. 11

bemerkten Art, wenn ihnen ein Folium im Grund= und Hypothekenbuche gegeben wor-

den ist, können Hypotheken bestellt werden.

8. 28.

Hypothekfähige Sachen (s. vorigen 8.) konnen ohne Rucksicht ihres Werths nach
der Willkühr der Betheiligten bls zu jedem Betrag mit Hypotheken belastet werden.

Demnach findet aber auch ein Entschädigungsanspruch an die Hypothekenbehörde wegen

Unzulänglichkeit des Hypothekengegenstandes nicht statt.

g. 29.

An einem Grundstücke über welches des Besiyer (§. 5) frel zu versügen nlcht be-

1860, P.. kann nur mit Zustimmung der Betheiligten eine Hypothek erworben werden.
68.9

8. 30.

Zur Bestellung von Hypotheken an solchen Erbzinsgütern, an welchen dem Erb-

zinsherrn ein wirkliches Obereigenthum zusteht, wird jedoch dle Einwilligung des Erb-

zinsherrn nicht erfordert.

8. 31.

Wenn bei der Veräußerung eines Grundstucks das Eigenthum an demselben zum

Zwecke der Sicherstellung einer Forderuug vorbehalten worden ist, so ist ein solcher Vor-

behalt des Eigenthums nur wie der Vorbehalt einer Hypothek wegen der sicher zu stel-

lenden Forderung zu betrachten.

. 32.

Der Einwilligung eines Vorkaufsberechtigten und eines Rück- oder Wiederkaufsbe-

rechtigten bedarf es ebenfalls nicht zur Bestellung von Hypptheken; die ohne seine Ein-

willigung bestellte Hypothek hat jedoch, wenn sie die im Voraus bestlmmte Vorkaufs-

summe oder Wlederkaufssumme übersteigt, insowelt, als dieses der Fall ist, gegen ihn
keine Wirkung.
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8. 33.

Auch wird die Elnwilligung Dessen, welchem ein auf Privatrechtstitel beruhendes

Mecht des Nießbrauchs an einem fremden Grundstuücke zusteht, zu Bestellung einer Hy-

pothek nicht erfordert, die ohne seine Einwilligung bestellte Hypothek erstreckt sich jedoch,
so lange das Nießbrauchsrecht dauert, dessen Eintragung in das Grund= und Hypothe-

kenbuch vorausgesetzt (5. 13 Nr. 7), nicht auf die Früchte des Grundsiücks.

Entstehung der Hypotheken.

8. 34.

Zu Entstehung jeder Hypothek wird erfordert:

I. ein Rechtotitel zu deren Erwerbung, welcher entweder

1) in einer Bestimmung des Gesetzes selbst, oder

2) in dem erklärten Privalwillen liegen kann, und

II. die Eintragung der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch (C. 3).

Gesehliche Rechtstitel zur Erwerbung von Hppotheken.

8. 35.

Zur Erwerbung einer Hypothek sind kraft des Gesehes selbst, und ohne daß es

dazu elner Willenserklärung des Schuldners bedarf, berechtigt:

I. die Ehefrauen und deren Erben. Sie haben das Recht, sich Hppothek

an den unbeweglichen Gütern des Ehemannes, wegen des demselben von der Ehefrau

bei Eingehung der Ehe oder während der Ehe ein= und zugebrachten beweglichen Ver-

Mmögens, welches jedoch hierbei in bestimmter Summe anzugeben ist, bestellen zu lassen.

Für die Frau selbst können dlesen Pfandrechtstitel geltend machen:

#u. die Aeltern, und wenn diese nicht mehr vorhanden lind, die Großältern der

Ehefrau,
b. ihr Ehemann,

. sogar wider den Willen der Ehefran

an. ihre Kinder, und nach dem Tode derselben deren Abkömmlinge,

bb. die Heimathsgemeinde der Ehefrau,

wenn sie zu bescheinigen vermögen, dah durch sichtliche Abnahme des Vermögens des

Ehemannes die ihm obliegende Unterhaltung seiner Familie gefährdet wird.

Welchen Einfluß die Eintragung des Vermögens der Ehefrau in das Grund= und
Hypothekenbuch auf den Beweis des Einbringens habe, ist nach den Umständen zu be-

urtheilen, unter denen sie geschehen ist.
15%
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8. 36.

U. Minderjährige, und die, somit nach Vorschrift der Geseßebevormundeten
andern Personen sind bertchtigt, als Kaution fur die ihnen aus der Verwaltung ih-

res Vermögens wider ihre Vormünder — wenn diese nicht durch Gesetz oder durch aus-

drücklichen richterlichen Beschluß von Bestellung einer solchen Kaution befreit sind — et-

wa entstehenden Forderungen an deren unbeweglichen Gütern, Hypothek eintragen zu

lassen.
Die Sorge für Eintragung solcher Hypotheken liegt der Vormundschaftsbehörde ob;

auch hat diese den Betrag einer derartigen Kaution festzusehen. Sie bestimmt ihn

a. auf die ungefähre Summe der einjährigen Einkünste, welche die Vormünder für

die Bevormundeten einzunehmen haben; —jedoch nach Abzug des zum Unterhalte und

zur Erziehung der Letteren regelmäßig erforderlichen Aufwandes;
b. auf die Kapitalsumme der Gelder, Pretiosen, Staatspapiere oder anderer Schuld-

scheine des Bevormundeten, welche der Vormund verwahrt;

c. auf die Summe der Rechnungsposten, die der Vormund außerdem etwa zu ver-

treten hat. »

DicVonnündctsindbcfugt,durchandcnvcttcSicherheitslclstangdlebypothekakische
Kautionsbestellung abzuwenden.

8. 37.

Einen gesehlichen Rechtstitel zur Hypothek haben
III. die Kinder. Sie haben, wenn ihr Vermögen von ihrem Vater oder ihrer

Mutter verwaltet wird, das Rechk, wegen der aus einer solchen Verwaltung ihnen ent-

stehenden Ansprüche Sicherheitsleistung durch Hypothekbestellung an den unbeweglichen Gü-

tern ihres Vaters oder ihrer Mutter, je nachdem diese oder jener die Vermögensverwalt=

ung führt, zu sordern, jedoch unter solgenden Einschränkungen und näheren Bestimmungen:
enn

1) dem Vater oder der Mutter neben der Verwaltung auch der Nießbrauch des

Vermogens der Kinder zusieht, so haben diese Leßtern der Regel nach kein Recht auf die

vorstehend bestimmte Sicherheitsleisiung. Nur dann sind sie eine solche zu fordern berech-

tigt, wenn wegen übler Wirthschaft, oder wegen Zerrüttung der Vermögensumstände des

Vaters oder der Mutter zu besorgen ist, daß die Kinder Verluste erleiden möchten. Der

Betrag, der dann den Kindern zu leistenden Hypothekarkautlon bestimmt sich nach dem

Werthe des beweglichen Vermögens der Kinder, welches der Vater oder die Mutter in

Verwahrung hat.
Wenn aber

2) der Vater oder die Mutter an dem von ihnen verwalteten Vermögen ihrer Kin-
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der kelnen Nießbrauch haben, so haben die Lehtern an den väterlichen oder mütterlichen

Immobilien das gleiche Recht auf hypothekarische Sicherheitsleistung, welches nach Nr. 1.

bevormundeten Personen an den Immobilien ihrer Vormänder zugetheilt ist.

3) Dafern die Kinder noch minderjährig oder aus andern Gründen vormundlicher

Anssicht bedürstig sind, so haben die ihnen etwa bestellten Vormünder oder ihre Vor-

mundschaftsbehörde für die Geltendmachung obigen Rechtstitels Sorge zu tragen.
S. 38.

Weiter haben
IV. der Staatsfiskus, Kirchen, Gemeinden, die höhern oder niedern

öffentlichen Unterrichtsanstalten und dazu bestimmten Stipendienkas-

sen, die öffentlichen Stras-, Besserungs-, Versorgungs-, Unterstüpungs=
und Heilanstalten, ingleichen andere milde Stiftungen das Recht, an den

unbeweglichen Gütern ihrer zur Administration angestellten Diener, Verwalter oder Ein-

nehmer zur Sicherheit wegen der Ansprüche, welche aus deren Verwaltung oder Einnah-

me gegen sie etwa entstehen könnten, Hypothek eintragen zu lassen. Die Bemessung der

Gröbe einer solchen Kautionssumme hängt zunächst von der Uebereinkunft der Betheilig-

ten ab. In Ermangelung einer solchen sind die unter ll. enthaltenen Vorschriften ana-

log anzuwenden.

8. 39.

Je nachdem sich bei Eintragungen, welche auf Grund der Bestimmungen unter 1.—

IV. Gs. 35—38) geschehen sind, in der Folge die Umstände ändern, hat der Schuldner

das Recht, eine Minderung der feütgesetzten Summe zu verlangen, sowie der Gläubiger

für Dasjenige, was an seiner Sicherheit mangelt, die Eintragung einer neuen Hypothek

sordern kann.

8. 40.

Ferner haben Kraft des Gesetzes einen Rechtstitel zur Hypothek,

V. an den in einer Erbschaft enthaltenen unbeweglichen Sachen:

1) dle Erben wegen der Herauszahlungen, welche sie vermöge der Bestimmung des

Erblassers oder der vereinbarten Erbtheilung zur Gewährung ihres Erbtheils aus der

Erbschaft zu fordern haben, —

2) die Vermächtnißnehmer und Diejenigen, welchen etwas auf den Todesfall

geschenkt ist, wegen des ihnen Vermachten oder Geschenkten; (m. s. ub rigens F. 42.)

8. 41.

Weiter sind die Eintragung einer Hypothek in das Grund= und Hypothekenbuch zu

verlangen berechtigt:
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VI. alle Gläublger ohne Unterschied wegen ihrer durch rechlökrastiges Erkeuniniß

entschicdenen oder sonst zur Hülfsvollstreckung geeigneten Forderungen, spweit sie

nicht schon durch Hypothek versichert und gedeckt sind, rücksichtlich dersenigen Immobilien

ibrer Schuldner, welche sie als Hilfsgegenstand angegeben haben, nach vorausgegangener

Fesistellung des Schuldbetrags in Gemäßheit der Prozeßgesepr. Die Eintragung des

Schulrbemags in das Grund= und Hypothekenbuch ist die Vellstreckungshandlung, außer

welcher es einer weiteren bei der Hilfsvollstreckung in Immobilien nicht bedarf.

8. 42.

VII. Jeder, für den ein Auszug entweder bei Veräußerung des damit zu belasten-

den Grundstücks vorbehalten, oder auch durch leptwillige Verfügung einem zur Zeit des

Todes des Verfügenden in dessen Eigenthume sich befindenden Grundstücke auferlegt wor-

den ist, hat das Recht, die Eintragung desselben in das Grund= und Hypothekenbuch un-

ter den Schulden des Grundstücks zu verlangen.

8. 43.

Die Grund= und Hypothekenbehörden haben Widerlprüche gegen die Eintragung von

Hypotbeken für die in §§. 35—41 genannten Gläubiger und gegen die Eintragung ei-

nes Auszugs (§. 42) nicht zu beachten; selbst Arpellationen haben keine Suspensiokraft.

Es steht aber dem Widersprechenden frei, seine Einwendungen rechtlich auszuführen, um

sodann die Löschung suchen zu können.

8. 44.

Insonderheit kann der Ehemann, wenn das Einbringen der Ehefrau (F. 35), sowie
der Vormund, der Vater, der Diener, Verwalter oder Einnehmer, wenn die Kautions-

summe (§§. 36—38), der Erbe, wenn die Hypothek wegen des Vermächtnisses oder der

Schenkung auf den Todesfall (s. 40), nicht minder der Schuldner, wenn das Hilforecht

(5. 41) ohne seine Einwilligung auf mehrere Immobilien im Grund= und Hopotheken-

luche eingetragen worden ist und schon eines oder einige davon, nach Verhältniß ihres

Werthes und unter Berücksichtigung der schon darauf haftenden Schulden, zur Sicher-

siellung offenbar hinreichen, die Löschung des Eingetragenen in Ansehung der übrigen

Immobilien nachsuchen.

Privatwille als Rechtstitel zur Erwerbung der Hypothek.

8. 45.

Zur Beksiellung einer Hypothek durch Privatwillenserklärung wird auf Seiten Des-

jenigen, welcher die Hppothek bestellt, das Recht und die Fähigkelt, über das mit der

Hypothek zu beschwerende Grundsiück zu versügen, erfordert.
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8. 46.

Aus einem Vertrage oder letzten Willen kann der Gläubiger außer den in 8. 40

erwäbuten Fällen die Eintragung einer Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch

nur bann erlangen, wenn derselbe ausdrücklich enthält, daß wegen der Forderung eine

Hppothek an einem bestimmten Grundstücke bestellt (die Forderung auf eln bestimmtes

Grundstück eingetragen) werden soll; dieses gilt unbeschadet dessen, was wegen elnes bei

der Veräußerung des Grundstücks vorbehaltenen oder durch lehtwillige Verfügung be-

schiedenen Auszugs in §. 42 bestimmt ist.

K. 47.

Ist eine an sich richtige Forderung einmal in das Grund-- und Hppothekenbuch

elngetragen, so kann die Eintragung und die dadurch für den Gläubiger crlangte Hy-

pothek von andern Gläubigern oder von einem nachherigen dritten Besiper des Grund-

stücks aus dem Grunde, weil hypothekarische Sicherheit wegen einer Forderung nicht ge-

lobt oder lehtwillig angeordnet gewesen sei, in kelnem Falle angesochten werden.

Spezialität der Hypotbek.

8. 48.

Die Eintragung einer Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch kann nur

aufbesilmmte Immobilien geschehen.

8. 49.

Auch können nur Forderungen, welche der Summe nach bestimmt sind, in das

Grund= und Hypothekenbuch eingetragen werden (m. s. jedoch §. 223).

Daher muß, wenn die Größe eines durch Hypothek sicher zu siellenden Anspruchs

unbestimmt ist, Behufs der Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch ein Betrag

bestimmt werden, nach dessen Höhe das Grundstück hasten soll.

8. 50.

Jedoch ist zu Eintragung ded Auszugs- (8. 42) und uberhaupt der Rentenforder-

ungen in das Grund= und Hypothekenbuch weder eine Bestimmung derselben in Kapital

noch,insofernsie W4 "n baarem Gelde bestehen, eine Veranschlagung zu Gelde er-
sorderlich. (m. f. 8

Unter Renten a in dlesem Geseh solche Geld= und Naturalforderungen be-

griffen, welche nicht in einem ein für allemal zu entrichtenden Betrage oder Zinsbezü-

gen eines solchen, sondern in zu gewissen Zeiten wiederkehrenden Relchulssen und Leist-

ungen bestehen.
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Eintragung der Hypothek in das Grund= und Hypothekenbuch.

G. 51.

Die Hypothek als dingliches Recht, wird, ohne Unterschied des Rechtstitels, erst
durch die förmliche Eintragung der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch auf

dem Folium des damit zu belastenden Grundstücks wirklich erlangt. C. 3.)

Vormerkung im Grund= und Hypothekenbuche.

8. 52.

a. Ist eine Forderung und der Umstand, daß selbige mit einem Rechtotitel zu Er-

langung einer Hypothek versehen sei, durch unverdächtige Urkunden bescheinigt, die förm-
liche Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch kann aber wegen eines noch zu

beseitigenden, das Wesen der Handlung nicht betreffeuden Mangels nicht sogleich erfol-

gen, so kann, auf Ansuchen des Betheiligten, die Forderung einstweilen im Grund= und

Hypothekenbuche vorgemerkt werden. '

b) Diese Vormerkung hat nicht die Wirkungen der förmlichen Eintragung, sondern
isi wie eine Protestation (5§. 22, 23) zu betrachten, indem sie blos die Sielle für die

künftig förmlich einzutragende Hypothek zu sichern dient.

c) Sie wird wirkungslos, wenn, bevor der Mangel gehoben und die förmliche Ein-

nagung erfolgt ist, Konkurs zu dem Vermögen des Besipers auobricht.

Umfang und Wirkungen der Hypothek.

1) In Ansehung der Sache, worauf sie haftet.

**“

Die Hypothek als dingliches Recht erstreckt sich auf das ganze Grundsiück, auf alle

seine Theile und Zubehörungen, desgleichen auf den Zuwachs, sowice auf die am Tage

einer eingetretenen Zwangsversteigerung oder bei Aulegung der Schuestration oder bei

Eröffnung des Konkurses noch unabgesonderten natürlichen und gemischten Früchte
(lructus naturules el industriales), ingleichen die von den lehtgedachten beiden Zeilpunk-

ten an erwachsenden bürgerlichen Früchte, (lructus civiles.)

8. 51.

Dah Forderungen auf einzelne Zubehörungen eines Grundstücks oder Theile eines
Grundstückskörpers versichert und solchergestalt in das Grund= und Hypethekenbuch ein-

Fetragen werden, ist unzulässig.
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8. 55.

Wohl aber können, wenn Mehrere ein Grundstück gemeinschastlich ungetheilt besipen,
an den ideellen Antheilen der einzelnen Mitbesitzer Hppotheken erlangt und Forderungen

darauf in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen werden. (Vergl. jedoch F. 81.)

8. 56.

Als Zubehörungen eincs andern Grundsiücks und Besiandtheile eines Grundstäcks-

körpers können nur diejenigen Grundstücke angesehen werden, welche als solche in das

Grund= und Hypothekenbuch eingetragen sind.

Grundstücksabtrennungen.

8. 57.

Die Abtrennung eines Grundstücks von einem andern, dessen Zubehörungen, oder

von einem Grundstückskörper, dessen Bestandtheil es ist, kann der Regel nach nicht an-

ders geschehen, als mit. Einwilligung der darauf versicherten Gläubiger.

8. 58.

Diese Einwilligung braucht jedoch nicht beigebracht zu werden, sondern kann vom

Richter ergänzt werden, wenn nach dessen pflichtmäßigem Ermessen eine Gesährdung der

Gläubiger hinsichtlich ihrer Forderungen aus der Abtrennung offenbar nicht entslehen
kann. Nur ein bereits vorliegender ausdrücklicher Widerspruch des Gläubigers gegen die

Abtrennung hindert die richterliche Ergänzung seiner Einwilligung, ausgenommen in fol-

genden Fällen:
1) wenn ein Auszugsberechtigter als solcher den Widerspruch eingelegt hat;

2) wenn die Abtrennung auf einem Tauschgeschäft beruht und durch dasselbe das

verpfändete Grundstück nach dem Urtheil Sachverständiger nicht an Werth verliert.

In diesen Fällen ist auch ein ausdrücklicher Widerspruch nicht zu beachten.

8. 59.

a. Die ohne Vorbehalt erklärte oder nach §.58 vom Nichter ergänzte Einwilligung

der Gläubiger in die Abtrennung gilt als Aufgebung ihrer dinglichen Rechte an dem

abzutrennenden Grundstück.
b. Willigen sie nur mit Vorbehalt dieser Rechie in die Abtrennung, so haben sie

Anspruch darauf, daß ihre Forderungen so, wie sie auf dem Folium des Grundslücks, zu

welchem das Trennsiück bisher gehörte, eingetragen sind, auch auf dem neuen Folium des
Grundstücks, dessen Zubehörung cs wird (§. 61), eingetragen werden.

c. Ist der Gegenstand der Forderung ein Auszug, so giekt ein selcher neuer Ein-
10
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trag dem Auszugsberechtigten nur eln subsidiarisches Recht gegen den Besiher des Trenn-

fuce. g. 60.

a. Wegen der auf einem Grundstücke haftenden, im Grund- und Hypolhekenbuche

eingetragenen Lasten (§F. 12 Nr. 5) bedarf es der Einwilligung der Berechtigten zu

Grundsiücksabtrennungen nicht.
b. Es ist aber stets ein verhältnihmäßiger Theil solcher Reallasten auf das Trenn-

stück zu repartiren, ehe dasselbe im Grund= und Hypothekenbuche vom Hauptgute abge-

schrieben wird (m. s. jedoch 8. 70).

c. Dieser Repartition ungeachtet, bleibt den Berechtigten das Hauptgut, sofern sie

es nicht ihres Anspruchs entlassen haben, wegen des auf das Trennstück gelegten Antheils
von Meallasten subsidiarisch verhaftet.

d. Wegen der auf Grundstücken, bei denen Abtretungen vorkommen, haftenden Ab-

lösungörenten hat es bei den Bestimmungen des Ablösungsgesehzes vom 23. März 1838

und bezüglich 15. Januar 1858 §F. 29 sein Bewenden.

Hinzuschlagung eines Grundstücks zu einem andern.

8. 61.

Dem Besißer oder neuen Erwerber eines Grundstücks, welches nicht schon Zubehor-

ung eines andern ihm zugehörigen Grundsiücks ist, steht der Regel nach frei, ob er das-

selbe als ein besonderes Grundstück unter besonderer Nummer und mit einem eigenen Fo-

lium im Grund= und Hypothekenbuche besipen, oder ob er es zu einem andern Grund-

stücke, welches er besitzt, hinzuschlagen und als Jubehörung desselben in das Grund= und

Hypothekenbuch eintragen lassen will.

8. 62.

Jedoch ist

1) wenn das hinzuzuschlagende Grundstück unter Gerichtsbarkeit einer andern Grund.

und Hprothekenbehörde gelegen ist, hierzu die Einwilligung dieser lettern erforderlich;
ferner kaun

2) wenn auf dem Grundstücke, zu welchem ein anderes hinzugeschlagen werden soll,

Schulden hasften, die Hinzuschlagung nur unker der Bedingung geschehen, daß das hin-

zuzuschlagendeGrundsüück schuldenfrel sei, oder daß andern Falls die auf lehterem versicher-

ten Gläubiger sich befallen lassen, mit ihren Forderungen den auf jenem ersten versicher-
ten Gläubigern nachzustehen;

3) ein mit einem Vorkaufs= oder Wiederkaufsrechte behaftetes Grundstück kann zu
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einem andern Grundstücke, welches nicht mit diesem zugleich demselben Vorkaufs, oder

Wiederkaufsrechte unterliegt, nicht hinzugeschlagen werden.

8. 63.

Die Hinzuschlagung eines Grundstücks zu einem andern Grundstücke hat die Wirk-

ung, daß die auf dem einen oder dem andernhaftenden Schulden sich nunmehr über den

ganzen Grundstückskörper erstrecken; die Schulden, welche auf dem hinzugeschlagenen
Gundsüücke haften, sind daher nunmehr im Grund= und Hypothekenbuche auf dem Fo-

lium des Grundsiücks, zu welchem es hinzugeschlagen worden, einzutragen (8§.39,61, 62).

8. 64.

In Ansehung der Abtretung von Grundeigenthum im Wege der Expropriation be-

wendet es bei den bestehenden Gesetzen.

8. 65.

Die Bestimmungen in §§. 57, 58 finden auch Anwendung auf die Veräußerung.

der mit einem Grundstücke verbundenen nuybaren Realgerechtigkeiten; in Bezug auf Ab-

lösungen bewendet es jedoch bel den Bestimmungen der bestehenden Ablösungsgesetze.

Bewegliche Zubehörungen eines Grundstücks.

8. 66.

Welche Sachen außer Grundstücken als Zubehörungen eines Grundstücks zu be-

trachten sind, ist nach den bestehenden Rechten zu beurtheilen.

8. 67.

Sind bewegliche Zubehörungen des Grundstücks veräußert worden, so haben hypo-

thekarische Gläubiger gegen den dritten redlichen Besiyer derselben keinen Anspruch.

2) In Ausehung der Forderung.

8. 66.

Die Hypothek erstreckt sich neben der Hauptforderung auch auf die Verzugsziusen;
auf versprochene Zinsen aber nur dann, wenn das Versprechen der Verzinsung und der

Jinsfuß in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen ist.

. 69.

Unter gleicher Voraussehung der Eintragung eines hierauf bezüglichen Versprechens
in das Grund= und Hypothekenbuch erstreckt sich eine Hypothek auch auf Kosten als Ne-

benforderung.
16
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8. 70.

In Ausehung rückständiger Zinsen, und zwar sowohl der versprochenen, als der Ver-

zugsziusen, beschränkt sich jedoch im Konkurse, sowie außerhalb des Konkurses bei Unzu-

länglichkeit des Grundstücks zur Vefriedigung aller darauf eingetragenen Gläubiger die
Hypothek auf die Zinsen der drei lehten Jahre von Eröffnung des Konkurses, außerhalb

des Konkurses von der erfolgten Subhastation oder wenn der Gläubiger vor Eröffnung

des Konkurses oder vor der Subhastation schon Klage erhoben und dieselbe ohne Unter-

brechung fortgestellt hatte, ven erhobener Klage zurückgerechnet.
Für eine solche Unterbrechung ist es jedoch nur anzusehen, wennder Gläubiger den

Prozeß länger als sechs Monate liegen gelassen hat.

S. 7.

Gleichergestalt beschränkt sich in Ansehung rückständiger Auszugsgebührnisse (§. 42)
und rückständiger Renten (F. 50) das dingliche Recht im Konkurse, sowie außerhalb des

Konkurses bei Unzulänglichkeit des Grundstücks zu Befriedigung aller darauf eingetrage-

nen Gläubiger auf die Rückstände der drei leyten Jahre von dem im §. 70 bemerkten

Zeitpunkte zurückgerechnet.

8. 72.

Eine Hppothek wegen Kosten als Nebenforderung, ohne daß ein bestimmter Betrag

derselben in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen ist (6. 49), gilt im Konkurse,

sowie außerhalb des Konkurses bei Unzulänglichkeit des Grundstücks zu VBefrledlgung

aller darauf eingetragenen Gläubiger nur bis zum Betrage von 50 Thalern, wenn die

Hauptforderung selbst über 50 Thaler beträgt, und nur bis zum Betrage von 10 Tha-

lern, wenn die Hauptforderung nur 50 Thaler oder weniger beträgt.

3) In Ansehung des Schuldners.

8. 73.

Dem Schuldner verbleibt das Recht, über die von ihm verpfändete Sache soweit

zu verfügen, als es ohne Verlehung der Sicherheit des Gläubigers geschehen kann.

8. 74.

Ungeachtet der Eintragung einer Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch

behält der Schuldner das Necht, das Grundstück zu veräußern, oder einem andern Gläu-

biger eine Hypolhek daran einzuräumen. Ein Versprechen des Schuldners, ohne Ein-

willigung oder ohne Vorwissen des hypothekarischen Gläubigers das Eine oder das An-

dere nicht zu thun, hat keine weitere Wirkung, als daß, wenn es im Grund= und Hy-
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pothekenbuche elngetragen ist, die Grund= und Hüpothekenbehörde verpflichtet ist, von der

geschehenen Veräußerung des Grundstücks oder der geschehenen Eintragung einer andern

Forderung jenem Gläubiger Nachricht zu geben.

8. 75.

Inwiewelt die Veräußerung von Zubehörungen eines mit Schulden behafteten

Grundstücks dem Besiher gestattet sei, ist in §§. 57, 58, 59, 65 bestimmt.

. 8. 76.

a. Mit solchen neuen, den Werth des Grundstücks mindernden Reallasten, welche

zur Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch geeignet sind G. 12, Nr. 5), Ab-

lösungsrenten ausgenommen, darf der Besiter des Grundstücks letzteres ohne Einwillig-

ung der darauf versicherten Gläubiger nicht beschweren. Dasselbe gilt, wenn bei Grund-

das Trennstück (S. 60) nach dem Willen der Kontrahenten und Berechtigten unterbleiben

soll.
b. Doch findet eine Erganzung dieser Einwilligung unter denselben Voraussetz-

ungen, wie solche bei Grundstücksabtrennungen nach F. 58 eintreten kann, auch hier satk.

S. 77.

Dadurch allein, daß der Schuldner die Eintragung einer Forderung in das Grund-

und Hypothekenbuch geschehen läßt, verliert derselbe im Verhältnisse zu dem ursprüng-

lichen Gläubiger die Einreden nicht, welche ihm gegen die Forderung selbst zustehen. Ob

und in wie weit er solche Einreden dritten Inhabern der Forderung entgegenseten kann,

ist nach den Bestimmungen in §§. 20 bis 23 zu beurtheilen. "

Einrede des nicht gezahlten Geldes.

8. 78.

Wenn aber eine Forderung in einem Darlehn besteht und in das Grund- und Hy-

volhekenbuch eingetragen worden ist, bevor noch die Auszahlung des Darlehns an den

Schuldner wirklich erfolgt war, so sichert eine vor Ablauf der nächsten 30 Tage, nach

heschehener Eintragung der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch, angebrachte

und in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragene Protestation dem Schuldner den

Gebrauch der Einrede des nicht gezahlten Geldes gegen densenigen dritten Inhaber der

Forderung, welcher letztere innerhalb jener dreißig Tage an sich gebracht hat.

Die Zulässigkeit und Wirksamkeit dleser Einrede ist übrigens nach den darüber be-

stehenden Rechtsgrundsätzen zu beurtheilen.
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Einrede der Zahlung bei verfallenen Zinsen.

8. 79.

Ferner muß in Bezug auf verfallene Zinsen oder andere in regelmäßigen Zeiträu-

men wiederkehrende Abentrichlungen der dritte Inhaber der Forderung die Einrede der

Zahlung in Bezugauf diese Gegenstände seiner Forderung uubedingt gegen sich gelten
lassen, obwohl die geleistcte Zahlung im Grund= und Hyppothekenbuche nicht verlaut-

bart ist.

4) In Ansehung des Gläubigers.

&amp; 80.

Der hypothekarische Gläubiger kann, unbeschadet selnes hypothekarlschen Rechts, sei-
nen persönlichen Schuldner aus dem Nechtsgeschäste, aus welchem die in das Grund-

und Hypothekenbuch eingetragene Forderung herrührt, persönlich belangen, er kann aber

auch, wenn der persönliche Schuldner zugleich Besiyxer des mit der Hypohhek behafteten

Grundstücks ist, die aus der Hypothek entspringende dingliche Klage mit der persönlichen

Klage verbinden, oder endlich gegen einen dritten Besiyer des Grundslücks sich sogleich,

unbeschadet seiner Ansprüche an den persönlichen Schuldner, der dinglichen Klage be-

dienen.

8. 81.

a. Vermoöge der dinglichen Alage kann der hypothekarische Gläubiger verlangen, aus
dem. Grundstücke, woran er die Hypothek erlangt hat, befriedigt zu werden.

b. Er kann aber zu diesem Zwecke nur enbweder die gerichtliche Versteigerung des

ihm ganz oder auch nur zu einem ideellen Theile verhafteten Grundstücks, oder wenn er

zunächst aus den Nupungen befriedigt sein will, gerichtliche Sequestration desselben ver-

langen.
. Eine solche gerichtliche Seauestration geht auf Rechnung des hypothekarischen

Gläubigers, der sie veranlaßt hat. Sollten die Nutzungen des sequestrirten Grundstücks

von den Seguestrationskosten überstiegen werden, so behält zwar der Glänbiger wegen

des von ihm Zugeschossenen seinen Anspruch auf Wiedererstattung, es kommen aber fol-

chenfalls rücksichtlich dieses Mehrbetrags der Sequestrationskosten die Bestimmungen in
Ss. 69, 72 in Anwendung, unbeschadet der bei Ausbruch eines Konkurses während der

Sequestration geltenden Grundsäze.
)) Ein Recht, selbst in den Besitz und dle Benutung des verhafteten Grundstücks

gesetzt zu werden, hat der hypothekarische Gläubiger nicht.

8. 82.

Den hypothekarischen Gläubigern, welche aus dem ihnen verhafteten Grundstucke



111

ihre Befriedigung nicht erlangen, und insoweit sie selbige nicht erlangen, bleibt in allen
Fällen die Klage wider Diejenigen vorbehalten, welche für die Forderung persönlich ver-

haftet find.

Cessionen.

8. 83.

Sowohl der Rechtstitel zu Erlangung der Hypothek, als eine schon erlangte Hy-

pothek kann, jedoch nicht ohne gleichzeitige Uebertragung der Forderung selbst, von dem

Gläubiger nach dem Betrage der ganzen Forderung oder eines Theils derselben an An-

dere abgetreten werden.

8. 81.

Jede Abtretung einer in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragenen Forderung

schließt zugleich die Uebertragung der dafür bestehenden Hypothek und aller damit ver-

bundenen Rechte in sich.

8. 85.

a. Die Abtrelung einer hypothekarischen Forderung erlaugt erst durch Benachrich-

tigung des Schuldners (debilor eessus) und darauf folgende Eintragung in das Grund-

und Hypothekenbuch (§. 5) Gültigkeit gegen dritte Personen, wie auch gegenden Schuld-
ner selbst.

b. Der Lehtere ist der Eintragung zu widersprechen dann berechtigt, wenn er die

Existenz der abgeiretenen Forderung zu bestreiten vermag. Andere ee dessel-
ben können die Eintragung der Abtretung nicht hindern (m. . S. 1

Verpfändungen eingetragener Forderungen.

g. 86.

Eine hypothekarische Forderung kann auch von dem Gläubiger einem Andern im

Grund= und Hppothekenbuche verpfändet werden.

8. 87.

Eine solche Verpfändung ist wie eine eventuelle Abtretung zu betrachten, und das

in 88. 84, 85 Gesagte gilt von ihr ebenfalls.

5) In Ansehung des dritten Besiters.

8. 88.

Der driitte Besiper eines Grundstücke, auf welches Schulden im Grund= und Hy-
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potbekenbuche eingetragen sind, ist gehalten, entweder dieselben zu bezahlen, oder die ge-

richtliche Verslelgerung, bezlehendlich die gerichtliche Sequestratlon des Grundstücks (5.81)
zum Zweck der Befriedigung der Gläubiger geschehen zu lassen.

5. 89.

a. Für die blos vorgemerkten Forderungen hastet der dritte Besiger nur in so weit,

raß er verxflichtet ist, die wirkliche Eintragung der Forderung geschehen zu lassen, sobald

die derselben entgegenstehenden Hindernisse beseitigt sind.

b. Eine Nöthigung des dritten Besipers zur Bezahlung oder zur Ueberlassung des

Grundstücks zu Befriedigung der Gläubiger findet jedoch wegen blos vorgemerkter For-

kerungen nicht statt (§. 52). Erst deren wirkliche Eintragung begründet eine solche Nö-

thigung (. 81).
8. 90.

a. Die Hastung des redlichen dritten Besipers für die Schulden des Grundstücks

erstrecktsich aber nicht weiter, als lehteres zur Befriedigung der Gläubiger hinreichk.

b. Hat jedoch der dritte Besiger die eingetragenen Schulden als unbezahlte Kauf-
gelder übernommen oder sich sonst zu deren Uebernahme ausdrücklich verpflichtet, so muß

er für selbige als Schuldner auch mit seinem übrigen Vermögen haften und kann des-

halb mit einer persönlichen Klage belangt werden.

Haftung des dritten Besipxers wegen Zinsen und Nenten rc.

KG. 91.

u. Wegen der Zinsen, welche der dritte Besiper von den eingetragenen Schulden

während seiner Besitzzeit in Rückstand ließ, bleibt er jederzeit auch nach der Veräußer=

ung des Grundstücko persönlich verhaftet.

6) Ebenso ins der jedesmalige Besitzer eines Grundstücks, auf welchem ein Auszug

(5. 42) oder eine Aente (F. 50) haftet, wegen der während der Dauer seines Besipes

füllig werdenden Auszugs= oder Rentenleisungen dem Auszugs= oder Rentenberechtigten

stets auch persönlich verpflichtet.

c. Die persönliche Verbindlichkeit des ursprünglichen Schuldners für Auszugs= oder

Rentenleistungen reicht nicht über die während seiner eigenen Besipzeit fällig gewordenen
Auszugs= oder Nentenleistungen hinaus.

6) In Ansehung mehrerer Gläubiger unter einander.

8. 92.

Der Vorzug unter mehreren auf das nämliche Grundstück eingetragenen Gläubigern

wird ohne alle andere Rücksicht bloß durch die Zeitfolge bestimmt, wie jede Forderung
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vor der andern in das Grund= und Hypothekenbuch auf dem Folium des Grundstücks

eingetragen ist.
8. 93.

Dieser Vorzug entscheidet sowohl im Konkurse als außerhalb des Konkurses.
Daher gebührt im Konkurse wie außerhalb des Konkurses dem ältern hypothekari-

schen Gläubiger vor dem neuern die Befriedigung aus dem verhasteten Grundstücke,

wenn dasselbe zur gerichtlichen Zwangsversteigerung kommt, wäre es auch, daß der neuere

Gläubiger früher Klage erhoben oder die Zwangsversteigerung herbeigeführt hätte

8. 94.

a) Dieselben Grundsähe (88. 92 und 93) gelten auch dann, wenn unter den meh-

reren Hypothekengläubigem Eines Grundstückes Auszugs-- G. 42) oder Renkenberech-
tigte (F. 50) sich befinden.

b. Wenn bei gerichtlichen Zwangsversteigerungen Auszugs= oder Rentenhypotheken

mit ältern Hypotheken zusammentreffen, so ist nach Ss. 106 und 107 zu verfahren. Ge-

lingt es hierbei nicht, das Grundstück mit dem darauf eingetragenen Auszug oder der

darauf eingetragenen Rente zu versleigern, so tritt der dem Auszugs= oder Rentenberech-

tigten für den Verlust seines Auszugs= oder Rentenrechts zustehende Entschädigungsan-
spruch in dessen Rangverhältniß (F. 92 und 93) ein.

. Die Entschädigung selbst ist nach solgenden Vorschriften zu bemessen:
1) In die Dauer der Auszugs= oder Renteforderung gewiß, so ist der zu ermit-

telnde Jahresgeldwerih derselben auf die Zeit ihrer Dauer zusammenzurechnen. Die her-

auskommende Summe bildet, nach Alzug eines billigen Interusuriums, welches für die

zeitigere Gewährung der später verfallenden Jahreszahlungen dem Verpflichteten zukommt,

das Entschädigungskapital für den Auszuge= oder Renteberechtigten.

2) Is aber die Dauer des Auszugs oder der Rente ungewiß, so hat der Nichter

sich vor Allem zu bemühen, im Vergleichswege eine Bauschsumme zu ermilteln, durch

welche der Augzugs- oder Renteberechtigte ein für allemal abgefunden wird.

Kommt aber ein solcher Vergleich nicht zu Stande, dann hat der Auszugs= oder

Renteberechtigte das Necht, fürdie Dauer des Auszugs oder der Rente die allsährliche
Abentrichtungdeszuermittelnd derselben und genügende Sicherstellung die-
ses seines Anspruchs zu ferdern. Diese Sichersteilung ist auf Höhe einer Summe zu

bemessen, deren mutbmahlicher, bei sicherer Ausleihung zu erzielender Rapikalzins dem

Jahresgeldwerib des Auszugs oder der Reute gleichkommt.

Wird die Sicherheilssumme baar erlegt, so ist sie auf die angegebene Weise zinsbar

auszuleihen und es ist dann zunächst ihr Zinsertrag zur Bezahlung des Jahresgeldwer-

tbes des Auszugs oder der Rente zu verwenden, aushülflich aber auch das Kapital selbst.
17
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Abtretung des Vorzugs.

K. 95.

Ein hypothekärischer Gläubiger kann unbeschadet seines hypothekarischen Rechte den

durch frühere Eintragung seiner Forderung erlangten Vorzug einem spitern Gläubiger
abtreten; jedoch wird dadurch andern hypothekarlschen Gläubigern an dem bereits er-

langten Vorzuge nichts entzogen.

Eintretungs= und Ablöfungörecht.

8. 96.

Unter Umständen, unter welchen der hppothekarische Gläubiger von dem hypotheka-

rischen Schuldner selbst Zahlung der Schuld anzunehmen verbunden wire, ist auch ein

Dritter dieselbe mit Einwilligung des Schuldners mit der in K. 99 angegebenen Wirk-

ung zu leisten berechtigt.

8. 97.

a. Jeder hypothekarische Gläubiger hat das Recht- auch ohne Zustimmung des

Schuldners die Forderung eines andern hypothekarlschen Gläubigers durch vollständige

Zahlung abzulösen, wenn lehterer, es sei wegen des Hauptstammes oder wegen davon,

uckständiger Zinsen auf die gerichtliche ZJwangsversteigerung des verhafteten Grundstücks

angetragen hat.
b. Dasselbe Recht steht den Miteigenthümern eines im Eigenthume Mehrerer be-

fündlichen Grundstücks dann zu, wenn der hypothekarische Gläubiger eines andern Mit-

eigenthümers kraft des ihm an dem ideellen Antheile des Letztern zustehenden Hypothek-

rechts die Zwangsversteigerung des gemeinschaftlichen Grundsiücks beantragt hat.

8. 96.

Wollen Mehrere der nach 8. 97 Berechtigten das Ablösungsrecht gloichze itig.
ausüben, so hat

u. unter mehrern hypothekarischen Gläubigern der Inhaber der später eingetragenem

Forderung den Vorzug vor dem ältern Gläubiger.

b. Wenn aber hopothekarische Gläubiger mit Miteigenthümern konkurriren, so haben

Diese vor Jenen den Vorzug, wogegen

c. unter mehrern Miteigenthümern die frühere Anmeldung den Vorzug beslimmt.

S. 90.

Derjenige, welcher auf Grund der §5. 96 und 97, statt des Schuldners die voll-

ständige Zahlung dem Gliäubiger leistete oder deren. Betrag, bei ungegründeter Weigerung.
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der Annahme Seitens des letztern, gerichtlich niederlegte, erwirbt, auch ohne daß dieser
die Forderung abtritt, die Stelle und das Recht des befriedigten Gläubigers und somit

den Anspruch auf Einkragung dieser Erwerbung in das Grund= und Hypothekenbuch.

Dleser Anspruch sindet jedoch im Falle des §. 96 nicht statt, wenn bel Eintragung

der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch zugleich fesigesezt worden ist, daß die

Zahlung nach und nach in bestimmten Terminen erfolgen und wegen des Gezahlten die

Hypothek gelöscht werden soll, vielmehr erlischt solchenfalls die Hypothek in Ansehung je-

der geleisteten Zahlung, bei welcher ein Theil der Forderung noch ungetilgt übrig ge-
blieben ist.

§. 100.

Auf gleiche Weise erwirbt der persönliche Schuldner, welcher, ohne daß er zugleich
Besiper des verhafteten Grundstücks ist, in Folge der von dem hypothekartschen Gläu-

biger wider ihn auf Bezahlung der Schuld erhobenen Klage demselben vollständige Zahl-
ung geleistet hat, ohne Weiteres dessen Stelle und Necht mit dem Anspruche auf Ein-

tragung dieser Erwerbung in das Grund= und Hypothekenbuch.

Erlöschung der Hypotheken.

» 8. 101.

Dle Hypothek erlöscht:
1) durch Ablauf der Zelt, auf welche sie beslellt war;

2) durch Untergang der Sache;
3) durch die gerichtliche Zwangsversteigerung;
4) durch Eintritt einer Resolutivbedingung;

5) durch Entsagung des Gläubigers;
6) durch Tilgung der Schuld;

7) durch Ungültigerklärung der Forderung.

1) durch Ablauf der Zeil.

8. 102.

Wurde eine Hppothek nur auf eine bestimmte Zeit besiellt, und solchergestalt die

Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen, so erlöscht die Hypothek mit

Ablauf dieser Zeit.

2) durch Untergang der Sache.

8. 103.

Durch völllgen Untergang der Sache erlöscht die daran erlangte Hvpolhet, sie lebt
T
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aber mit Wiederherstellung der Sache in der vorigen oder einer andern Gestalt von

selbst wieder auf, namentlich tritt nach dem Wiederaufbau abgebranuter Gebäude, auf

welche Forderungen im Grund= und Hypothekenbuche eingetragen sind, das neue Ge-

bäude an die Stelle des früheren mit der Hypothek behaftet gewesenen Gebäudes.

8. 104.

Die bloße Umwandlung eines Grundstücks bringt an den darauf haftenden Hypo-

theken keine Veränderung hervor.

3) durch die Zwangsversteigerung,

8. 105.

Wird ein Grundstück im Konkurse oder außerhalb des Konkurses Schulden halber

nothwendigerwelse gerichllich versteigert, so erlöschen mit dem Zeitpunkte der Adjudikation

die darauf haftenden Hypotheken, die Forderungen werden zahlbar, und das Grundsüück

teht srei von jeder andern Hypothek, als der wegen der gesiundeten Erstehungsgelder

vorbehaltenen (s. 17) auf den Ersteher über.

8. 106.

Die Hypothek wegen sogenannter eiserner Kapitalien erlöscht nicht durch die ge-

richtliche Zwangsverstelgerung eines Grundstücks, auf welchem solche Kapitalien unauf-

kündbar haften, sondern der Ersteher hat dergleichen eiserne Kapitalien mit dem Grund-

stücke als Beschwerung desselben zu übernehmen.
MRückständige Zinsen solcher Kapitalien aus der Zeit vor seluer Erwerbung hat der

Ersteher nicht zu gewähren.

8. 107.

Das dingliche Necht Dessen, welcher einen Auszug (5. 42) oder eine Rente (F. 50)

aus dem Grundstücke zu sordern hat, erlöscht ebenjalls nicht durch die gerichtliche Iwangs-

versieigerung des mit dem Auszuge oder der Reute belasteten Grundstücks, der Ersteher

hat aber Rückstände aus der Zeit vor seiner Erwerbung nicht zu gewähren.

8. 108.

Sind jedoch Gläubiger vorhanden, deren Hypothek der des eisernen Kapitals

(5. 106) oder des Auszugs oder der Rente (5. 107) im Alter vorgeht, so find diese

alteren Gläubiger zu verlangen berechtigt, daß die gerichtliche Zwangeoverneigerung auf
eine Weise bewerkstelligt werde, daß sie nicht Gefahr laufen, an ihren Jorderungen Ein-

buße zu erleiden. .

DckRichtckhatdahekaufihcmAntragdieBekstcigecunguntekAmmhmezmifas
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cher Gebote, nämlich einmal auf das Grundstück mit Beschwerde des eisernen Kapitals

oder des Auszugs oder der Rente, dann aber auch auf das Grundstäck ohne diese Be-

schwerde zu bewerkstelligen. Ergiebt sich bei dem Ausgebote mit der Last des Auszugs,

des eisernen Kapitals oder der Rente, dah die ältern hypothekarischen Gläubiger durch

Ueberweisung dieser Beschwerden an den Ersteher nicht gefährdet werden, so erledigt sich

das Widerspruchsrecht jener Gläubiger, und der Richter hat nun die Versteigerung mir

dem Auszuge, dem eisernen Kapitale oder der Rente forlzuseyen. Im entgegengesetzten

Falle greisen die Bestimmungen des §. 94 Mlay.

8. 109.

Was nach F. 107 vom Auszuge und von der Rente gilt, das gilt im Falle der

gerichtlichen Zwangsversteigerung eines Grundstücks auch von den in das Grund= und

Dppothekenbuch eingetragenen Rrallasten desselben (§. 12 Nr. 5).

Obliegenheiten der Grund= und Hypothekenbehörde bei Zwangs-

versteigerungen.

8. 110.

Die Grund- und Hypothekenbehorde hat

die auf das zu versteigernde Grundsiück eingetragenen Gläubiger ebenso, wie die

etwaigen Mitelgenthümer des Schuldners (§§. 55 und 81b), soweit sie an die-

selben gelangen kann, von der bevorstehenden Zwangsversteigerung gleichzeilig mit

dem Erlasse des Subhastationspatents zu benachrichtigen.

Sie hat aber auch

) dafür zu sorgen, daß nach gerichtlicher Zwangsversteigerung des Grundstäcks die

darauf versicherten Gläubiger aus den Erstehungsgeldern nach gesehlicher Ord-

nung befriedigt werden (6§. 92, 93).

— —

**

F. III.

Zu lehzterem Behuse hat außerhalb des Konkurses die Grund= und Hypothekenbe=

hörde die auf das versteigerte Grundstück eingetragenen Gläubiger, insoweit sie nicht schon

wegen ihrer Forderungen klagbar geworden sind, oder sonst sich damit gemeldet haben,

zur Anzeige des Betrags derselben aufzufordern.

8. 112.

Sollte mit dieser Aufforderung an einen Gläubiger nicht zu gelangen sein, oder
auf die Aufforderung eine Anzeige des Betrags der Forderung nicht erfolgen, so hat

die Grund= und Hypothekenbehörde eine dem Einkrage in das Grund= und Hypotheken=
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Luch entsprechende Summe, wobel auch auf rückständige Zinsen auf die dreilehten Jahre,
unter Anwendung der Bestimmungen in §§. 68, 70 Rücksicht zu nehmen ist, von den

Erstehungsgeldern für den Gläubiger zurückzubehalten und in gerichtliche Verwahrung zu

nehmen, vorbehältlich der Rechte des Schuldners, wenn derselbe die Tilgung der Forder-

ung vder eine Minderung derselben gegen den Gläubiger darzuthun vermöchte.

S. 113.

Wegen des Verfahreus nach gerichtlicher Zwangsversteigerung im Konkurse ist den
Vorschristen der Prozehgesetze nachzugehen.

4) Durch Eintritt einer Resolutiobedingung.

8. 114.

Wurde eine Hypothek unter einer Resolutivbedingung bestellt, und solchergestalt in

das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen, so erlöscht die Hypothek mit Eintritt der

Bedingung.

5) Durch Entsagung des Gläubigers.

8. 115.

Der hypothekarische Gläubiger kann auf die Hypothek verzichten; ein solcher Ver-

zicht hebt für sich allein das persönliche Forderungsrecht des Gläubigers nicht auf.

8. 116.

Die Einwilligung des hypothekarischen Gläubigers in die Veräußerung des verhaf-

teten Grundsiücks ist nicht für einen Verzicht auf die Hppothek, und die Einwilligung in

wein#re Verpfändung nicht für einen Verzicht auf den durch die frühere Eintragung in

das Grund= und Hppothekenbuch erlangten Vorzug zu achten.

Nur bei Grundstücksabtrennungen schlieht die Einwilligung der hypothekarischen Gläu-

biger in die Abtennung zugleich den Verzicht auf die Hypothek an dem abzutrennenden

Tbeile in sich, insofern sie nicht dieselbe ausdrücklich vorbehalten, welchenfalls die Bestim-

mung in §. 59 Plah greift. In wieweit die Einwilligung der hypothekarischen Gläubiger

in Grundstücksabtrennungen vom Nichter ergänzt werden könne, ist in §. 58 bestimmt.

6) Durch Tilgung der Schuld.

8. 117.

Wird die Forderung, für welche die Hypothek erlangt worden ist, ganz oder zum

aNTheil durch Zahlung oder auf andere Weise getilgt, so erlöscht auch in gleichem Verhält-

niß die Hypothek.
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Cession an ven Befiher des Grundstücks.

8. 118.

Der Inhaber elner in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragenen Forderung,

welcher vom Besiger des verhafteten Grundsiücks durch Zahlung oder auf andere Weise

beftledigt wird, kann sich jedoch nicht entbrechen, demselben auf Verlangen, anstatt einer

Verzichtsleistung, eine Cession der Forderung auszustellen, insofern nicht ber Eintragung

der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch zugleich festgesetzt worden ist, daß die

Zahlung nach und nach in bestimmten Terminen erfolgen, und wegen des Gezahlten die

Hopothek gelöscht werden soll, in welchem Falle die Hppothek in Ansehung jeder geleiste-

ten Zahlung erlöscht, bei welcher ein Theil der Forderung noch ungctilgt geblieben ist.

8. 119.

Eine solche Cession berechtigt den Besiger des Grundslücks, sich selbst als Inhaber

der abgetretenen Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch eintragen zu lassen und

dieselbe dann weiter zu cediren.

Konsolidation (Vereinigung des Gläubigers und Schuldners in einer

Verson.)

8. 120.

Gleichergestalt ist der Besitzer des Grundstücks, welcher eine darauf versicherte For-

berung auf andere Weise, als durch Cesüon erwirbt, oder der Inhaber einersolchen For-

derung, welcher das Eigenthum des Grundüücks erwirbt, berechtigt, sowohl die Löschung
der Forderung im Grund= und Hupothekenbuche zu verlangen, als auch dieselbe, so lange

sic noch nicht im Grund= und Hypothekenbuche gelöscht ist, weiter zu cediren.

8. 121.

Verfällt der Besiger des Grundstücks in Konkurs, so haben die gemeinen Gläubi-

ger keinen Anspruch darauf, kaß der Betrag einer auf den Besitzer selbst gekommenen

hopothekarischen Forderung (5§#. 118, 120) von der Spezialmasse des Grundstücks abge-

sondert und zu ihrer Besriedigung verwendet werde, so lange andere auf das Grundstück

eingetragene Gläubiger nicht vollständig befriedigt sind. Ebenso hat außerhalb des Kon-

kurses der Besiper keinen Anspruch darauf, daß der Betrag einer auf ihn selbst gekom-

menen hypothekarischen Forderung von dem Erlöse des zwangsweise versteigerten Grund=

stücks abgesondert und ihm überlassen werde, so lange andere auf das Grundstück einge-

ragene Gläubiger nicht vollständig befriedigd sind.

8. 122.

Auf Auszugs= (§. 12) und Rentenforderungen (I 50) leiden keine Anwendung:
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1) diejenigen Bestimmungen des §. 118, nach denen der Besitzer des verhasteten

Grundstücks sordern kann, daß der von ihm befrledigte Inhaber einer eingetra-

henen Forderung ihm diese cedire;
2) die Bestimmungen des §&amp;. 119;

3) diejenigen Bestimmungen des §. 120, vermöge deren in den dort erwähnten Fäl-

leu (einer Vereinigung des Gläubigers und des Schuldners in Einer Person)

der Besiger oder Erwerber eines Grundsüücks darauf eingetragene Forderungen
weiter cediren kann.

7) Durch Ungültigerklärung.

8. 133.

Wenn der Besißer eines Grundstucks, auf welchem eine veraltete Hypothek haftet,

glaubt, daß solche durch Tilgung der Schuld erloschen sei, dies aber nachzuweisen (F. 144 ff.)
nicht vermag, so ist er, ediktale Vorladung Derjenigen, welche ein Recht auf die Hypo-

tbekenforderung zu haben vermeinen, zu brantragen berechtigt, jedoch nur unter folgen-
den Voraussepungen:

1) er muß eidlich versichern, daß er, angewandter Sorgfalt ungeachtet, den recht-

mäßigen Eigenthümer der Hypothekforderung nicht habe ausfindig machen können;
2) es muß eine Zeitfrist von 31 Jahren 6 Wochen und 3 Tagen abgelaufen sein,

für deren Verechnung Folgendes gilt:

a. Entweder stand für die Tilgung der Forderung nach den darüber vorliegen-
den Verbriefungen ein gewisser Zahlungstermin, dessen Eintritt unabhängig von einsei-

tiger Parteiwillkühr war, fest oder nicht. Im ersteren Falle ist die Grist von dem Jahl=

ungstermine an, im zweiten Falle von Zeit des neuesten auf die Forderung sich bezie-

benden Eintrags im Grund= und Hupothekenbuch an dann zu rechnen, wenn der An-

nagsieller beschwört,

daß er eine Quiktung oder Bescheinigung, aus welcher eine nach Ablauf des

Zahlungstermins oder nach der Zeit dee neuesten Eintrags erfelgte Verzinsung
der Forderung erhelle, weder selbst habe, noch boolicher Weise aus seinen Hän-

den habe kommen lassen, auch nicht wisse, wo dergleichen sonst anzutreffen sei.

Sind aber

b. derartige Quittungen oder Bescheinigungen vorhanden, so ist von dem Datum

der letztern derselben an die Frist zu rechnen. Der Antragsteller hat in diesem Falle

nicht allein die Quittungen oder Bescheinigungen dem Nichter vorzulegen, sondern auch

in gleicher Weise, wie unter a. zu beeidigen,

daß weitere derartige Quittungen oder Bescheinigungen nicht vorhanden seien.
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8. 124.

Zu dem auf Anträge der vorgedachten Art einzuleitenden Ediktalprozesse ist derje-
nige Rlchler zuständlg, unter dessen Gerlchtsbarkeit das Grundstück gelegen ist. Die Form
des Prozesses ist die im Til. II. des Gesehes vom 31. December 1835 vorgeschriebene.

8. 125.

Meldet sich im Ediktaltermin Niemand, der ein Eigenthumsrecht an der Forderung

nachweisen kann, so ist dieselbe durch richterliches Erkenntniß für erloschen zu erklären.

Löschung der Forderungen im Grund= und Hypothekenbuche.

8. 126.

In den in §. 101 unter 1, 2, 3 bemerkten Fällen erlöscht die Hypothek von selbst

alsobald, wie die Ursache des Erlöschens eingetreten ist. In den unter 4, 5, 6, 7 an-

gegebenen Fällen hingegen wird die Ursache des Erlöschens vermöge der Oeffentlichkeit

des Grund= und Hypothekenbuchs (E. 20, 21) in Bezug auf Dritte erst mit der wirkli-

chen Löschung der Forderung im Grund= und Hypothekenbuche wirksam. Diese zuleht

erwähnten Ursachen des Erlöschens sind also nur als Rechtstitel zur böschung zu betrach-
ten, auf deren Grund lehtere auf Antrag eines Betheiligten erfolgen muß.

8. 127.

Auch ohne Nachweisung einer dieser Ursachen des Erlöschens der Hypotheken kann

die Löschung einer in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragenen Forderung oder

eine Minderung der eingetragenen Summe verlangt werden auf Grund eines rechtskräf-

tigen Erkenntuisses.

5 128.

Ist die Löschung einer Forderung im Grund= und Sypothekenbuche erfolgt, so

rücken die nachfolgenden Gläubiger in Ordnung des Eintrags ihrer Forderungen auf.

III. Abschnitt.

Von Führung der Grund= und Hypothekenbücher und vom Verfahren in

Grund= und Hypothekensachen.

Grund- und Hypothekenbehörden.

C. 129.

Die Grund= und Sypothekenbücher werden von denjenigen Gerichten geführt, wel-

chen die Gerichtsbarkelt in nicht streitlgen Rechtssachen über Grundsüücke zusteht.
18
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z. 130.

Die Ausfertigungen in Grund= und Hypothekensachen geschehen im Namen des Ge-

richts und in der bei andern gerlchtlichen Ausferkigungen gewöhnlichen Form.

Wirkungskreis und Obliegenheiten der Grund= und Hypotheken-

behörden im Allgemeinen.

8. 131.

Die Thätigkeit der Grund= und Hypothekenbehörden als solcher hält sich in den

Schranken nicht sireitiger Rechtsgeschäfte. Sie können daher zwar zur Hebung von An-

ständen oder Widersprüchen unter den Betheiligten gütliche Verhandlung pflegen, sobald

es aber, bei fehlgeschlagenem Versuche einer gütlichen Vereinigung, einer richterlichen

Entscheidung bedarf, haben sie die Parteien zur rechtlichen Ausführung, beziehendlich vor

der kompetenten Gerichtsbehörde, zu verweisen und nur je nach den Anträgen Bethei-

ligter, die zu Sicherung der Rechte deiselben und zu Abwendung von Nachhheilen die-

nenden, zulässigen Einzeichnungen in das Grund= und Hypothekenbuch vorzunehmen

(65. 22, 32).

8. 132.

Die Grund= und Hypothekenbehörden haben die Grund= und Hypothekenbücher so

zu verwahren, daß ohne ihre spezielle Zulassung Niemand davon Einsicht nehmen kann,

auch bei gestatteter Einsicht (6. 19) dafür zu sorgen, daß an dem Inhalte nichts ver-

o#ndert oder beschädigt werde. Das Grund= und Hypothekenbuch der Kommissionsge-

richte über die evangelische Brüdergemeinde zu Eberödorf wird im Justizamte Lobenstein

aufbewahrr.

g. 133.

Bei den Einträgen in dag Giund= und Hypothekenbuch und den Auszügen aus

demselben, sowie bei den Ausfertigungen in Grund= und Hypothrkensachen haben die

Grund= und Hppothekenbehörden mit größter Genauigkeit zu Werke zu gehen.

§. 131.

Einzeichnungen in das Grund= und Hppothekenbuch können auch außerhalb des

Gerichtsbegirks giltig vorgenommen werden. Die bei den Kommissionsgerichten zu Ebers-

dorf — §. 132 — vorkommenden Einzeichnungen werden für gewöhnlich im Lokale des

Justizamts Lobenstein giltig vorgenommen.

8. 135.

Die Grund, und Hypothekenbehörden haben Jedem die Rechtshülfe ohne Verzug
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zu leisien, daher die ersorderlichrn Eintrage und Löschungen im Grund- und Hypothe-

kenbuche sobald als möglich und nach Ordnung der Anmeldung, ohne Begünstlgung des

Einen vor dem Andem, vorzunehmen. Daher sind mehrere gleichzeitig angemeldete

Forderungen als gleichberechtigte einzutragen. (Vergl. §. 185).

8. 136.

Jedoch kaun, wenn eine früher nachgesuchte Einzeichnung (Eintragung oder Lösch-

ung) wegen eines noch zu beseitigenden Mangels nicht sogleich erfolgen kann, einc in
Bezug auf das nämliche Grundstück oder auf die nämliche hppothekarische Forderung

späler nachgesuchte Einzeichnung, welcher sonst ein Hinderniß nicht entgegensteht, hierdurch
nicht aufgchalten werden, insofern nicht ehwa der bei jener früher nachpesuchten Eintrag-

ung oder Löschung Betheiligte sich durch eine zulässige Protestation (6. 22) vorge-

sehen hat.

8. 137.

Vor jedem Eintrage in das Grund= und Hypothekenbuch und vor jeder Löschung

in demselben haben die Grund= und Hyppothekenbehörden die Gültigkeit und Richtigkeit

des angegebenen Rechtslitels zur Eintragung oder Löschung und des Anbringers Legi-

timalion zur Sache und beziehendlich zur Verhandlung C. 146) nach dem, was darüber

beigebracht worden (K. 144), sorgfältig zu prüfen und, wenn sich hierbel Anstände oder

Mängel ergeben, derenhalber die Eintragung oder Löschung nicht geschehen kann, den

Anbringer dessen unter deren Angabe zu bescheiden, ihm auch, insofern die Mängel ge-

hoben werden können, die Herzuschaffung des Ermangeluden aufzugeben.

8. 138.

In Jillen, we die Vormerkung einer Forderung im Grund= und Hypothekenbuche

G. 52) erfolgen kann und erfolgt ist, hat nicht nur der Beützer des Grundstücks, son-

dern auch jeder nachfolgende hopothekarische Gläubiger das Recht, zu verlangen, daß
Demijenigen, welcher die Vormerkung veranlaßt hat, die Verichtigung des zur förmlichen

Eintragung noch Mangelnden binnen einer von der Grund= und Hypothekenbehörde zu

besiimmenden angemessenen Frist unter der Verwarnung ausgegeben werde, daß außer-
dem die Vormerkung wieder werde gelöscht werden.

Eine Verlängerung der bestimmten Erist ist nur bei nachgewiesenen erheblichen Ver-

hinderungsursachen zulässig.

Verankwortlichkeit der Grund= und Hypothekenbehörden.

§S. 139.

Die Grund= und Hypothekenbehörden sind für Ersüllungdieser Obliegenheit (68.132,
18°
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135—138) sowohl den Betheillgten, als der vorgesetzten Dienstbehörde verantworklich

und haften den Betheiligten für durch Pflichtverletzung oder Vernachlässigung entstan-
dene Schäden.

8. 140.

Sie hasten insonderheit dafür:

1) daß Alles, was bei ihnen zur Aufnahme in das Grund= und Hypothekenbuch

angemeldet wird und dazu geelgnet ist in das Grund= und Hypothekenbuch am gehs-

rigen Orte, sobald als möglich, nach Ordnung der Anmeldung und auf die gehörige

Attk richtig aufgenommen werde,

2) daß von jeder vorgenommenen Eintragung oder Löschung der dabei passiv Be-

theillgte gehörlg benachrichtigt werde (S. 25),

daß ebenso von den Gesuchen um Eintragung der * (§8. 83—85), so-
wie der Verpfändungen eingetragener Forderungen (§§. 86 und 87) der Schuldner
(debütor cessus) vor der Eintragung benachrichtigt werde 5un s. S. 149).

4) daß dle Auszüge aus dem Grund= und HypothekenbucheunddieAusferligungen

in Grund= und Hypothekensachen mit dem Giund= und Hypothekenbuche übereinstimmen.

8. 141.

a. Fur solche nach 88. 139 und 140 den Belheiligten entstehenden Schäden haf-

tet der Staatsfigkus — bei dem Fürsilichen Justiszamte Saalburg der landes-

herrliche Fiskus —dergestalt, daß der Anspruch auf Ersaß sofort gegen sie er-

hoben werden kann, ohne daß die Beschädigten erst den schuldigen Beamten

ausklagen müssen.
Durch Befriedigung des Beschädigten geht aber die Klage wider diejenigen, dle

den Schaden verschuldet haben, auf den betreffenden Fiskus bis zu dem be-

zahlten Betrag über.

**

8. 142.

Wegen Unterlassung derjenigen unaufgeforderten Thätigkeit, zu welcher die Grund-
und Hypothekenbehörden in §. 18 angewiesen sind, können lehtere zwar dienstverant-

worklich werden, ein Entschädigungsanspruch Betheiligter aber findet insoweit gegen sie

oder gegen den Gerichtsinhaber nicht statt.

Anbringen in Grund= und Hypothekensachen und was dabei zu

beobachten.

8. 143.

Gesuche in Grund= und Hypothekensachen sind bei der Oberbehörde stets schrifllich

anzubringen, bel den zuständigen Unterbehörden hingegen können sie sowohl mündlich
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als schriftlich angebracht werden. Mündliche Anbringen sind sogleich zu Prolokoll zu
nehmen und es ist hierin die Tagesstunde, wo sie erfolgten, zu bemerken.

Lehteres muß auch bel Eingang schristlicher Gesuche beobachtet werden.

8. 144.

Mit dem Gesuche um eine Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch oder

um eine Löschung in demselben ist die Angabe und Nachweisung des Rechtstitels und

die Legitimation des Anbringers, soweit cs nach Beschaffenheit des Anbringens erfer-

derlich, zu verbinden.

8. 145.

Urkunden über Rechtsgeschäfte, welche der Grund= und Hypothekenbehörde bei Ein-

tragungen in das Grund= und Hypothekenbuch oder bei Löschung im Grund= und Hy-

pothekenbuche zur Unterlage dienen sollen, müssen die Eigenschaft öffentlicher, der eidli-
chen Ablehnung nicht ausgesetzter Urkunden haben, daher, wenn sie von Privatpersonen

ausgestellt sind, entweder vor Gericht, oder vor Notar und Zeugen anerkannt sein.

S. 146.

Dieses gilt insonderheit auch von Vollmachten zu Handlungen oder Erklärungen,

wodurch dem Vollmachtgeber eine Verbindlichkeit auferlegt, oder ein Recht desselben auf-

gegeben, oder beschränkt, oder auf einen Andern übertragen werden soll.

8. 147.

Kommt es hingegen blos darauf an, daß für Denjenigen, in dessen Namenein An-

derer auftritt, ein Recht erworben oder erhalten werden soll, so reicht hierzu jede Form

der Auftraggebung und selbst ein blos vermutheter Austrag bin.

Außer denjenigen Personen, welche überhaupt den Rechten nach in vermuthetem Auf-
trage für Andere vor Gericht handeln können, kommt in den hierher gehörigen Fällen

immatrikulirten Sachwaltern eine Vermuthung erhaltenen Auftrags ebenfalls dergestalt zu

statten, daß die Beibringung besonderer Vollmacht von ihnen nicht zu verlangen ist.

8. 148.

Wegen eignen Interesses sind die Eintragung einer Forderung in das Grund= und

Hypothekeubuch im Namen eines Andern und für denselben ohne dazu erhaltenen Auf-

trag zu verlangen berechtigt:

4) die Gläubiger eines Schuldners, dem eine mit Rechtstitel zu Erlangung einer

Sypothek versehene Forderung zusteht, wenn sie aus Unterlassung der Eintragung dieser

Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch Verlust an ihren eignen Forderungen zu
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befürchten haben, und aus diesem Grunde die Inhibition der Forderung vom kompeten-

ten Richter verfügt worden ist;

2) die Bürgen des Schuldners, wenn der Gläubiger sein Recht auf Erlangung ei-

ner Hypothek an Immobilien des Schuldners nicht ausübt.

Insbesondere bei Cessionen.

8. 149.

Gesuche um Eintragungen von Cessionen (88. 8385), sowie von. Verpfandungen

eingetragener Forderungen (§. 86 und 87)sind

4) dem Schuldner (debilor cessus) in der Regel mündlich bekannt zu machen.

Hierbei ist ihm zur Geltendmachung etwaiger Widersprüche gegen die Eintragung eine

achttagige Präklusiofrist zu stellen. ·

z)untrdctarttgcnmqmcllung bedarf es nicht, wenn der (Cledes Mal darum zu

befragende) Schuldner auf Widersprüche gegen die Eintragung veczichtel.
3) Läßt der Schuldner die achttägige Präklusivfrist (s. unter 1) unbenußzt ablaufen,

oder verzichtet er auf Widersprüche gegen die Eintragung (s. unter 2), so ist die nach-

gesuchte Eintragung, wenn nicht andere Hindernisse ihr entgegenstehen, ohne weiteren Ver-

zug zu bewerkstelligen.
4) Widersprüche des Schuldners gegen die Eintragung, welche erst nach Ablauf der

achttägigen Präklusivirist bei der Grund= und Hypothekenbehörde einkommen, hat diese

nicht zu beachten, zeitig eingehende Widersprüche aber sind
a#. wenn sie nach §. 85 geeignet sind, die Eintragung zu hindern, nach den Vor-

schriften des S. 131, dagegen

b. wenn sie nach §. 85 die Eintragung nicht hindern können, nach Anleitung des

§. 43 zu behandeln.

5) Der Benachrichtigung des Schuldners (s. unker 1) bedarf es aber dann nicht,

wenn

a. das Gesuch um Eintragung vom Schuldner selbst angebracht wird, oder außerdem

D. mit dem Gesuche um die Eimragung der Nachweio verbunden wird, daß der

Schuldner von der Cession oder der Verpfändung der eingetragenen Forderung bereits

in Kennkniß gesehzt worden ist und solche genehmigt hat.

Ferner bei Protestationen.

C. 150.

1) Bei Protestationen, nelche zur Sicherung eines in Bezug auf ein Grundstück

oder auf eine im Grund= und Hypothekenbuch eingetragene Forderung erworbenen, zur
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Eintragung geeigneten Rechts angebracht werden (F. 22), sowie bei Vormerkungsgesuchen
. 52) bedarf es neben der Bescheinigung des zu sichernden Rechtd nicht zugleich auch

ded besondern Nachwelses einer drohenden Gefahr, damit ihreElntragung in das Grun-

und Hppothekenbuch geschehen könne.

Wenn hingegen
2) Protestationen gegen Veräußerung oder Verpfändung eines Grundüüücks oder ei-

ner im Grund= und Hypothekenbuche eingetragenen Forderung (§F. 88 ff.) blos zur Si-

cherung eines künftigen Hülfsgegenstands wegen einer mit Rechtstitel zur Eintragung in

das Grund= und Hypothekenbuch uscht versehenen Forderung, oder von Erbschaftsgläubi-

gern zu Sicherung eines Absonderungsrechts angebracht werden, so können sie nur dann

beachtet und in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen werden, wenn nicht nur

die Existenz der Forderung selbst, sondern auch eine nach den Vermögensumständen oder

sonstigen Verhältmissen des Schuldners vorhandene Gefahr des Verlustes derselben einiger

Maahen bescheinigt wird.

C. 151.

Vormerkungen solcher Protestationen oder Vormerkungsgesuche, welche die Grund-
und Hypothekenbehörde nicht für geeignet zur Eintragung in das Grund- und Hypothe-

kenbuch erkenut, sfinden im Grund= und Hypothekenbuche nicht Statt. Nur bei Appellationen
gegen die abfällige Entschließung der Grund= und Hppothekenbehörde auf eine Protesta-

tion oder ein Vormerkungsgesuch, sei es nun, daß die Appellation nach Eröfsnung der

abfälligen Entschliehung eingewendet, oder daß sie gleich eventmell mit dem Anbringen

verbunden worden, ist die Grund= und Hypothekenbehörde verpflichtet, das Vorhandensein

der Appellation, falls solche nicht für unzulässig zu achten ist, durch eine Bemerkung im
Grund= und Hypothekenbuche kund zu machen.

8. 152.

a. Dergleichen Protestationen und Vormerkungsgesuche (P. 150 unter 1 und 2) sind

lediglich bei der Grund- und Hypothekenbehörde des Grundstücks anzubringen, auf wel-

ches sie sich beziehen.

b. Diese hat über die Statthaftigkeit derartiger Anträge auch dann, wenn mit ihm

eine Eventnalberufung auf den Fall abfälliger Entscheidung verbunden war, erstinstanz-
liche Entschließung zu fassen, und diese bei 10 Thalern Strafe binnen 14, vom Tage

des Eingangs an zu rechnenden Tagen sowohl dem Impetranten, als den passiv Bethei-

ligten zu eröffnen.

c) Gegen solche Entschließungen der Unterbehörden findet blos das Rechtsmittel der

Berufung aun das Appellationsgericht stalt, welches bei Verlust binnen der Zehntagsfrist
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einzuwenden ist. Das Appellationsgericht ertheilt hierauf seine Entscheidung durch Re-
skript, gegen welches ein welteres Rechtsmittel nicht Plaß greift.

Ausnahmsweise kann es in geeigneten Fällen die Betheiligten noch mit einer Vor-

stellung hören, für welche jedoch längere als achträgige Fristen nicht gestattet werden
dürfen.

u Eventnalberufungen, welche für den Fall abfälliger Bescheidung den an Unter-

behörden gerichteten Protestationen angefügt sind, werden, wenn sie nicht durch gewäh-

rende erstinstanzliche Entschließung sich vollständig erledigen, nach den Vorschriften des

Gesetzes vom 26. März 1838 F. 9 behandelt, und es ist in diesem Falle sofort bei

Eröffnung der erstinstanzlichen Entschliehung der zum Berichtsabgang besiimmte Tag
den Betheiligten bekannt zu machen.

Veräußerungsverbot nach Eröffnung des Konkurfes.

8. 153.

Wenn Konkurs zum Vermogen eines Besißers von Immobilien eroffnet wird, so

hat das Konkursgericht solches der Grund= und Hypothekenbehörde ohne Verzug mitzu-

theilen und die Eintragung eines Veräußerungsverbots in das Grund= und Hypothe-

kenbuch zu veranlassen.
Diese Veranlassung ist auch ohne ausdrücklichen Antrag schon in der Mittheilung

der Konkurseröffnung selbst begriffen.

Form der Grund= und Hypothekenbücher und der Einträge in dieselben.

8. 154.

Die Grund= und Hypothekenbücher sind nach dem unter A. beigefügten Formulare

zu fübren und in dauerhaft gebundenen Großfoliobänden zu halten.

In der Regel ist für jeden Ort (Stadt oder Dorf) oder für jede geschlossene Flur,

für welche besondere Gerichtshandelsbücher geführt werden, ein eigenes Grund= und Hy-

pothekenbuch zu halten; für das Kommissionsgericht zu Ebersdorf (§. 132) wird ein be-

sonderes Buch angelegt.
Je nach der Anzahl und Größe der Immobilien, über welche das Grund= und Hp-

pothekenbuch eines Orts sich zu erstrecken hat, kann dasselbe entweder in einen einzigen

Band zusammengefaht oder in mehrere Bände abgetbeilt werden.

8. 155.

In der Regel erhält jedes einzelne Grundstuck, das nicht Jubehorung eines andern

Grundstücks ist, und jeder für sich bestchende Grundstückskörper (Gutskouple) seine be-
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sondere Nummer und sein besonderes Follum im Grund- und Hypolhelenbuche. Ausge-

nommen hiervon sind Staatsgüter, Gürer der Kirchen, Pfarrelen, Schulen, Hospitäler,

Watsenhäuser und Gotteskasten und solche Gemelndegrundslücke, welche der gesammten

Onsgemeinde, nicht bloß einer Mehrzahl bevorrechteter Glieder derselben zugehhren; diese
tiusgesammt bekommen nur dann ein Folium im Grund= und Hypothekenbuche, wenn

Hypotheken oder anderc, nach §§. 12, 13 in das Grund= und Hypothekenbuch einzutra-

gende dingliche Rechte daran bestehen, oder sobald dergleichen daran bestellt werden.

8. 156.

Dem Besitzer mehrerer einzelnen (walzenden) Grundstücke, welche er zusammen un-
ter einem und demlelben Rechtstltel erworben hat und unter der Gerichtsbarkeit einer-

umd derselben Grund= und Hypothekenbehörde besitzt und auf deren kelnem besondere, die

übrigen nicht affizironde Schulden haften, ist jedoch gestattet, dieselben, auch ohne die ei-
nen zu Zubehörungen der andern zu machen (F. 61), zusammen auf ein Folium im

Grund= und Hypothekenbuche bringen zu lassen.

Dliese Vereluigung mehrerer walzenden Grundstücke auf einem Follum besteht dann

so lange und insoweit, als nicht einzelne darunter befindliche ohne die übrigen veräußert

oder verpfändet werden.

8. 157.

Grundstücke, die zu einem andern Grundstücke gehören, oder Bestandthelle eines

Grundstückskörpers (geschlossenen Guts) sind, werden, sie mögen unker der nämllchen

oder unter anderer Gerichtsbarkeit gelegen sein, auf dem Folinm des Hauptguts als Zu-

behörungen nach den Flurbuchsnummern ausfgeführt.

g. 158.

Liegen dergleichen Pertinenzstücke unter Gerichtsbarkeit eines andern Gerichts oder

in der Flur eines andern Orts, so sind sie zwar in dem Grund= und Hypothenbuche

dieses audern Gerichls oder beziehendlich in dem Grund= und Hypothekenbuche des an-

dern Orts C. 154) unter eigener Nummer auf besonderem Felium einzurragen, dabei

ist jedoch ihre Pertinenzeigenschaft zu bemerken, derenthalben sie nicht abgesondert ver-
äußert, noch mit Schulden belastet werden können.

S. 159.

So lange dieses Zubebörigkeitsverhältnih besieht, findet wegen eines solchen Grund-

stücks kein weilerer Eintrag in das Grund= und Hypochekenbuch des andern Gerichts

oder beziehendlich des andern Orts, wo es gelegen, statt, ausgeuommen, daß bei Perii-

nenzsiücken unter Gerichtsbarkeit eines andern Gerichts die Grund= und Hypothekenbe--
19
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hörde des Hauptguks von vorgegangenen Besipveränderungen jenem anderm Gerichte

durch Mittheilung einer Abschrift des auf dem Folium des Hauptguts bewirklen Eintrags
eines neuen Besiyers Nachricht zu geben hat, und dem andern Gerichte dann unbenom-

Men ist, von dleser Besigveränderung auf dem Folium des Perklnenzstücks ebenfallo Be-

merkung zu machen.

8. 160.

Nur dann, wenn auf dem Hauptgute keine Schulden hasten, oder wenn andern

Falls die Voraussehungen vorhanden sind, unter denen nach F. 58 ff. die Einwilligung
der Gläubiger in eine Grundstücksabtrennung vom Richter ergänzt werden darf, können

und sollen auf Antrag des Besigers in elner andern Flur gelegene Pertinenzstücke un-

ter den Zubehörungen des Hauptguts weggelassen oder abgeschrieben und in das Grund-

und Hypothekenbuch des Orts, wo sie gelegen sind, als für sich besiehende (walzende)

Grundstücke eingetragen werden.
Bei den in einer andern und derselben Ortsflur mit dem Hauptgute gelegenen

Pertinenzstücken hingegen findet Solches, außer dem Falle einer Abtrennung durch be-

sondere Veräußerung, nicht statt.

S. 161.

Durch die in §. 158 ff. getroffenen Bestimmungen werden auf Seiten der Inhaber

der Gerichtsbarkeit über Pertinenzstücke Befugnisse zu Erhebunggewisser Abgaben bei Be-
siveränderungen an Grundsiücken oder bei Hypothekenbestellungen, wo dergleichen rechts-

gültlg noch bestehen, in keiner Weise abgeändert.

8. 162.

Die Einträge und Vormerkungen im Grund= und Hypothekenbuche müssen zwar

vollständig, aber kurz und bündig abgesaßt und in die ihnen zugewiesenen Stellen des

Grund= und Hypothekenbuchs eingeschrieben werden.

8. 163,

Jedem für sich bestehenden Eintrage in das Grund= und Hypothekenbuch ist Tag,

Monat und Jahr, an welchem derselbe geschieht, voranzusetzen; dieses gilt unbeschadet

dessen, was für die erste Anlegung des Grund= und Hypothekenbuchs in §§. 224 und

225 vorgeschrieben #st.

8. 164.

Am Schlusse des Eintrags ist die Urkunde uüber das Nechtsgeschäft oder die Ver-

handlung oder das Anbringen, worauf sich der Eintrag gründet, mit dem Datum an-

zuführen.
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8. 165.

Auch ist jedem Eintrage eine Verveisung auf die Stelle in den Akten oder Pro-

tokollen des Gerlchts, wo sich die bezügliche Verhandlung oder das bezügliche Anbringen

und die Resolution der Eintragung befindet, beizufügen.

8. 166.

Geldsummen sind im Kontexte der Einkräge nicht mit Ziffern, sondern mit Buch-

staben zu schreiben.

g. 167.

Im Grund= und Hypothekenbuche darf nichts ohne rechtferligende, vom Führer des

Enund- und Hypothekenbuchs zu unterzeichnende Seitenbemerkung ausgestrichen, nichts
radirt und kein Blatt eingelegt werden, auch sind Zwischenschristen zu vermeiden. Ver-

änderungen, welche mit dem Gegenstande eines Eintrags vorgehen, können allezeit nur

in Form besonderer Einträge im Grund= und Hypothekenbuche bemerkt werden.

8. 168.

Für die in der Folge nokhwendigen Einträge soll im Grund= und Hypothekenbuche

bei jedem Grundstücke oder Gute, das selne eigene Nummer und ein besonderes Folium

bat, der nöthige Raum, welcher je nach der Größe des Guts und nach örtlichen Ver-

hällnissen in elnem oder mehrern Blättern bestehen kann, offen gehalten werden.

Reicht der Raum in einem Bande nicht mehr hin, so werden die Einträge in ei-

nem folgenden Bande fortgesett.

8. 169.

Das Grund= und Hypothekenbuch soll, mit Einschluß der für spälere Einträge vor-

läufig leer bleibenden Bläller, mit Seitenzahlen versehen und jedem Bande ein nach

dem Namen der Besiger alphabetisch geordnetes und fortzuführendes Register angehängt
werden.

Rubriken des Grund= und Hppothekenbuchs.

8. 170.

Das Grund= und Hypothekenbuch hat folgende drei Nubriken:
I. der Sache,

II. des Besigers,
III. der Schulden.

Jedes einzelne Grundstückssollum zerfällt in diese drei Abthellungen, ausgenommen,
19
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daß bei Pertinenzstücken, die unter Gerichtsbarkelt elnes andern Gerichts oder in der

Flur elnes anderen Orls liegen (. 158 fl..), das ihnen im Grund= und Hypotheken-

buche dieses andern Gerichts oder dieses andern Orts anzuweisende Folium sich auf die

erste, bezichendlich auf die erste und zweite Rubrik (§. 159) beschränkt.

Inhalt der ersten Rubrik.

8. 171.

In die erste Rubrik wird nächst der besondern Nummer, welche das Grundstuck im

Grund= und Hypothekenbuche erhält (§. 155), Folgendes eingeschrieben:
der Name des Guts, insofern es einen besonderen Namen führt,

die Bezeichnung des Grundstücks seiner Gattung nach, z. B. Alktergut,

Bauergut, Mühle, Gärtnerwohnung, Haus 2c.
die Hausnummer der Gebäude,

sämmtliche Zubehörungen an Grundstücken (6. 157) nach den Nummern
des Flurbuchs,

bei walzenden Grundstücken die Nummer, unter welcher das Grundstück im

Flurbuche des Onts verzelchnet ist,

die besondere rechlliche Eigenschast des Grundstücks, wodurch eine Beschränk-

ung des jedesmaligen Besipers in der Verfügung über dasselbe be-

dingt wird (5. 12 Nr. 2),

ankere besondere Eigenschaften und Merkmale, auch Gerechtsame des Grund-

siücks, welche nach §. 12 zur Aufnahme in das Grund= und Hypo-

thekenbuch geeignet sind,

die Reallasten, insoweit sie sich nach S. 12 Nr. 5 zur Aufnahme in das

Grund= und Hypothekenbuch überhaupt eignen,

ein ehwatger Taxwerth oder lepter bekannter Kauspreis des Grundsiücks

(C. 12 a. E.)

8. 172.

Veränderungen, welche sich an den in das Grund= und Hypothekenbuch eingetrage-

nen Gegenständen ereignen, sind in der nämlichen Rubrik zu bemerken.

Daher entstehen in der erseen Nubrik Einträge, wenn Theile eines Grundstücks oder

Gutskörpers abgetrennt, oder wenn Grundstücke neu hinzu geschlagen werden, wenn be-

schränktes Eigenthum in freies Eigenkhum verwandelt wird, wenn eingekragene Reallasten

abgelöst oder sonst aufgehoben, neue Rcallasten, z. B. Ablösungsrenten, übernommen
werden 2c.
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8. 173.

EELLELEIEIEIEIEIIEII
züge und Uebersichtskarten (. 15). In dle ersteren werden für diejenigen Grundstücke,

helb, 5 zugehörige Grund= und Hypothekenbuch enthält, aus den Flurbüchern die
Anga

der Flurbuchsnummern,
der Bezeichnung, unter welcher die einzelnen Grundstücke in den Flurtabellen

zu füunden sind,

der Namen der Besiper,

der Benupungsarten der einzelnen Grundstäcke,

des Flächeninhalts derselben,

des (definikiven) Reinertrags derselben, nach welchem sich die Besteuerung be-

stimmt,
anfgenommen. Auf die in den Ueberüchtskarten vorliegenden VBilder der im Grund-

und Hypothekenbuche cingetragenen einzelnen Grundstücke werden die Flurbuchsnummern

aufgetragen.

Inhalt der zweiten Rubrik.

, S. 171.

In die zweite Rubrik gehört Folgendes:

Vor= und Zuname, auch, soweit es zur Unterscheidung von andern Personen

gleiches Namens erforderlich, sowie bei walzenden Grundstücken jedesmal
Stand, Gewerbe und Wohnort des Besitzers oder der mehreren Beüiper,

der Besiptitel, wobei auch der Kauspreis, wenn der Besiptitel in einem Kaufe

besieht,
Dispositionsbeschränkungen der in 8. 13 unter Nr. 7 erwahnten Art.

8. 175.

Weunn ein Grundstuck vermoge lehtwilliger Verordnung auf einen oder einige unter
mehrern Erben oder auch auf eine dritte Person unmittelbar übergeht, so bedarf es zur Ein-

tragung des neuen Besiters oder der mehreren neuen Besitzer in das Grund= und Hy-

pothekenbuch keiner vorherigen Eintragung der sämmtlichen Erben als Zwischenbesiyer
des Grundstücks, unbeschadet jedoch der Verpflichtung zu Entrichtung des Gesammtlehn=
geldes — Sterbelehngeldes — insoweit daoselbe in solchen Fällen hergebracht ist.

8. 176.

Wenn Erben das ererbte Grundsiück mit keinen andern Schulden, als wie sie es
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ereröt haben, wieder veräußern, so bedarf es zur Elutragung des neuen Erwerbers als

Besipers in das Grund= und Hypothekenbuch keiner vorherigen besondern Eimtragung
der Erben als Besiyrr.

8. 177.

Es sind jedoch, wenn in dem in 8. 175 bemerkten Falle die Eintragung des neuen

Besipers oder der mehreren neuen Beüher in das Grund= und Hppothekenbuch binnen

Jahrcsfrist nach Eintritt des Erbfalls nicht nachgesucht worden ist, die Erben sodann

hierzu, und zwar, da nöthig, unter Anwendung von Geldstrafen von Einem bis Hundert

Thalern anzuhalten.
Das Närliche findet in andern Erbfällen statt, wenn die Eintragung der Erben

als Besiper des ererbten Grundsiücks in das Grund= und Hypothekenbuch binnen Jah-

ressri nach Eintritt des Erbfalls nicht nachgesucht worden ist.

8. 178.

Wenn ein Grundstück durch einen Vertrag unter Lebenden veräußert wird, so liegt

belden kontrahirenden Theilen ob, dafür zu sorgen, daß vor Ablauf einer von Zeit des

Vertragsabschlusseg an zu rechnenden zweimonatlichen Frist die über den Veräußerungs=

verirag aufgenommene Urkunde bei der Grund= und Hypothekenbehörde eingereicht und

die Eintragung des neuen Besitzers und Besihtitels in das Grund= und Hypothekenbuch

nachgesucht werde; die Unterlassung zleht für jeden der beiden kontrahirenden Theile eine
Geldstrase im Betrage von Einem bis Hundert Thalern nach sich. Wäre in elnem Falle

die Zeit des Vertragsabschlusses nicht mit Gewißheit auszumitteln, so ist die Zeit der

geschehenen Uebergabe des Grundstücks oder der Besitzergreisung von Seiten des Erwer-
rers dafür anzunehmen und darnach jene zweimonatliche Frist zu berechnen,

Inhalt der dritten Rubril.

S. 179.

In die dritte Rubrik werden alle auf das Grundstück zu versichernde Forderungen

mit Einschluß der Auszugs= und Rentenrechte (. 50) eingetragen.

8. 180.

Jeder Eintrag einer Forderung soll enthalten:
den Beirag oder Gegenstand der Forderung,

Vor= und Zunamen, auch, soweit es zur Unterscheidung von andern gleichna-

migen Personen nöthig, Stand, Gewerbe und Wohnort des Gläubigers,
den Rechtstitel nach S. 34 unter 1,

den Zinssuß, wenn die Hypothek auch wegen versprochener Zinsen bestehen soll.
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Soll sich die Hypolhek auf Kosten als Nebenforderung mit erstrecken, so muß auch

dleses im Eintrage der Forderung enthalten sein G. 69).

8. 181.

Bei Naluralrenten und Naturalauszügen sind die einzelnen darunter begriffenen

Lelstungen und Abentrichtungen im Eintroge der Forderung nicht speziell auszudrücken,

sondern es genügt eine allgemelne Bezeichnung.

8. 182.

 eine und dieselbe Forderung auf verschiedene, mit eignem Folium versehene

Grundstücke im Grund= und Hypothekenbuche desselben oder eines andern Gerichts ein-

getragen, so ist auf dem Folium eines jeden dieser Grundstücke an der Seite des Ein-

trags zu bemerken, auf welchen andern Grundstücken die Forderung außerdem noch haftet.

8. 183.

Hat bei einer in das Grund= und Hypotbekenbuch elnzutragenden Forderung der

Schuldner sich das Recht vorbehalten, eine andere Forderung mit gleichem Range auf

das Grundstück eintragen zu lassen, so muß dieses im Eintrage jener Forderung imit

ausgedrückt werden.

8. 184.

a. Alle Forderungen, sie mögen förmlich eingetragen oder nur einstweilen vorgemerkt

werden G. 52), werden nach der Zeilfolge G. 135) eingeschrieben und mit sortlaufenden
Zahlen bezeichnet, doch werden blos vorgemerkte Forderungen durch den Beisah: „Vorge-
merkl“, von den förmlich eingetragenen unterschieden.

b. Werden späterhin Forderungen gelöscht, so bewirkt solches in der Reihenfolge die-

ser Zahlen keine Veränderung; von solchen gelöschten Forderungen werden aber in Aus-

züge, die aus dem Grund= und Hypothekenbuche ertheilt werden, nur die Nummern,

unter denen sie eingetragen gewesen, mit dem Beisatze: „ist gelöscht,“ aufgenommen.

c. Erst wenn alle auf ein Grundstück eingetragene Forderungen gelöscht sind, wird

für die nach der Zeit zur Eintragung gelangenden neuen Forderungen eine neue Zahlen-

reihe angefangen.

KS. 185.

Wenn mehrere gleichzeitig zur Eintragung gelangende Forderungen gleichen Rang
neben einander haben sollen, so ist dieses im Eintage einer jeden dleser Forderungen.

auszudrücken.



136

8. 186.

Wenn ein hypothekarischer Gläublger das Vorzugsrecht selner Forderung einem

stätern Gläubiger abtritt (6. 95), so muß dieses bei beiden Forderungen im Grund=

und Hypothekenbuche bemerkt werden.

8. 187.

Wenn eingetragene Forderungen durch Erbfall, ohne Dazwischentreten einer Cession,
auf andere Personen übergehen, so bedarf es einer besondern Eintragung der Erben als

nunmehrigen Juhaber der Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch weder an sich,

noch bei einer Cession oder Verpfändung, welche später von den Erben insgesammt vor-

genommen wird.

8. 1688.

Doch ist von Mehreren, welchen eine in das Grund= und Hppothekenbuch einge-

tragene Forderung zugefallen ist, ein Jeder für seinen Antheil die Eintragung dieser
Erwerbung in das Grund= und Hypothekenbuch, auch die Ausferkigung eines besondern

Hppothekenbriefs (§. 192) zu verlangen berechtigt, und es muß diese Eintragung vor-
ausgeben, wenn ein Solcher seinen Antheil an der Forderung besonders cediren oder

verpfänden will.

Gemeinschaftliche Regeln.

8. 189.

In welche Nubrik des Grund= und Hypothekenbuchs Protestationen einzutragen

sind, bestimmt sich nach dem Gegenstande, worauf sie sich beziehen.

aher gehören z. B. in die zweite Rubrik Protestatlonen gegen Veräußerung oder

Verpfändung eines Grundstücks oder gegen Eintragung einer gewissen Dispositionsbe-

schränkung, in die dritte Rubrik Protestationen gegen Cesiion einer hypotbekarischenFor-

derung oder gegen böschung einer solchen im Grund= und Hypothekenbuche u. s. w.

S. 100.

Ebenso sind Löschungen in derjenigen Rubrik, in welcher das zu löschende Alccht sich
eingetragen findet, zu bemerken, und darf diese Bemerkung nich! anders, als in Form

eines besondern Eintrags geschehen.

8. 191.

Auf welche Art und Weise diese Vorschristen bei Haltung der Grund= und Hppo-
thekenbücher im Einzelnen zu handhaben, iIn welcher Form und mit welchen Ausdrücken

insonderbeit die nöthigen Verweisungen von einem Eintrage auf den andern im Grund-
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und Hppotbekenbuche anzubringen sind, darüber werden die Grund= und Hypothekenbe-

hörden durch die Ausführungsverordnung mit der erforderlichen Weisung versehen werden.

Rekognittonsscheine und Hypothekenbriefe.

8. 192.

Ueber jede im Grund- und Hypothekenbuche geschehene Eintragung oder böschung

hat die Grund= und Hypothekenbehörde dem Betheiligten oder den mehrern Betheiligten

einen Nekognitionsschein, und zwar bei Eintragungen eines neuen Besihers, ferner bei

förmlichen Eintragungen von Forderungen und deren Löschungen, ingleichen bei Ein-

tragungen von Cessionen auch unverlangt, wofern die Ausstellung nicht ausdrücklich ab-

gelehnt wird, in andern Fällen aber auf Verlangen ausgustellen.

Der über die förmliche Eintragung einer hypothekarischen Forderung dem Gläu-

biger ausgeslellte Rekognitionsschein heißt Hypothekenbrief.

8. 193.

Jeder solcher Rekognitionsschein muß enthalten, worin der Eintrag bestanden, welches
Grundstück er betrifft, und an welchem Tage er geschehen ist.

Auch ist darin Band und Seite des Grund= und Hypothekenbuchs, wo sich der

Einrrag befindet, zu bemerken.

8. 194.

Solche Rekognitionsscheine können besonders ausgestellt, sie können aber auch, wenn

mit dem Anbringen eine den Necchtstitel zur Eintragung oder böschung enthaltende Ur-

kunde eingereicht oder eine solche Urkunde bei der Grund= und Hypothekenbehörde selbst

ausgefertigt worden ist, auf diese Urkunde selbst gebracht, oder derselben angehängt, oder

der über das Rechtsgeschäft ausgefertigten gerlchtlichen Urkunde einverleibt, und kann.

solchenfalls die Rekognition beziehungsweise gefaßt werden.

8. 195.

Im letzteren Falle, sowie überhaupt in allen Fällen, wo bei der Grund= und Hy-

pothekenbehörde eingereichte Urkunden, welche bei einem Eintrage in das Grund= und

Hypothekenbuch zur Grundlage gedient haben (8. 145), an Betheiligte wieder hinaus-
gegeben werden, sind beglaubigte Abschristen dieser Urkunden bei den Verhandlungen der

Grund- und Hypothekeubehörde (§. 203) zu behalten, sofern die nämlichen Urkunden

nicht schon früher der Grund= und Hypothekenbehörde vorgelegen haben und bei jenen

Verhandlungen zu finden sind.

8. 196.

In einem Hppothekenbriefe find auszudrücken:
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der Name des hypothekarischen Gläubigers, wle er im Grund= und Gppotheken=
buche eingetragen ist,

ebenso der Name des Besitzers des verhasteten Grundstücks,

das Grundstück selbst, auf welches die Forderung elngetragen worden,
der Rechtstitel der Forderung

die Summe der eingetragenen Forderung, beziehendlich mit Erwähnung der Zin-

sen und Kosten (§. 68, 69, 180),

die Nummer, welche sie im Grund= und Hypothekenbuche erhalten hat GE. 184).

S. 197.

Wird der Hypothekenbrief auf eine der Grund= und Hypothekenbehörde überrelchte

Urkunde selbst geschrieben oder derselben angehängt (P. 194), so kann, was die Person
des Gläubigers und des Schuldners, Ingleichen den Rechtstitel der Forderung anbe-

langt, auf den Inhalt jener Urkunde kurz hingewiesen werden, die übrigen Punkte aber

sind besonders im Hypothekenbriefe auszudrücken.

8. 198.

Bei Rekognitionsscheinen oder Hypothekenbrlefen, welche auf elne elngerelchte Ur-

kunde selbst gebracht oder angehängt werden, ist darauf Bedacht zu nehmen, daß solches

auf eine Weise geschehe, die es unmöglich macht, Rekognitionsschein oder Hypothekenbrief
von der Urkunde ohne sichtbare Beschädigung des erstern oder der letztern zu trennen.

Grund= und Hypothekenbuch führer.

8. 199.

Bei jeder Grund= und Hypothekenbehörde ist die sormelle Führung des Grund-

und Hypothekenbuchs die Dienstobliegenheit einer bestiumten Person.

8. 200.

Dieses Geschäft begreist die Erhaltung des Grund= und Hypothekenbuchs in dem

vorschristsmäßigen Zustande und die Verrichtung aller und jeder Einschreibungen in

dasselbe in sich.

8. 201.

Insofern sich nicht der Gerlchtsvorstand selbst der Führung des Grund= und Hypo-

thekenbuchs unterzieht, ist eine andere bei dem Gerichte angeslellte verpflichtete Person

damit bleibend zu beaustragen.

8. 202.

Wenn wegen Behinderung des Grund- und Hypothelenbuchführers eine Stellver-
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tretung deffelben durch eine andere, bei dem Gerlchte angestellte und verpflichtete Person
nsthig wird, so ist solches durch ein besonderes Protokoll bei den Verhandlungen der

Grund= und Hypothekenbehörde (in den über das Grund- und Hypolhekenwesen zu hal-

tenden Generalakten) aktenkundig zu machen.

Sammlung und Aufbewahrung der zum Grund- und Hppotheken=

buche gehörigen Verhandlungen.

8. 203.

Bei jeder Grund= und Hypothekenbehörde sind die Schristen über Vorgänge und

Verhandlungen in Grund= und Hypothekenlachen sorgsältig zu sammeln und aufzube-

wahren.
Solches kann rücksichtlich der auf die einzelnen Grundstücke sich beziehenden Ver-

handlungen entweder in Spezialakten, welche für jedes Grundstück, das ein eignes Fo-

lium im Grund= und Hypothekenbuche hat, besonders angelegt und gehalten werden,

oder in chronologisch gehaltenen Generalprotokollen geschehen.
s Es ist auch gestattet, daß bei einer Grund= und Hypothekenbehörde für einzelne

größere Grundstücke oder Grundstückskörper Spezialakten angelegt, rücksichtlich der übri-

gen Grundslücke aber die Verhandlungen in Generalprotokollen gesammelt werden.

8. 204.

Zu dlesen Gencralprotokollen oder bezlehendlich Spezialakten find alle schrlftlichen

Eingaben in Grund= und Hypothekensachen, die über mündliche Anbringen oderBescheid-
ungen aufgenommenen Prototolle, die von der Grund= und Hypothekenbehörde gefaßten

Resolutionen, die Konzepte der Einträge in das Grund= und Hpothekenbuch, die Kon-

zepte der schristlichen Erlasse, Ausfertigungen und Verfügungen der Grund= und Hypo-

thekenbehörde, sowie die Abschristen von an Betheiligte zurückgegebenen Urkunden (§.195)

zu bringen.
Nähere Vorschristen über das, was hierbel in Rücksicht auf Ordnung und Vollstän-

digkelt zu beobachten, wird die Ausführungsverordnung enthalten.

8. 205.

Neben diesen Generalprotokollen oder Spezialakten sind von jeder Grund= und Hy-

pothekenbehörde für solche Gegenstände und Verhandlungen, welche das Grund= und Hy-
pothekenwesen bei derselben im Allgemeinen angehen, Generalakten zu halten.

Wiederherstellung verloren gegangener Grund-- und Hppotbekenbücher

206K. 206.

Sollten Grund= und Hypothekenbücher durch Brand oder andere Unglücksfälle ver-
20“
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loren gehen, so hat das Appellationsgericht wegen Wiederherstellung derselben Anordnung
zu treffen, wobei, sowelt nöthlg, das Mittel der öffentlichen Vorladung unter Androhung

von Rechtsnachtheilen angewendet werden kann.

Gerichtsgebühren in Grund= und Hypothekensachen.

S. 207.

Die Gerichtsgebühren in Grund= und Hypothekensachen sind von den zuständigen

Behörden nach der, gegenwärtigem Gesetze beigefügten Taxordnung zu erheben.

IV. Abschnitt.

I. Vorübergehende Bestimmungen in Bezug auf die Anlegung der Grund= und

Hypothekenbücher.

Im Allgemeinen.

8. 206.

Die Behufs der ersten Anlegung der Grund= und Hypothekenbücher erforderlichen
Ermiktelungen und Vorbereitungen sind von den Unterbehörden, von denen solche Bücher

zu halten sind (s. 1 und 129) unter Aufsicht und Leltung des Appellationsgerichts zu

besorgen und haben die Unterbehörden in zweifelhaften Fällen bei diesem Instruktion oder

Entscheidung einzuholen.

8. 209.

Die Grund= und Hypothekenbehörden haben sich dlesen Ermlttelungen und Vorbe-

reltungen Amtshalber zu unterziehen.

8. 210.

Jede Grund= und Hypothekenbehörde hat die Folien aller Grundstücke, denen ein

eigenes Folium in den von ihr zu führenden Grund= und Hypolhekenbüchern nach den

Bestimmungen in §. 155 ff. zu geben ist, in allen drei Rubriken (C. 170 ff.) bis dahin

vorzubereiten, daß die Uebertragung der fertigen Folien auf das Grund= und Hypothe-

kenbuch erfolgen kann.

Spezielle Vorschriften.

1. In Betreff der ersten Rubrik.

8. 211

Zu Anlegung der ersten Rubrik bedarf es einer sorgfältigen Ermittelung der unbe-

weglichen Zubehörungen eines Hauptguts und Fesistellung der Grundstückskomplexe.
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8. 212.

Die Hülfsmittel, deren sich die Grund- und Gppothekenbehörden beidlesemGeschäfte
sowelt nöthig, zu bedtenen haben, sind vorzugsweile:

die Flurbücher und Flurkarten,

die Kauf= und Konsens= oder Gerichtshandelsbücher, Konsignatlons-, Taxatl-

ons- und Subhastatlonsakten,

die Vernehmung der Grundstücksbesiter,

die Befragung der Lokalgerichtspersonen und nach Befinden auch anderer Ons-
kundigen.

8. 213.

Die Bestandthelle eines Grundstückskörpers oder Zubehörungen elnes Hanptguteo

sind stets auf dem Folium des Grundstückskörpers oder Hauptguts mit einzutragen.

Nur dann, wenn solche Bestandtheile oder Zubehörungen gegen die Regel mit be-

sonderen Hypotheken belastet und weder deren Inhaber den auf dem Grundstückskörper

oder Hauptgute versicherten Gläubigern, noch umgekehrt diese jenen nachzustehen ver-
mocht werden können, darf das Appellätionsgericht die Anlegung besonderer Folien für

Bestandtheile oder Zubehörungen auf die Dauer des Bestehens der auf ihnen haftenden

besondern Hypotheken gestakten.

8. 214.

Ergiebt sisich aus den Flurlabellen oder sonstigen Hülfsmitteln, daß unter den Grund-

siücken eines und desselben Besipers solchesichbefinden, die nicht in einem Zubeborig-

keitsverhältnisse zu den übrigen sichen, so ünd diese besonderen Grundstücke behufs der

Anlegung verschiedener Folien im Grund= und Hypothekenbuche von den übrigen zu

sondern.

8. 215.

Dieser Sonderung bedarf es jedoch nicht, wenn bei dergleichen besondern Grund-

stücken die Vorausseyungen, unter denen nach §§. 61, 62 die Hinzuschlagung eines

Grundstücks zu einem audern geschehen kann, vorhanden sind, und der Besiper sich er-

klärt, sie zu dem Gute oder den andern Grundstücken, die er noch außerdem in der näm-

lichen Flur besitzt, hinzuzuschlagen.

G. 216.

Wird von dem Besiper behauptet, daß eines oder das andere von den mehreren

Grundstücken, die er besitzt, ein besonderes (walzendes) Grundstück sei, und demnach die

Anlegung elnes besonderen Foliums im Grund= und Hypothekenbuche für dasselbe ver-
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langt, waährend glelchwohl in den Kauf- und Konsens- oder Gerichtshandelsbuchern nichts
davon zu finden ist, so liegt ihm ob, solches nachzuweisen.

Bis dieser Nachweis geliefert wird, ist das Grundstück unter den Zubehorungen des

Guts (88. 157, 171) in das Grund= und Hypothekenbuch einzutragen, dabei jedoch die

entgegengesezte Behauptung des Besiyers mit zu bemerken.

C. 217.

Gehören dem Besiper eines Guts auch Grundstücke in einer andern benachbarten

Flur, so kann die Ermittelung, ob selbige Zubehörungen jenes Guts oder befsondere

Grundstücke sind, dann unterbleiben, wenn der Besiger sich dafür erklär!, sie als beson-

dere Grundsiücke in das Grund= und Hypothekenbuch sder benachbarten Flur eintragen

lassen zu wollen, und der Ausführung dessen nach näherer Vorschrift des §. 160 ein

Hinderniß nicht entgegensteht.

8. 218.

Die gerichtskundige Erbpachts- oder Laßgutseigenschaft, ingleichen wenn zu Fami-

lieufideitommissen an Grundstucken Konfirmation und Konsens erlangt worden ist, die

Familienfideikommißeigenschaft des Grundstücks, ferner die gerlchtskundigen Disposttions-

beschränkungen des Besipers, welche aus der ehemaligen Lehnseigenschaft des Grundstücks

oder aus der Eigenschaft desselben als Erbzinsgut (im engern Wortsinne) herrühren

(5. 12 unter 2, vergl. mit S. 9 oben), endlich die gerichtskundigen bleibenden Lasten

und Beschwerungen des Grundstücks, insoweit sie nach §. 12 Nr. 5 zur Eintragung

in das Grund= und Hypothekenbuch überhaupt geeignet sind, — dieß Alles hat die

Grund= und Hypothekenbehörde bei Anlegung des Follums Amtshalber in Obacht zu

nehmen.

2) In Betreff der zweiten Rubrik.

8. 219.

Derjenige oder Diejenigen, welchen bei Anlegung des Grund= und Hypotbekenbuchs

ein Grundstück verllehen oder gerichtlich zugeschrieben ist, sind als Besiter nach S. 174

in das Grund= und Hypothekenbuch einzutragen.

8. 220.

Wenn die Grund= und Hypothekenbehörde davon, daß im Besih elnes Grundslücks

ein Wechsel eingetreten ist, amtliche Kenntniß, gleichwohl dasselbe dem neuen Erwerber

noch nicht zugeschrieben hat: so hat sie dafür, dah dies geschehe, zu sorgen und den neuen

Erwerber sodann als Besiper zuerst einzutragen.
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F. 221.

Dem Eintrage des Besttzers (§. 219) ist Tag, Monat und Jahr der geschehenen

Erwerbung des Grundstäcks voranzusehen.

8g. 222.

Dispositionsbeschränkungen der in 8. 13 unter 7 bemerkten Art hat die Grund- und

Hypothelenbehorde ebenfalls Amtshalber zu berücksichtigen und einzutragen,
a. wenn sie aus Verträgen, die von der Grund= und Hypothekenbehörde bestäligt

find, oder aus lehtwilligen Verordnungen, die sich bei ihren Akten befinden, herrühren,
und wenn zugleich die ihnen entsprechenden Rechte Anderer vermöge einer deshalb be-

stellten Hypothek oder auch ohne diese nach den zeitherigen Gesetzen als dingliche Rechte
zu betrachten waren, oder

b. wenn die Dispositionsbeschränkungen auf einem gerichtlichen Veräußerungsverbote

beruhen.
Außerdem sind aber auch

c. Protestationen gegen Veräußerungen und Verpfändungen, welche in den Kauf-,

Handels= und Konsensbüchern oder in besondern Protestatlonsakten zur Berücksichtigung

vorgemerkt worden sind, Amtshalber einzutragen.
Die bei Dismembrationen von Grundstücken den Besitzern des Hauptguts zugestan-

denen oder vorbehaltenen Vorkaufsrechte sind, wenn nicht zugleich eine Hypothek dafür

bestellt worden ist, nicht von Amtewegen, sondern nur auf Antrag der Vorkaufsberech=

tigten zu berücksichtigen und in das Grund= und Hopothekenbuch einzutragen.

3. In Betreff der dritten Rubrik.

S. 223.

Alle ausdrücklichen Hypotheken, alle in den Kauf= und Konsens= oder Gerichtshan-

delsbüchern und Protokollen vorgemerkten stillschweigenden Hypotheken und alle Hülfs-

pfandrechte, die sich bei Anlegung des Grund= und Hypothekenbuchs noch ungelöscht in

den Konsens= oder sonstigen Gerichtsbüchern und Protokollen vorfinden, desgleichen alle

aus gerichtlich beställgten Veräußerungsverträgen oder leten Willen herrührenden, noch
nicht erloschenen Auszugs- und Renteberechtigungen hat die Grund= und Hypothekenbe-

hörde bei Anlegung des Grund= und Hypothekenbuchs Amtöhalber zu berücksichtigen und

in lehteres einzutragen.

Findet sie unter den, die Gegenstände der Eintragung bildenden Forderungen solche,

die der Summe nach nicht bestimmt sind (S. 49), so hat sie dieselben in dieser Geslalt

einzuzeichnen, und es bedarf daher der vorherlgen Auswersung einco bestimmten Be-

trags derselben nicht.
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8. 224.

Alle nach §. 223 bel Anlegung des Grund= und Hypothekenbuchs als bestehend

vorgesundenen Rechte sind nach einander in derselben Ordnung in das Grund= und

Hopotbekenbuch einzutragen, wie sie durch Konfirmation und Konsens zur Hypotheken-

bestellung, durch Annotation der stillschweigenden oder vorbehaltenen Hypotheken im Kauf-,

Gerichtehandels= oder Konsensbuche, durch wirkliche Hülfsvollftreckung oder durch des

Schuldners gerichtliche Erklärung, die Hülfe für vollstreckt anzunehmen, durch Bestätig-
ung des Veräußerungsvertrags oder durch lehten Willen, worin ein Auszug vorbehal-

rwu oder auferlegt worden, zur Entstehung oder zur Kenntnißnahme der Grund= und

Hrpothekenbehöre gekommen sind.

Es bleibt jedoch, ohne Rücksicht auf die hiernach zu beobachtende Reihefolge, den

vor dem Eintrin der Geseheskraft der §§. 93 und 94 schon erworbenen Rechten der

vorgedachten Art der Vorzug, welcher ihnen nach dem bisherigen Rechte unter einander

zukommt, vorbehalten, — unbeschadet jedoch der im §.248 ff. enthaltenen Bestimmungen.

§. 225.

Jedem solchen Eintrage ist Tag, Monat] und Jobr, wenn das eingetragene Recht

nach Inhalt des Konsensbuchs oder der sonstigen Gerichtsbücher oder Protokolle zur Ent-

siehung gekommen oder annotirt worden ist, voranzusehen.

8. 226.

Alles, was nach vorstehenden Bestimmungen den Inhalt des anzulegenden Foliums
eines Grundstücks bilden muß, hat die Grund= und Hypothekehörde nach den Abtheilun-

gen des Grund= und Hypothekenbuchs und dem Formulare desselben (§. 154) entsprechend

zu ordnen und zusammenzustellen, und solchergestalt das Folium zu entwerfen.

Vorlegung des Entwurfs an die Grundstücksbesißzer.

§ 227.

Jü das Folium eines Grundsiücks in allen drei Rubriken vollständig entworfen,

so hat die Grund= und Hypothekenbehörde diesen Entwurf dem Besiper (8§. 219, 220)

zum Anerkenntnisse vorzulegen.

8. 226.

Zu diesem Behufe erläßt die Grund= und Hypothekenbehorde an den Besiper eine

schriftliche Aufforderung, binnen einer achtwöchentlichen Frist den für ihn zur Einsicht be-

reitliegenden Entwurf des Foliums seines Grundstücks entweder anzuerkennen, oder seine
etwaigen Erinnerungen und Einwendungen dagegen vorzubringen, unter der Verwamung,

daß außerdem der Eniwurf für anerkannt und der Besitzer seiner Einwendungen für ver-
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lusiig zu achten. Insofern Besiper am Orte anwesend oder sonst ohne Weitläufigkelt zu

erlangen sind, kann auch elne mündliche Bedentung zum Prolokoll die Sille jener schrift-

lichen Aufforderung vertreten.

8. 229.

Werden vom Besiper binnen der achtwöchentlichen Frist (§. 228) Einwendungen

vorgebracht, so bat die Grund= und Hypothekenbehörde selbige zu erörtern und je nach-

dem sie gegründet oder ungegründet befunden worden, entweder den Entwurf des Fo-

liums darnach zu berichtigen oder den Besiper mit Bescheidung zu versehen.

g. 230.

Widerspricht insonderheit der Besitzer der Eintragung einer in den Enkwurf des

Foliums ausgenommenen hypothekarischen Schuld, oder einer dinglichen Last, oder elner

Diepositionsbeschränkung, unter der Behauptung, daß dieselbe nicht begründet, oder daß

sie weggefallen sei, ohne doch solches sofort darthun zu können, so ist er mit dieser Be-

hauptung zur rechtlichen Ausführung zu verweisen (F. 131), daneben aber sein Wider=

spruch im Grund= und Hypothekenbuche bei Eintragung des beütrittenen Gegenstandes

mit zu bemerken.

Diese Bemerkung im Grund= und Hypothekenbuche hat die Wirkung einer Prote-

statlon (8§. 22, 23), und-sichert in Beziehung auf ungelöschte alte Hypotheken dem Be-
siter den Gebrauch des Ediktalverfahrens nach den Bestimmnugen der §§. 123 ff. oben,

ohne daß die unter Widerspruch des Besigers geschehene Eintraqung in das Grund=

und Hypothekenbuch (F. 123) demselben entgegensicht.

8. 231.

Unilerläßt der Besiyer, der nach §. 228 an ihn ergangenen Aufforderung rechtzeitig

nachzukommen, so kritt der angedrohte Verlust seiner Einwendungen gegen den Entwurf
des Foliums von selbst (ipso jure) ein.

Hlerdurch werden aber dle Einwendungen und Einreden, welche dem Besiper ge-

gen die elwa eingetragenen Bercchtigten und gegen die eiwa eingetragenen Schulden

oder sonstigen Verbindlichkeiten zustehen, nicht berührt, sondern bleiben in Krast.

Dieselben Folgen treten eln, wenn der Besiter sich zwar ausdrücklich, aber lediglich

dahin erklärt hat, daß er den Entwurf des Foliums anerkenne.

Oeffentlicher Aufruf.

8. 232.

Sind sämmtliche Grundstücksfolien, aus denen das Grund= und Hyppothekenbuch
21
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elnes Orts (68. 154 bis 156) bestehen soll, nach vorstehenden Bestimmungen zur Eln-

schreibung in das Grund= und Hypothekenbuch, bezlehendlich durch das Anerkennin#

der Besiper (5§. 228, 229) vorbereitet, so hat die Grund= und Hypothekenbehörde sol-
ches, und daß der Entwurf des Grund= und Hypothekenbuchs für Alle, die daran ein

Interesse haben, zur Einsicht bereit liege, zur öffentlichen Keuntniß zu bringen.
Die zu diesem Zwecke zu erlassende Bekanntmachung ist im Amts= und Werord-

nungsblatte, und in einem in der Gegend des Gerichtosiges viel gelesenen Lokalblatt

dreimal einzurücken, außerdem aber auch durch Anschlag an einem geeigneten Orte des

Gerichtssprengels zu veröffentlichen. Auch wird das Appellationsgericht (§. 206) in der

Leipziger Zeitung eine allgemeine Ankündigung dieser Bekanntmachung veröffentlichen.

In der Bekanntmachung sind Alle, welche gegen den Inhalt dieses Grund= und

Hypothekenbuchs wegen ihnen an Grundstücken des Orts zuslehender dinglicher Rechte

etwas einzuwenden haben möchten, aufzufordern, diese Einwendungen binnen einer Frist
von sechs Monaten bei der Grund= und Hypothekenbehörde anzuzelgen, unter der Ver-

warnung, daß sie außerdem solcher Einwendungen dergestalt verlustig gehen würden, daß
denselben gegen dritte Besitzer und andere Nlealberechilgte, welche als solche in das

Grund= und Hypothekenbuch eingetragen werden würden, kelnerlel Wirkung belzu-

legen sei.
Ist die Anzeige von Einwendungen innerhalb der bestimmten Frist unterlassen wor-

den, so findet ein Entschädigungsanspruch an die Grund= und Hypothekenbehörden auf

den Grund, daß ein dingliches Recht nicht oder nicht gehörig berücksichtigt worden sel,

nicht Statt.

g. 233.

Trüge es sich bei einer oder der andern Grund= und Hypothekenbehörde zu, daß

die Vollendung eines einzelnen Foliums oder einiger weniger einzelnen Folien durch be-

sonders schwierige oder umständliche Erminelungen und Exörterungen verzögert würde,

während alle übrigen Grundstücksfolien zur Einschreibung in das Grund= und Hppothe-

kenbuch vollständig vorbereitet wären, so kann mit Genehmigung oder auf Anordnung

der Oberbehörde (§. 208) der öffentliche Aufruf über das Grund= und Hypothekenbuch

des Orts unerwartet der Vollendung jenes einzelnen Foliums oder jener einiger Follen

und mit Ausnahme derselben erlassen werden, und ist dann in Ansehung dieser letptern

spälerhin zu wiederholen.

8. 234.

Ersolgen auf den offentlichen Aufruf (F. 232) binnen der bemerkten Frist Anzel-

gen von Einwendungen, so hak die Grund= und Hypothekenbehörde dieselben, nach Be-
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finden mit Zuzlehung des Besiyers oder anderer Bethelligter, zu erörtern und zu er-

led
PigeBedarf es über dergleichen Einwendungen einer richterlichen Entscheidung, so hat

die Grund= und Hypothekenbehörde die Parteien zur rechtlichen Ausführung (C. 131)

zu verweisen, daneben aber im Grund= und Hypothekenbuche an der entsprechenden Sielle

von der noch unerledigten Einwendung Bemerkung zu machen, welche die Wirkungen

einer Protestation hat. (§§. 22, 23).

Einschreibung der fertigen Grundstücksfolien in das Grund= und
Hypothekenbuch.

8. 235.

Nach Ablauf der in der öffentlichen Bekanntmachung (8. 232) bestimmten Frist sind

diejenigen Grundstücksfolien, bei denen Einwendungen oder Anmeldungen, die noch Er-

örterung bedürfen, nicht vorgekommen sind, ohne Verzug in das Grund= und Hypothe-

kenbuch selbst an den ihnen darin anzuweisenden Stellen einzuschreiben, für diesenigen

aber, deren Einschreibung wegen noch zu erörternder Einwendungen oder Anmeldungen

für jeht ausgeseht bleiben muß, sind die lhnen zukommenden Stellen im Grund= und

Hypothekenbuche offen zu halten.

8. 236.

Die Einträge, welche den Inbalt des Foliums bel Anlegung des Grund= und Hy-

polhekenbuchs ausmachen, sind in allen drei Rubriken mit dem Datum der geschehenen

Einschreibung des Foliums (F. 235) abzuschließen und solchergesialt von den künftig

binzukommenden Einträgen zu treunen.

Grund= und Hppothekenbuchsakten.

8. 237.

Ueber die zum Zwecke der ersten Anlegung des Grund= und Hypothekenbuchs nach

den Vorschriften dieses Gesehes geschehenen Erörterungen und Verhandlungen sind bei

jeder Grund= und Hypothekenbehörde besondere, vollständige Akten (Grund= und Hypothe=

kenbuchsakten) zu halten.

Aufbewahrung der Kauf= und Konsen öbücher u. . w.

8. 236.

Nüchstdem sind auch die Kauf= und Konsensbücher, Gerichtshandelsbücher, Kauf= und

Konsensprotokolle und sonstige, nach der bisherigen Einrichtung des Kaufs= und Hypo-

thekenwesens über die Eigenthums- und Schuldverhältnisse der Grundstücke gehaltenen
21n
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Gerichtsbücher und Gerichtsakten bei jedem Gerichte, um künstiger Nachricht willen, auf-

zubewahren.
Auch sind bis zu völliger Zustandebringung des Grund= und Sypothekenbuchs die

Gerichtshandels-, Hypotheken-, Qulttungs-, Kassations= und Protestationsprotokolle und

diejenigen Akten, welche deren Stelle verkreten, sorlzuführen (C. 214).

Verfahren gegen säumige Behörden.

. 239.

Untergerichte, welche sich bei Aulegung der Grund= und Hypothekenbücher säumig
erweisen, haben zu gewarten, daß dieselbe durch eine von dem Appellationsgericht dazu

abzuordnende andere Person auf ihre Kosten bewerkstelligt werde.

Kosten der Aulegung der Grund= und Hypothekenbücher.

8. 240.

dr die erste Anlegung des Grund- und Hypothelenbuchs und die dazu ersorderli-

chen Arbelten der Grund= und Hypothekenbehörden sind den bekheiligten Grundslücksbe-

sitzern, hppothekarischen Gläubigern oder sonstigen Realberechtigten keine Kosten anzusinnen.
Vielmehr ist alles dahin Gehörige gebührenfrei zu expediren.

Die nöthigen Verläge find von der Hypolhekenbehörde aus der Gerichtskasse zu be-

sireiten.

 . 211.

Es werden jedoch nicht allein das mit dennöthigen Abtheilungslinien zu bedruckende

Papier, welches zur erstmaligen Anlegung der Grund= und Hypothekenbücher erforderlich

ist, sondern auch die Auszüge der Flurbücher und die Uebersichtskarten, welche nach F. 15

den Grund= und Hypothekenbüchern beiliegen sollen, den Grund= und Hypothekenbehörden

durch das Appellationsgericht unentgeltlich zugetheilt werden.
Die daraus entstehenden Aufwände werden von der Staatskasse übernommen.

Endlich erfolgt die Aufnahme der nach §. 232 von den Grund= und Hypotheken=

behörden zu erlassenden Bekanntmachungen in das Amts= und Verordnungsblatt unent-

geltlich.

8. 242.

Die Gebührenfrelheit der Verhandlungen wegen Anlegung der Grund= und Hypo-

thekenbücher (&amp;. 240) erstreckt sich nicht auf Handlungen, welche zwarbeiGelegenheit der
Anlegung der Grund= und Hypothekenbücher vorkommen, aber nicht mit derselben un-

mittelbar zusammenhängen und durch sie alleln veranlaßt werden, sondern auch ohne sel-
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bige fruher oder spater nothig geworden sein wurden, wie z. B. Berichtigungen noch un-

berlchtigter Besititel, Hypothekenkassationen, Ediktalladungen Behufs der Löschung alter

Hyppotheken und dergl. mehr.

8. 243.

Wenn ferner von Grundslücksbesipern (§. 220) oder in Folge erlassenen offentlichen
Aufrufs (§F. 232) von andern Personen Elnwendungen gegen den Entwurf des Grund-

und Hypothekenbuchs vorgebracht werden, welchesich bei den deßhalb angestellten Erör-
terungen als ungegründet und unerheblich ausweisen, so können auf Anordnung des Ap-

pellationsgerichts zu Bezahlung der durch diese Erörterungen verursachten Kosten Dieie-
nigen, welche solche durch ihre Einwendungen veranlaßt haben, angebalten werden.

Einstweilige Beibehaltung des bisherigen Verfahrens.

8. 244.

Bis das Grund= und Hypothekenbuch eines Orts, beziehendlich das einzelne Grund=

stückofolium im Grund= und Hypothekenbuche (F. 235) völlig zu Stande gekommen ist,

sind die vorfallenden Besigveränderungen, Hypothekenbestellungen, Cessionen, Löschun-

gen u. s. w. in der zeitherigen Form und nach den zeitherigengesehlichen Vorschriften zu

behandeln.

II. Transikorische Bestimmungen betreffs der stillschweigenden und privilegirken

Hypotheken.

8. 245.

Vom 1. Januar 1859 an soll Niemand mehr eine stillschweigende Bypothel an
Grundsüücken oder diesen gleichstehenden Sachen (F. 27) erlangen.

8. 246.

Die einzelnen daran bereits entstandenen und bis zum 1. Jannar 1859 noch ent-

stehendenstillschweigenden Hppotheken erlöschen, wenn sie nicht nach dem zeitherigen Rechte
aus einem andern Grunde eher wegfallen, den 31. December 1859 ün. f. jedoch F. 251.)

8. 247.

In Konkursen, welche erst nach dem 31. December 1858 eroffnet werden, sind die

mit solchen Hypotheken versehenen Gläubiger nur nach der Entstehungszeit dieser ihrer

Nechte, mithin ohne Berücksichigung eines andern, blsher damit verbunden gewesenen

Vorzugsrechts zu befriedigen.
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8. 246.

Nach dem 31. December 1859 ist ein stillschwelgendes Pfandrecht nur dann noch zu

berücksichtigen, wenn vor dem 1. Januar 1859 entweder ein Konkurs über des Schuld-

ners Vermögen ausgebrochen ist, oder der Gläubiger gegen den Schuldner seine Ansprü-

che gerichtlich geltend gemacht und den Prozeß unausgeseht forkgestellt hat (S. 70 a. C.)

8. 249.

Tritt einer der vorstehend unter §. 248 erwähnten Fälle ein, so behält wegen des-

sen, was der Gläubiger von dem Schuldner oder indessenKonkurse nicht erlangen kann,

die stillschweigende Hypothek auch noch ihre Kraft gegen den drikten Besitzer einer dersel-
ben unterworsenen Sache.

Es hat aber dann der Gläubiger, bei Verlust des Pfandrechts, gegen diesen Besiper

binnen sechs Monaten von der Zeit an gerechnet, zu welcher er dazu berechtigt wird, die

hwrothekarische Klage anzustellen, dafern nicht etwa, vor dem Ablauf sothaner Frist, ein

Konkurs zu dem Vermögen des gedachten drikten Besipers entsteht.

8. 250.

Vom 1. Januar 1859 an treten die Bestimmungen der 88. 35 bis mit 40 derge-

stalt in Kraft, daß die dort mit gesetlichen Rechtstiteln zur Hypothek versehenen Personcn

berechtigt sind, ihre in den gedachten &amp;§. bezeichncten Ansprüche ins Hypothekenprotokoll

annotiren zu lassen. Diese Annotation hat von der Zeit an, zu welcher sie geschieht,

die Kraft einer richterlich bestätigten Hypothek.

Auf diese Annotationen finden die Bestimmungen der §§. 43, 44, 18, 49, 143,

141, 118 Anwendung und es sind in diesen §§. für die Eintragungen in das Grund-

und Hypotbekenbuch enthallenen Vorschristen auf die vorstehend nachgelassenen Annota-

tionen ins Hypothekenprotokoll zu beziehen.

Insoweit treten daher die nur bezeichneten §§. ebenfalls mit dem 1. Januar 1859

in Krast.

8. 251.

Nächsidem sind aber überhaupt alle Diejenigen, denen jetzt noch elne mit dem

31: Dezember 1859 (nach F. 246) erlöschende gesetzliche Hpothek zusteht, bis zu diesem
Tage berechtigt, ihre Ansprüche in das Hypothekenprotokoll auf die Immobilien, welche

ihnen dasür stüillschweigend verpfändet sind, annotiren zu lassen.

Diese Annotationen erfolgen ganz nach den unter §. 250 für die dort erwähnten

Annotationen gegebenen Vorschriften. Sie gewähren dem Gläubiger im Falle eines

nachherigen Konkurses ein Recht auf vorzügliche Befriedigung aus den Kaufgeldern des
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Grundsücks an derjeulgen Stelle, an welcher er vermöge der mit dem 31. Dezember

1650 erlöschenden illschweigenden Hypothek, wenn dlieselbe noch bestünde, erweislich auf

Befriedlgung würde Anspruch machen können.

8. 262.

Soll die Annotation einer noch bestehenden stillschweigenden Hypothek in das Hy-

pothekenprotokoll (s5. 251) auf Immobillen im Besite eines Dritten geschehen, so bedarf
es auf Seiten des dieselbe Suchenden des Nachweises, daß der persönliche Schuldner die

Immobilien zu einer Zeit besessen habe, zu welcher das die slillschweigende Hppothek be-

gründende Verhällniß schon bestanden hat.
Dem dritten Besitzer stehen dann in Bezug auf die rechtliche Ausführung seiner

Einwendungen dieselben Befugnisse zu, wie nach §5. 43 und 44 dem persönlichen

Schuldner.
Insbesondere ist er aber auch, wenn der persönliche Schuldner selbst Immobilien

besipt, durch welche die annotirte Forderung ganz oder zum Theil schon binreichend sicher

gestellt ist, oder doch durch rechtzeitig (S. 251) gesuchte Annotation häne sicher gestellt
werden können, zu verlangen berechtigt, daß die Annotation, bezichendlich zu dem be-

treffenden Betrage, wieder gelöscht werde.

8. 253.

Gegen das Versäumniß an Nachsuchung der Annotation in das Hypothekenproto-

koll bis zum 31. Dezember 1859 ist Wiedereinseyung in den vorigen Stand unzulässig.

III. Aufhebung des Bisherigen.

8. 254.

Alle bisherige, den ausdrücklichen Vorschriften dieses Gesehes oder den Grundsätzen

desselben entgegenlaufende allgemeine und besondere Bestimmungen sind auigehoben.

Vollziehung des Gesehes.

8. 255.

Den Zeitpunkt, wenn das Gesth, oder einzelne Bestimmungen in Wirksamkeit tre-

ten sollen, werden Wir, soweit es nicht schon in den 88. 245 bis 253 geschehen ist,

noch festseyen. Auch behalten Wir Uns vor, nach Befinden den Zeitraum, innerhalb

dessen die Anlegung der Grund= und Hypothekenbücher im ganzen Lande zu Stande

gebracht sein muß, zu bestimmen und Zweifel, die bei Ausführung des Geseyes eutsiehen,

zu enischeiden.
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Solche Entscheidungen sind, sowelt sie nicht blos Ordnungsbestimmungen betreffen;
durch das Amts= und Verordnungsblatt bekannt zu machen und dienen auch zur Norm

in andern Fällen, bis eine Abänderung durch Gesehz erfolgt.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Landesfürsli-

ches Siegel beidrucken lassen.

Schloß Osterstein, den 20. November 1858.

(L. S.) Heinrich LXVII.
v. Geldern.



153

A.

Muster eines Grund= und Hypothekenbuchsfolium.

2. [Anmerkungen.

Banergut No. 5. Dazu gehören Wohn= und Wirthschaftsgebäude No. 12
des Flurbuchs und solgende Flurstücke:
Haren am Hause No. 3, Feld 21, geld 28, Feld 35, Wiese 53, Feld Abgetrennt

,usch 93, 3b ho, Feld 98, Wiese 100, WWee115, ieich 1 No. 2.eWise 125, Busch 131 des Kösrritzer gluchuche hierüber
mehrnt s, in Gleinaer Flur namentlich

o. 8 Gleinaer Flurbuche,
Hel o- 1Feld No.2us

Auf dem Felde No. 55hatsich vormals ein Steinbruch besunden; dan

Gut ist dem - Steinbrücken landemialpflichtig nach 100% bei Die Laudemi·

Veränherms= und rastreen und ebensoviel bei Sterbe- und Ge.f alpfticht ge.sammi e s öscht s. No. 4.
*e sindzerr un — sührtich zu Michaclis dem Uinergute Stein

brür
der Huen von allen Früchten auf den Flurstücken 21, 28, 35 deu

Pfarrer zu n-Sieben Thaler22Ser.6 Pf. Ablösungsrente in das Rittergu#
Steinbrücken, vermöge Rczesses vom 18. August 1847 Acta
Rep. Lit. No. sol.

Aud dem Entwurs bergetragen am 31. Januat 1859.

F-In- 0— ###geirenmi Wlese und Feld No. 53, 60 des Slurbuchs

welche Georg Mer au l 7t Fischer für 600 ahie pertausi It. Kauss,
· ai 1859vom Kausprotokoll

II. Ne #s. ##gser Wiese, Feld 2 7— Vo. S#
5des ZFlurbuchs, bisher #utehörung en des Siermannschen Guts“ 2

7., welche Heinrich Schmalz *rsi“ Müller für 1000 Thlr. erlaust
hat, li. Kaufs vom 15. et1860.660AunshroelolI. sol

30. Juli 1861. Die kandemialesicht mit .. -obhte EF*s: abge-löst, (t. Rezessee vom 13. Mai Acta. nep sol

22
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Besitzer.

erkaufte das Gut von seinem Bruder

und einen Naturalauszug, vermöge
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Schulden.

ein, verm.
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Schulden.
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Tax-Ordnung
für Grund= und Hypothekensachen.

A. Allgemeine Bestimmungen.

8. 1.
Die in den zeitherigen Taxgeseßen bestimmten Gebühren für diesenigen Arbeiten und

Mühwaltungen der Grund= und Dppothekenbehörden, für welche nachstehend unter B. Ge-
bührenansähze aufgestellt worden, sund außer Kraft gesetzt.

Dagegen sind für dieienigen Arbeiten nd Mähwaltungen der genannten Behörden,
ür welche unter B. Gebühren nicht bestimmt sind, die in den zeitherigen Taxgesetzen

nachgelassenen Gebühren zu liquidiren, soweit nicht deren Ansatz nachstehend auodrücklich
untersagt ist.

8. 3.

Die noch geltenden allgemeinen eestimmungen der §§. 1—33 des Taxgesetzes vom
15. December 1855 sind auch auf die unter B. nachstehenden Tapvorschriften anzuwen.
den, soweitsie aufdeselden boethanht unwendber und nicht durch sie auodrücklich auf-
gehobensind.

E. 4
. Diejenigen unter B. nachgelassenen Gebührenansähe, welche sich nach dem Werthe

des mlt“i) richten (Quotalansäte), sind entweder nach dem neuesten Kaufwerth
oder wenn eine gerichtliche Würderungdes Grundstücks stattgesunden hat, nach dem hier-

bei gefundenen Schälungewert desselben zu bemessen.
. Da, wo die Staatswegen angeorduete Abschätung des EImndeigenihuns erfolgt

ist, hat dieselbe gleiche Geltung mit einer gerlchtlichen Würderung. Der mit 25 zu Ka-
pital erhobene jährliche Reinertrag, welchen jene Abschäyung ermittelt hat, gure als

Schähungswertb der Grundstücke

c. Unter mehreren gleichzeitigvorliegenden Wentbobeiimmungen ist diejenige, welche
sich am böchten beläuft, der Gebührenrechnung zu Grunde zu legonNur dann, wenn mit der Vandesabschähung (unter b) eine vor ihr erfolgte ge-
nöniche- Abschäßung konkurrirk, ist jener vor dieser unbedingt der Vorzug zu geben.

8.5
Die Grund= und Hypothekenbehörden si 5 berechtigt, eine kürzliche Abschähzung des

Etgenstandes Behufs der Kostenberechnung zu verfügen, wenn
ic ein Kauf= noch ein Schäßungswerth desselben vorliegt, — oder wenn

*5 ihrem sreien Ermessen mil Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann, daß

RT der eine noch der andere dem eraliger Werthsverhältniß entspricht.
8. 6

Die Kosten einer solchen (8. 5) haben die Betheiligken zu erlegen,
a. wenn die wahre Kaufsumme verhehlt worden ist, — oder wenn
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n den Fillen-n in welchen außer dem Kauspreise Nebenleistungen stipulirt wor-den mn un es dem Nichter nicht gelungen ist, deren Kapitalwerth durch eine Verstän-

digung mit den Interessenten festzustellen, der Schätungswerth sich höher beläuft als der
Naufverth, welchen die Zusammenrechnung des stipulirten Kaufpreises und des bei der

versuchten WVerständigung on der Hypothekenbehörde vorgeschlagenen Kapitalwerths der
ebenlelsungen. ergeben hätte.diesen beiden Fällen sind die Abschätzungs-Aufwände, insoweit überhaupt der-
grichen #z vergüten sind, aus der Gerichtskasse zu bestreiten.

Hinterziehungen von Gerichtskosten in *- in §. 6 u. erwähnten an, sofern mit dir
Verhehlung der wahren Kaussumme die Absicht erweislich verbundenw die Gerich
kosten zu binterzieben, unterliegen der Strafe des Veluugs und sind im #ueikice

den zur Einleitung der Untersuchung anzuzeigen.

B. Bestimmung der einzelnen Gebührenansäp:

[Ablösungen. Wenn und soweit bei Ablösungen Land als Enischädigungs-Thir. Sg
mittel abgetreien wird, so passiren zwar für Eintragung der neuen Besitzer

und die vorbereitenden und Nebenverhandlungen die für Eiagusg eines,
Käusers unter Nr. 23 1.—V. nachgelassenen Geüen o ist aber, wenn
das den Gegenstand der — bildende 4hübren r Werth. 100

Tblr. zberhen von dem böher anst eißenoe.in Werthbetrage die Quotenge-
bühr Nr. 201.nur zu einem Viertheil anzuseten.

2) Ablösungsrenten
a) für Eintragung einer übernommenen Ablösungorente in o#SGrung=

und Hypotbelenbuch —Tblr. 1 Sgr. bis

b) für die darüber auszuferligende rricheinigunt, rs * “ Thia
K. bis

— —  .

) Für Löschung einer Ablösungsrente im Grund- und b King

3)|Ab= und Weinsschriften, und deren Beglaubigungen. —Dafir pas-siren die in Nr. 2 des Taxgesetzes vom 15. Dezember w855 bestimurten
Schreibelöbne; benr ist wegen des dem Grund= und Hypothekenbuchsführer

obliegenden Einschreibens der beschlossenen und konzipirsen Einträge, Vor-

merkungen und baschnzen in das Grund= und Hypothekenbuch eine Rein-
schristsgebübr nicht gestan-

Abschreidn ugeu i. Zerschlag*
Für die Adjudikation eines %othwendiger Weise versteigerten nd.

stücks, und für Eintragung des Erstehers als neuen Besiters zahlt der Let#

tere die für Einteagung eines Käufers unter Nr. 20 zugeassenen Gebüh.
reu. Es ista wenn das den Gegenstand der #ikeitaron bilhende
Grundstäck an Beu 100 Thlr. übersteigt, die Quotengebühr unter Nr. 20

nur zur Häste 44#ueAnmerkung. Die in Jolze freiwilliger Versteigerungen u S#ande
gelommenen — über Grundstücke sind nach den bei Kaufen Üb-

lichen Formen zu behondeln, es gelten für lolche daher auch durchgehends

die unter Nr. 23 untenbenim Gebührenansätze.
5) Adjudikationsschein — (. Nr. d 20 II. d. .

Annahme an Zablungsstatt. #i desnotdweadtgemeuezuverstetgems —

de Grundstück in Emmangelung eines annehmlichen Bieters cinem Glänbi-

— S
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12)
15

Kriebentadn thr"i/ —— wenn mit einem solchen ein Grundstücksveräus-

Auszug aus 5 I G«cndutsdevotbeccnbuchem—Iukcase-I sol-

Ausschlagen der Gnnd. und Hypothelenbücher — s. Vorlegung.
Aufwartung — I en-

Beglaubig ungen – (ve. und Neinschri
’. *!s überEimeichung einer Frip un sic verlangt wird) außer

n Ko

Beesüchre. 8 cie Eintragung eines nencu Besitzers in dao Grund.- und vv·

eflion — bopodelrien Forder ung — für o Einmagung einer Gilier

Dismembrationen — Zer ienlnnnn
Dispositionsbeschränkung. Für

Spachternan . für die Mitwirkung der Grund= und Pe#nechrtekalstden
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gie an — überlassen wird, sind dielelben Gebühren wie unter Thir. S

——5Jeruagverdundenist, so gelten die Ansätze für Kanfkontrakt un-

chen und dessen Beglaubigung, jedoch außer den Kopialien 10 Sgr.b

votbekenbuch wird, wenn er das Grundstück mittelst eines Vertrass matrc
den Lebendigen erwarb, nach Nr. 20,beiirbungönen Nr. 1, 4, 34,

u Todcowegen erwarb, nach Nr. 14 liquidirt.

ei vorkommenden Nebendeschäfte asieen die unker Nr. 19 II1.nnd V. bestimmten Gebührensätze. Wenn aber die den Gegenstand der

Eintragung bildende Lammistamusforderung 100 Thr. übersteigt, so ist die
Quotengebühr unter Nr. III.a.nur zur „pilie anzuseben.

a) die Eintragung einer solchen (m. s. jedoch Familiensideilommiß Nr. 15

!s13t.—. in das Grund. und Hypothekenbuch, nebst Benachrichigung deoesi —

b) Zesi Eichnngl einer Epeallhuttciornb einschließlich der Ge-
nachrichiigeng. des passiv Betheil —e) wenn jedoch die Hnsn hbeo nn auf mehr#e mit tesondern o-
lien im Grund= und Hppothekenbuche versehene Grundstücke unter der
nämlichen Gerichtsbarleit sich erstreckt, so paisiren neben einfacher Er.
hebung vorbemerlter Gebühren (unter a. und b.) noch für die Ein-

tragung und röschung auf jedem weiteren. innihesd
a#) auj cinem zweiren bis fünften Joliumje .... ....
bb) anf einem sechsten und jedem weiteren Paliun ie .-

ei solchen Verträgen passiren die für Kaufkrontrakte (Nr. 20 unten) festge-

Erolehen Gebühren.

a) dos ksgeines Krben, Vermächktnißnehmers, auf den!
en, Famiiensideikommihn achsal ger6 neuen Besipers zaist Besitztittel in das Grund=undHppothe-

kenbuch 1 die für Eintragung iuel, Käufers unter g 20 nach.
gelassenen Gebühren zu eutrichten. Weun aber das den Gegeanlennd

der Eintragun bldeine Grundstäck au a dbt. übersteigt,
so passirt die Guotengebühr unter Nr. 201
Wenn mehrere Erben, Vermächtmißnehmer K. As Siuise Be-
litzer des nämlichen Grundstücks eingetragen werden, so passiren öleich-
wohl die Ansätze unter u. nur einsach.

Wenn unter mehreren Erben eines Grundstücke lich minderzibrige Kin,
der des zeitherigen W befinden und zugleich diemehrerenErben des Grundstäcks einstweilen und mit Vorbehalt Kesühe Eebnhei-

Sêr-

to

W.

E.
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ung in gemeinschaftlichem Besit behalten wollen, so passtren sir denn
Eintragung zwar ebenfalls die unter 4. ahachgtlassne Ansätze.Waber das Grundstück über 100 Tblr. werth ist, so ist die Foenge
bübr unter Nr. 20 1. nur zu einem bthe ile zu erheben.

rezesses wird noch außerdem, und zwar wie bisher nach den *—'-
von Nr. 35 der Tagordnung vom 15. D3 1855 liquidirt.

hamilieufideiommiheigenschaft eines Grundstücks: für Euateaann ei-ner solchen in das Grund= und soorretebr ne enschehlichderBenach-
richtigung des estbero und der Auoferligung des Nebcinrunichefe, jedoch
außer den Kopia

a) bei in bis zu 500 Thlr. Wertttee

bn bei Grundstücken baa, 4 1000 Thlr. Wertlo..
darüber für jedes. Abi Mehewerth. .....·..

samtnenItdctkoaniußuachfo f
Folium. Wenn für ein Gennonh, E büe. 13#a besonderes Kolium im

Grund= und Hisothtlenduge gehcbt hat, ein besonderes Folium angelegt

wird, so bezahlt der Besiter dafür — nämlich fürdie Besung des Fo-
un in allen feinen Rubriken — nach Berhãltuib der Gurs Grund.
nück

Die Wneis inpfangen:
1) für Aufwarlung:

a) bei Vaaheeau. über Aechtegelchäste auf musche die Eantragung
eines neuen B esipers in das Grund= und Hypothekenbuch erselgt I#
ingleichen bei irp E Erben, Veche Beschenk-
ten auf den Todcofall oder Zideikommihnachfolgers als neuenide bers
in das Grund- Poor poheeu folgende, je nachd
Kanssumme F L erlhs der betreffenden l-znh e 1#benen.
sende feste Geb

0) bis mit 100 !• Kausfumme oder Werth —* 1. Syr. bie
bb)
cc) 1200 s - s --- s-

44) 3000 " " "4 2. — „

ee) - 5000 - " " * 4 * — — -

Mdarube

b) In bitien Ausätzen“ . aber die Berninin iP)r# —wartungodienste begriffen, welche der Diener bel der —
den Eintragung, insbesondere16 bei nberelenden und Neben-
verhaudlungen zu leiste

1 Sgr. bis

2) EP Sennen- und deren Gintragung vnd elauongtuch o
u) von Alrkunden, welche ein Gericht über zu Stande gekommene Nechls-

geschäfte und ainagmge in das Grund= und —m- aus ·

4) Die Bestältigung eines der Eintragung vondrben voransgehenden Erb.

nbat.

b) iei Berhanolungen übet anem Trhgeschfte, ie # bere Wich-

Thlr.

10 111

i#

— Seenrn

—

gesertigt hat Thlr. 3 Sgr. bio

mameeih wenn der (Gegenstand des inctwegibf oder nere
ung niiWerlhvotihochstenslällllTblr. bl.3bis

« is

b) un erlcdungen, Negussizionen, (Asselllicnen und zun Shi
stücken je nach der MichugkeitderSche — khlr. 1 Sgr. ble

3) für Präsentation von Kurrentladungen,se
4) für möndliche Vorladungen und Fdtrenen und endlich
5) für Wege außerhalb der Flur des Gerichtositzes

11

27

14

27

Ser. A.



18) Hinzuschlagung. Wenun ein Grundstück zu einem andern neu ainzescht.

19) 5
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vassiren die im I. Ablchnitt IV. Kapitel der Taxordnung vom 15. Thlr. Sar.
9

Dezember 1855 nachzelassenen Gebbr eu.

gen wird, ErardieEinagung dieie neuen Zubchorung in das Grund in
8 . . .. .—Thk.10 cgk —

1IIIkEtatkaqnngemekaufememqcfeyltchenåtechwntelbcs
ruhenden Hypothek nebst Benachrichtigung des Besiiunro, aub dem

intraguug einer Hypolhel, welche bei Deräuherung riche Grund-
stücks vom Veräußeruden (wegen rückständiger Kaufgelder oder andrer
Leistungen) vorbehalten wurde, und für Benachrichtigung des Schuld-

—gobit der Letzire (außer dem Ausatzt für eiwaigen Rekognitions.Kr. bis

LI. Ins Einmalan einer andern 8— dem Falleunter ) darrhrtatwillen bestellten Hypothek in das Grund= und Hpothrlendun
noblt der Hypothekenbesteller

#a) als Bauschguantum für die Eintragung, die nothwendigen Vorcrörter.

ungen und Nebenoerhandlungen von je 50 ** der cher zu stellen·den Hauptforderung « —

b) die unter Nr. "7n zugelass enenen Dienergebübrden,
c) wenn die Hauptforderung über 100 Thlr. beräge, auberdem noch:

aa) für den Auszugausdem Grund= und Oypotdekenbuche, dasern der
Schuldner einen solchen zu Erlangung des Kredits sich erbat, die
Gebühr unter Nr.

bb für einn nothwedige Rein- urd,cabschristen, ingleichen Beglaubig-
ungendieGebsihrunter Nr.3 oben,

c) für das4%koll über ar ne **
Schuld und Hypotbek (oder Cesslo . 1 —

dd) fr das Protololl ber ###etenenIn * chrift.dafern diele Expedi ·

lich bergebenen Schuld- und irerschreihung. tionen vorkommen.
oder Cesioon Tolr. 6 Sgr. bio

ce) für Ausfertigung einer gerichlichen Urkunde über dad proteollirte Au-
bringen der Schuld und Hypothek —Thlr. 8 Sgr. bis! —

4) Wenn für Reutenforderungen Hupotteltn duit roile bestellt
werden, so ist der Johresgeldwerih der Rent türzt ich (und ohne daß
dem Betheiligten Kosten dafür anzusinnen f#te) zu ermitteln und

durch Tienwnggfachut zu kapitalistren. Das beresibgenmed Ra-
pital gibt den Mahstab für Anwendung der Ausäßze unter u und b

In den unter u, b und c bestimmten Gebübrenamäten sind alle und

ede Mühwaltungen Aechsriag zu vergütet, denen die Grund- und
H#botbetenbebörde. in Rücksicht auf das zu schaffende hopothekarüch4 sich zu unterzieben bn. Hetesonbrrn darf für Aufschlagung
2 (Grund- und Hypoiheleubucho dut Informatien des Glänbigers
über dieVerhälmisse des Schuldners — sür die Benachrichtigung ded
Besthero von der gejchebenen Eintragung — für Augkertigung

des Hopothekenbriefs für Vorerörherungen . eine besondere Gedühr
nicht erboben werden. Nur die Gebüdren für anderc besondere Ein-
wagungen oder Löschungen, oete außer der Eintragung der Hv-

wathel gelegentlich dicjer noch vorkommen, sind noch besfonders zu
auten.

IV. zur eAice cder theiiweise chöschung einer Hypothek im Grund· und

S

Anis 5 für elwaigen Rekognitionsschei Thlr. 5 Sgr. bis —

.
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Hopotbekenbuche ncht Reuistratur ubert das Anbringen undBenachrichtigung des Betheiligten

a) wenn die heisrät scher geneute Summe bis 50 Thlr. beträgtb) wenn sieb
) wenn sie "58. 200 l. klett .
Otvenascbtazoothlkbetw.
e)dakudekvoa1cdeml0 Tblk .

.g.ngeasR-.23 undV. a) Wenn die Eintragung oder öschung einer Hppothek auf mehrere mit

besonderen Folien versehene Grundstücke bei einer und derfelben Iln
und Howebegebeberd bewirkt wird, so sind die unter I. II.aden Gebühren nur einfach zu erheben, es A### an

daneben noch sür 8 Eintragung oder Löschung auf jedem weiteren
Grundstücksfolin

aa) auf einem ween bis sünften Folium je. .. ....

l)l)) auf einem sechsten und - weiteren Foliu
b) Wenn die Eintragun 1 oder Löschung einer OMthetenferderucg. zuea

eitig duf mehrerc se bastandia- Grundstücke, welche unter verschKans rund- und Hypotbe benweysrden bie en sind,
ite win, so wird die Quctengebühr unter III. a. und IV. nach Ver-

bälmiß des Werths der verpfändeten Grundstücke zwischen den mehre.
ren Bebörden gelheilt. Die lehtern haben sich hierüber unter einan-

ver zu beuehmen und zu vereinigen, ohne jedoch ben Betheiligten Ko-
- dafür aufinnen zu dirten.

MWs über Grundr die —WuixiOe des — als neuen Beñherd und sur alle dabei

2

orkonemenden Vorcrörterungen und Nebenverhandlungen passiren als
Bauschsummen:

a) wenn der ea der Lapnwerihdes# Vertrogsgegenstandes beträg!
10) bis mi Thlrn ...5 .

 75 .

) 100 .

ce) 10000 ggn jedem ioo .
LEIXCGIII3 lr.

von fedem weiteren 4% Thlrn. bis zu 20,000 Thirr.
. .--30,uuu-...

- - i i * . 40,000 "

 m— - - - - --50,000- .

ce-)- - - - s s-60,W0- -

m- - - - s --70,000-....

- - - - -«sll,000-..·.

- - · s · s·90,000« »s--

II. Muurder —iie ürder Taxwerth über ioo * berrögt, passlrenaußer der Banschiomme unter l noch solgende Ansatze.
3) für Anerkennung des Kontraktes 6 Sgr. bis
4b) für besondere n welche eine Abänderung, SErläuzerung

oder Hinzufügung u den Siipulationen d Veritage enthalten,und für die Niederschrift darüber 10 Sgr.
c) für Aufnahme eines mündlich angebrachten Lnrage zu r*riejotoll,

ingleichen für Registr fmnng des Antrags auf Eimragung und dessen

1111

—111

1111111.—
Begründung 21 Sgr. bbs . . ..·

US-

2

11111-11111
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sie (Ausserligung des Kontrakts in Form einer gerlchtlichen Urtunde aitn,
gleichen in dem Falle unter Coben fürAdludikatkonsschein 10 Sgr.

e) holurainzugvonW. welche im Vertrag behaln Weoe
mläße unter #. U.

T diese Expeditionen ntee II. von r*m— orkemmen sollten.)
III. Wenn mebrere mit besendern Folien im Grund d Hyopothekenbuche

versehene Grundstücke unter Gerichtsbarkeitdersetten rcher und Hovo-
thekenbehörde zusammen verkaust werden, so find die vorbemerkten Ge.

7 nur einfach wegen aller zusammen zu erheben, blerüber aber noch
für, sede weitere Elntragung des neuen Besitzers auf einem besondern

olium, um

8 auf einem sen be-bissinstenFollumse5à auf einem sechst djedem serneren Folium
IV. In den vorstehenden Grdohrenansihen (unter I. Z)• u#nd mit Aus.

w Ab- und Reinschrists-, sowie

der Deslanbigungsgbuhen.der Gerichtspersonen und Dien
der Gebühren für andere besondere Einträge *l* öschungen, welche

bei Gelegenheit der Veräuherung noch auher der Einrragng. des
neuen Besitzersvorkommen,

alle und jede Mübewalmung begriffen, denen dle Grund= und Hrpothe-
kenbebörde in Rücksicht auf die vorgehende Veräußerung und zu dem

Zwecke, damit das Geschäft in bdnung und Nichtigkeit gebracht werde,

sich zu unterziehen bat.
Unter keinem Vorwande darf also ein Mehrereß, als biernach gestat-

— ist, an Gerichtogebhren erboben werden, insonderheit findct für
die Verachrichtigung Betheiligter von der Eintragung des neuen Be-

einen beendere ertheilten oder der Kaufsurkunde angehängten Mekog-
nilionsschein

y eine besondere Gebührnichtstatt.
.# u) Die vostehenden Gebühren (unter 1—IV.) werden von beiden Der-

wagschsetenden eireinichasuch, von jedem zur Hälste getragen, wennnicht ein Anderes unter ihnen ausgemacht worden ist.
b) Bei Veräugerungen oder Nr. 14) von Grundstücks-

körpern hat nur die Grund= und Hypotbekenbehörde des Hauptgutes

Anspruch auf die nach dieser ar. 20 sich bestimmende Gebühr für
Einnagung des neuen *ie . Will die andere Vehorde eines Per-

tinenzstücks auf dessen Folium von der ##lsverinderung Demergung
mache 6 so kann sie dafür vom neuen Besiper e heben: 5 Sgr.Laßvert Dertrag, durch welchen Grundstücke in der Eigenschaft von 9

r binge eben werden) s. Kaufkentrakt.

) für Eintragung derselben in das Grund= und Hppothekenbuch und

ür Heachrichigg des Betheiligten passiren 10 Sgr., 15 Sgr. und
m. s. No. u#.

b) für 85 3 Klar-Protestalion est Benachrichngung * anzu-
Wwctzen 10 Sgr.

c) Wenu die Fhuenn oder hölcung einer Protestanhon auf mehrere.
mit besondern Folien versebene Grunstücke bei einer und derselben

Grund= und Oyppothekenbehörde zu bewielen ist, gelten die Ansätze
und Bestimmungen unter Nr. 10 V. oben.

3Sgr.
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26)

20)
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[DVorlegung. Wenn das Grund. und Hypothekenbuch Jemandem vorgelegt
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Onittung. Für Aufnahme von Quittungen und Verzichtsleistungen über

bestooen, heder Schuld
O Thlr. * suupistanm 5 Sn- bie d Gebühr

.. z,—8 40 Thlr. deogl. 12 Sur.
— . Ess,

)bel(mcs1bck die Quutung rcistãndige Kanf-, i*- oder bel.
pn wegen deren Hupottet. worbebalten und sungiregen ist, vonje

0 Tolrn. quitzirter Geldr

#.

richugung des Besitzers(No 19. IV.) inbeg
eirifft die Onittung Vitebalteue #demgelisien — von jedem Jahr

Mituren, Auszugst Gebbr ir * v SEintrags und uet, des

2 T

veir (No.19. 1V.) ist hierunter ebenfalls begriff

n SlFillen4%%4unde 5 die E mer No. 19.
Reallasten h eVç — f. o. No. 1. — ausgenommen); für deren

Eintragung und Löschung siud die bben znst No. I. für Dispositions
beschränkungen vorgeichriebenen Gebühren zulässig.

Reinschriften — f. Abichriften oben unter No. 3.

Rekognitionsschein. Für einen solchen über eine liellie Eintragung, Vor-
merkung oder Löschung im Grund= und Hypothekenbuche palsiren — jedoch

tersagt ist — auWer den Kopialie
Schenkungsverträge über Introdilien-

a) unker den Lebendigen, wie Kaufverkrag nach 7. 20 oben.
5) von Todewegen — . He unter No. 14o

Siegelgebühren findennichtst,Tauschkontrakt über iwinsabent —dafür passiren die bei Kaufkontrakten

uah No. 20 oben zugelassenen Ansäir.
Vermächtnisse von Grundsuocken I Erbe
Vetpmndnng hypothtchkkzok — sfür die Einkragung einer sol.

chen und die dabci vorlommenden Mizalingen vasliren dieselben Gebüh.
ten, wie für Cessioneu (. No. 10 oben), für die Löschung solcher Verpfän-
dungen aber die oben umter zial 19. IV. luchgelassene Gedühr.

und haiheschanen wird, um von einem Grundstücksfolinm Einsicht zu nehmen,
si und für die dorüber etwa aufzunebuiende edisicalun zu *-ten 5 Lui is

Vormerkungen.
a) fur Vormerkung einer Forderung im Gru- und Hypothekenbuche

nebst Benachrichtigung des Besitzers passire

na) bei einem7 der !757ôfFrun bio Abt k.....
htovnlddl Thlru ....

darubel

b) Löschung einerVormeriung —— "..
„) die Vorichrift und die Ansäße unter u c.mselten auch für Vor-

merkungen.
[BVorzugorecht. Wenn ein byhotbekarischer Gläubiger einem andern seinen

Vorzug Katt für Eimragung dieser oemngiin das Grund. und Srre#
thelenduch nebst Benachrichtigung 5 Sgkr.

Teen0

derungen, wegen deren 0 Eintragungen im Grund- und #epoathekendue "

Hio ist die Gebütr für ***7 be *w undVenach. «

—

mit Ausschluü der Falle, wo die Erhebung einerbeiondem thoutn dasariun

10

21

10

20

Ai.

111



165

33, 3eerschlagungen.

* —

Für die Abschreibung eines abgekrennten Grundstücks aufThi.Sg Pf.
dem Folium des Hauptgutes, einschließlich Benachrchiigung Belheiligter -

Jusch reibung ererbter Immobilien — s. Erb

Beie Zusammenlegungen, welche die P##rdonbiennr 1% #ndbesten, wünbeler
Begiüterter bepecken (mögen sie übrigens inTauotrale oder atragssormen gefaßt werden) passiren zu ragung der irde er

und die vorbereitenden ennn r* für Eintragung eines Kän-
fes unter No. 20. nachgelassenen Gebühren. ist aber, -** dasden Gegenstand der —# bildende Einmnaä an Werth100Thrr.
iberstetg, die Quotengebühr No. 20. I. nur zu einem Viertheil onree.
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Verordnung
aur Ausführung des Gesetzes vom 20. November 1858, die Grund· und Hypothekenbcher und das

Hypothekenwesen betreffend,

vom 22. November 1858.

Wir Heinrich der Sieben und Sechzigste von Gottes Gna-
den Lüngerer Linie regierender Fürst Reuß, Stammes Ael-

tester, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranich-
feld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.

verordnen hiermit zurAusführung des Gesehes vom 20. November d. Is., die Grund-

und Hypothekenbücher und das Hypothekenwesen betreffend, Folgendes:

8. 1.

Zu Ss. 2—4 des Ges.

a. Unter „Grundsiücken“ versteht das Gesep überhaupt Immobilien im ausgedehn-

ten Sinne des Worts, wie er im §. näher festgestellt is. Namentlich sind darunter auch

begriffen die Immobilien, welche moralischen Personen gehören: ausgeschlossen dagegen
blelbt von dem Eintragen in das Grund= und Hypothekenbuch:

1) das Bergwerks-Eigenthum,
2) das Landesherrliche sideikommissarische Domanial= und Kameral-Eigenthum jeder

Art, indem wegen Anwendung des Gesetzes auf dieses Lewhtere die weitere Bestimmung

der Landesherrlichen, auf Grund der Hausgesete zu fassenden Enlschliehung vorbehalten
bleibt.

b. Gegenstand der Besiimmungen dieser §§. find nicht blos das Hypothek-, sondern

auch das Eigenthumsrecht und überhaupt solche Rechte an Grundsilicken, welche nach §§.

12 und 13 sich zur Eintragung ins Grund= und Hypothekenbuch eignen. Solche Nechte
kännen nicht unmittelbar durch Vertrag, letzte Willensordnung, rechtskräftiges Erkenntniß
oder Gesetz 2c. mit voller Wirksamkeit erworben werden, vielmehr muß erst noch die Ein-

tragung derselben ins Grund= und Hypothekenbuch hinzukommen (vgl.S.51desGesepech.
Die angeführten Erwerbsarten begründen vorher nur einen Rechtstitel (Rechtögrund)

zur Eintragung.

So lange die Eintragung noch nicht hinzugetreten ist, sind jedoch dicselben nicht
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etwa gänzlich wirkungslons. Das Recht, welches sie erzeugen, ist nur noch kein ding-

liches, sondern nur ein persönliches (us ad rem): den dinglichen Charakter

erhalten sie erst durch ihre Eintragung ins Grund= und Hypothekenbuch. Erst dadurch
werden sie wirkliche jura in re.

8. 2.

Zu 88. 2 und 26 des Ges.

Durch dlese §8, ist die zeitherige Rechtsnorm, welche die erwerbende Versährung
anch als Erwerbsart des Grundeigenthums zuließ, keineswege völlig aufgehoben. Viel-
mehr bildet die Verjährung — nach den im F. 1 entwickelten Grundsäpen — auch fer-

nerhin einen Rechtstitel, auf. Grund dessen Eintragung des Eigenthums an Grund-

stücken in das Grund= und Hopothekenbuch begehrt werden kann: derselbe hat aber kei-

ne Wirkung gegen den schon eingetragenen Besiher.

8. 3.

Zu 8. 6 des Ges.

a. Die Worte „mit allen — Erfordernissen“ weisen darauf hin, daß vor der Ein-

tragung des neuen Besipers dieselbe caussac cognilio flattzufinden hat, welche der Rich-

ter bisher vor der Bestätigung der Veräußerungsverträge vorzunehmen hatte (C. 137 f.

des Gesetzes und §. 44dieser Verordnung).
b. Jede erfolgte Eintragung eines neuen Besitzers ist dem Fürülichen Katasterbu-

reau binnen 8 Tagen mitzutheilen und in dieser Beziehung Alles Dasjenige genau zu

beobachten, was die Verordnung vom 13. November 1853 vorschreibt.

8. 4.

Zu §. 12 Nr. 3 des Ges.

Verlangt der Besiper die Eintragung einer mit dem Grundstücke verbundenen nuß-

baren Realgerechtigkeit auf dem Folium des letztern, und es ist der Grund= und Hype-

tbekenbehörde die Existenz derselben nicht schon anderswoher bekannt, so hat sic von dem

Besiger einen Nachweis der behaupteten Realgerechtigkeit zu ersordern. Besteht solchen-

falls die Realgerechtigkeit in einer dem Geschäftobereich der Verwaltungsbehörden unter-

fallenden Gewerbsberechtigung, so hat die Grund= und Hypothekenbebörde

a. falls sie zugleich selbst die Verwaltungsbehörde wirc, die erforderlichen Erörter-

ungen über die Existenz der Realgerechtigkeit im Verwaltungswege selbst anzustellen,

außerdem
b. die zuständige Verwaltungsbehörde um Auskunft anzugehen, oder auch dem Be-

siper die Beibringung eines Zeugnisses dieser Behörde aufzugeben.
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8. 5.

ZJu s. 12 Nr. 4 des Ges.

Unter den in §. 12 unter 4 erwähnten Veränderungen sind nur Veränderungen

eines Grundstückskomplexes in seinen Bestandtheilen durch Zuwachs oder Abgang —

Hinzuschlagung von Grundstücken, Veräußerung unbeweglicher Zubehörungen, — keines-

wegs aber bloße Veränderungen der Oberfläche eincs Grundstücks, z. B. durch Aufführ-

ung neuer Gebäude zu verstehen.

Von leyzterer hat nur dann das Grund= und Hypothekenbuch Nachricht zu geben,

wenn durch Aufführung von Wohngebäuden an Orten, wo zuvor keine gewesen, neue

Nahrungen entstehen.

8. 6.

Zus. 12 Nr. 5 des Ges.

Wiewohl, nach der Vorschrift in S. 12 unter 5 Grunddienstbarkeiten von der Ein-

tragung in das Grund= und Hypothekenbuch ausgenommen sind, so ist dadurch doch die

Vorschrist des Gesetzes über die Ablösung von Frohndiensten 2c. vom 23. März 1838

8. 40, wonach die Erwerbung gewisser Hienstbarkeiten durch Verträge an die Genehmig-

ung der Hypothekenbehörde gebunden ist, nicht aufgehoben.

8. 7.

Zu §. 13 Nr. 7 des Ges.

Außer den in §. 13 unter 7 angeführten Beispielen von Dispositionsbeschränkun-

gen, die sich auf einen speziellen Rechtstitel gründen, können auch noch andere derglei-

chen Diopositionsbeschränkungen, aus Nebenverträgen bei Grundstücksveräußerungen oder

auch aus leptwilligen Versügungen herrührend, vorkommen; von diesen gilt dann das

Erfordernih der Bemerkung im Grund= und Hypothekenbuche auf gleiche Weise.

C. 8.

Ju §. 1 4 des Gel.

Durch diese Vorschrift des §. 14 wird nicht ausgeschlossen, daß öffentliche Abgaben

und Leistungen, auch andere Beschwerungen, deren Aufführung nicht in das Grund=

und Hypethekenbuche gehör, koch in Veräußerungsverträgen über die damit belasteten

Grundstücke erwähnt werden können.

8. 9.

Zus. 15 des Ges.

ist S. 61 dieser Verordnung zu vergleichen. wn.
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8. 10.

Zu §. 17 c. des Ges.

0#. Ebenso hat die Grund= und Hypothekenbehörde auch schon nach erfolgtem Zu-

schlage die geschehene Zwangsversteigerung des Grundstücks Amtshalber im Grund-

und Hypothekenbuche kund zu machen. (M. vergl. §. 39 dieser Verordnung).
b. Sind Zwangsversteigerungen nicht von der Grund= und Hypothekenbehörde selbst,

sondern von einem andern Gericht vorgenommen worden, so hat die Subhastationsbe-

Hörde sowohl nach erfolgtem Zuschlage, als auch anderwelt nach geschehener Adjudikation
des Grundstücks an den Ersteher der Grund= und Hypotbekenbehörde davon unverweilt

Nachricht zu geben.

8. 11.

Zu §. 19 des Ges.

a. Den Justizaussichtsbehörden steht die beliebige Einsicht der Grund= und Hypothe-

kenbücher der ihnen untergebenen Gerichte zu; eine Einsendung der Grund= und Hy-

pothekenbücher an die Aufsichtsbehörden findet jedoch nicht Statt, sondern nur Auszüge

daraus sind der Aufüchtsbehörde auf Anordnung einzusenden.

b. Den oberen Verwaltungsbehörden und den Kriminalbehörden ist, wenn sie bei

ihrer Geschäftsverwaltung im öffentlichen Interesse Nachrichten aus den Grund= und

Hypothekenbüchern bedürfen, nicht nur die Einsichtnahme von den betreffenden Stellen

im Grund= und Hypothekeubuche unweigerlich zu gestatten, sondern es sind ihnen davon

auch Auszüge auf Verlangen mitzutheilen, ohne daß es hierdei eines Weiteren bedarf,

als der Bezeichnung der Stellen (Folien), auf welche das Bedürfniß der Erlangung von

Nachrichten sich bezieht, und die amtliche Versicherung des Vorhandenseins eines solchen

Bedürfnisses.
Diese Vorschrift gilt auch in Bezug auf die Stadträthe und Steuerämter, jedoch

nur hiusichtlich der in ihren respektiven Verwaltungsbezirken angelegten Grund= und

Hypothekenbücher.
. Anderen Behörden ist die Einsichtnahme und Entheilung von Auszügen nur

dann zu gewähren, wenn sie ein spezielles Interesse im Sinne des §. 19 u. des Gesepes

anführen können. Ihre amtliche Versicherung der Wahrheit dieseo Anführens genügt

aber zum Nachweise desselben.

8. 12.

Zu §. 25. des Ges.

a) Nach der Begriffsbestimmung in §. 25 sind nach Verschiedenheit der Fälle als
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passiv betheiligt zu betrachien und von dem geschehenen Einlrage zu benachrlchtigen: bei

Eintragungen eines neuen Besipers in das Grund= und Hypothekenbuch der bisherige

eingetragene Besiher; bei Abschreibung von Perkinenzstücken auf dem Folium des Haupt-

gutes In Folge von Abtrennungen, ferner bel Eintragungen und Vormerkungen von

Forderungen, desgleichen bel Eintragungen von Dispositionsbeschränkungen der Besitzer;

bel Eintragungen von Cessionen sowohl der Cedenk, als der Besiper; bei Eintragungen

von Protestationen gegen Cession oder Verpfändung einer eingetragenen Forderung der

eingetragene Gläubiger; bei Löschungen eingetragener oder vorgemerkter Jorderungen der

Gläubiger; bei Löschungen von Dispositionsbeschränkungen Dersenige, zu dessen Gunsten
die Dispositionsbeschränkung bestand re.

b. Die hypothekarischen Gläubiger sind nur bei solchen Einschreibungen in die

Grund= und Hypothekenbücher, welche (wie in den vorstehend zulehzt angeführten Fällen)

speziell gegen ihre Rechte gerichtet sind, für Passiobetheiligte zu achten. Es ist daher

z. B. auch von Veräußerungen des Grundstücks oder von Eintragung anderer hypothe-

karischer Rechle den schon eingetragenen Hypothekgläubigern in der Regel keine Benach-

richtigung zu ertheilen, — es sei denn, daß sie sich auf dem im §. 74 des Gesetzes

vorgezeichneten Wege ein Recht auf Benachrichtigung verschafft häten.
. Mit der Benachrichligung ist dem passio Betheiligten eine elnfache Abschrift des

in das Grund= und Hypothekenbuch gebrachten Eintrags zuzustellen.
d. Wiewohl bel einer schriftlich erklärten Verzichtsleistung des passiv Betheiligten

auf die Benachrichtigung von einer geschehenen Eintragung oder Löschung gerichtliches

Anerkenntnih an sich nicht erforderlich ist, da diese Verzichtsleistung kein Alechtsgeschäft

enthält, welches bei der Eintragung oder böschung sellst zur Unterlage zu dienen häue

G. 115 des Gesetzes), so ist dadurch doch nicht ausgeschlossen, daß die Grund= und Hy-

pothekenbehörde gerichtliches Anerkennkuiß einer solchen schriftlichen Erklärung dann ver-

langen dürfe, wenn ihr über die Aechtheit der Unterschrift des Schreibens und die Rich-

tigkeit der Erklärung Bedenken beigehen.

C. 13.

Zu S. 26. des Ges.

a. Eine erlöschende Verjährung, welche vor Anlegung des Grund= und Hypotheken=

buchs und vor Ablauf der im öffentlichen Aufrufe bestimmten Frist (. 232 des Ges.)

bereits vollendet war, verliert ihre Wirkung nicht, sondern gewährt einen Titel zur

Löschung des durch Verjährung erloschenen, aber in das Grund= und Hypothekenbuch

eingetragenen Nechts, so lange dieses Recht nicht auf einen Dritten im Vertrauen auf

die Angaben des Grund= und Hypotbekenbuchs übergegangen ist (vergl. S§. 20 und

21 des Gesezes).
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b. Nach §. 26 des Gesetzes verliert der Rechtssat: „daß das Recht auf jährliche

Zinsen und Prästationen ganz und gar erlöscht, wenn die Abentrichtung über rechts-

verwährte Zeit unterblieben ist,“ seine Gültigkeit in Ansehung solcher jährlicher Zinsen
und Leistungen, welche im Grund= und Hypothekenbuche auf dem Folium des verpflich-

teten Grundstücks unter den bleibenden Lasten desselben (6. 12 Nr. 5 des Geseges) ein-

getragen sind, dafern nicht etwa die Verjährung schon früher vollendet war (s. vorste-

bend unter 2).

8. 14.

Zu §. 31 des Ges.

Da ein Vorbehalt des Eigenthums, wie in §. 31 des Gelepes gedacht ist, nur

wie der Vorbehalt einer [Hppothek wegen der sicher zu stellenden Forderung betrachtet

werden kann, so gewährt er nur ein Recht auf Eintragung dieser Forderung unter den

Schulden (C. 170 III. des Gesepes) des Grundstücks.

8. 15.

Zu §. 36. des Ges.

Sogleich bel Bestellung der Vormünder haben die Vormundschaftsgerichte zu ord-

nen, ob überhaupt den Vormündern eine hypothekarische Kamtionsbestellung und bis zu

welchem Betrag anzuünnen sei, bei Feüstellung dieser Fragen aber den Vormündern

selbst Gehör zu vergönnen.
Treken im Fortgange der Vormundschaftsverwaltung Umstände ein, welche eine Ab-

äinderung der hierüber zu treffenden erstmaligen Festseyung erheischen, so haben für de-

ren Vornahme die Vormundschaftsgerichte alsbald Fürsorge zu kreffen. Auch haben die-

selben dahin zu wirken, daß die Kamionspflicht der Vormünder nicht ohne Nolh erhöht

werde und dieserhalb namentlich die baaren Gelder, Pretiosen, Staatspapiere, Schuld-

scheine und anderc wichtigeren Urkunden der Bevormundeten möglichst in gerichtliche

Venvahrung zu bringen.

8. 16.

Zu K. 37. unter 3 des Ges.

Wenn die mit der Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit betrauten Gerichte

bel Erschaftoreguliiungen oder andern Gelegenheiten amtliche Kenntniß davon erhalten,

daß solchen Kindern, wie sie in S. 37 unter 3 des Gesetzes bezeichnet werden, Vermögen

anwächst, welches der Verwaltung ihrer Ellern unterfällt, so haben sie nach folgenden

Vorschriften zu verfahren:

a. Haben solche Kinder ihr Domizilium außerhalb des Gerichtsbezirks, so ist dem
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über sie zuständigen Civilgericht (ihres Domtzlliums) der Vermögensankall anguzelgen
und es stehen sodann dlesem lehzteren Gerlcht die unter b. angeordneten Maßnahmen zu.

b. Das Wohnortsgericht der Kinder ist verpflichtet, die Kenntutßnahme vom Ver-

Mmögensanfall in besondere (General= oder Spczial.) Akten niederzulegen und Nachricht

davon in die Vormundschaftstabelle einzutragen, weiterhin aber entweder (in dem Falle

des §. 37 unter 2 des Gesetzes) sogleich, oder (in dem Falle des §. 37 unter 1 das.

beim Eintritt dazu nöthigender Umstände für Geltendmachung des in 8. 37 das. geord-

neten Rechtstitels Sorge zu tragen.
Dasselbe. hat hierzu den Kindern Amtswegen einen Spezial-Vormund, welcher das

dieserhalb Nöthige unter Ausücht deo Gerichts besorgt, zu bestellen, — es sei denn, daß

etwa schon ein genereller Vormund ihnen bestellt oder die Eintragung der Hypothekar=

kaution ohne alle Weiterungen zu erlangen sein sollte.

. Wenn aber im Auslande domizilirten Kindern Vermögen, welches im Inlande

belegen ist, anfällt, so tritt das Civilgericht, unter dessen Gerichtsbarkeit dieses Vermö-

gen eben belegen ist, in die Rechte (s. unter a.) und Pflichten (s. unter b.) des Wohn-

ortögerichts ein.

8. 17.

Zu s. 41 des Geli.

a. Nach der Bestimmung des vorliegenden §. kann der hier erwähnte gesehliche

Rechtstitel solchen Gläubigern, deren Forderungen im Uebrigen bereits durch Hypothek

versichert sind, dazu dienen, um z. B. für rückständige versprochene Zinsen, wenn sich

die Hupothek auf selbige nicht mit erstreckte (F. 68 des Gesetzes), oder für solche Zin-

sen, welche, wenn spälerhin der in §. 70 des Gesetzes bemerkte Fall eintrete, weil sie

aus einer frühern Zeit, als den dort bestimmten drei Jahren herrührten, auf prioril#s-

tische Befriedigung mit dem Haupistamme keinen Anspruch haben möchten, ingleichen

für die in lijuilo beruhenden Kosten, mit Rücksicht auf die Bestimmung in 8. 72 des

Gesehes, insowcit der Betrag dieser Kosien die Summe von 50 Thalern oder beziehend=

lich von 10 Thalern schon jeßt übersteigt, oder doch künftig bei Eintrilt des in §. 72

des Gesetzes bemerkten Falles in der Zusammenrechnung mit den etwa bis dahin erwach-

senen weiteren Kosten übersteigen könnte, ebenfalls eine Hypothek auf dem nämlichen

Grundstücke zu erlangen.
In solchen Fällen ist an der spätern Stelle in der Rubrik der Schulden (C. 179

des Gesepes) vermöge gesetzlichen Rechtstitels nur das Liquidum an Zinsen von der

kan einer frühern Stelle bereilo eingetragenen Hauptstammsforderung und das Liguidum

an Kosien, ohne die Hauptstammsforderung selbst, einzutragen.

b. Durch die Vorschriften des vorliegenden Gesehesparagraphen ist eine ausdrück-
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liche Erklärung des Llauldaten, „dah er der eingeklagten Haupt= und Nebenforderung

ein dingliches Recht (Pfandrecht, Hyppothek) an seinem Immoblllarbesitzthum einräume,"
entbehrlich geworden. Vielmehr genügt zur Eintragung des Hülfspfandrechts in das
Grund= und Hypothekenbuch der bloße Ankrag des Liqukdanten, — wenn nur der Schuld-

prozeß in dasjenige Stadium getreten ist, welches zur Hülfsvollstreckung zu verschreiten

hestattet, und der Schuldbetrag in Gemäßheit der Prozeßgesehe festgestelt ist. S. das

Geseß vom 31. Dezember 1835 F. 8 unter 2.

. Nach §. 51 des Gesetzes genügt künftig zur Begründung des Hülfspfandrechts

nicht mehr der richterliche Ausspruch, daß ein solches dem Liquidanten elngeräumt sein

solle, sondern dasselbe wird erst durch die wirkliche Eintragung in das Grund= und Hy-

pothekenbuch erlangt. (Man vergl. §. 1 dieser Verordnung).
Die Eintragung selbst aber kann nach §. 48 des Gesepes nur auf bestlmmte Im-

mobilien erfolgen. Der Prozeßrichter hat über die Immobilien, auf welche der Elntrag

erfolgen soll, in Gemäßheit der Prozebgelee Enischliehung zu fassen, und der Hppothek-

richler hat den Anträgen desselben zu entsprechen.

8. 18.

Zu 8. 42 des Ges.

Das Gesetz gesieht im §. 42 einen gesetlichen Rechtstitel zur Hypothek nur wirk-

lichen Auszügen im eigentlichen Wortsinne (rescrvalis) zu, d. i. Auszügen, welche an

Grundsüücken entweder bei deren Veräußerungen durch Vorbehalt des Veräußern=

den, oder durch letztwillige Verfügungen des Eigenthümers bestellt worden

sind. Dem Auszuge ähnliche Leisiungen, welche auf andere Weise, als durch Vorbe-

halt des Eigenthümers bei Veräußerungen unter den Lebendigen oder auf den

Todesfall bestellt werden, unterfallen dem rechtlichen Begriffe des Auszugs, der nur miß-

bräuchlich im gemeinen Leben auf sie angewendet wird, nicht, vielmehr dem allgemeineren

der „Neute“ (man vergl. §. 50 des Geseyes), und auf Rentenbezüge dieser Art leidet

der durch den vorliegenden Gesetesparagraph geschaffene gesetzliche Rechtslitel zur Hypo-

thek leine Anwendung.

Im Uebrigen sind hier unter dem Worte: „Auszug“ alle und jede Auszugége-

bührnisse und Auszugsleistungen, also auch die für den Auszügler bestimmte freie Wohn-
ung (Herberge), die dabei öfters bedungene Wartung und flege in Krankheitsfällen

u. d. m. zu verstehen.

8. 19.

Zu §. 43 des Ges.

Vorbedingung für die Geltendmachung der gesetzlichen Hypethekenrechtstitel ist na-
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turlich die Nachwtisung der allgemeinen thatfächlichen Voraudsetzungen, von deren Vor-

handensein der Eintritt des Titels in den §h. 35 ff. des Gesetzes abhänglg gemacht ist,

(.B.beimPfandrechtstitel der Ehefrauen die Nachwelsung des Bestehens der Che, so-
fern solches nicht gerichtskundig ist u. s. w.), sowie die Nachweisung oder Feststellung des

Bekrags der sicher zu siellenden Forderung. (M. vgl. §S. 49 und 137 des Gesetzes).

8. 20.

Zu §. 46 des Ges.

Es kommt nicht darauf an, welche Worte in dem Verkrage pder lehten Willen ge-

braucht worden sind, sodald diese Worte nur deutlich und unzwelfelhaft ausdrücken, daß

eine bestimmte Forderung auf einem bestimmten Grundstücke mit Hppothek haften soll;

nach §. 31 des Gesetzes ist dieses anzunehmen, wenn bei Veräußerung eines Grund-

stücks das Eigenthum an demselben zum Zwecke der Sicherstellung einer Forderung vor-

behalten worden ist. )

8. 21.

Zu §. 50. des Ges.

Wenn Rienten die rechtliche Natur bleibender Lasten annehmen, finden auf sie na-

türlich auch die für diese im Gesete gegebenen Besiimmungen Anwendung. (M. vergl.
6. 12 unter 5, F. 60, S. 76, S. 109, §. 171, 8. 218 des Gesepes).

8. 22.

Zu §. 52. des Ges.

Die Grund= und Hppothekenbehörden haben nach Inhalt des vorliegenden §. für

bloße Vormerkungen — und dasselbe gilt auch für andere Protestationen im Sinne des

5. 22 und 23 des Geseges — nicht eine vollständige Beweisführung, wie sie S. 145

des Gesetzes für förmliche Eintragungen oder Löschungen erfordert, sondern nur eine

Bescheinigung durch unverdächtige Urkunden zu verlangen, und als solche na-

mentlich auch außergerichkliche, noch nicht auerkannte Privaturkunden, gegen welche kein

Verdacht der Unächtheit besteht, sich genügen zu lassen.

Thatsachen, welche für die Grund= und Hypothekenbebörde gerichtskundig sind

(z. B. Sterbesälle, Heirathen rc.) bedürsen selbstverstänrlich einer wiitern Bescheinigung

überhaupt nicht. Es ist aber in dem auf den Vormerkungsantrag zu fassenden Veschluß

vie Gerichtskundigkeit der Thatsache anzuführen.

8. 27.

Zu §. 55 des Ges,

Aus §. 81 unter b des Gesehes folgt, daß eintretenden Falls nicht der idcelle An-
26
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theil des einzelnen Milbesitzers, woran die Hypothek besteht, fur sich allein zur Subha-

statio gebracht werden kann, sondern das ganze Grundstück nach den Grundsätzen von

der Provokation auf Theilung einer gemeinschaftlichen Sache, zur Verstelgerung kom-
men muß.

g. 24.

Zu s. 57 —60 des Ges.

Gelangen an die Grund= und Hypothekenbehörden Gesuche um Eintragung solcher

Besigveränderungen, welche mit einer Zersiückelung ganzer Komplexe oderelnzelner Grund-
stücke (Dismembration) verbunden sind, so haben sie neben der allgemelnen caussac cog

vilio, welches bet jeder Eintragung elnes neuen Besipers nach §. 3a und 44dieser Ver-
ordnung anzusiellen ist, tnsbesondere noch Folgendes zu erörtern und vorzunehmen:

a. Sie haben zu untersuchen, ob nicht etwa die bestehenden das Dismembratlons-

wesen betreffenden Gesetze der Grundstücksabtrennung in irgend einer Beziehung entge-
genstehen.

b. Wenn die Dismembration Veränderungen an den Grenzen einzeluer Grund-

stücksparzellen herbeiführt, so sind die Bestimmungen in dem §. 25der Verordnung vom

13. November 1855 in Acht zu nehmen.

P. Da die Repartition der Steuern (Steuer-Einheiten) auf die Trennstücke maßge-

bend für die Repartition der Reallasien sein wird, so haben die Grund= und Huypothe=

kenbehörden zu verlangen, daß die Betheiligten außer den etva erforderlichen Zeichnun-

gen und zugleich mit diesen eine Bescheinigung der Fürsilichen Regierung darüber, wie

die Steuern auf die Trennstücke zu verkheilen sein würden, übereelchen.

4. Auch die übrigen Reallasten eines Grundslücks, seien sie in das Grund= und Hy-

pothekenbuch eingetragen oder nicht (C. 12 unter 5 und F. 14 des Gesetzes), hindern

dessen Dismembration nicht: sie sind aber sicts nach dem Quotalverhälmisse, in welchem

die Trennstücke nach Wenh und Fläche zu einander und zu dem zurückbleibenden Grund-

stück stehen, zu reparkiren. Es ist die Obliegenheit der Grund= und Hypotbekenbehörden,
diese Repartition zu vermitteln.

Dieserhalb haben sie:

au. Durch Vernehmung der Grundsiücksbesitzer und ihnen sonst geeignet erscheinende

Mittel zu erkunden, ob auf dem Grundstück Jleallasten ruben, welche der Eintrag-

ung in's Grund= und Hypohhekenbuch nicht unterliegen (M. f. §. 12 unter 5,

8. 14 des Gesetzes).

bb. Die Nepartition fiskalischer Realgesälle (Grundzinsen und dergl.) hat die Grund-

und Hppothekenbehörde selbst vach vorgängigem Gehör der Betheiligten festzustellen
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unddeshalb in den geelgneten Fällen sich mit der betreffenden Kameral= oder son-

sligen Auffichtsbehörde in das Vernehmen zu sehen.

C. Ebenso liegt den Grund= und Hypothekenbehörden ob, zu erörtem, ob undin-

wicweit die hypothekarlschen Belastungen des Grundstücks der Dismembration entgegen-

stehen. Hierbel dienen ihnen die Bestimmungen der §#§# 57— 590 des Gesepes und die

zu denselben gehprenden §§. dieser Verordnung zur Richtschnur.
 Ergeben die angestellten Erörterungen Anstände oder Mängel, wegen welcher die

Eintragung nicht erfolgen kann, so verfahren die Grund= und Hypothekenbehörden nach

Vorschrift des §. 137 des Gesehes. Sind aber die vorstehend angeordneten Maßnahmen
befriedigend erledigt worden, so ist die nachgesuchte Eintragung der Besitzveränderung
und die damit verbundene Abschreibung vom Folium des getreunten Grundstücko (§.172

des Gesetzes) zu bewerkstelligen. Auf diese folgt schließlich die erforderliche Benachrich-

ligung an das Katasterbureau (§. 30 dieser Verordnung) sowie an die passiv Betheilig=

ten (F. 25 des Gesepes und §. 12 dieser Verordnung).

8. 25.

Zu §. 57 des Ges.

u. Die Erlangung und Nachweisung der Einwisligung des Gläubigers ist in der

Regel dem Grundsiücksbesitzer, welcher die Grundstücksabtrennung unternimmt, zu über-

lassen. Der Grund= und Hypothekenrichter kann aber hierbei vermittelnd wirken, wenn

er von einem der Bethelligten darum angegangen wird, (5§. 18, 131 und 132 des

Gesegzes).
b. Eine Vertheilung der auf dem ganzen Komplex haftenden Forderung sammt der

Hypothek auf das verbleibende Stammgut und die Trennstücke ist natürlich zulässig. Al-

lein sie beruht lediglich in dem frelen Willen des Grundstücksbesihers und des Gläubi-

gers und kann dem Leßtern nicht aufgedrungen werden.

8. 26.

Zu 8. 56 des Ges.

Die richterliche Ergänzung der Einwilligung ist namentlich dann unbedenklich, wenn

die verhältnihmäßige Gerlugfügigkeit, sei es der versicherten Forderung, oder des abzu-

trennenden Grundstücks, die Besorgniß einer Gefährdung des Gläubigers ausschließen.

8. 27.

Zu 8. 59 des Ges.

Nach der Bestimmung im §. 59 unter b des Gesetzes muß in dem daselbst bemerk-

ten Falle der Eintrag der Forderung auf einem andern Grundstücksfolium mit dem Ein-
2605
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trage derselben Forderung auf dem Folium des vormaligen Hauptgutes sowohl in An-

sehung der Größe der Forderung, als auch, wenn der solchergestalt auf dem andern

Grundstücksfolium einzutragenden Forderungen mehrere find, in Ansehung ihrer Reihen-
folge und Rangordnung unter elnander überelnüimmen; was aber das dem Elntrage

voranzusezende Datum betrifst, so findet auf dergleichen neue Einträge die Vorschrift in

K# 163 des Geseyes ebenfalls Anwendung und richtet sich also das Datum nachder Zeit,
wo der neue Eintrag bewirkt wird.

. 28.

Zu 8. 60 des Ges.

Der auf das Trennstück repartirte Theil der im Grund= und Hypothekenbuche auf

dem Folium des Hauptgutes eingetragenen Neallasten ist auf dem neuen Follum des ab-

getrennten Grundstücks oder dem Folium des andern Grundstücks, zu welchem es hinzue

geschlagen wird, (§. 61 des Gesetzes) einzutragen.

8. 20.

Zu §. 62 des Ges.

a. Zu 1. Die hier bedungene Elnwilligung ist von der Grund- und Hypöthekenbe=

hörde des hinzuzuschlagenden Grundstücks in der Regel nicht, und nur dann zu versa-

zen, wenn die Umstände des elnzelnen Falles besonders mißliche Folgen von der Hinzu-

schlagung befürchten lassen. Dies ist beispielsweise dann anzunehmen, wenn wegen großer

Entlegenbeit der Grundstücke oder aus andern Gründen zu vermuthen isi, daß die Ver-

einigung der Grundsiücke nicht von langem Bestande sein werde.

b. Mit dem Antrage auf Hinzuschlagung eines Grundsiücks zu einem unter Ge-

richtabarkeit einer andern Grund= und Hypothekenbehörde gelegenen ankern Grumstücke

hat sich der Besixer an die Grund, und Hypothekenbehörde dleses letztern Grundstäcks

zu wenden, welche, wenn der Hinzuschlagung sonst kein Bedenken entgegenstehr, mit der

Grund= und Hypothekenbehörde des hinzuzuschlagenden Grundstücks wegen Erlangung

ihrer Einwilligung (5. 62 Nr. 1 des Gesehzes) in Vernehmung zu treten hat.

Wird dicse Einwilligung ertheilt und es erfolgt nunmehr die Hinzuschlagung, so

wird dakurch mit Ausnahme dessen, was in §§. 158, 159 des Gesetzes bestimmt ist, an

der Gerichtsbarkeit in Betreff eines solchen Pertinenzstücks im Uebrigen nichts verändert.

c. Zu Nr. 3. Die Bestimmung unter Nr. 3 ist dahin zu verstehen, daß überhaupt

keines der Grundstücke, welche durch eine Hin zuschlagung vereinigt wer-

den sollen, mit einem besondein Ver= und Wicderkaufsrechte behaflet sein darf.

d. Soll zu einem Grundsiäck ein in einer andern Flur gelegenes Grundsiück hinzu-
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geschlagen werden, so kann dies nur mit Justimmung der Gemeinde geschehen, welcher

die letztere Flur gehort.

8. 30.

In S. 63 des Ges.

Das, was dleser §. in Ansehung der Schulden elnes Grundstücks bestimmt, gilt kei-

neswegs auch für dessen Reallasten. Die Vereinlgung mehrer Gruudstücke durch Hinzu-

schlagung hat nicht die Wirkung, daß auch die Reallasten derselben gemeinschaftlich wer-
den, vielmehr sind die Rcallasten des binzugeschlagenen Grundstücks ausdrücklich als auf

diesem speziell haftend, bel der Eintragung zu bezelchnen. Ein Andres wäre —nach

Analogle des §. 62 unter 2 des Gesezeco — nur dann zulässig, wenn die zu den Real-

lasten Berechtigten, eben so aber auch die hypothekarischen Gläubiger ihre Zustlmmung

dazu Legeben hätten. (M. vergl. 76 des Gesetzech).

8. 31.

Zu §. 69 des Gesj.

Unter Kosten sind hier sowohl gerichkliche, als außergerichtliche zu verstehen.

8. 32.

Zu §. 72 des Ges,

Nach Juhalt dieses §. und des damit zu vergleichenden §. 40 des Gesetzes int es

den Betheiligten unbenommen, auch einen höheren oder niedrigeren Kostenbetrag, als

den im §. angegebenen ven resp. 50 und 10 Thalern feüzusehen und eintragen zu
lassen. Ist dies geschehen, so gilt hinsichtlich dieses höhern oder niedrigeren Kostenbe-
trags dasselbe, was in Ermangelung eined solchen hinsichklich der im Gesehesparagraphen

beülmmien Normalsummen gklt.

8. 33.

Zn S. 74 des Ges.

a. Die Grund= und Hypothekenbehörden sind verpflichtet, dem Gläubiger, welcher

das im 2. Punkte des §. erwähnte Versprechen erhalten hat, von der Eintragung einer

weiteren Hypothek auch dann, wenn diese auf einem gesetzlichen Nechtstitel beruht, Nach-

richt zu geben.

b. Wenn der eingetragene Besitzer eines Grundsüücks ein Versprecheu, dasselbe nicht

ohne Vorwissen oder Einwilligung elnedDritten, sei es auch eines hppothekarischen Gläu-
bigers, veräußern oder verpfänden zu wollen, nicht bloß zum Zweck der Sicherung
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einer bestimmten hypothekarischen Forderung, sondern aus andern Gründen

ertbeilt hat, so begründet ein solches Versprechen einc, ihrem ganzen Umfange nach
wirksame Beschränkung des Besitzers in der Verfügung über sein Grundstück. Ein sol-

che# Versprechen unterfällt nicht den Besiimmungen des vorliegenden §. des Gesetzes,

sondern bildet eine nach F. 13 unter Nr. 7 dafelbst zu beurtheilende Disposü#onsbe-

schränkung und ist daher nicht in die dritte, sondern in die zweite Rubrik des Grund-

stöckssoliums einzutragen. (M. vergl. K. 174 a. E. des Gesetzes).

5. 34.

Zu Ss. 83—85 (Cessio necessaria).

Wennim Exekutionsverkahren die Hülfe in hypothekarlsche Forderungen des Liqui-

daten, vder in andre, demselben an fremden Grundstücken zustehende Rechte, welche im

Grund= und Hypothekenbuche eingetragen sind, (z. B. Nießbrauchorechte), vollstreckt wer-

den soll, so ist nach folgenden Bestimmungen zu verfahren:

1) Die Verfügung des Prozeßrichters, mittelst deren er die Verwendung der einge-

tragnen Rechte oder Forderungen zur Befriedigung des Liquidanten beschließt, ist im
Grund= und Hypothekenbuche zu verlautbaren, um ihr Wirtsamkelt gegen Dritte zu

verschaffen (66. 5, 13, Nr. 8. 20, 21, Nr. 5 des Gesehea).

2) Sie wird als eine nothwendige Abtretung (cessio necessaria) betrachtet und

mit dem technischen Namen „Ueberweisung“ bezeichnet.

Sie ist daher auch nach den Grundsätzen und Formen, welche für Cessionen vor-

geschrieben sind, zu beurtheilen und zu behandeln GC. 149 des Gesehes).

3) Das Prozeßgericht, welches die Uebenweisung beschlieht, ist gehalten, für deren

Ausführung, somit auch für ihre Eintragung Sorge zu tragen. Ist es nichtselbst Grund-
und Hypotbekenbehörde des Grundslücks, auf dessen Folium das überwiesene Recht oder

die Forderung eingetragen ist, so hat es die zuständige Grund= und Hppothekenbehörde

um die Eintragung und Vornahme der erforderlichen Vorbereitungen anzugehen (§8. 85

und 149 des Gesetzes).

Die Auflage an den Schuldner des Liquidaten, §. 8 unter 3 des Gesetzes vom

31. Dezember 1835, ist mit der im §. 149 des Gesehes angeordneten Benachrichkigung

des dehitor cessus zu verbinden und ergeht daher ebenfalls durch die Grund= und

Hypothekenbehörde.
8. 35.

Zu §. 94 c. des Ges.

u. BVei der unter e. 1 angeordneten Interusurienberechnung ist die sogenannte Leib-

nihsche Melhvde anzuwenden. Als Zinsfuß ist derselben der 3 prozentige zu Grunde

zu legen.
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b. Um für die Aufstellung einer Bauschsumme, auf deren Permittelung die Ver-

gleichsverhandlungen nach Nr. 2 alin. 1 dieses &amp;. zu richten lind, einen Anhalt zu ge-

winnen, wird dem Richter empfohlen, die unter 1 daselbst vorgeschriebene Rechnungs-

operatlon ebenfalls anzuwenden, hierbei aber die Zahl der Jahre, auf welche der Aus-

zug oder die Rente zu beziehen (K, also den Muleiplikator, approximativ nach Präsum-

nionen, welche entweder allgemeine erfahrungsmäßige Beobachtungen oder die Einzelu-

beiten des Falles an die Hand geben, zu bemessen.

Insonderheit wird dem Richter empfohlen, die Dauer solcher Auszüge oder Henten,

welche für die ganze Lebenszeit der Bercchtigten sortbestehen, nach der sozenannten Ul-

pianschen Mortalikätstabelle (L#. 68 Dig. ad legem Falcidiam 35, 2) zu bestimmen

Der Richter hat daher! zunächst

1) den Werth der Auszugs= oder Renteleistungen (soweit sie nicht in baarem Gelde

bestehen, durch Abschätzung) auf Ein Jahr, ebenso aber auch

2) das Alter des Auszugs= oder Renteberechtigten genau zu ermltteln und sodann

3) den ermittelten Jahresgeldwerth des Auszugs oder der Rente mit der Zahl der

Jahre zu multipliziren, auf welche nach der angeführten Tabelle die muthmaßliche Le-
bensdauer des Berechtigten zu veranschlagen ist.

Sie bestimmtsichhiernach bei Berechtigten

die noch nicht 20 Jahre alt sind, ) 30 Jahre,
8.. von 20 bis 250 2

* „ 25 .30 2 - —-. 25 "

* 1 30 2 35 n 2 * " 22 "

"" 35 40 - - -,- 20 s

ssjos41 - - -,-1o -

-.41.42..-,-18.
tt421 43 - e — 17 a

* 8 43 44 I I I-- 16 *

 — 44 I 45 s I -,- 15 ·

s - 45 I 46 2 I -,I 14 s

st46147 - - t,-18 -

--47-48--.,-12-
s 48 I 49 I * „ 4 11 I

--49-50---,-1o-

sssot EIIIIIE
II 5 1 - .- I 7 I5

die 60 und mehr . i sind, überhaupt noch auf 5 Jahre.
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Von der Kapitalsumme, welche sich durch die Multiplikation berechnet, ist endlich

noch
4) ein, nach der Vorschrift unter a zu berechnendes Inlerusurium abzuziehen und

das endliche Ergebniß dann der Vergleschsverhandlung zu Grunde zu legen.

Die als Beilage A. nachfolgende Tabelle dient dazu, die nach # und b oben vor-

zunehmenden Rechnungsexemvel näher zu veranschaulichen und deren praklische Anwend-

ung zu erleichtern.

8. 36.

Zu S§. 112. des Ges

Ueber die Art und Weise, in welcher die mehreren, nach K. 110 unter 2. des, Ge-

sebes auf die Ersiehungsgelder angewicsenen Gläubiger ihre Befriedigung der Relhe
nach, nach Befinden durch Ueberweisung der dem Ersteher gestundeten Erstehungsgelder,

erhalten sollen, ist ein Verthellungöplan abzufassen.
Werden gegen den Inhalt dieses Vertheilungsplanes Einwendungen oder Wider-

sprüche erhoben und entsiehen darüber Slreitigkeiten unter den Betheiligten, so kritt rich-

terliche Entscheidung ein.

K. 37.

Zu §S. 114 des Ges.

Enwarb der Besitzer eines Grundstücks, der eine Hypolhek bestellte, dessen Eigenthum
unter einer Resolmivbedingung, so erlöscht die Hypothek gleichergestalt mit dem Eintritt

der Bedingung — wenn anders diese im Grund= und Hypothekenbuche eingetragen war

(Ss. 29 und 20 des Gesegzes).

8. 36.

Zu 8. 124 des Ges.

Wenn gleichzeitig mehrere derartige Ediktalprozesse bei einer und derselben Behörde

anhängig gemacht werden, ist (5 gestattet, die zu erlassenden Ediktalladungen in Eine zu-

sammenzufassen. Die JForm richtet sich in diesem Falle nach dem Bérrag der größten der

verschiednen Forderungen, welche den Gegenstand der Ediktalladung bilden.

S. 39.

Zu §. 126 des Ges.

a. Wiewohl eine nur auf eine bestimmte Zeit besiellte Hypothek G. 102 des Geseges)

nach Ablauf der Zeit von selbst erlöscht, so darf dieses doch die Grund= und Hypo-

tbekenbehörde nicht abhalten, in Betreff der solchergesialt erloschenen Hypothek auch eine
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förmlicheLöschungsbemerkung (§. 190 des Gesetzes), sel es auf Verlangen des Grund-
stücksbesitzers, oder von Amtswegen, auf das Folium zu bringen.

b. Den Untergang des verpfändeten Grundstücks haben die Grund, und

Hypothekenbehörden (vergl. E. 17 unter e des Gesehzes) in der 1. Nubrik des Foliums

einzutragen (S8. 172, 190 des Gesetzes). 6

. Durch die Bestimmungen der §§. 105 und 126 des Gesepes sind die Grund-

und Hypothekenbehörden keineswegs der Obliegenheit (SC. 17 d des Gesehes) überhoben,
das durch die ZIwangsversteigerung herbeigeführte Erlöschen der Hypotheken durch
eine ausdrückliche Löschungsbemerkung (F. 190 das.) im Grund= und Hypothekenbuche

zu verlautbaren. Der Löschungs-Eintrag ist vielmehr noch vor der Einkragung der et-

wa wegen gestundeter Erstehungsgelder vorhehaltenen Hypothek zu bewirken.

Da übrigens die Eintragung des Erstehers als neuen Beüßers in das Grund= und

Hpothekenbuch und dle Eintragung der wegen der gestundeten Erstehungsgelder vorbehal-

tenen Hypothek in das Grund= und Hypotbekenbuch erst nach erfolgter Adjudikation ge-

schehen kann, so ist bel Zwangsversteigerungen außerhalb des Konkurses alsbald nach er-

solgtem Zuschlage des Grundstücks an den Ersteher die geschehene Zwangsversteigeeung im
Grund= und Hypothekenbuche mittelst besondern Eintrags in der II. Nubrik (S§. 170,

174 des Gesetzes) kund zu machen; bei Zwangsversteigerungen nach eröffnetem Konkurse

bedarf es dleses besondern Eintragsnicht, weil der Zweck desselben, möglichen Täuschun-
gen von Seiten des Schuldners und biseherigen Besitzers vorzubeugen, schon durch die

in §. 153 des Gesetzes vorgeschriebene Eintragung eines Veräuherungsverbots erreicht

wird. (M. vergl. diese Verordnung zu §. 17 c des Gesehe).

8. 40.

Zu §. 127 des Ges.

Die Einwendung des außerordentlichen Rechtsmittels der Nullitätsklage gegen ge-

sprochene Erkenntnisse kann die auf Grund der lepzteren beantragten Löschungen nur in

den Fällen aufhalten, in welchen ihr nach der Prozeß. Ordnung überhaupt eine solche
Suspensivkraft zukommt.

8. 41.

Zu §. 131 des Ges.

Durch die Bestimmungen dieses F. wird in kelner Weise das Recht und die Pflicht

der Grund= und Hypothekenbehörden, von den vor ihnen handelnden Haupt= und Ne-

benpersonen die jeder Behörde gebührende Achtung, ebenso aber auch überhaupt Anstand
und Ordnung bei dem vor ihnen stattfinden Verkehr zu fordern, geschmälert. Sie sind

berechtigt, Ausschreitungen hiergegen mit angemessenen Disziplinarstrasen. insbesondere
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mit Verweisen, Geld= und Gefängnißstrafen zu belegen, und gröbliche Renitenzen der

vor ihnen stehenden Personen mit Hülfe des ihnen zu Gebote stehenden Dienerpersonals

zu unterdrücken.

C. 42.

Zu §. 133 des Ges.

Das Grund= und Hypothekenbuch darf nicht aus dem Gerihtslokale entfernt

werden.

8. 43.

Zu S. 135. des Ges.

Der zwelte Punkt dieses §. gibt dasjenige an, was dle Grund= und Hypotheken-

behörden im Zweifel zu beobachten haben, wenn nämlich nicht aus den Anmeldungen

selbst und den sie begleitenden Nachweisungen (8. 144 des Gesetzes) erhellt, daß die

glelchzeitig angemeldeten Forderungen doch nicht gleichen Rang haben sollen, sondern
eine der andern im Range vorgehen soll.

g. 44.

Zu §S. 137 des Ges.

a. Die Grund= und Hypothekenbehörden können nicht genugsam daran erinnert

werden, daß sie jeder Einschreibung in das Grund= und Hypoihenbuch eine sorg-

fältige Ccaussac cognitio barüber, ob die Einschreibung rechtlich zulässig ist, vor-

ausgehen zu lassen haben. Die Fragen, auf welche diese caussae cognilio zu richten

ist, gibt — nächst dem vorliegenden §. — die rechtliche Natur des einzelnen Rechtsge-

schäfts oder Antrags an die Hand-

b. Insbesondere bei Anträgen auf Einschreibung neuer Grundstücksbesitzer hat die

Grund= und Hypothekenbehörde

1) zu erwägen, ob etva administrative Rücksichten die Gewährung des An-

trags behindern. In den Kreis dieser Envägungen gehören beispielsweise die Fragen:
au. ob der Erwerber eines Wohnütes das Heimathörecht in der ketreffenden Ge-

meinde schon besipt oder durch Aufnahme oder auf andre Weise erlangt hat,

oder zu enwerben verbunden ist;

bb. ob der einzutragende neue Besiper, dafern er mit der Erwerbung des Grund-

stücks seine Niederlassung als Unterthan begründet, seluer Militärpflicht ge-

nügt hat;
ee. ob das Geschäft, auf dessen Grund die Eintragung gesucht wird, eine Grund-=
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stückszerstückelung enthält, und ob dleser administrative Vorschristen im Wege
stehen (man sehe diese Verordnung zu S§. 57—60 des Gesehes);

dd. ob dadurch Veränderungen in den Gränzen der Flurparzellen eintreten, welche

dieser
au

S

r5

§

die durch die Verordnung vom 13. November 1855 gebotenen Maßnahmen

erheischen.
Die Grund= und Hypothekenbehörde hat ferner

2) den Antrag auch vom rechtlichen Standpunkt aus zu prüsen. Sie hat in

Beziehung namentlich
4die Form der Urkunden, die mit dem Antrag ihr vorgelegt werden, ins Auge

zu fassen. Urkunden mit solchen äußern Mängeln, die ihre Beweiskraft zwei-

selbaft machen (z. B. mit Korrekturen oder Rasuren in wesentlichen Theilen),

—Urkunden mit solchen Inkorrektheiten in Fassung und Ausdruck, welche die in

ihnen enthaltenen Fesisetzungen und Nachrichten zweideutig und unklar erscheinen

lassen — Urkunden mit mangelhafter Bezeichnung der betheiligten Personen

oder Sachen, — endlich Urkunden (z. V. Testamente), bei denen die für sie

vorgeschriebenen Förmlichkeiten vernachlässigt erscheinen, sind für genügend nicht
zu achten.

Die Prüfung richtet sich
b. auf den Inhalt der Urkunden oder überhaupt dessen, was zur Begründung des

Eintragungögesuchs vorgebracht worden ist, hauptsächlich aber auf die Fragen:

ul ob das Rechtsgeschäft, auf dessen Grund die Eintragung des neuen Besißers be-

gehrt wird, überhaupt ein solches ist, welches einen ausreichenden Nechtstitel zur

Eintagung darbictet, eventuell

. ob es nach den beigebrachten Vorlagen für zu Recht bestehend zu crachten ist?

Hierbei ist zu crörtern, ob das einzelne Rechtsgeschäft den Requisiten, welche das

Privatrecht an dasselbe überhaupt stellt, entspricht, — ob die an demselben Betbeiligten

diepositionsfähig und namentlich zu der über den in Frage stehenden Gegenstand getrof-
fenen

mirt

Veifügung berechtigt sind, — ob die Vertreter der Betbeiligten als solche legiti-

sind, — ob die rechtliche Natur des Gegenstandes die getroffenen Versügungen zu-

läßt, — ob durch das Rcchtsgeschäft Rechte dritter Personen, namentlich der Hppothek-

gläubiger verleyzt werden und dergl. mehr.

(6s.
Erst nach Beseitigung der in diesen Nichtungen sich etwa ergebenden Austände

18 und 137 des Gesetzes) kann die Eintragung des neuen Besipers erfolgen.

8. 45.

Zu . 38 des Ges.

a. Bei. Bestimmung der Frist zu Verichtigung des zur förmlichen Eintragung der
27°
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Forderung in das Grund= und Hypothekenbuch noch Mangelnden hat die Grund= und

Hypothekenbehörde auf die Beschaffenheit des verlangten Nachwelses, auf Ortsentfernung

und andere Umstände, wonach die größere oder geringere Schwierlgkeit der Beibringung

und der größere oder geringere dazu erforderliche Zeitaufwand zu bemessen ist, Rücksicht

zu nehmen.

hb. Das was für Vormerkungen im vorllegenden §F. bestimmt wird, findet auch

Anwendung auf andre Protestationen im Sinne der §§. 22 und 23 des Gesehes.

8. 46.

Zu 8. 145 des Ges.

a. Die Gerichte und Notare, vor welchen die am Schlusse des vorliegenden §. be-

zeichneten Privaturkunden anerkannt werden, haben die Niederschriften über diese Aner-

kennungen oder doch die Konzepte der darüber abgestellten Atteslate aktenmäßig aufzu-
bewahren. ·

b. Eine Ausnahme von den Bestimmungen dieses 8. tritt bei Protestationen und

Vormerkungen (§8. 22, 23, 52, 150 des Gesetzes) ein, zu deren Begründung bloße

Vescheinigungen genügen (man sehe §. 22 dieser Verordnung),

8. 47.

Zu §. 151 des Ges.

Enventualappellationen, welche sich durch gewährende erstinstanzliche Entschließung
vollständig erledigen (C. 152 unter b und d des Gesehes) bedürfen natürlich einer Kund-

machung im Grund= und Hypothekenbuche nicht.

8. 48.

Zu §. 154 des Ges.

a. Die Grund= und Hypothekenbücher sind nach dem dem Gesehe unter A. beigefügten

Formulare und Schema zu führen. Das Papier zu denselben wird den Grund= und

Hypothekenbehörden für das erste Mal durch das Appellationsgericht zugetheilt werden

ind sie haben sich dieses und keines andern Papiers dazu zu bedienen, wie denn auch
in der Folgezeit, wenn Fortsetzungen des Grund= und Hypothekenbuchs in neuen Bän-

den nöthig werden, hierzu nur gutes dauerhaftes Papier von gleichem Formate, wie zu

den ersten Hypothekenbüchern zu verwenden ist.

Die Grund= und Hypothekenbehörden haben, sobald das Grund= und Hypotheken-

buch eines Ortes soweit im Entwurfe vorbereitet ist, daß der öffentliche Aufruf (5. 232

des Gesetzes) erfolgen kann, dem Appellationsgericht den Bedarf an Papier zum Grund-

und Hypothekenbuche unter Angabe der Zahl der Grundstücksfolien anzuzeigen und hier-
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auf die Uebersendung des erforderlichen, mit den nolhwendigen Ablheilungslinien bedruck-

ten Papiers zu gewarligen.

b. Die Grund- und Hypothekenbehörden haben die Grund= und Hypothekenbücher

danerhaft in Leder, mit Sprungrücken einbinden zu lassen. Der Rücken des Bandes

ist mit der Aufschrist: „Grund= und Hypothekenbuch“, auch mit dem Namen des Ortes

und wenn das Grund= und Hypothekenbuch in mehrere Bände abgetheilt ist, zur Unter-

scheidung von den übrigen Bänden des nämlichen Grund= und Hypothekenbuchs mit ei-

ner Ziffer oder einem Buchstaben zu versehen. Im letztern Falle können zu mebrerer

Beauemlichkeit auf dem Ilücken jedes Bandes auch noch die darin enthaltenen Grund-

buchsnummern (§§. 155, 171 des Gesetzes) angegeben werden,z.B.1 bis 160. In-

wendig erhält jeder Band ein Titelblatt, der darauf anzubringendeTitelmußnächstdem
Namen des Ortes und, bei Abtheilungen des Grund= und Hypothekenbuchs eines Orts

in mehrere Bände, der Zahl oder lilern des Bandes, die Venennung des Gerichts ent-

halten.

8. 49.

Zu §. 155 des Ges.

Wo es zweifelhaft ist, ob sogenannte Gemeindegrundstückesder gesammten (politischen)
Ortsgemeinde, oder nur einer Mehrzahl bevorrechteter Glieder derselben gehören, kann,
wosern nicht etwa das Vorhandenseln von Hypotheken oder andern in das Grund= und

Hypothekenbuch einzutragenden dinglichen Beschwerungen eine Erörterung oder Ermiteel-

ung des wahren Verhältnisses zu dem Zwecke, damit das Grundstück sein Folium erhal-

ten und der Besitzer richtig eingetragen werden könne, nöthig macht, von einer solchen

Erörterung und Ermittelung und von der Ausstellung eines Foliums für das Grundsiück

abgesehen werden.

8. 50.

Zu §. 157 des Ges.

ist §. 58 dieser Verordnung (zu S. 171 des Gesetzes) zu vergleichen.

. 51.

Zu s§. 162—165 des Ges.

a. Jede Seite des Grund= und Hypothekenbuchs wird durch senkrechte Linicn in

drel Spalten von ungleicher Breite abgetheilt, von denen die ersie und schmalste zur lin-

ken Selle für die Nummern der Einträge, die mittlere, breiteste, für die Einträge selbst

und die dritte zur rechten Seite für Anmerkungen bestimmt ist. Diese Abtheilung ist für

alle drei Rubriken des Grund= und Hypothekenbuchs (C. 170 des Geseges) die nämli-
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che, mit dem einzigen Unterschiede, daß die Rubrik der Schulden noch einevierke Spalte
zwischen den Spalten der Einträge und der Anmerkungen erhält, in welche die Geld-

summen der eingetragenen Schulden mit Ziffern geschrieben werden und wozu der erfor-

derliche Raum von der mittlern, breitesten Spalte abgeht; die für diese vierte Spalte

nöthigen Abtbeilungslinien lind in den auf allen vier Seiten gleich bedruckten Bogen

des Papiers, welches die Grund= und Hypothekenbehörden zu den ersten Grund= und

Hypothekenbüchern durch das Appellationsgericht zugctheilt erhalten, wenn sie in Gebrauch

genommen werden, auf denjenigen Seiten, wohin bei den einzelnen Grundslücksfolien die

Nubrik der Schulden zu stehen kommt, besonders zu ziehen.

Eine weitere Unterabtheilung der Rubriken des Grund= und Hypothekenbuchs fin-

det durchaus nicht Statt.

b. Die Einträge erhalten forklaufende Nummern, die in jeder Rubrik mit 1 an-

sangen und mit arabischen Ziffern zu schreiben sind; jeder Eintrag ist mit einer solchen

Nummer zu versehen.

c. Jeder Eintrag beginnt in der für die Einträge selbst bestimmten Spalte mit dem

Datum G. 163 des Geseyes), welches nur beim ersten Eintrag der I. Rubrik wegbleibt

(m. s. F. 56 dieser Verordnung); er schließt mit der Angabe der urkundlichen Unterlage

E. 164 des Gesehes) und dem Allegate der bezüglichen Aktenstelle (§. 165 des Gesepeo),

bei welchem zur Ersparung des Raums Abkürzungen zulässig sind.

Die Gültigkeit des Eintrags hängt aber von der Vewweisung auf die Akten nicht

ab, und es kann dieselbe daher, wenn die Akten zur Zeit des Eintrags noch nicht ge-

heftet und folüirt sein sollten, später nachträglich ausgefüllt werden.

d. Jeder für sich bestehende Eintrag ist durch eine Querlinie über die ganze Breite

der Blattseite von den nachfolgenden Einträgen abzusondern.

. Jeder Eintrag, der sich auf den Gegenstand eines frühern, in derselben Rubrik

befindlichen Eintrags bezieht, wie solches z. B. bei Cessionen und Löschungen stets der

Fall ist, wird unter der Nummer, die er in der Reihe der Einträge erhält (Eintrags-

nummer), mit einer Verweisung rückwärts auf die Nummer jenes fruhern Eintrags—ad
mm. — versehen.

Ebenso ist aber auch neben dem frühern Eintrage, in der Spalte der Anmerkungen,

auf den spätern Eintrag, miltelst dessen eine mit dem Gegensande des Eintrags vorge-

gangene Veränderung im Grund= und Hypothekenbuche bemerkt wird, durch ein passen-

des Wort, mit Beisügung der Nummer dieses spätern Eintrags, vorwärts zu verweisen.

8. 52.
Ju §. 166 des Ges.

Die Besimmung des vorliegeaden §. ist bloß von den Einträgen in die III. Rubrik

zu verüchen.
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8. 53.

Zu §. 167 des Gel.

Sollte etwas im Grund= und Hppothekenbuche ausgestrichen worden sein, so ist der

solchen Falls nöthigen, rechlfertigenden Seitenbemerkung des Grund= und Hypotheken-
buchführers ihre Stelle in der Spalte der Anmerkungen zu geben; es wird indessen er-

wartet, daß dle Grund= und Hypothekenbehörden alle Sorgfalt und Aufmerksamkeit an-

wenden werden, damit die Einzeichnungen in das Grund= und Hyyothekenbuch fehlerfrei

geschehen.

8. 54.

Zu S. 1668— 170 des Ges.

Auf jedes Grundstücksfolium sind mit Einschluß des Raums, welcher für die in der

Folge nothwendigen Einträge in jeder Rubrik offen gehalten werden muß, mindestens
zwei Blatt Papier, und davon in der Regel eine Seite für die Iste Rubrik, eine Seite

für die IUte Aubrik, und zwei Seiten für die Illte Rubrik zu rechnen.

Bei Häusern in den Städten, sowie bei kleinen Nahrungen mit wenigem Grund-

besitze und bei einzelnen (walzenden) Grundstücken ohne Gebäude auf dem Lande kann

der Raum für die lste Rubrik nach Befinden auch auf die Hälfte der ersien Seite ein-

geschränkt werden, so daß die IIte Rubrik auf derselben Seite beginnen kann. Für die

Ite und U#lte Rubrik ist je nach Verhältniß der mehrern oder wenigern, bei der Auleg-

ung des Grund= und Hypothekenbuchs auf das Folium zu bringen gewesenen Einträge

und des größern oder geringern Raums, den diese Einträge einnehmen, der für künftige

Einträge offen zu haltende Raum zu bemessen und mag durchschnittlich mindestens auf

das Doppelte des von den Einträgen bei der Anlegung des Foliums eingenommenen

Raums angenommen werden.

Ueberdieß ist in jedem Bande hinten eine Anzahl leerer Blätter für Fortsetzungen
einzelner Folien und bezichendlich Rubriken, wenn bei einem oder dem andern Folium

wegen häufiger Einträge der speziell vorbehaltene Raum vor der Zeit ausgehen sollte,

aufzusparen, welche jedoch nicht über zehn bis zwanzig Vlätter, je nach der größern oder
geringern Zahl der in dem Bande befindlichen Grundstücksfolien, betragen darf.

Auf Forlsetungen ist da, wo das an einer andern Sielle fortgesehte Folium oder

beziehendlich die an einer andern Stelle fortgesetzte Rubrik abbricht, hinzuweisen.

8. 55.

Zuss. 170—173 des Ges.

Die Grundbuchsnummer eines Grundstücks bleibt auch dann unverändert, wenn frü-
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bere Nummern in Folge des Umstands, daß die damit bezeichneten Grundstücke nach der

Zeit durch Hinzuschlagung zu einem andern Grundstücke ihre besondere Nummer und ihr

eignes Folium verlieren, im Grund= und Hypothekenbuche ausfallen. Bekommt ein

Grundstück, welches vorher kein eignes Folium im Grund= und Hypothekenbuche gehabt

bat, ein eignes Folium, so ist demselben stets eine neue, und zwar die auf die lette schon

vorhandene nächstsolgende Nummer als Grundbuchsnummer zu geben.

K. 56.

Zu dens. S§.

Die Grundbuchsnummer wird in der Isien Rubrik über die mittlere Spalte gesetzt

und vertritt die Sielle einer Ueberschrift.

Was nach F. 171 des Gesepes zum Inhalte der Isten Rubrik eines Grundstücks-

foliums gehört, bildet zusammen so, wie es bei Anlegung des Foltums vorgefunden und

festgestellt worden ist, den Inhalt des ersten Eintrags, welchem hier kein Damm vorzu-

setzen ist; bei großen Gütern können, wenn der in diesem ersten Eintragebegriffenen Ge-

heustände etwa sebr viele und mannigfaltige wären, die verschledenen Kategorten derlel-

ben zu besserer Uebersicht durch vorgesehte Buchstaben von einander unterschieden werden

z. B. u. Jubehörungen, b. besondere rechtliche Eigenschaft, c. Reallasten.

8. 57.

Zu dens. 88.

Wenn, wie nach §. 156 des Gesetzes unter gewissen Voraussehungen gestattet ist,

mehrere einzelne (walzende) Grundstücke ohne Veränderung ihrer Eigenschaft als für sich
bestehender, nicht zu einem Ganzen verbundener Grundstücke, auf ein Follum im Grund-

und Hypolhekenbuche gebracht werden, so sind dieselben im ersten Eintrage der Reihe

nach, ein jedes besonders mit seinen besondern Lasten und Beschwerungen (§. 12, Nr. 5

des Gesehes) und seinen ewaigen besondern Eigenschaften und Merkmalen, unter einer

gemeinschaftlichen Grundbuchsnummter aufzuführen, aber durch vorgesehtte Buchstaben von

einander zu sondern.

Wird in der Folge eines dieser Grundstücke ohne die übrigen veräußert, oder ver-

pfändet, so wird dlese Veränderung auf dem gemeinschaftlichen Folium in der Isten Nu-

brik miltelst besondern Einkrags, auf welchem neben dem ersten Eintrage in der Spalte

der Anmerkungen mit den Worten: „vom Folium abgeschrieben“ zu verweisen ist, bemerkt,
und das besonders veräußerte oder verpfändete Grundstück bekommt ein eignes Folium

mit eigner Nummer, wofern es nicht unter Umständen, unter denen solches nach F. 62

Nr. 2 des Gesehes zulässig, zu einem andern Grundstücke hinzugeschlagen und auf dessen
Folium als Zubehörung eingetragen wird.
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8. 58.

Zu dens. 68.

Bel den unter anderer Gerichtsbarkelt gelegenen Pertinenzstücken (6. 157 des Ge-

sehes) ist auf dem Folium des Hauptgutes da, wo sie unter den Zubehörungen aufge-

führt werden, dleser Umstand mit zu bemerken und zugleich das andere Gericht, unter

dem sie gelegen sind, zu nennen.

§. 59.

Zu dens. 85.

Wird ein Grundstuck, welches blsher Zubehorung eines andern Grundstucks (Be-

standiheil eines Gutskörpers) gewesen und solchergestalt im Grund- und Hypothekenbucht

aufgeführt ist, von demselben abgetreunt (F. 57 ff. des Gesetes), so wird darüber ein

besonderer Eintrag in die Iste Rubrik gebracht, auf welchen neben dem ersten Eintrage

in der Spalte der Anmerkungen mit dem Worte: „abgetrennt“ zu verweisen ist.

§. 60.

Zu dens. 88.

Wird beschränktes Elgenthum in sreles Eigenthum verwandelt, z. B. durch Ablösung
der Erbzins= oder Erbpachtsqualität, Aufhebung eines Familienfideikommisses rc., so wird

die im ersten Eintrage bemerkte Elgenthumsbeschränkung gelöscht; solches geschieht mittelst
besondern Eintrags, auf welchen neben dem ersten Eintrage in der Spalte der Anmerk-

ungen mit dem Worte „gelöscht“ zu verweisen ist.

Auf dieselbe Weise ist zu verfahren, wenneingetragene Reallasten abgelöst oder sonst
aufgehoben werden; fällt eine Reallast nicht ganz, sondern nur zum Theil weg, so ist bei

der Verwelsung in der Spalte der Anmerkungen neben dem ersten Eintrage statt des

Wortes: „gelöscht" das Wort: „beschränkt“ oder ein gleichbedeutendes anderes Wort zu

gebrauchen.
8. 61.

Zus. 173 des Ges.

Der Bezugnahme, welche das Grund= und Hypothekenbuch auf das Flurbuch oder

auf die Besip= und Grundstücksverzeichnisse nimmt, und überhaupt der Verbindung jenes

mit diesen darf nicht die Wirkung beigelegt werden, als ob die Grund= und Oypotheken=

behörde außer für die Existenz der im Grund= und Hypothekenbuche aufgeführten Flur-

stücke als Objekte der eingetragenen dinglichen Rechte, auch für Größe, Kuliurart und

Jahl der Steuereinheiten, oder für den Ertrag, wonach die Steuereinheiten berechnet sind,

einzustehen hätte. 26
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8. 62.

Zu §. 174 des Ges.

a. In der llten Rubrik ist über die mittlere Spalte das Wort: „Besiper“ als Ue-

berschrist zu sehen. Die Namen der Besitzer sind in den Einträgen derselben mit Kanz-

leischrift oder sonst mit ausgezeichneter Schrift zu schreiben.

Bel städtischen Grundstücken ist jedesmal im Eintrage des Besipers dessen Stand
oder Gewerbe mit anzugeben.

b. Sind Gesellschaften oder Vereine, welche das Recht der Gesammtpersönlichkeit

Oura urivelsilelun) nicht erlangt haben, Eigenthümer von Grundstücken, so sind sämmt-
liche Mitglieder derselben als Besitzer einzutragen.

Um aber den Schwierigkeiten zu begegnen, welche hieraut, namentlich aus den häu-
sigen Ab= und Zuschreibungen beim Wechsel der Mitglleder sich erzeugen, so ist den Ge-
sellschaften oder Vereinen zu empfehlen, daß sie das Eigenthum am Grundstück Einem

oder Mehreren abtreten, und sich gegen mißbräuchliche Verfügung derselben durch beson-

dere Verträge mit ihnen sicher siellen.
. Wenn ein Vorkaufsrecht an dem Grundslücke zur Elntragung im Grund= und

Hypothekenbuche gelangt (S. 13, Nr. 7, §. 222 des Gesetzes), so geschieht solches in der

IIten Rubrik, ohne Unterschied, ob das Vorkaufsrecht nur für den erstmallgen Fall elnes

Verkaufs gilt, oder ob es vonderBeschaffenheit ist, daß es auch bei einem anderweiten,

spätern Verkaufe geltend gemacht werden kann,
Die Einträge von Vorkaufsrechten werden in der Spalte links durch das unter die

Eintragsnummer zu sehende Wort: „Vorkauf“ noch besonders kenntlich gemachk.
4. Wenn eine in die lle# Rubrik eingelragene Dispositiousbeschränkung (F. 13,

Nr. 7 des Gesetzes) oder Protestation (6. 189 des Gesehes) späterhin aus irgend elnem

Grunde wegfällt oder sich erledigt, so findet ein Löschungseintrag G. 190 des Gesehes)
Statt, auf welchen neben dem Eintrage der Disposttionsbeschränkung oder der Protesta-

lion in der Spalte der Anmerkungen auf die oben §. 60 dieser Verordnung bemerkte

Weise zu verweisen ist.

8. 63.

Zu 8. 177 des Ges.

Aus §. 177 des Gesetzes folgt, daß Erben gehalten sind, sich als Besitzer des er-

erbten Grundstücks in das Grund-und Hypothekenbuch eintragen zu lassen, wofern sie

ulcht dasselbe binnen Jahresfrist nach Eintritt des Erbfalls und zwar mit keinen andern

Schulden, als wie sie es ererbt haben, wieder veräußern.
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F. 64.

Zu . 180—68desGels.

In der Ulten Rubrik ist über die miltlere Spalke das Wort: „Schulden“ als Ue-

berschrift zu sepen.
Außer demjenlgen, was nach . 180 des Gesthes zum Eintrage elner jeden For-

derung nothwendig gehort, sind Nebenbedingungen des Darlehns= oder sonstiger Vertrags
nur dann in dem Eintrage der Forderung zu erwähnen, wenn sie auf den Rang der

Forderung Einfluß haben, oder von der Art sind, daß dadurch nach §§. 99, 118 des

Gesetzes der Gebrauch des Einwiltsrechts, sowie der Cession an den Besiyer des Grund-

stücks beschränkt wird, oder wenn sie nach §. 74 des Gesetzes dle Grund= und Hypothe-

kenbehörde verpflichten sollen, dem Gläubiger von einer geschehenen Gintragung einer an-

dern Forderung Nachricht zu geben.

8. 65.

Zu dens. 88.

Bei allen Forderungen, die in baarem Gelde bestehen, sind die Summen sowohl im

Contexke des Einkrags mit Buchstaben (F. 166 des Gesetzes), als auch in der dafür be-

stimmten Nebenspalte (s. oben §. 51adieser Verordnung) mit Ziffern zu schreiben, leh=
teres um leichterer Uebersicht des Schuldenzustandes des Grundstücks willen.

Bel Forderungen, die nicht in baarem Gelde bestehen, wie bei Naturalauszügen oder

Nakuralrenten, ingleichen bei allen auf elne berelts eingetragene Forderung sich beziehen-

den Einträgen wird diese für die Geldsummen bestimmte Nebenspalte, mit horizontalen

Strichen augefüllt.

8. 66.

Zu dens. 88.

Alle Forderungen, sowohl wenn sie bloß vorgemerkt, als wenn sie sogleich förmlich
eingetragen werden, bekommen sortlaufende Nummern (§. 184 des Gesetzes, diese Num-

mern (Hypothekennummern) werden in der linken Spalte unter der Eintragsnummer,

und von dieser durch einen kleinen Quersteich getrennt, in römischen Zissern ausgedrückt

und zelgen den Rang (die Priorität) der Forderung an.

Auszüge und Rentensorderungen werden noch außerdem durch das unter die römi-

sche Ziffer zu schreibende Wort; „Auszug", „Rente“, kenutlich gemacht.
Bei eisernen Kapitallen (§. 106 des Gesetzes) ist diese Eigenschaft nicht nur im

Contexte des Eintrags zu bemerken, sondern auch in der linken Spalte durch das unter

die romische Ziffer zu schrelbende Wort „eisern" auszuzeichnen. —
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8. 67.

Zu dens. 88.

Bei Forderungen, die blos vorgemerkt werden, ist das Wort: „Vorgemerkt“, welches
sie vor den förmlich eingetragenen Forderungen kenntlich macht (S. 184 des Gesetzes) an

den Aufang des Eintrags unmittelbar hinter daß Datum (s. §. 51 dleser Verordnung)
u setzen.

ugt eine vorgemerkle Forderung nachher zur formlichen Eintragung, so wird

der deshalb zu bewirkende Eintrag, welcher beziehungsweise gesaßt werden kann, In der

Spalte links unter der Eintragsnummer nicht mit einer römischen Zisfer, sondern nur

mit einem ad numerum (des Vormerkungseintrags) versehen und auf denselben neben

dem Vormerkungseintrage in die Spalte der Anmerkungen mit den Worten: „förmlich

eingetragen“ verwiesen.

KS. 6g.

Zu dens. 88.

Wenn, wie es bei Grundstücksveräußerungen auf dem Lande nicht selten vorkommt,

gewisse besondere Naturalleistungen für die Kinder des Verläusers oder andere Personen

bedungen worden sind, wie z. B. Wartung, Pflege und Erziehung der Kinder von Sel-

ten des Besitzers, freler Aufenthalt im Gute zu Zeiten, wo sie dienstlos sind, Ausstatt-

ung bei der Verheirathung u. dergl. m., so mag die besondere Beschaffenheit dieser Leist-

ungen — wenn anders die Vorbedingungen zur Eintragung derselben in das Grund-

und Hppothekenbuch vorhanden sind —nicht nur im Contexte des Eintrags kurz ange-

zeigt, sondern auch in der Spalte links heworgehoben werden.

Das Lehtere geschieht dadurch, daß den Worten: „Auszug“ oder „Rente“ (m. f.

§. 60 dieser Verordnung) in Parenthese noch das Wort: „Herberge“, „Erziehung“, „Aus-
staltung“, und dergl. beigefügt wird. Im Uebrigen ist aber dabel die in F. 181 des

Gesetzes gegebene Regel ebenfalls festzuhalten.

8. 69.

Zu dens. 88.

a. Die im §. 182 des Gesetzes vorgeschriebene Bemerkung, daß mehre selbstständige

Grundstücke gleichzeitig für eine und dleselbe Forderung haften, findet ihren Platz in der

Spalte der Anmerkungen und ist möglichst kurz zu fassen, z. B. so:

„mitverpfändet ist Nr. 20 dleses Grund= und Hppothekenbuchs"
oder:

„haftet auch auf Nr. 25 des Grund- und Hypothekenbuchs über Tinz.“
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b. Gehören die wegen einer und derselben Forderung verpfändeten verschledenen

Grundstücke unter verschiedene Grund= und Hypothekenbehörden, so hat eine jede derselben
von demBesiher den Nachwels, daß die Forderung auch im Grund= und Hypothekenbuche
der andern Grund= und Hypothekenbehörde auf dem Folium des miwerpfändeten dortl-

gen Grundstücks elngetragen sel, zu verlangen und muh diesen Nachweis erhalten haben,
bevor sie die vorstehend unter a. vorgeschriebene Bemerkung einkrägt.

S. 70.

Zu dens. 85.

a. Wenn der Schuldner, der bei elner in das Grund- und Hypolhekenbuch einge-

tragenen Forderung sich das Recht vorbehalten hat, elne andere Forderung mit gleichem

Range auf das Grundstück eintragen zu lassen (§. 183 des Gesehes), von diesem Rechte

Gebrauch macht, nachdem jene Forderung bereits eingetragen ist, so erhält zwar die so-

dann später zur Eintragung gelangende andere Forderung diejenige Hypokhekennummer,
welche in der Zahlenfolge auf sie trifft, es ist aber das gleiche Rangverhältniß zwischen

ihr und jener eingetragenen Forderung neben beiden Einträgen in der Spalte der An-

merkungen durch die Worte:

„gleichen Rang mit Nr. (des andern Eintrags)

auszudrücken.
b. Von selbst versteht sich, daß ein solcher Vorbehalt des Schuldners (F. 183 des

Gesepes) gegen solche Gläubiger, welche die Eintragung ihrer Forderung vermöge geseh-
lichen Rechtstitels erlangen, nicht wirksam ist.

8. 71.

Zu dens. 88.

Mehrere Forderungen, welche gleichzeitig zur Eintragung gelangen und auch glei-
chen Rang neben einander haben sollen (6. 185 des Gesehed), sind, wenn sie einen ge-

melnschaftlichen Rechtotitel (6. 180 des Gesetzes) haben und auf einer und derselben Ur-

kunde oder Verhandlung beruhen, in einen elnzigen gemeinschaftlichen Eintrag zusam-
menzufassen, aber durch vorgesetzte Buchstaben zu unterscheiden. Beruhen die mehrern
Forderungen auf verschledenen Mechtstiteln und verschiedenen Urkunden oder Verhand-

lungen, so sind zwar ebenso viel gesonderte Einträge zu machen, dabel ist jedoch allen

dlesen gleichberechtigten Forderungen üicht nur die gleiche Hypothekennummer zu geben,
welche daher unter jeder Elntragsnummer zu wlederholen ist, sondern es müssen auch

diese Einträge in ununterbrochener Relhe auf elnander folgen und durch dasgleiche Da-
tum als glelchzeitig erfolgt kennliich sein.



4906

8. 72.

Zu dens. 88.

a. Die Erklärung eines hypothekarischen Gläubigers, wodurch er das Vorzugsrecht

seiner Forderung einem späteren Gläubiger abtritt, ist Gegenstand elnes besonderen Ein-

trags (5. 186 des Gesetzes), auf welchen ebensowohl neben dem Eintcage der Forderung,
deren Vorzugsrecht abgetreten wird, durch das Wort: „nachgelreten", als auch neben

dem Eintrage der Forderung, zu deren Gunsten die Abtretung erfolgt, durch das Wort:

„Vorzug“ in der Spalte der Anmerkungen zu verweisen ist.

b. Wenn aber ein hypothekarischer Gläubiger zu Gunsten eines andern nur schlecht-

hin auf sein Vorzugsrecht verzichtet hat, ohne ihm dasselbe abzutreten., so ist

dies keineowegs für eine Zurücktretung anzusehen. Vielmehr hat eine solche Erklärung bloß

die Wirkung, daß beide Forderungen gleichen Rang erhalten. Sie ist ebenfalls durch
einen besondern Eintrag, auherdem aber auch in der Anmerkungsspalte bei den betref-

senden Forderungen mit den Worten:

„Fleichen Rang mit Vr.

und mit einer Venweisung auf den Eintrag kundbar zu machen.

8. 73.

Zu dens. 88.

Wenn bei einem Grundstücke, das Mehrere gemeinschaftlich ungetheilt besitzen, eine

Hppothek nur an dem ideellen Antheile eines einzelnen Mitbesihers erlangt wird (§. 55

des Gesetzes), so ist dieses Verhältniß nicht nur im Eintrage der Forderung selbst an-

zugeben, sondern auch noch besonders neben dem Eintrage in der Spalte der Anmerk-

ungen durch die Worle: „haftet nur auf einem Antheile“ bemerkbar zu machen.

8. 74.

Judens. 88.

Bei Cessionen eingetragener Forderungen geschieht die Verweisung auf den Cessi-

ongeintrag neben dem ursprünglichen Eintrage der cedirten Forderung in der Spalte

der Anmerkungen durch das Wort: „cedirt“. Dieses gilt jedoch nur für die erstmalige

Cession, bel österen Cessionen der nämlichen Forderung wird von einer Cession auf die

anderc verwiesen, so daß bei den weitern Cessionen die Verweisung auf die neueste Ces-

sion stets neben dem Eintrage der leptvorhergegangenen Cession ihre Stelle erhält und

durch die Worte: „weiter cedirt“, ausgedrückt wird.

Wird nicht die ganze Forderung, sondern nur ein Theil derselben cedirt, so ist bei
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der Verwelsung auf den Cessionseintrag neben dem früheren Eintrage auch die cedirte

Summe zu nennen, so daß die Verweisung z. B. so lautet: „cedirt 1000 Thaler.“

S. 75.

Zu dens. 55.

Auf den Eintrag, womlt die Verpfändung einer im Grund- und Hypothekenbuche

eingetragenen Forderung geschleht (§. 87 des Geletzes), wird neben dem ursprünglichen

Eintrage die Forderung durch das Wort „verpfändet“ verwiesen.

8. 76.

Zu dens. 88.

Wenn eine im Grund= und Hypothekenbuche eingetragene Forderung im Wege der

Hülksvollstreckung einem Andern vom Richter überwiesen wird, so geschieht die Ver-

weilung auf den deshalb in das Grund= und Hypothekenbuch zu bringenden Eintrag

zur Seite des ursprünglichen Eintrags der nunmehr überwiesenen Forderung durch das

Wort: „überwiesen“. Wäre die überwiesene Forderung Demjenigen, welchem sie über-
wiesen worden, vorher schon im Grund= und Hppothekenbuche verpfändet gewesen, so

kommt nach geschehener Ueberweisung die vorherige Verpfändung zur böschung.

8. 77.

Zu dens. 88.

Wenn eine eingetragene Forderung nach den Beslimmungen in §§. 96, 97, 100

des Gesetzes ohne Cession des zeitherigen Inhabers auf einen Andern übergeht und

diese Veränderung in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen wird, so ist zur

Verweisung auf diesen Eintrag neben dem ursprünglichen Eintrage der Forderung das

Wort: „abgelöset“ zu gebranchen.

8. 78.

Zu dens. 88.

Auf Einlrage von Protestatlonen, welche sich auf eine im Grund- und Hypotheken-

buche eingetragene Forderung beziehen (. 189 des Gesetzes), wird neben dem Elntrage

dieser lehlern durch das Wort: „protestirt“ verwiesen.

8. 79.

Zu dens. 68.

Blos wenn eine Forderung gang gelöscht wird, ist sowohl in dem diesfallsigen Ein-

trage, als auch zur Verwelsung auf denselben neben dem ursprünglichen Eintrage der
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Forderung der Ausdruck: „löschen“ und „geloscht“ zu gebrauchen; bel partiellen Lösch-

ungen, wobei ein Thell der Forderung noch stehen bleibt, ist statt dessen das Worl:

„abgeschrieben“ anzuwenden.

8. 80.

Zu denls. 85.

Sowie der Umsang des wegen elnes Kapitals nebst Zinsen oder wegen eines Aus-

zugs oder einer Rente bestehenden hypothekarischen Rechts durch die Abtragung der faäl-

lig werdenden Zinsen oder Augzugsgebührnisse oder Rentenbeträge an sich nicht verän-

dert wird, so giebt selbige auch, so lange die Hauptstammsforderung oder die Auszugs=

oder Rentenberechtigung selbst keine Verminderung erfährt, keinen Anlaß zu Abschreib-

ungen im Grund-= und Hypothekenbuche; vergl. auch den vorstehenden §.

8. 81.

Zu dens. 88.

Wird außer dem Falle einer partlellen Löschung (Abschreibung) nach Tilgung eines

Tbeils der Schuld die Hyppthek später auf ein Minderes, als im Eintage der For-

derung enthalten war, herabgesetzt, wie z. B. bei einer Herabsehung deseingetragenen Zins-
sußeS, wobei der Gläubiger auf die Hypothek in tantum verzichtet, so geschieht die Ver-

weisung auf den darüber bewirkten Eintrag neben dem ursprünglichen Eintrage der For-

derung durch das Wort: „beschränkt.“

5. 82.

Zu 5. 190. des Ges.

Damit die im Grund= und Hypothekenbuche vorgenommenen Löschungen desio besser
ins Auge fallen und nicht übersehen werden können, ist dem ursprünglichen Eintrage des

Gegenstandes, der gelöscht wid, nicht nur das denselben im Contegqte des Eintrags be-

zeichnende Wort, z. B. „Erbpachtsgut“, „Erbpachtscanon“, „Ablösungsrente“, „Vorkaufs=

recht", „Protestation“, „Naturalauszug" u. s. w., bei Forderungen, die in baarem Gelde

bestehen, die mit Buchstaben geschriebene Summe, sondern auch das in der Spalte der

Anmerkungen auf den Löschungseintrag verweisende Wort: „gelöscht“ und überdleß in

der UII. Rubrik bei Forderungen in baarem Gelde auch die mit Zahlen geschriebene Sum-
me in der Nebenspalte, sowie in der Spalte links dle Hypothekennummer mit rother

Tinte zu unterstreichen.

Bei Abschreibungen (l. K. 79 dieser Verordnung) wird nur das auf den Abschreib-

ungseintrag verweisende Wort: „abgeschrieben“ roth unterstrichen.
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8. 83.

Zuss. 194, 197 des Ges.

a. Nach §F. 197 des Gesehes kann eln der eingereichten Urkunde angehängter Hv-

pothekenbrlef z. B. so gesaßt werden:

die in vorstehender Schuld= und Pfandverschreibung bemerkten Zwei Tausend

Thaler —. — nebst Zinsen zu Vier vom Hundert und nebst Kosten sind

auf das Haus No. 365 im Grund= und Hypothekenbuche der Stadt Gera
5

Vol.. .. pag. ... unter No.Il= eingetragen worden am 2. December 1858,

worüber dieser Hypothekenbrief ausgestellt wird.

b. Bei Löschung von Forderungen, worüber Hypothekenbriefe ausgeserkigt worden

sind, haben die Grund= und Hypothekenbehörden, wenn mit dem Löschungsantrag nicht

zugleich der Hypothekenbrief eingereicht wird, dafür durch Erinnerung der Betheiligten

sich möglichst zu bemühen, daß der Hypothekenbrief zurückgegeben werde, ohne daß jedoch
dle Löschung selbst hierdurch aufgehalten werden darf: der zurückgegebene Hypolhekenbrief

ist zu vernichten, oder wenn der Schuldner ihn in seine Verwahrung zu erhalten ver-

langt, demselben durchschnitten wieder auszuhändigen.

k 84.r

Zu ss. 199, 200 des Gels.

Der Grund= und Hypothekenbuchführer ist, wenn er nicht bereits als Staatsdiener

eldlich verpflichtet ist, mit einem Eide des Inhalts zu belegen:

das Grund= und Hypothekenbuch in dem vorschriftsmäßigen Zustande zu er-

halten, alle vom Gericht dekredirken Einschreibungen ohne Ausschub getreulich

und sorgfältlg zu bewirken, die Einsicht des Grund= und Hppothekenbuchs an-

dern, als dazu berechtigten Prrsonen nicht zu gestatten, bei gestatteter Einsicht
des Grund= und Hypothekenbuchs darüber zu wachen, dah an dem Inhalte

nichts verändert oder beschädlgt werde, Niemanden ohne Vorwissen des Ge-

richto Auszüge aus dem Grund= und Hypothekenbuche zu ertheilen, die vom

Gerlchte bewilligten Auszüge genau und dem Grund= und Hpypothekenbuche

Betreu zu fertigen.

Personen, welche schon als Staalsdiener in Eidespflicht stehen, sind bei Uebertrag-

ung der Grund= und Hypothekenbuchführung wegen Beobachtung der damit verbune-

nen Dienstobliegenheiten unter Vorhaltung derselben auf den geleisteten Diensteid zu ver-

welsen.
Das über die geschehene Verpflichtung ausgenommene Protokoll ist bei den General=

akten über das Grund= und Hypothekenwesen (§. 205 des Gesehes) auszubewahren.
2
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Daß ein solcher Grund= und Hypothekenbuchführer zum Protokolliren befähigt und

überhaupt juristisch gebildet sel, ist nicht erforderlich.

8. 65.

Zudens. 8§.

Der Grund= und Hypothekenbuchführer kann dem in das Grund= und Hypotheken-

buch elngetragenen Grundstücksbesitzer,wenn derselbe ihm persönlich bekannt ist, sowie den

in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragenen Gläubigern, wenn sie ihm persönlich

bekannt sind, das Folium des Grundstück im Grund= und Hypotbekenbuche, worauf

sich ihr Recht bezicht, jederzeit zur Einsicht vorlegen, ohne dazu einer Anordnung des
Gerichts zu bedürfen. Andern Personen, insofern sie nicht von dem ihm persönlich be-

kannten eingetragenen Besitzer zu dem Zwecke, sie das Grund= und Hypothekenbuch ein-

sehen zu lassen, persönlich vorgestellt werden, darf der Grund= und Hypothekenbuchführer

die Eiusicht des Grund= und Hypothekenbuchs nur auf Anordnung des Gerichts ge-

statten. ·

§.86...

Zudeas.§§.

Auszge aus dem Grund- und Hypothekenbuche werden der Regel nach unter Be-

glaubigung des Gerichts ertheilt, jedoch sind auf Verlangen auch unbeglaubigte Aus-
züge unter einfacher Unterschrift des Grund= und Hypothekenbuchführers zu ertheilen.

Die Auszüge sind entweder voliständige wörtliche Abschriften des ganzen Grundstücksfo-

liums in allen drei Rubriken, jedoch in der III. Rubrik mit Weglassung der Einträge

bereits gelöschter Forderungen (S. 184 des Gesetzes), oder summarische Auszüge, in de-

nen in der III. Rubrik die eingetragenen Forderungen nur der Summe und beziehend-

lich dem Gegenstande nach und die damit vorgegangenen Veränderungen angegeben, die

Namen der Gläubiger, Cessionarien 2c. aber weggelassen sind. Je nachdem sie gebraucht

und verlangt werden, sind die Auszüge in dieser oder in jener Maße zu fertigen.

Auszüge, in welchen blos einzelne Elnträge aus einer Rubrik angegeben sind, an-

dere noch wirksame Einträge aber fehlen, oder Auszüge einzelner Nubriken mit Weg-

lassung der übrigen Rubriken dürfen, zu Vermeidung von Mißbrauch, nicht gegeben
werden.

Die Ausstellung gerichtlicher Zeugnisse auf Grund des Grund= und Hypolbeken-

buchs über einzelue, die Besitzverhältnisse oder Schuldverhälmisse eines Grundstücke be-

treffende Gegenstände in anderer Form, als der von Grund= und Hypothekenkuchsaus-

zügen, ist hierdurch nicht ausgeschlossen.
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8. 87.

Zu s5. 202 des Ges.

Die im §. 202 des Gesetzes enthaltene Vorschrift ist auch dann zu beobachten,

wenn in Behinderungsfällen des bei dem Gerichte angestelten Grund= und Hypolheken=

buchsührers der Gerichtsvorstand selbst sich der Jührung des Grund= und Hypotheken=

buchs zeitweilig unterzieht.
Wenn die Stellvertretung oder einstweilige Führung des Grund= und Hypotheken-

buchs durch den Gerichtsvorstand selbst wieder aufhört und der ordentliche Grund= und

Hypothekenbuchführer wieder die Führung des Grund= und Hypothekenbuchs übernimmt,

so ist darüber ebenfalls wieder ein Protokoll zu den Generalakten zu bringen.

Das Protokoll über eine Veränderung in Betreff des Grund= und Hupotheken-

buchführers ist von Demjenigen, welcher Inhals desselben das Grund= und Hypotheken=

buch nunmehr zu führen bekommt, wenn er nicht selbst der Protokollführer ist, stets mit
zu unterzeichnen. «

§.88.

Zu§§.203n.204dcsG(-f.

Die Generalprotokolle sind nach Jahrgängen zu ordnen und zu halten.

Bel der Einrichtung von Generalprotokollen ist es ferner gestattet, dleselben in zwei

Abthellungen zu halten, von denen die eine zunächst für alle Verhandlungen bestimmt

ist, welche zu Einträgen in der I. und II. Rubrik Anlaß geben (Kaufprotokoll), die an-

dere hingegen für Verhandlungen, welche den Schuldenzustand angehen (Hypotheken-

protokoll.
Der chronologischen Ordnung unbeschadet sind in den Generalprotokollen die Schrift-

stäcke, welche einen und denselben Gegenstand, z. B. eine und dieselbe Besipveränder-

ung, eine und die dieselbe Hypothekenbestellung betreffen, möglichst beisammen zu halten,

so dah das Zusammengehörige nicht durch fremdartige Verhandlungen unterbrochen wird.
Die Generalprototolle sind ebenfalls mit alphabetisch geordneten Registern zu ver-

sehen.

S. 89.

Zu dens. 5§.

Auf alle Anbringen in Grund= und Hypothekensachen hat das Gericht nach ge-

schehener Vergleichung mit dem Grund= und Hypothekenbuche Resolutlon zu fassen und

dleselbe möglichst zu beschleunigen. Die Resolution ist urschriftlich, mit dem Datum ver-
sehen, auf die das Anbringen enthaltende schriftliche Eingabe oder hinter das über ein

ho
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mundliches Anbringen aufgenommene Protokoll (8. 143 des Gesehes) zu bringen. Ist
in Folge der gefaßten Resolution eine Einschreibung (Eintragung oder Löschung) zu
bewirken, so ist der in das Grund= und Hypothekenbuch zu bringende Eintrag, mit Be-

merkung der ihm im Grund= und Hypothekenbuche zu gebenden Stelle (Grundstücksfo-

lium, Eintragsnummer, auch beziehendlich Hypothekennummer oder das ad numerum)
vollständig zu concipiren, so jedoch, daß das dem Eintrage voranzusetzende Datum

G. 163 des Gesetzes) offen gelassen wird. Nach diesem Concepte besorgt der Grund-

und Hypothekenbuchführer die Einschreibung in das Grund= und Hypothekenbuch, trägt

auch das Datum, welches der Eintrag im Grund= und Sppohhekenbuche erhalten hat,

im Concepte nach, und versieht letzteres mit der Bemerkung der geschehenen Eiuschrelb-

ung, wobei Band und Seite des Grund= und Hypothekenbuchs, wo der Elntrag sich

befindet, anzugeben ist, worauf sodann die Notisikatlon an den passiv Betheiligten s.25

140 des Gesetzes) und beziehendlich (6. 192 des Gesetzes) der Rekognitionsschein aus-

zufertigen ist.

Von vorstehender Ordnung des Verfahrens darf, was auch immer der Gegenstand

der Elnschreibung sein möge, unter keiner Bedingung abgewichen, insbesondere darf kein
Eintrag anders in das Grund= und Oyppothekenbuch gebracht werden, als auf Grund

einer schristlichen gerichtlichen Resolution und nach einem vorhandenen, mit der Signa-

tur des Richters versehenen Konzepte.

8. 90.

Zu 8. 212 des Ges.

a. Wenn wegen vorhandener Zweifel in Belreff der Grundstücke, welche entweder

als Zubehörungen eines andern Grundsiücks oder als besondere (walzende) Grundstücke

im Grund= und Hypothekenbuche eingetragen werden sollen, wie namentlich wegen Un-

hewißheit der Identität derselben mit den im Flurburche angegebenen Parzellen, eine

Besichtigung nöthig erscheint, so haben sich die Grund= und Hypothekenbehörden an Ort

und Stelle zu verfügen, die Besichtigung mit Zuziehung der Grundstücksbesiper vorzu-

nehmen, den Befund mit dem Flurbuch und bezichendlich mit der Uebersichtskarte zu

verglelchen und hiernach festzustellen, auf welche Weise die Eintragung geschehen müsse.

b. Bei der Anordnung der Aufeinanderfolge der Grundstücksfolien und Zutheilung

der Grundbuchsnummern (§. 55dieser Verordnung) ist darauf zu sehen, daß die Auf-

einanderfolge der Grundstücke im Grund= und Hyppothekenbuche möglichst der Reihesolge

entspreche, wie sie in der Wirklichkeit bel und neben einander liegen (topographische

Ordnung).
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8. 91.

Zu ss. 214 u. 215 des Ges.

a. Die Grund= und Hypothekenbehörden haben in den in §. 214 des Gesehes be-

merkten Fällen, vorausgesetzt, daß der Hinzuschlagung keln Hinderniß nach §. 62 des

Gesetzes entgegensteht und dieselbe auch sonst unbedenklich ist (vergl. §. 29 dieser Ver-

ordnung), die Besiper solcher besondern Grundstücke zu befragen, ob sie dieselben zu dem
Gute oder den andern Grundstücken, die sie noch außerdem in der nämlichen Flur be-

sitzen, hinzuschlagen wollen und hlerüber nach Besinden zu belehren.
b. Nlcht minder sind die Besiyer mehrerer einzelnen (walzenden) Grundstücke, bei

denen das in §. 156 des Gesetzes angegebene Verhältniß staltfindet, zu befragen, ob

sie dlese mehrern einzelnen Grundstücke in der Maaße, wie §. 156 des Gesetzes es auch

ohne Zusammenschlagung zu einem Komplexe gestattet, zusammen auf ein Folium im

Grund= und Hypothekenbuche bringen lassen wollen, und, da nöthig, über die Vortheile,

welche diese Modalität gewährt, zu verständigen.

c. Fände sich, daß für mehrere nicht in einem Zubchörigkeitsverhältnisse zu einan-

der stehende Grundstücke eines und desselben Besigers besondere Folien — sei es nach

dem Verlangen des Vesipers oder wegen eines der Zusammenschlagung entgegenstehen-

den Hindernisses (6. 62 des Gesehes) — angelegt werden müßten, — dah aber gleich-

wohl diese Grundstücke ordnungswidrig in Eine Parzelle zusammen vermessen worden
wären, so hat die Grund= und Hypothekenbehörde bei der Kataster-Kommission die er-

forderliche Parzellendismembration zu veranlassen.

8. 92.

Zu 8. 216 des Ges.

Die im zweiten Sate des §. 216 des Gesetzes vorgeschriebene Bemerkung der ent-

hegengesetzten Behaupiung des Besitzers erhält ihren Plah im ersten Eintrage unter
dem Verzeichnisse der Zubehörungen (P. 171 des Gesetzes) und wird, mit Verweisung

auf die betreffende Sielle der Grund= und Hypothekenbuchsakten (§. 237 des Gesetzes),

in den Worten ausgedrückt:

„der Besiper behauptet, daß No. ein besonderes Grundstück sel.“

Erledigt sich später die dem Eintrage des fraglichln Grundstücks unter den Zubehör-

ungen entgegengesehte Behauptung auf eine oder die andere Weise, so wird jene Be-

merkung wieder gelöscht (G. 190 des Gesehes, §. 82 dieser Verordnung).

8. 93.
Zu 8. 217 des Ges.

Die im §. 217 des Gesetzes erwähnte Ermittelung kann auch dann unterbleiben,
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wenn der Besißer behauptet, daß die in der benachbarten Flur gelegnen Grundstucke

Zubehorungen seines Gutes selen und der Hinzuschlagung jener zu diesem Hindernisse

nicht im Wege stehen (s. 8. 62 des Gesehes und 8. 29 dieser Verordnung). Es wer-

den in diesem Falle die fraglichen Grundslücke als Zubehörnngen behandelt und einge-

tragen.

8. 94.

Ju 8. 218 des Ges.

Jü den Grund= und Hypothekenbehörden bekannt, daß an den Staats= oder Do-

manialfiskus, Gutaherrschaften, geistliche Stellen und Stiftungen oder andere Personen.

eimragungsfähige Abgaben (§. 12, Nr. 5 des Geletes) von Grundstücken eines Orts zu
entrichten sind, so mögen sie sich von den Berechtigten, bei fiskalischen Gefällen von den

betreffenken Behörden spezielle Verzeichnisse dieser Abgaben minkheilen lassen und bei An-
legung der einzelnen Folien benuhen.

8. 95.

Zu s. 219 des Ges.

In gleicher Maaße, wie die durch ausdrückliche Veleihung oder Zuschreibung legi-

#imirten Eigenthümer von Grundstücken, sind diejenigen Grundeigenthümer, deren Eigen-

thumsrecht auch ohne besondere Beleihung oder Zuschreibung nach dem usus lori zeither

anerkannt wurde 2c. — wie dies namentlich auch beim Grundbesiy des Staats= und des

Domanialsiskus, der Kirchen-, Pfarr= und Schul-Dotationen, der Gemeinden, Stiftungen

und Korporationen vielfach geschehen ist,— zu behandeln. Sofern eine Eintragung

solcher Grundeigenthümer geboten ist (C. 155 des Gesehes), kann sie, auch ohne Nach-

bolung der mangelnden ZJuschreibung erfolgen.

8. 96.

Zus. 223 des Ges.

Die Erfüllung dessen, was in §. 223 des Gesehes in Ansehnng der IIlten Nubrik

den Grund= und Hypothekenbehörden zur Obliegenheit gemacht ist, erheischt eine genaue

Durchsicht der Gerichtobücher und Akten, worin nach den bisherigen Einrichtungen des

vehns- und Hypothekenwesens Rechte der hler angegebenen Art zu beurkunden gewesen“

sind (Kauftücher, Konsensbücher, Gerichtshandelsbücher, Grundakten, Kauf= und Kensens-
protokolle, Quimungs= und Kassationsprokokolle u. dergl. m.), und zwar von dem dop-

pelren Gesichtspunkte aus, daß elnerseits die bestehenden Rechte aufrecht erhalten, ande-

rerseits bereits erloschene Rechte nicht etwa wie noch bestehend in das Grund= und Hy-

rothenkenbuch übergetragen werden. Hierbei hat Folgendes zur Anleltung zu dienen:
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u. Es mag ausreichen, mit der Nachforschung in den Gerichtsbüchern Behufs der

Ermittelung der auf den Grundstücken noch ungelöscht haftenden Hypotheken und Hülfs-

nochte, auch Auszüge, auf funfzig Jahre zurückzugehen, insofern nicht hinsichtlich eines
Grundstücks die urkundlichen Nachrichten aus dieser Zeit auf das Bestehen solcher Rechte

aus der frühern Zeit hinweisen, oder der Grund= und Hypothekenbehörde sonst ven dem

Bestehen solcher Rechte etwas bekannt ist, welchenfalls auf den Ursprung derselben zu-

rückzugehen ist.
b. Wäre jedoch lnnerhalb der letzten sunfzig Jahre keine Veräußerung oder Erb-

theilung bei einem Grundstücke vorgekommen, so hat die Nachforschung hinsichilich dessel-
ben bis zur lehten Veräußerung oder Erbtheilung, und wenn hierbei vorgefundene ur-

kundliche Nachrichten, z. B. von geschehenen Cessionen oder von Uebernahme hypothekari-

scher Schulden auf Seiten des Käufers bei Erkaufung des Grundstücks, auf das Beste-

hen von Hypotheken oder Hülfsrechten aus früherer Zeit hinweisen, noch weiler bis zum

Ursprunge dieser Rechte rückwärts sich zu erstrecken.

. Sind Grundstücke in neuerer Zeit nothwendigerwelse subhastirt worden, so braucht

hinsichtlich ihrer mit Nachforschungen wegen bestehender Hypotheken oder Hülfsrechte über

die Zeit der geschehenen Zwangsversteigerung nicht zurückgegangen zu werden.

4. Sind in Ansehung der ungelöscht vorgefundenen Hypotheken und Hülförechtr die

Voraussehungen vorhanden, unter denen wegen ungelöschter alter Hypotheken ein Edik-

talverfahren geseylich — §§. 123— 125 des Gesehes — Behufs der Kassation Statt

findet, so sind vor Uebertragung solcher alter Hppotheken und Hülfsrechte in das Grund-

und Hypothekenbuch die Besitzer der damit behafteten Grundutücke wegen Erlassung von

Ediktalien Behufs der Beseiligung derselben zu befragen, und ist, wenn sie sich dazu be-

reit erklären, das Erforderliche einzuleiten. (M. s. übrigens §. 78 dieser Verordnung).

e. Wenn aber in Ansehung solcher Hypotheken, welche nach Inhalt der Gerichtsbü-

cher oder Gerichtsprotokolle vormals unzweifelhaft auf rechtsbeständige Weise bestellt wor-

den sind, zugleich aus vorhandenen Akten, Gerichtsbüchern oder Gerichtsprotokollen die

Vermuthung, daß nach der Zeit richtige Onimungen und Verzichte beigebracht worden,

begründet erscheint, und letztere nur dermalen nicht mehr aufzufinden sind, so sollen die

jehigen Grundstöcksbesiper zu Einleitung eines Ediktalverfahrens nicht gensthigt, sondem

die muthmaßlich schon längst kasürten oder doch zu kassiren gewesenen Hypolheken bei An-
legung des Grund= und Hypothekenbuchs unberücksichtigt gelassen werden.

I. Ist irgendwo in Folge früherer genauer Erörkerungen bet anderer Gelegenheit

der Hypothekenstand der Grundstücke bereits sorgfältig ermittelt worden, so bleibt der

Grund= und Hypothekenbebörde überlassen, nach pflichmnäßigem Ermessen diese Erörter-

ungen zur Grumlage zu nehmen, und kann solchenfalls von Wiederholung derselben ab-
Hesehen werden.
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. Auszüge, sie bestehen in Naturalien oder in Geld, sind nicht von Amtswegen

tn das Grund= und Hppothekenbuch überzutragen, wenn entweder der Grund= und Py#-

prothekenbehörde amtlich bekannt ist, daß der Auszugsberechtigte sich nicht mehr am Leben

befindet, oder wenn, in Ermangelung amtlicher Kenntniß vom Leben oder Tode des Aus-

zugsberechtigten, seit Besiellung des Auszugs ein so langer Zeitraum verflossen lst, daß
der inzwischen elngetretene Tod des Auszugsberechtigten mit Gewißhelt oder doch mit

größter Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann.

h. Renteberechtigungen gelangen natürlich nur in so weit zur Eintragung, als sie

mit Hypothekrecht versehen sind oder die Eigenschaft von Reallasten haben.

JZu 8. 225 des Ges.

Die zur Eintragung vorgesundenen Forderungen werden ganz so, wie K. 66 dieser

Verordnung vorschreibt, mit Hypothekennummern versehen, ungeachtet dieselben nach der

Schlußbestimmung des §. 224 des Gesetzes nicht überall mit dem Range, dendieseFor-

derungen unter einander einnehmen, übereinstimmen können. Wlelmehr dienen in diesem

Falle die Hypothekennummern nur dazu, Rummer und RNang der später, nach Eröffnung

des Grund= und Hypothekenbuchs einzutragenden oder vorzumerkenden Forderungen zu

bezeichnen.
8. 98.

Zu ss. 223—226 des Ges.

Die Summen solcher Forderungen, deren Betrag ursprünglich nach den vor dem

1. Jannar 1811 in Geltung gewesenen Währungen bestimmt worden ist, sind m Kon-

texle des Eintrags sowohl nach diesem ihrem ursprünglichen Betrage im alten Münzsuße,
als auch nach dem Betrage, den sie nach erfolgter Umrechnung im Vierzehnthalerfuße

baben, auozudrücken. In der Nebenspalte aber, in welcher die Summe in Zahlen ein-

zuschreiben ist, wird der Betrag nur nach der neuen Landeswährung angegeben.

Forderungen in Gold und in gröberen, nach §. 21 des Münzgesehes vom 18. De-

zember 1840 zugelassenen Münzsorten des Zwanzigguldenfußes sind, soweit es nicht schon
geschehen ist, Behufs der Eintragung in das Grund= und Hypothekenbuch nicht umzu-

rechnen. Es ist aber sowohl im Kontexte des Eintrags die Münzsorte zu bemerken, als

auch in der Nebenspalte der darin mit Zissern geschriebenen Summe eine die von der

Landeswährung verschiedene Münzsorte anzeigende kurze Bemerkung beizufügen, 3. B. so:
im Contexte des Eintrags:

„Ein Tausend Thaler in Louisd'ors zu Fünf Thaler gerechnek“,
und in der Nebenspalte:

„1000 Thaler in Golde.“
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8. 99.
Zu dens. 88.

Bei dem Geschäfte der Sammlung, Sichtung und Zusammenstellung der Materla-
lien für die Grund= und Hypothekenbücher werden die Grund= und Hypothekenbehörden

am Zweckmähigsten zu Werke gehen, wenn sie sich dazu Sammelbogen halten, dergleichen
für jedes Grundstück, welches ein eignes Folium im Grund= und Hypothekenbuche erhal-
ten soll, einer oder mehrere angelegt werden, und aus denen sodann der Entwurf emes

jeden Foliums mit leichterer Mühe und zugleich mit größterer Sicherheit hergestellt wer-
den kaun, als es ohne ein solches Hülfsmiltel möglich sein würde.

Dieser Entwurf braucht nicht das größere Format des Grund= und Hypothekenbuchs
zu erhalten, sondern kaun in gewöhnlichem Aktenformate gemacht werden, im Uebrigen
aber muß er ganz nach dem vorgeschriebenen Formulare eingerichtet sein und das Folium
in allen drei Rubriken so, wie es im Grund= und Hypothekenbuche selbst erscheinen soll,

vollständig darstellen.
8. 100.

Zu Ss. 227 ff. des Ges.

Die Grund= und Hypothekenbehörden haben den Grundllücksbesiern auf Verlangen
auch Abschrinen von dem Entwurke der Folien ihrer Grundstücke gegen taxmäßige Ver-
gütung innerhalb der zur Erklärung über Anerkennung des Entwurfs bestimmten Frist
zu erhheilen.
Den hypothekarischen Gläubigern und andern Realberechtigten außer dem Besiper

sind ebenfalls dergleichen Abschristen von dem Entwurse der Folien der Grundstücke, an
denen ihr Recht besteht, auf Verlangen zu ertheilen.

8. 101.
Au s. 230 des Ges.

Der Vorschrist im erüen Sate des §. 230 des Gesetzes wird auf die Weise genugt,
daß im Contexie des Eintrags des bestrinenen Gegenstandes zusahweise bemerkt wird:

„der Besiper hat der Eintragung widersprochen.“
Wird in der Folge der Widersoruch geboben, während die Eintragung selbst bestehen
bleibt, so giebt dieses in Hinsicht auf den nunmehr beseitigten Widenspruch Anlaß zu
cinem Löschungseintrage (F. 190 des Gesetzes), auf welchen neben dem die Bemerkung
des Widerspruchs mit enthaltenden ursprünglichen Eintrage in der Spalie der Anmerk-
ungen mit den Worten: „der Widerspruch gelöscht“ zu verweisen ist.

S. 102.
Zu S. 231. des Ges.

Nach Inhalt des §. 231 des Gesetzes werden dicjenigen Theile des Entwurfs, wel-
che vom Besitzer anerkannt worden oder doch innerhalb der Präklusivfrist unwidersprochen
geblieben sind, als vorläufig (5§. 232 ff. des Gesetzco) seststehend und abgeschlossen be-
machtet. Es ist aber dem Besiper unbenommen, seine Einwendungen und Einreden da-
hegen durch Protestationen, Löschungs, oder andere geeignete Amträge geliend zu machen.

Aubring u dieser Art, welche noch vor Eröffnung des Grund= und Hypothekenbuchs
oder des betnffenden Foliums einkommen, sind nach §. 275 des Gesetzes zu behandeln,

6 30
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und die daruber stattfindenden Verhandlungen werden nicht in die Grund- und Hypo-
thekenbuchsalten (8. 237 des Geseßes), sondern in die Kauf- und Hypothekenprolokolle
oder Protestationsakten aufgenommen-

8. 103.
Zu 8. 232 des Ges.

a. Ehe die in §. 232 des Gesetzes vorgeschriebene öffentliche Bekannkmachung er-
folgt, ist der Entwurf des Grund= und Hypothekenbuchs dem Appellationsgericht zur
Prüfung vorzulegen und zu diesem Behufe mit den Grund= und Hypothekenbuchsakten
(C. 237 des Gesetzes) an dasselbe einzusenden.

b. Um die Druckaufwände, welche der öffentliche Aufruf verursacht, zu mindern, ha-
ben die Grund= und Hypothekenbehörden die Bekanntmachungen möglichst kurz und zu-

sammen zu fassen. Sie haben namentlich ihre Einrichtung dabin zu treffen, daß in ei-
ner und derselben Bekanntmachung die Grund= und Hypothekenbuchsfolien möglichst vie-
ler Ortschaften auf Einmal zum Aufruf gebracht werden.

4 8. 104.

Zu 8. 234 des Ges.

a. In Hinsicht auf die Form, in welcher nach der Bestimmung iin zweiten Satze
des §. 234 des Gesehes von der noch unerledigten Einwendung Bemerkung im Grund-
und Hypothekenbuche zu machen ist, finden je nach Verschiedenheit des Falles die oben
in §6§. 92, 101 dieser Verordnung gegebenen Vorschristen analoge Anwendung, im Ue-
brigen haben die Grund= und Hypothekenbehörden in Betreff der auf den öffentlichen
Aufruf angezeigten Einwendungen gegen den Entwurf des Grund= und Hypothekenbuchs
die Vorschristen in §. 151 des Gesetes und §. 47 dieser Verordnung ebenfalls zu befolgen.

b. Einträge, welche in Folge angebrachter Erinnerungen sich ganz und gar erledi-
gen, werden gar nicht, solche Einträge hingegen, welche in Folge angebrachter Erinner-
ungen in einem oder dem andern Punkte zu berichtigen sind, in der dieser Berichtigung
entsprechenden veränderten Fassung aus dem Entwurfe in das Grund= und Hypotheken-

buch übergetragen.
8. 105.

Zu §. 235 des Ges.

Diejenigen Grundstücksfolien, deren Einschreibung wegen angemeldeter Einwendun-
gen ausgesetzt werden mußte, sind unverzüglich nach deren Erledigung (5. 235 des Ge-
sepes) in's Grund= und Hypothekenbuch überzutragen.

8. 106.
8. 236 des Ges.

Die Abschließung der Einträge, welche den Inhalt des Foliums bei Anlegung des
Grund= und Hypothekenbuchs ausmachen, geschieht in allen drei Rubriken durch zwei
Querlinien über die ganze Breite der Blattseite, das Dalum der geschebenen Einschreib-

ungdes Foliums wird zwischen diesen beiden Querlinien in die mittlere Spalte geschrieben.

8. 107.
Zu §. 237 des Ges.

Die bei den Grund= und Hypothekenbehörden während der Zeit bis zur Eröffnung
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des Grund= und Hypothekenbuchs (§. 235 des Gesehes) vorkommenden Besipveränder-
ungen, Hypothekenbestellungen, Cessionen, Löschungen, Ediktalverfahren wegen Kassatlon
alter Hppotheken u. s. w. sind mit den durch den Zweck der Anlegung des Grund= und

Hpypotbekenbuchs unmittelbar gebotenen Erörkerungen und Verhandlungen nicht zu ver-
mischen, die darauf bezüglichen Verhandlungen kommen daher gar nicht zu den Grund-
und Hypothekenbuchsakten.

Auch die Anmeldung Küuschweigender Hypotbeken nach §. 250 ff. des Gesebes ge-
bören nicht in die Grund= und Hypothekenbuchsakten, sondern sind getrennt von den
Verhandlungen, welche allein den Inhalt dieser Akten nach §F. 237 des Gesetzes bilden
sollen, in besondern Akten zu verhandeln. Jedoch wird den Grund= und Hvpothekenbe-

börden empfohlen, von allen dergleichen in. der Zwischenzeit vorkommenden Geschäften in
den Sammelbogen (s. §. 99 dieser Verordnung) Bemerkung zu machen, damit die da-
durch vorgegangenen Veränderungen bei endlicher Redaktion des Entwurfs nicht elwa
übersehen werden.

8. 108.
Zu §. 239 des Ges.

a. Das Appellationsgericht wird öftere Revisionen der Unterbehörden vornehmen,
um sich von dem Fortgange des Geschäfts bei Anlegung der Grund= und Hvpotheken-

bücher und der Art und Weise, wie dabel verfahren wird, Kenniniß zu verschaffen, auch

die hierbei etwa begangenen Säumnisse oder Unregelmäßigkeiten zu entdecken und abzustellen.
b. Auch haben sämmtliche Gerichtsbehörden, welchen als Grund- und Oyppotheken-

behörden die Anlegung von Grund= und Hypothekenbüchern obliegt, während der Dauer
dieses Geschäfts jährlich im Laufe des Monaks Juli dem Appellationsgericht darüber An-
zelge zu erstakten, wie weit das Geschäft bei ihnen gediehen ist.

8. 109.
Zu F. 243 des Ges.

Will der Betheiligte, welcher zur Bezahlungder Kosten angehalten werden soll, sich
hierbei nicht beruhigen, so steht ihm gegen die Anordnung des Appellationsgerichts der
Rekurs auf Unsern Ausspruch offen.

8. 110.
Ju s88. 254 und 255 ded Ges.

H, Mit der Vublikation gegenwärtiger Verordnung trilt das Gesetz, dem sie gilt,
dergestalt in Wirksamkeit, daß mit der Anlegung der neuen Grund= und Hypothekenbü-
cher und den dazu nöthigen Arbeiten nach den im IViten Abschnitie gegebenen Bestimm-
ungen unverweilt zu beginnen ist.

Was den übrigen Inhalt des Gesetzes betrifft, so finden von dem Zeitpunkte an,
wo die einzelnen Grundstücksfolien aus dem Entwurf in das Grund= und Hypotheken-

buch eingeschrieben sein werden, und somit dieses für sie eröffnet ist (§. 235 des Gesetzes),
für die betreffenden Grundstücke und alle aus dem Grund= und Hypothekenbuche zu be-

urtheilenden Rochtsverhältnisse derselben die Bestimmungen des Gesetzes volle Anwendung;
dieses gilt insonderheit auch von der mit demselben bekannt gemachten Taxordnung der
Gerichtsgebühren in Grund= und Oypothekensachen. Vorstehende Regel leidet jedoch fol-
gende Ausnahmen:

30%
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a. Die Bestimmungen in 8§. 70 und 71 des Geseßzes treten, soweit sie nicht schon

nach zeitherigem Nechte gelten, schon mit dem 1. Jannar 1859 in Wirksamkeit, derge-
stalt, daß sie in allen nach dem 31. Dezember 1858 durch össentliche Vorladung der
Gläubiger eröffneten Konkursen anzuwenden sind. Wäre sedoch wegen älterer als drei-
jähriger Rücküände von Auszugsgebührnissen oder Renten vor dem 1. Januar 1859
schon Klage erhoben gewesen, lebtere auch ohne Unterbrechung fortgestellt worden, so sind
diese Rückstände, insoweitsienicht blos auf drei Jahre, sondern noch weiter zurück auf

prioritätische Befriedicung nach den bisherigen Geseten Anspruch gehabt hälen, in jener
bisherigen Maaße auch in Konkursen, die erst nach dem 31. Dezember 1858 eröffnet
werden, anzusetzen und zu befriedigen.

b. Die Besiimmungen der §§. 123, 124, 125 des Gesetzes treten sofort mit der
#uun dieser Verordnung in Kraft.

2) Von dem Zeitwunkte an, zu welchem das Grund= und Hypotbekenbuch eröffnet
ist (s. vorsiehend unter 1), sind die Grundstücke, für die es eröffnet ist, in den Urkunden

über die sie betreffenden Rechtsgeschäfte mit den Aummer-Beeichnungen, die ihnen im
Grund= und Hyppothekenbuche beigelegt sind, aufzuführen

Es genügt hiernach, wenn Grundstückskomplexe und selbslündige Grundsüücke, wel-
che ein eignes Folium zugetheilt erhalten haben, mit der Grundbuchsnummer benannt
werden. Sind aber bloh solche Grundstücke, welche als Theile oder Zubehörungen eines
Komplexes oder andern Grundstücks im Grund= und Hypotbekenbuche eingetragensind,

Gegenstand des zu beurkundenden Rechtsgeschäfts, so sind außer der Grundbuchsnummer

auch noch die Nummern oder Buchsabenbezeichmungen, welche ihnen im Grundslücksver-
zeichnisse oder Flurbuche beigelegt sind, anzugeben

3) Die Bestimmung eines Zeiwunkts, 4 zu welchem die Anlegung der Grund-

und Hypothekenbücher im ganzen Lande zu Stande gebracht sein muß, wird für jewßzt
noch vorbehallen.

8. 111.

Zur Tagxordnung.
ZuS. 5 f.

Bei den Verhandlungen, welche zur Fesistellung des Kapitalwerths von eiuget
oder Rentenleistungen Statt sinden, mögen sich die Gerichte der Bestimmungen im §.

dieser verordnung bedienen.rkundlich haben Wir diese Verordnung unter Beidrückung Unsers Fürsil. Siegels
vollzogen und die öffentliche Kundmachung derselben befohlen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 22. November 1858.

L. S.) Heinrich LXVII.
v. Geldern.
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wenn

der Auszug oder die Rente einen Jahresgeldwerth hat

von einem bis zehn Thaler.
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oder der Rente, wenn der Auszug oder die Rente einen Jahresgeldwerth hat von
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Gesetz sammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 211.

1) Ministerial-Bekanntmachung,
vom 15. Januar 1859,

die zollvereinsgesetzlichendtnen über den Eisenbahn-etr.

Mit Rückücht auf die bevorsiehende Eröffnung der Gera-Weissenfelser Eisenbahn wer-

den die in den Zollvereinsstaaten giltigen Anordnungen über die Behandlung des Gü-

ter= und Effektentransports auf den Eisenbahnen, bestehend in

dem zuerit vercinbarken allgemeinen Regulative wegen dieses Gegenstands,

der dazu gehörigen Anweisung,
den zu Folge neuerer Verabredungen in Kraft getretenen Nachtragsbestimmun-

gen zu dem Regulative und der Anweisung

zur Kenntnißnahme und Nachachtung öfsentlich bekannt gemacht.

Dem Fürstlichen Steueramte hierseltst wird in Folge besonderen Uebereinkommens

rie Befugniß zur gollamtlichen Abfertigung der auf der Eisenbahn eingehenden und aus-

gebenden Güter in derselben Weise, wie dies nach §. 5 des Regulatlos hinsichtlich der

Hauptämter im Junern zulässig ist, beigelegt werden.

Gera, den 15. Januar 1859.

Fürstlich Reuß- Vauisches Ministerium.v. eldern.
Munch.

Auspegeben den 19. Januar 1859. 3l
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Allgemeines Negulativ
über die

Behandlung bes Güter- und Effekten-Transportes auf den Eisen-
bahnen in Bezug auf das Zollwesen.

Zur Erleichterung des Verkehres auf den Eisenbahnen werden, unter Modifkation

der für den gewöhnlichen Verkehr bestehenden Bestimmungen über die Zoll-Abfertigung

und Kontrole, solgende Vorschriften ertheilt:

I. Allgemeine Bestimmungen.

1) Transport-Mittel.
a. Wie solche beschaffen sein müssen.

8. 1.

Die zum Transport von Frachtgülern und von Passagier-EffektenaufdenEisen-

bahnen bestimmten Wagen, welche die Zollgrenze uberschreiten und deren Ladungen nach

Vorschrift dieses Regulatives behandelt werden sollen, müssen so eingerichtet sein, daß sie
von der Zollbehorde durch anzulegende Schlosser leicht und so sicher unter Verschluß ge-

nommen werden können, daß ohne vorherige Lösung dieses Verschlusses die Oeffnung der

Wagen nicht erfolgen kann.
Weder in diesen Gürerwagen, noch in den Lokomotiven und den dazu gehörigen

Tendern dürsen sich geheime oder schwer zu entdeckende, zur Aufnahme von Gütern oder

Esfekten geeignete Räume befinden.

Jede Eisenbahnverwalkunghatdieihrzugehörigen Gütenvagen an denbeiden Län-
genseiten mit einem, ihr Eigenthum an deuselben kundgebenden Zeichen und mit einer

sorklaufenden Nummer bezeichnen zu lassen.

Befinden sich in einem Güterwagen mehre ven einander geschiedene Abtheilungen,

so wird jede der lehteren durch einen Buchstaben bezeichnet. Alle diese Bezeichnungen

müssen so gemacht werden, daß sie leicht in die Augen fallen.

Personenwagen, welche die Zollgrenze überschreiten, dürfen außer den gewöhnlichen

Seitentaschen, besondere zur Aufnahme von Gütern oder Effekten geeignete Räume nicht

enthalten.
b. Deren Komrolirung.

Die Jollbehörde kann zu jeder Zeit verlangen, daß ihr sowohl die Güter, wie die
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Personen-Wagen, inglelchen die Lokomotlven und Tender, zur Besichtigung geslellt wer-

den. Ergeben sich bei dieser Besichtigung Abwelchungen von den im §. 1 enthaltenen

Vorschriften, so wird die fernere Benuhung des vorschriftswidrig befundenen Transports-=

Müttels von der Jollbehörde untersagt.

2) Stations-Plätze und Haltestellen.

8. 3.

Die Punkte, an welchen sich Stations-Pläße oder Haltestellen befinden, sowie jede

beabsichtigte Vermehrung, Verminderung oder Verlegung derselben weren der Zeoll.Di-
rektiv-Behörde, in deren Verwaltungsbezirke die Stations.Plähe und Haliestellen belegen

sind, von der Eisenbahnverwaltung schriftlich angegeigt.

Die Stations-Plätze oder Haltestellen, an denen Wagenzüge, auf welche die Vor-
schristen dieses Regulatives Anwendung finden, anhalten, oder zum Zwecke der Abladung

oder Zuladung sich aufhalten sollen, unterliegen der Genehmigung der Zoll-Direktiv-Be-

börde. An anderen Punkten dürfen solche Wagenzüge nur im Falle höherer Gewalt

anhalten oder Waaren abladen und zuladen.

3) Transport-Zeitl.

8. 4.

Der Transport von Frachtgütern und Passagler-Effekten über die Zollgrenze und

innerhalb des Grenzbezlrkes ist in der Regel auf die Tageszeit (F. 86 der Zollordnung)

beschränkt. Tritt das Bedürfniß einer Ausdehnung dieser Transport,Frist hervor, so wird

dieselbe, diesem Bedürfnisse entsprechend, bewilligt werden.
Wagenzüge, auf welchen vom Auslande eingegangene, noch nicht zollamtlich abge-

sertigte Gegenstände enthalten sind, dürfen zwischen der Zollgrenze und dem Beslimmungs-
orte nur auf den von der Zoll-Direktiv.Behörde genehmigten Bahnhöfen übernachten und

werden daselbst der nöthigen Zollaufücht unterworfen. Die Eisenbahnverwaltung hat die

von der Jollbehörde zu diesem Zwecke für usthig erachteten Einrichtungen auf ihre Ko-
sien zu treffen.

Von den unter Berücksichtigung vorstehender Bestimmungen festzustellenden Fahrplaä-

nen, ingleichen von jeder Abänderung derselben, hat die Eisenbahnvenwaltung, bevor sol-

che zur Ausführung kommen, der Joll-Direktiv-Behörde, sowie den Hauptämtern, inde-

ren Bezirken sich Stations-Pläpe oder Hallestellen befinden,schriftliche Anzelge zu machen.
Von etwa vorkommenden Extra--Zügen hat die Eisenbahnverwaltung sämmtlichen an

der Eisenbehn belegenen Abfertigungsstellen (§. 5) so zeilig schriftliche Anzeige zu erstat-
ten, daß die erforderlichen zollamklichen Anordnungen noch vor der Ankunft des Zuges

getrofsen werden können.
31%



218

4) Abfertigungsstellen.

8. 5.

Die zollamtliche Abfertigung der auf der Eisenbahn eingehenden und ausgehenden

Güter kann nur bei Grenz-Zollämtern oder bel Hauptämtern im Innernmit Niederlage

erfolgen, und zwar bei lepteren nur in dem Falle, wenn diese Güter in dem nämlichen

Wagen, beziehungsweise der nämlichen Wagenabtheilung (.11), in welchem sie über die

Grenze eingegangen sind und ohne daß unterweges der Verschluß (C. 7) abgenommen

oder irgend eine Veränderung mit der Ladung vorgenommen zu werden braucht, bis zur

Abfertigungsstelle gelangen. Die zu diesen Abfertigungen besugten Aemter werden von

der Zoll-Direktiv-Behörde bekannt gemacht.

Auf den für die Abfertigung bestimmten Stations-Pläten hat die Eisenbahnverwalt-
ung diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche erforderlich sind, um während der Dauer

der Abfeltigung den Zutritt des Publikums zu den Näumen, in welchen dieselbe Statt

sindet, zu verbindern. Auch ist die Eisenbahnverwaltung verpflichtet, auf diesen Pläßen,

sowohl zur Revision als zur einsiweiligen Niederlegung der nicht sofort zur Abfertigung

gelangenden Gegenstände, für Räume zu sorgen, welche von der Jollbehörde dazu als

geeigaet anerkannt werden. Die zur einstweiligen Niederlegung bestimmten Räume müs-

fsen verschließbar sein und werden von der Zollbehörde undder Eiseubabuverwaltung un-

ter Verschluß gehalten.

5) Abfertigungssiunden.
S. 6.

Die in den S§. 111 und 112 der Jollordnung festgesepten Geschäftsstunden wer-

den für die im F. 5 genannten Aemter dahin erweitert, daß die Abfertigung der Passa-

gier-Effekten, sowie der ankommenden und unter Wagenverschluß (§. 7) sofort welter ge-

benden Frachtgüter gleich nach dem Eintreffen des Zuges zu jeder Zeit, auch an Sonn-

und Fest-Tagen, bewirkt werden muß.

6) Amtlicher Verschluß.

8. 7.

Die Verschließung der Wagen und einzelner Wagenabtheilungen, sowie der in den

S. 4 und 5 erwähnten Räume für die nächtliche Aufbewahrung von Wagenzügen und

für die Aufbewabrung von Gütern und Effekten findet mittelst besonderer Schlösser

Statt.

Die Kosien der Verschlußeinrichtung und der Schlösser pat die Eisenbabnverwaltung

zu tragen.
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7) Amntliche Beglettung.
8. 8.

Begleitung der Wagenzüge durch Zollbeamte findet Statt:

4) auf der zwischen der Zollgrenze und dem Grenz-Eingangsamte belegenen Strecke,

sofern dieselbe von dem letztern nicht überzeugend beobachtet werden kann, und

zwar

) bel dem Eingange immer,

b) bei dem Ausgange, wenn Güler befördert werden, deren Ausgang amtlich

zu erveisen ist,

2) auf allen andern Strecken, auf welchen dieses in einzelnen Fällen vom Abser-

tigungsamte angeordnet wird.

Den Begleitern muß ein Sitzplatz auf einem der Wagen nach ihrer Wahl, und

den von der Begleitung zurückkehreuden Beamten ein Platz in einem der Personenwa-

gen mittlerer Klasse unentgeldlich elngeräumt werden.

8) Besondere Befugnisse der oberen Zollbeamten.

8. 9.

Diejenigen Oberbeamten der Jollverwaltung, welche mit der Kontrole des Verkehrcs

auf der Eisenbahn und der die Abfertigung desselben bewirkenden Zo#lstellen besonders

beaustragt worden und sich darüber gegen die Angestellten der Eisenbahn durch eine von

der Zoll-Direktiv-Behörde ausgestellte Legitimations-Karte ausweisen, sind besugt, zum

Zwecke dienstlicher Revisionen oder Nachforschungen, die Wagenzüge an den Stalions=

Pläpen und Haltestellen so lange zurückzubalten, als die von ihnen für usthig erachtete

und möglichst zu beschleunigende Amtsverrichtung solches erferdert.
Die bei den Wagenzügen oder auf den Stations-Plätzen oder Haltestellen anwe-

senden Angestellten der Eisenbahnverwaltungen sind in solchen Fällen verpflichtet, auf die

von Seiten der Zollbeamten an sie ergehende Anforderung bereitwillig Auskunft zu er-

tbeilen und Hülfe zu leisten.

Nicht minder Und die auf die bezeichnete Art legitimirten Jollbcamten befugt, in-

nerhalb der geseplichen Tageszeit alle auf den Stations-Plätzen und Haltestellen vorban-

denen Gebände und Lekale, soweit solche zu Zwecken des Eisenbahndienstes und nicht

blos zu Wohnungen benußt werden, ohne die Beobachtung weiterer Förmlichkeiten, zu

betreten und darin die ven ihnen für nöthig erachteten Naächforschungen vorzunehmen.

Dieselbe Vefugniß sieht ihnen auf solchen Stations, Plätzen und Haltestellen, welche ven.
Nachtzügen berührt werden, auch zur Nachtzeit zu.

Jeder Inhaber einer Legitimaliens Karte der erwähnken Art muß innerhall derie-
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nigen Strecke der Eisenbahn, welche auf der Karte bezeichnet ist, in belderlei Richtun-

gen, in einem Personenwagen zwelter Klasse unentgeltlich befördert werden.

II. Besondere Vorschriften über die Abferkigung.

A. Einganv vom Ausc lande.
1) Verladung der Gnter.

8. 10.

Sämmiliche Frachtgüter und Passagier-Effekten, welche auf der Eisenbahn eingehen
sollen, müssen schön im Auslande in Güterwagen (F. 1) verladen werden. Bei Ueber-

schreitung der Landesgrenze dürfen sich in den Personenwagen nur solche und zwar nicht

zollvflichtige Kleinigkeiten befinden, welche Reisende in der Hand oder sonst unverpackt

bei sich führen. Auf den Lokomotiven und in den dazu gehörigen Tendern dürfen nur

Gegenstände vorhanden sein, welche die Angesiellten oder Arbeiter der Eisenbahnverwalt-

ung auf der Fahrt selst.zueigenemGebrauche oder zu dienstlichen Zwecken nöthig haben.
Eine Ausnahme hiervon findet nur hinsichtlich der auf der Eisenbahn beförderten

Neisewagen der mit dem nämlichen Zuge reisenden Passagiere dahin Stan, daß die Rei-
sewagen mit dem darauf befindlichen Gepäcke elngehen dürfen. ·

Güter und Essekten, welche sich außerdem anderswo als in den Güterwagen vor-

finden, werden als Gegenstand einer verübten Zoll-Defraude angesehen.

8. 11.

Frachtgüter und Passagier-Effekten, sowie Frachtgüter, welche an verschiedenen Ok-

ten zollamtlich abgefertigt werden sollen (§.5), dürsen nicht in einem und demselben Wa-

gen verladen werden, es sei denn, daß ein Wagen gewählt werde, in welchem sich von

einander geschiedene“, besonders verschließbare Abtheilungen (F. 1) befinden, in welche

Frachtgüter und Passagier. Effekten, beziehungsweise die nach verschiedenen Abfertigungs-
orten besiimmten Frachtgüter gesondert verladen werden.

2) Ordnung der Wagen.
8. 12.

Die einen Zug bildenden Wagen müssen möglichst so geordnet werden, daß

1) sämmtliche vom Auslande eingehenden Gütenwagen, ohne Unterbrechung durch an-

dere Wagen, hintereinander folgen, und
2) die bei dem Grenz-Zollamte und an den anderen Abfertigungsorten zurückblei-

benden Güterwagen mit beichtigkeit von dem Zuge getreunt werden können.

3) Abfertigung bei dem Grenz-Zollamte.
a. Abschließung des dazu bestimmten Raumes.

13

Sobald ein Wagenzug auf dem Bahnhofe des Grenz-Zollamts angekommen ist,
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wird der Thell des Bahnhoses, in welchem der Zug anhalt, fur den Zutritt aller ande-

ren Personen, als der des Dienstes wegen anwesenden Zollbeamten und der Eisenbahn=

angestellten, abgeschlossen (vergl. §. 5) und der für die mitgekommenen Passagiere be-

slmmte Ausgang unter die Aussicht der Zollbehörde gestellt.
Die Zulassung anderer Personen zu dem abgeschlossenen Raume darf erst nach Be-

endigung der in den §§. 14 bis 17 erwähnten zollamtlichen Verrichtungen Statt finden.

b. Anmeldung der Ladung.

8. 14.

Unmittelbar nachdem der Zug im VBahnhofe zum Stillstand gekemmen ist, übergiebt

der Zugführer oder der den Zug begleitende Packmeister dem Grenz-Zollamte vollsändi-

u, in deutscher Sprache versaßte und mit Datum und Unterschrift versehene Ladungs=

verzeichnisse über die Frachtgüter nach dem aulicgenden Formular.
Diese Ladungsverzeichuisse müssen die verladenen Kolli nach Verpackungsart, Zei-

chen oder Nummer, Inhalt und Brutto-Gewicht in Uebereinstimmung mit den Fracht-

 briefen nachweisen, die Gesammtzahl derselben angeben, dasjenige Anit bezeichnen, bei

welchem die Abfertigung verlangt wird, und die Ladung entweder alo gewöhnliches Fracht-

gut oder als Eilgut bezeichnen. Sie müssen serner den oder die Wagen oder Wagen-

abtheilungen, in welche die Kolli verladen sind, nach Zeichen, Nummer und beziehungs-

weise Buchstaben angeben.
Ein jedes Ladungsverzeichniß darf nur solche Güter enthalten, welche nach einem

und demselben Abfertigungsorte bestimmt sind.

Sämmtliche Ladungsverzeichnisse sind doppelt auszufertigen; der einen Ausfertigung

müssen die Frächtbriese über die darin verzeichneten Güter beigefügt sein.
Poststücke, welche unter Begleitung eines Staats-Postbeamten in besonderen Wagen

befördert werden,bleiben von der Ausnahme in die Ladungsverzeichnisse ausgeschlossen.

c. Revision der Personenwagen und Sonderung der Güterwagen.

. 15

Während der Berichtigung des Anmeldepunktes (§.14) werden die Personenwagen.

Lokomotiven und Tender revidirt und diejenigen Wagen, deren Ladungen bei dem Grenz-

JZollamte nach den Vorschriften der Zollordnung abgefertigt werden sollen, von denjeni-

gen gesondert, deren Lakungen erst auf weiter gelegenen Stationen (§. 5) diese Abser-
· erhalten sollen.

tigung h d. Abserligung.

o#. Der *
Nachdem die Reisenden ausgefordert 7 die zollpflichtigen Gegenstände, welche
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sie bei sich fuhren, zu deklariren, werden die Effelten derselben revidirt und, nach be-

wirkier Verzollung der vorgefundenen zollpflichtigen Gegenstande, in freien Verkehr ge-

fetzt. Die Effekten der mit demselben Zuge weiter fahrenden Reisenden gehen bei dieser

Alfertigung den Effekten derjenigen Reisenden vor, welche die Eisenbahn am Grenz-

Eingangsamte verlassen.
Finden sich bei einzelnen weiter gehenden Reisenden zollpflichtige Gegenstände in

solcher Mannichfaltigkeit rder Menge vor, daß deren sofortige Abfertigung mehr Zelt er-

ferdern würde, als zum Verweilen des Wagenzuges bestimmt ist, so müssen dergleichen

(Gegenstände einsiweilen zurückbleiben, um — auf vorgängige Deklaration des Reisenden

eder eines Beaustragten desselben — nach dem Abgange des Zuges abgefertigt und mit

dem nächfifolgenden Wagenzuge weiter befördert zu werden.

Als Passagier-Essekten im Sinne dieses Regulatives werden mur diejenigen Esfek-

ten angesehen, deren Eigenihümer sich als Reisende in dem nämlichen Wagenzuge bekin-

den. Reise, Effekten, welche ohne gleichzeitige Beförderung ihres Eigenthümers auf der
Eisenbahn transportirt werden, gehören zu dem Frachtgute.

1#. Der auf der Eisenbahn weiter gehenden Güterwagen.

8. 17.

Demnächst werden die Wagen, in welchen sich die zur Abfertigung bei den verschie-

denen Abkfertigungsstellen im Innern (F. 5) bestimmten Frachtgüter befinden, nach der

Vorschrist im F. 7 unter amtlichen Verschluß gesett.

Der Zugsührer, unter dessen Leitung der Zug vom Grenz-Eingangsamte weiter

gebt, oder der den letztern begleitende Packmeister unterzeichnet die, nach Vorschrift des
§. 14 über die Ladung dieser Wagen übergebenen Ladungsverzeichnisse und übernimmt

dadurch in Vollmacht der Eisenbahnverwaltung die Verpflichtung, die in diesen Verzeich-

nissen genaunten Wagen zur planmäßigen Zeit, in vorschriftsmäßigem Zustande und mit

unwerletztem Verschlusse den betrefsenden Abfertigungsämtern zu gestellen, widrigenfalls
aber für die Entrichtung des höchsten tarifmäßigen Eingangszolles von dem Gewichte

der in dem Verzeichnisse nachgewiesenen Waaren zu haften.

Es werden sowohl die Ladungsverzeichnisse mit den dazu gehörigen Frachtbriefen,

als auch die Schlüssel zu dem zum Wagenverschlusse verwendeten Schlössern, amtlich ver-

schlossen, an die betressenden Abfertigungsstellen adrefürt und nebst den vom Grenz-Joll-

B. amte nach dem anliegenden Formular ausgefertigten Ansagezetteln dem Zugführer, be-

FFRlehungsweise Packmeister, zur Abgabe an die Absertigungsstellen, gegen Bescheinigung
übergeben. Die von dem Zugführer, beziehungsweise Packmeister in Vollmacht der Ei-

senbahnverwaltung übernommene Bewflichtung soll sich auf die richtige Ablieferung der
Schlässel mit unverletztem Verschlusse dergestalt ausdrücklich mlt bezlehen, daß die unter-
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bliebene Ablieferung oder die Verlezung des Verschlusses derselben für die Elsenhahnver-

waltung und ihren Bevollmächtigten die nämlichen rechtlichen Folgen nach sich zleht, wie
die unmittelbare Verletung des Verschlusses derjenigen Wagen, zu welchen die dem Be-

vollmächtigten unter Verschluß anvertrauten Schlüssel gehören.

cc. Der zurückgebliebenen Frachtgüter.

Nach Abserklgung des weiter gehenden Wagenzuges, jedenfalls vor Ankunft des

nächstfolgenden Zuges, sind die zurückgebliebenen Frachtgüter dem Grenz-Zollamte Sei-

kens der Eisenbahnverwaltung durch einen dazu von ihr Bevollmächtigten nach denVor-
schriften der Zollorduung zu deklariren, worauf die Abfertigung nach eben dlesen Vor-

schriften erfolgt.
Sollie in einzelnen Fällen die Abfertigung nicht am nämlichen Tage vollständig be-

wirkt werden können, so werden die Güter unter Miwerschluß des Grenz-Zollamtes

. 5) aufbewahrt.

4) Abfertigung bei den weiteren Abfertigungsslellen.

a. Abschließung des dazu bestimmten Raumes und Sonderung der Güterwagen.

S. 19.

Gleich nach der Ankunst des Wagenzuges auf dem Bahnhofe der Abfertigungssielle

übbergiebt der Zugführer, beziehungsweise Packmeisier, dem Zoll= (Steuer-) Amte die an

dasselbe adressirten Schlüssel und Papiere (§. 17). Der nach §. 5 zur Abfertigung be-

stimmte Theil des Bahnhofes wird abgeschlossen und nach den Bestimmungen im §. 13

so lange verschlossen gehalten, bis die Sonderung derjenigen Wagen, deren Ladungen zur
Abfertigung bestimmt sind, von den mit dem nämlichen Zuge ohne Abfertigung weiter

gehenden Wagen erfolgt ist.

b. Absertigung der zurückgebliebenen Frachtgter.

8. 20.

Die zur Abfertigung bestimmten Wagen werden in Beziehung auf ihren Verschluß

und ihre äußere Beschaffenbeit revidirt.

Vor Ankunft des nächstfolgenden Zuges werden die Frachtgüter dem Abfertigungs-

amte Seitens der Eisenbahnverwallung durch einen von ihr Bevollmächtigten deklarirk.

Deklaration und Abfertigung erfolgt nach den für die Deklaration und Abfertigung an

der Grenze beitehenden gesehlichen Vorschristen.
Sollte in einzelnen Fällen die Absertigung nicht am nämlichen Tage vollständig be-

wirkt werden können, so werden die Güter in der unter Milverschluß der Zollbehörde

siehenden Niederlage (§. 5) aufbewahrt.
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Hat sich bei der Revision der Wagen in Beziehung auf ihren Verschluß und ihre

äußere Beschaffenheit, sowie bei der Enkladung der Wagen zu einer Beanstandung keine

Veranlassung ergeben, so erfolgt die Erledigung des Ladungsverzeichnisses und Ansage-
zettels und deren Rücksendung an das Grenz-Zollamt.

. Verschluhverlehzung.

21

Bei eingekretener Verlehung des Verschlusses kann in Folge des Ladungsverzeich-

nisses (F. 17) für die nach Inhalt dieses Verzeichnisses in den Wagen verladenen Güter

die Entrichtung des höchsten Eingangszolles verlangt werden.

Wird der Verschluß nur durch zufällige Umstände verletzt, so kann der Zugführer

bei dem nächsten kompetenten Joll- oder Steuer-Amte auf genaue Untersuchung des That-

bestandes, Revision der Waaren und neuen Verschluß antragen.

Er läßt sich die darüber aufgenommenen Verhandluugen zur Weiterbeförderung an

diejenige Abfertigungsstelle aushändigen, welcher der Wagen zur Abfertigung zu gestellen
ist. Die dieser Absertigungsstelle vorgesehte Zoll-Direktiv-Behörde wird alodann entschei-

den, in wie fern die angegebene Folge des verletzten Verschlusses eintreten soll oder zu

mildern ist.

B. Ausgang nach dem Auslande.

1) Gegenstände, welche einem Ausgangszolle unkerliegen.

. 22.

Ausgangs-Zollpflichtige Güter dürfen nur nach vorheriger zollordnungsmäßiger De-

klaration und Revision, und nachdem der Ausgangszoll bei einer zu dessen Erhebung be-

fugten Zoll= oder Stener-Stelle entweder entrichtet oder sichergestellt ist, auf der Eisen-

bahn nach dem Auslande befördert werden.

Die solchergestalt abgefertigten Güter können andenjenigen Stationd-Orten, wo sich

eine Absertigungsstelle befindet, auch unter amklicher Aussicht in Güterwagen (F. 1) ver-

laden. und unter Verschluß der Wagen (5. 7) sowie der Schlüssel und Alfertigungspa-

piere (6. 17) in der Art direkt nach dem Auslande abgefertigt werden, dah bei dem

Grenz-Ausgangsamse nur die Rekognition und Lösung des Verschlusses, beziehungsweise

die Entrichtung des Ausgangszolleo Statt findet.

Andere Güter dürfen in diese Güterwagen nicht mit verladen werden.

2. Waaren, deren Außgang amtlich zu erweisen ilt.

8. 23.

Bel der Ausfuhr von Gütern, deren Ausgang amtlich bescheinigt werden muß, fin-
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det sowohl im Versendungs- als im Ansgaugsorte das Verfahren nach der Zollordnung
Stan.

C. Trausport im Inlande.

1) Wnaren im freien Verkehre.

8. 21.

Die gollgesetlichen Bestimmungen in Beziehung auf die Legillmation des Trans-

portes im Grenzbezirke und im Binnenlande kommen auch bei Versendungen mittelst der

Eisenbahn in Anwendung.
Nur zum Transport von Gegenständen auf der Eisenbahn aus dem Binnenlande

in den Grenzbezirk wird der in der Zollordnung vorgeschriebene Ausweis durch Legiei-

mations-Scheine nicht gefordert, dagegen haben die Eisenbahnverwaltungen ihre Register
über die beförderten Frachtgüter der Zoll= (Steuer)= Behörde auf Verlangen vorzulegen.

2) Uebergangssteuenpflichtige Waaren.

8. 25.

Gegenstände, welche bei dem Uebergange aus einem Vereinslande, beziehungsweise
aus einem Steuergebiete in das andere einer Uebergangsabgabe oder einer innern direk-

ten Steuer unterliegen, dürfen nur dann nach einem solchen Vereinslande oder Steuer-

gebiete auf der Eisenbahn befördert werden, wenn sie mit den erforderlichen zoll= oder

sieueramtlichen Absertigungen für den Transport versehen sind.

3) Waoren, auf welchen ein Zollanspruch hastet.

8. 26.

Wenn Guter, auf welchen ein Zollanspruch haftet, mit Begleitscheinen oder anderen,

dieselben vertretenden Bezettelungen von einem Orte, in welchem sich eine Abferligungs-

sielle (6. 5) besindet, nach einem andern an den der Cisenbahn belegenen Orte, in wel-

chem ein Hauptamt mit Niederlage seinen Sip hat, mittelst der Eisenbahn versendet
werden sollen, so können sie unter amtlicher Aussicht in Güterwagen (§. 1) verladen und

unker Verschluß der Wagen (6. 7), sowie der Schlüssel und Abfertigungspapiere (. 17)

in der Art nach dem Bestimmungsorte abgesertigt werden, daß der Wageuverschluß die

Stelle des Collo-Verschlusses verkritt.

Andere Güter dürfen in diese Gütenvagen nicht mit verladen werden.

III. Strafen.

8. 27.

DieBestimmumngen des Zoll-Strafgesetzes kommen auch bei dem Transporte auf den
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Eisenbahnen in Anwendung. Sosern nach den Bestimmungen dieses Gesetzes keine hö-

here Strafe bewirkt ist, werden Uebertretungen der Vorschriften dieses Regulatives durch

Ordnungsstrafen geahndet.
Jede Eisenbahnverwalkung hat, in Gemäßheit des Zoll= Strasgesehzes, für ihre An-

gestellen und Bevöllmächtigten rücklichtlich der Geldbußen, Jollgesälle und Prozeß-Kosten

zu haften, in welche diese Personen wegen Verlehung der, bei Ausführung der ihnen

von den Eiseubahn-Vervaltungen übertragenen Verrichtungen zu beobachtendenVorschrif-
len der Jollgesehe und dieses Regulatives verurtheiit worden sind.

IV. Vorbehalt von Abänderungen.

8. 26

Es bleibt vorbehalten, die Bestimmungen dieses Regulatives denjenigen Abänder-

ungen zu unterwersen, welche die Erfahrung über den Verkehr auf den Eisenbahnen als

im Interesse der Zollsicherheit oder der Verkehrßerleichterung nothwendig oder zweckmößig

ergeben möchte.
A.

(Berlin-Hamburger Eifenbahn.)

Ladungsverzeichniß Nr. (101.)

für in (3 Wagen oder Wagenabtheilungen) befindliches, zum (Güter-) Zuge Kr. (911)

gehöriges (Fracht= oder Eil.) Gut.

Der unterzeichnete Veaustragte der (Berlin-Hamburger.) Eisenbahn-Verwaltung zeigt.
dem (Königlich Preußischen Hauptzoll-) Amte zu (Wittenberge) hierdurch an, daß er die

umsiehend bezeichneten, aus dem Auslande kommenden und zur sollamtlichen Abfertigung

in (Berlin) bestimmten Güter, und zwar in den Güterwagen

Nr. (23)

Nr. (28)

Nr. (31).

geladen hat.

Zuglelch übergiebt derselbe hierbei (14) Stück Frachtbriefe-
(Wittenberge) den (19)ten (Juli) 18151.)

(Unterschrift.)
Zollamtliche Abfertigung-

Dieses Ladungsverzeichniß ist zum AnsagezeltelNr.(319)gehörig.
(Wittenberge) den (19)ten (Juli) 18/51.)

(Königlich Preußisches Gauptgoll-Amt.)
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Nummer a tgelt Marken und r*’mie Angate
Benennung der Waaren. " der Nummemn derj Bwich. der

Positienen. — Kolli. Gell. Piund. Stachttmese.

Summa D

Der unterzeichneie Bevollmächtigte der (Berlin= Hamburger-) Eisenbahnverwaltung
verpflichtet sich hierdurch, die umstehend verzeichneten, mit (sechs) Schlössern verschlossenen

Wagen, sowie die dazu gehörigen, ihm unter amtlichem Verschlusse übergebenen Schlüssel
zur planmäßigen Zeit, in vorschristsmäßigem Zustande und mit unverlehtem Verschlusse

dem (Hauptsteuer-) Amte zu (Berlin) zu gestellen, widrigenfalls aber für die Entrichtung

des höchsten tarismäßigen Eingangszolles von dem Gewichte der umstehend verzeichneten
Waaren zu hasten.

(Winenberge) den (19)ten (Juli) 18451.) (lnterschrift.)

Hierauf besceiaig. das unterzeichnete Amt, daß vorstehendes Ladungsverzeichniß voll-
ständigerledigt est.

(Berlin) den Costen (Julh) 1851.)
(Königlich Preußisches Hauptsteuer-Amt.)

Im Deklarations-Register unter Nr. (49) eingetragen.

Nr (319.)
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B.

Ansagezettel.

Der Bevollmächtigte der (Berlin-Hamburger.) Eisenbahnverwaltung (N. N.) führt
(drei) Wagen, welche zur Abfertigung bei dem (Hauptstener-.) Amte zu (Berlin) be-

stimmt, mit (zwanzig) Colli Güter beladen und, wie unten bemerkt, bezeichnet und ver-

schlossen sind.

Hierbei ein veregeltes Packet mit (zehn) Stück Ladungsverzeichnissen und (vier-

zehn) Stück Frachtbriefen, sowie Cdrei) Schlüssel, amtlich in einer (ledernen Tasche) durch

(zwei Bleye) verschlossen.
Die Abfahrt isi heute (Vormittag um (6) Uhr (30) Minuten effolgt.

Jollverschluß.

(1!) Wagen Nr. (23) Schlösser (zwei)
(1) " (28) - (drei)

() (1) — (iin)

(Wittenberge) den (19)ten (Juli) 18651.)

(Königlich Preußisches Hauptzoll Amy#.

Erledigungs-Attest.

Die umstehend verzeichneten Wagen sind uns heute (Vor.)Mittag 9 Uhr mit un-

verletztem Verschlusse und in vorschriftsmäßigem Zustande übergeben worden. Ingleichen:

4) ein versiegeltes Packet mit Abferkigungspapieren,

2) Orei) Schlüssel zu den Wagen unter dem umstehend verzeichneten Verschlusse.

Die Fracht ist weiter nachgewiesen:

(Berlin) den (20)sien (Zuli) 1851.)

(Königlich Preußisches Hauptsteuer-Amy.
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Anweisung
zur Ausführung des allgemelnen Regulatives über die Behandlung des
Güter= und Effekten-Transportes auf den Eisenbahnen in Bezug auf

das Zollwesen.

1 zu C. 1 des Regulatives.

Die an den Personenwagen vorkommenden Eimichtungen zu Erwärmung des Fuß-

bodens sollen durch die Vorschrift im lehten Absatze dieses Paragraphen nicht unbedingt

ausgeschlossen werden. Sie müssen jedoch dem Grenz-Eingangsamte besonders angemel-
det werden und so beschaffen sein, daß sie ohne Schwierigkeit einer Revision unterwor-

sen werden können. Diese Revision muß jederzeit geschehen, sofern nicht jene Behältnisse,

während sie auher Gebrauche sind, unter amtlichen Verschluß gehalten werden.

2 zu 6. 2.

Es werden durch die Zoll. Direktiv-Behörde für jede Eisenbahn, soweit es nicht schon

geschehen ist, diejenigen Zoll- und Steuer-Stellen bezeichnet werden, welche mit der Prüf-

ung der vorschriftsmäßigen Einrichtung der Wagen, Lokomotiven und Tender besonders

beauftragt sind.

3 zu K. 1.

Die Genehmigung zur regelmäßigen Beförderung von Frachtpütern und Passa-

gier-Effekten über die Zollgrenze und innerhalb deo Grenzbezirkes außer der geseblichen

Tageszeit kann nur von der Zoll-Direktiv-Behörde ertheilt werden.

Bei außerordentlichen, durch besondern Andrang veranlaßten Güterzügen,
sowle, im Falle unverschuldeter Verspätung, bei regelmäßigen Güterzügen, ist der Vor-

stand des Grenz-Zollamtes zur Ertheilung dieser Genehmigung befugt.

Bel außerordentlichen Per sonenzügen, mit welchen keine Frachtgüter, son-
dern uur Passagier-Essekten befördert werden, bedarf es nur der in dem leyten Absate

des 8. 4 vorgeschriebenen Anzeige.

4 zu §. 5.

A. Wo der Schtenenstrang nicht bis zu dem Diensilokal des Hauptamtes geföhrt ist,

wird in der Regel auf dem Bahnhofe eine Absertigungsstelle errichtet werden, welche
unker Leitung eines Oberbeamten, im Namen, unter der Controle und mit den

Besugnissen eines Hanptamtes fungirt.

Wo jedoch die Errichtung einer solchen Abfertigungsstelle mit Rücksicht auf den

Umfang des vorhandenen Verkehrs nicht ersorderlich erscheint, werden die unter

Wagenverschluß eingegangenen Güter, nach vorheriger Abgabe verbindlicher Zoll-
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Deklarationen, unter Leltung elnes Hauptamts-Assistenten oder eines höher gestell-

ten Beamten, aus dem Eisenbahnwagen in elnen verschlußfähigen Wagen verladen

und, unter Verschluß dieses Wagens und Personal-Begleitung, zur gewöhnlichen

hauptamtlichen Revisons= und Abferligungsstelle gebracht, wo die weitere Behand-

lung nach Vorschrift des §. 20 des Regulatives Statt findet. Die Umladung er-

folgt auf Grund der abgegebenen Deklaration und unter Vergleichung der Colli

nach Zahl, Zeichen, Nummer und Verpackungsart mit den Angaben in der De-

klaration. Auch muß die Revision des Verschlusses und der Beschaffenheit der an-

gekommenen Wagen von den mit der Beaufsichtigung der Ausladung beauftragten

Steuerbeamten bewirkt und bescheinigt werden. Eine weitere Zollabfertlgung findet
auf einem solchen Bahnhofe nicht Statt. "

B. Treten Unglücksfälle ein, welche die Weiterbeförderung der Güter in dem nämli-

chen Güterwagen nicht gestanen, so kann, nach Befinden der Umstände, die Um-

ladung aus dem verunglückren in einen anderen Wagen ohne zollamtliche Abfer-

tigung, oder die zollamtliche Abfertigung erfolgen.

C. Die zur einstweiliger Niederlegung der nicht sofort zur Abfertigung gelangenden
Gegenstände bestimmen Räume haben nicht die gollgeseplichen Eigenschaften von

Niederlagen unverzollter Waaren und es ist darauf zu halten, daß die Niederle-

gJung von Gegenständen in denfelben nicht länger dauert, als dieses der Zweck

dieser Niederlagen norhwendig mit sich bringt.

5 zu F. 8.

Von der Befugniß, die verschlossenen Wagen in einzelnen Fällen auch diesseits des

Greng.Eingangsamtes noch begleiten zu lassen, ist dann und wann unvermuthet, besen-

dere aber dann Gebrauch zu machen, wenn eine bestimmte Veranlassung vorliegt, welche

die Begleitung als im Zoll-Interesse nothwendig erscheinen läßt, z. B. wenn unabgeser-

tigte Güter ausnahmsweise (vergl. Nr. 6.) auf offenen Wagen befördert werden, oder

wenn, auch bei ausschließlicher Anwendung der Coulissen-Wagen, ein Grund zu Verdacht

vorbanden ist.
6 zu §F. 10.

Die Benußung offener Wagen zur Beförderung ausländischer Güter über die

Zollgrenze und weiter in das Innere ist zwar nicht allgemein auszuschließen, indem

mauche Waaren theils wegen lbres Volumens (z. B. Maschinentheile, Dampfkessel, Roh-

eisen ) theils wegen ihrer soustigen Veschaffenheit (z. V. Thran, Heringe, Steinkohlen) in
Goulissen-Wagen nicht verladen werden können, sie ist jedoch immer nur als Ausnahme

und zwar nur in solchen Fällen zu gestalten, in welchen die Beschaffenheit der Waaren

deren Beförderung in anderen, als in offenen Wagen durchaus unzulässig macht.
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In Beziebung auf den Verschluß solcher Wagen läßt sich eine allgemein anwend-

bare Bestünmung nicht treffen. Die mit Tbran, Heringen und dergleichen Gegenständen
beladenen Wagen werden mit Decken von Leder oder getheerter Leinewand zu versehen,

und es wird der amtliche Verschluß durch eiserne Ketten oder Stäbe und zwar in der

Art zu bewirken sein, daß nach Anlegung desselben keine Gegenstände unter der Decke

verborgen oder hervorgezogen werden können. Wagen, auf welchen z. B. große Maschi-

nentheile oder Dampfkessel befördert werden, werden nur mit einer amtlichen Verschnür-

ung oder Verbleiung versehen werden können. Bei noch anderen Transporten endlich,

z. B. von Steinkohlen, wird es das Zoll-Interesse nicht gefährden, wenn gar kein Ver-

schluß eintritt.

Auch binsichtlich der zollamtlichen Abfertigung der in offenen Wagen eingehenden

Waaren kann ein verschiedenes Verfahren angemessen erscheinen. Während es unbedenk-

lich ist, Waaren, welche in der vorher angegebenen Weise unter Deckenverschluß oder amt-

liche Verschuürung oder Verbleiung genommen werden, bei der Abfertigung ganz eben so

zu behandeln, als wenn sie in verschlossenen Coulissen-Wagen befördert würden, kann es

räthlich sein, darauf zu halten, daß Waaren, bei welchen ein Verschluß nicht zweckmäßig

erscheint, und bei deren Beförderung es auf besondere Schnelligkeit nicht ankommt, z. B.

Steinkohlen, gleich an der Grenze in freien Verkehr gesetzt werden.

7 zu §. 14.

Es kann über jeden einzelnen Wagen, beziehungsweise über jede Wagenabtheilung

ein besonderes oder über sämmtliche, nach demselben Abfertigungsorte bestimmte Wagen

ein einziges Ladungsverzeichniß, oder es können auch mehre Ladungsverzeichnisse ausge-

fertigt werden.

8 zu §. 16.

Von der im §. 16 ausgedrückten Regel, nach welcher alle Passagiereffekten gleich

bei dem Grenz-Eingangsamte abzufertigen sind, kann eine Ausnahme da zugelassen wer-

den, wo dieses im Interesse des Reiseverkehrs erforderlich erscheink.

Die Aemter im Innern, bei welchen dann diese Abfertigung erfolgt, haben dabei

das im §. 16 vorgeschriebene Verfahren zu beobachten.

Es können zwar alodann sämmtliche, noch nicht abgefertigte Passagier-Effekten, ohne

Rücksicht auf den Or#, an welchem sie zur Abfertigung gelangen sollen, in deuselben Wa-
gen verpackt, es muß jedoch dem Grenz-Eingangsamte eine Anmeldung über diese Effek-

ten übergeben werden, welche dieselben nach der Stückzahl und nach den Orten, an de-

nen deren Eingangsabfertigung Statt finden soll, getreunt nachweist und welche dem

Ansagezettel (§. 17) beigefügt wird.
33
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An den über die Zorlfreiheit von Reise-Effekten im Zoll-Tarife enthaltenen Vor-

söriften wird durch die Besttmmung im letzten Absahe des §. 16 nichts geändert.

9 zu S. 17.

Der Zugführer, unter dessen Leltung der Zug vom Grenz-Eingangsamte welter geht,

beziehungsweise der den Zug begleitende Packmeister übernimmt die im §. 17 ausge-

drückte Verpflichtung durch Unterzeichnung des betrefsenden Vermerkes auf dem im §. 14

des Regulativs in Bezug genommenen Formular.

Das Duplikat des Ladungsvexzeichnisses bleibt als Register-Beleg zurück, um gegen

das erledigte Ladungsverzeichniß ausgetauscht zu werden:
Um die mißbräuchliche Benutung der vom Zugführer oder Packmeister zu überge-

benden Schlüssel zu verhindern, sind dort, wo die verschicdenen Aemter nicht mit gleichen

Schlüsseln zu denselben Schlössern versehen sind, also die Mitsendung der Schlüssel er-

forderlich ist, die lezteren ln eine amtlich zu verschließende Tasche, Kiste u. s. w. zu ver-

packen.

10 zu §§. 16 und 17.

HinsichtlichderzollamtlichenBehandlungdermittelst der Elsenbahn eingehenden Post-
güter bewendet es bei den bestehenden allgemeinen, oder den besonders erlassenen Vor-

schriflen.

11 ju 8. 18.

Der Bevollmächtigte, welcher Namens der Eisenbahnverwaltung nach Vorschrift die-

ses Paragraphen und des §. 20 die Frachtgüter zu deklariren hat, braucht nicht die Ei-

genschaft eines Eisenbahnbeamten — also bei Staatseisenbahnen nicht die Eigenschaft

eines Staatsbeamten —zu besitzen.

Für die von ihm etwa verwirkten Strafen, Prozeßkosten und Gesälle hat sedoch die

Elsenbahnverwaltung, nach Maßgabe des Zoll-Strafgesehes, subsidtarisch zu haften.

12 zu K. 19.

Die im §. 17 des Regulatives getroffene Bestimmung, nach welcher die Beamten-

beziehungoweise die. Verwaltung der Grenzeisenbahn, die Verhaftung für die zivilrechtli-
cheu Folgen jeder bis zum Bestimmungsorte der Wagen vorkommenden Verschlußverletz-

ung zu übernehmen hat, seht voraus, daß die Verwaliungen derjenigen Eisenbahnen, auf
welchen unabgesertigte Güter in dem nämlichen Wagen befördert werden, sich zur gemein-

samen Tragung der aus jener Verhaftung folgenden Ausgaben vereinigen-

Um das Zustandekommen elner solchen Einigung und die demnichstige Ausführung

der zu vereinbarenden Bestimmungen zu erleichtern, werden die Abser#lgungsämter allge-
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mein angewiesen, sich vor Abgang jedes Zuges von dem vorschristsmäßlgen Zustande
des Derschlusses der mit dem Zuge weiter gehenden Wagen zu überzeugen und, wenn

dieses von den Eisenbahnverwaltungen gewünscht wird, die erfolgte Revision und den

Befund des Verschlusses auf einem mit dem Transporte angekommenen oder demselben

belzugebenden Lauszetkel zu beschelnigen.

13 zu §. 20.

Hat sich kein Gund zu elner Beanstandung ergeben, so wird das Ladungsver=
zeichuiß durch Unterschrift des betreffenden Vermerkes auf dem Formusar von Selten

des Abfertigungsamtes erledigt und, nebst dem Ansagezettel, an das Grenz-Glngangsame

zum Austausch gehen das dort befindliche Duplikat des Ladungsverzeichntsses zurück ge-
sendet. "

Llegt ein Grund zu einer Beanstandung vor, so sind die erforderlichen Erörterungen

mit möglichster Beschleunigung angustellen.

14 zu §. 21.

Die Aemter, welche im Falle einer Verschlußverleyung zur Wiederanlegung des

Verschlusses befugt sind, werden öffentlich bekannt gemacht.

15 zu 8. 22.

Wenn der Entrichtung des Ausgangsgolles bet dem Amte des Absendungsortes dle

Sicherstellung des Zolles vorgezogen wird, so hat der WVersender bei der Abfertigungs-

stelle, unter Anmeldung und Gestellung der Waaren, einen Legitimatlons-Schein zu lö-

sen und denselben, mit der Bescheinigung des Greuz-Zollamtes über die erfolgte Abga-

benentrichtung versehen, innerhalb bestimmter Frist Behufs Löschung dergestelltenSicher-
beit zurückzuliefern.

16 zu §. 23.

An Stations-Orten, wo sich Absertigungsstellen (S. 5) befinden, dürfen Güter, de-

ren Ausgang amtlich bescheinigt werden mußi, ohne Collo-Verschluß, beziehungsweise nach

Abnahme des leptern, unter Aufsicht der Zollbehörde in die dazu bestimmten verschließ-

baren Wagenräume eingeladen und letere verschlossen werden. Die Zuladung anderer

Güter in solche Räume ist nicht gestattet. Das Amt am Versendungoorte hat bezüglich

der Nevision solcher Waaren alle diesenigen Handlungen vorzunchmen, welche instruk-

tionsgemäß G. 62 des Begleitschein-Regulatives) dem Grenz-Ausgangsamie obliegen.
Auf der amtlichen Bezektelung der Güter (Begleitscheine, Uebergangsschelne, Deklarations=
Scheinc 2c.), welche dem Zugführer zu übergeben ist, wird das Einladen der Waaren

und der Verschluß des Wagens, sowie der Abgang des lehtern auf der Eisenbahn, von
33
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dem Amte des Versendungsortes, dagegen die mit unverletztem Verschlusse ersolgte An-

kunft bel dem Grenz-Ausgangsamte, sowie der Ausgang über die Grenze von dem Grenz-

Jollamte, beziehungsweise dem Begleitungsbeamten bescheinigt.

17 zu F. 24.

Wenn eine Eisenbahn Orte berührt, in welchen eine innere Staakssteuer oder eine

Gemeindeabgabe von einzelnen eingehenden Gegenständen erhoben wird, so sind die auf

der Eisenbahn in solche Orte eingehenden Gegenstände den für die Erhebung und Kon-

trole der Steuer und Abgabe in diesen Orten bestehenden Einrichtungen und Anordnun-

gen unterworfen.
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Nachtragsbestimmungen
zu dem

allgemeinen Negulative über die Behandlung des Güter- und Effekten-
transports auf den Cisenbahnen in Bezug auf das Zollwesen und

der dazu erlassenen Anweisung.

I. Zum Regulativ.

1. zu K. 3.

Dem Falle „höherer Gewalt“ ist der Fall einer drohenden Gefahr gleich zu achten.

2. zu §. 5.

Die zur einstweiligen Niederlegung bestimmten Räume dürfen nur fürzoll= und
kontrolepflichtige Güter benutzt werden. "

3.zu§§.tlun«d26.

.DieZufanuncnladungzollpflichcigekGütckfükverschiedeneBestimnnmgsoktcunter
gemeinschastlichem Wagenverschlusse ist unter den nachsiehenden Maßnahmen, jedoch zu-

nächst nur für den Begleitscheinverkehr zwischen den an der Eisenbahn gelegenen, zur Aus-

fertigung von Begleitscheinen befugten Steuerstellen des Thüringischen Vereins einerseits

und Preußens, Sachsens, Hannovers, Badens und der freien Sindt Frankfurt a. M. au-

derer Seits gestattet:

#a) Die verladenen Güter müssen auf Grund ordnungsmäßiger Deklaration mit Be-

gleitschein ganz in Gemäßhrit der Vorschristen des Begleilschrin-egulativs, also

nach vorgängiger Verwiegung, abgefertigt sein, und es kritt bei dieser Abferti-

gung nur die Abweichung von den allgemeinen Vorschriften ein, daß der Wagen-

verschluß die Anlegung des Kolloverschlusses zu erseten hat.

b) Alle bis zur Ankunft am leyten Bestimmungsorte vorgenommenen Amshand-

lungen (Abnahme des Verschlusses, Auladung der Güter, Wiederanlegung des
Verschlusses u. s. w.) müssen unter der Firma der betreffenden Abfertigungsstelle

ausführlich vermerkt werden, zu welchem Zwecke die verschledenen Begleitscheine

auf einem dieselben begreifenden Umschlage zu notiren sind, der als Laufzentel die

Sendung bis zum lepten Bestimmungsorte begleitet.
) Die Anwendung besonderer Aufmerksamkeit Seitens der Abfertigungsstellen auf

die hier ln Frage stehenden Amtshandlungen ist allgemein einzuschärfen und fort-

dauernd rege zu erhalten.
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d) Wenn fich an einem Bestimmungdorte keine Abferligungostelle auf dem Bahnhofe
besindet, so kommen die Bestimmungen unter Nr. 4 der Anweisung zur Ausfuh-

rung des allgemelnen Regulativs über die Behandlung des Güter= und Essekten-

Transportes auf den Eisenbahnen bezüglich des Zollwesens zur Anwendung.

Werden im Falle des §. 11 bei der Ankunft am Bestimmungsorte Berichtigungen

der an der Grenze abgegebenen Deklarationen angebracht, so können die ursprünglichen

unrichtigen Angaben unter Umständen unbestraft blelben, oder nur mit einer Ordnungs-

oder auch mit einer ermäßigien Geldstrafe gegen den Deklaranten geahndet werden, wenn

auf spezielle Revision ausdrücklich angetragen und durch Vorlegung der Korrespondenz,
Fakturen rc. überzeugend nachgewiesen wird, daß nur ein Versehen stattgesunden hat.

4. zu §S. 14.

Die Uebereinstimmung des dechargirten Unikats des Ladungsverzeschnisses, welches

an das Ausfertigungsamt gurückgelangt ist, mit dem an das Erledigungsamt zu senden-

den Duplikate desselben ist auf Lehterem von dem Aussertigungsamte jedesmal zu be-

scheinigen,

5. zu §. 20.

2) Die von der Eisenbahn-Verwaltung abzugebende Deklaration genügt, auch wenn

die Kolonne 9 über weitere Vestimmungen der Waaren nicht ausgefüllt sein

sollte; hingegen soll den Adressaten (Waarenempfängern) gestattet werden, in Spe-
zial-Deklarationen (Auszügen aus der Deklaration der Eisenbahn-Verwaltung),

welche innerhalb einer von der Zoll-Verwaltung örtlich zu bestimmenden Frist zu

überreichen sind, die Anträge für die weitere Zollbehandlung zu stellen.

b) Ueber die Ladungsverzeichnisse sind Seitens der Grenzämter Nachweisungen nach
den Erledigungsämtern in der Weise, welche der §. 16 des Begleitschein-Ikegu-

lativs verordnet, aufzustellen und weiter zu benupen.

6. zu 8. 22.

Für Erfüllung der aus diesem §. bervorgehenden Verpflichlung hinsichtlich des Aus-

. gangozolles hat die Verwallung derjenigen Eisenbahn zu haften, welche von dem Ver-

sender Waaren zur Beförderung übernimmt, deren Bestimmungsort nach den der Eisen-

bahn-Verwaltung übergebenen Papieren im Auslande liegt.

7. zu §. 23. ·

Bei der zur Durchfuhr angemeldeten Wolle, welche nach §. 30 der Zollordnung

abzuferligen ist, kann einstweilen vom Wagenverschluß und von der Personalbegleitung

abgeseben werden, wenn folgende Mahßregeln dabei zur Anwendung gelangen:
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2) Um zu verhüten, daß zum Zweck der Hinterziehung des Ausgangszolles von in-

ländischer Wolle dergleichen auf dem Transporte durch das Vereinsgebiet der zum

Durchgange angemeldeten und ohne Wagerwerschluß abgelassenen Wolle belgela-
den werde, hat das Eingangsamt, neben Feütstellung einer angemessenen Trans-

rort- Frist, darauf zu halten, daß die einzelnen Kolli entweder nach Zahl und Ge-
wicht in dem Ladungsverzeichnisse angegeben oder die Frachtbriese, welche die nä-

bere Angabe hierüber enthalten, abgestempelt werden, und es hat vasselbe selbst

eine Verwiegung vorzunehmen, wenn der Verdacht besteht, daß die Menge

der vorgeführten Wolle gerlnger sel, als sie sich in der Deklaration angegeben

besindet; wogegen dem Ausgangsamte obliegt, die Zahl der zur Ausfuhr vorge-

führten Ballen mit dem Inhalte der Deklaration oder der Frachtbriefe zu ver-

gleichen und probeweise eine Verwiegung vorzunehmen.
Zur Verhinderung der heimlichen Beipackung eingangszollpflichtiger Waaren, hat

das Eingangsamt dieselbe Revision vorzunehmen, welche erforderlich ist, wenn

eingehende Waaren in den frelen Verkehr gesept werden.

In allen Fällen, in denen es auf Entrichtung des Durchgangszolles ankommt, ist
die Feststellung der Menge der zur Durchfuhr angemeldeten Wolle in demselben.

Maße nothwendig, wie sie überhaupt bei Gütern erfolgt, von denen der Durch-

gangszoll zur Erhebung gelangen soll.
Es bleibt vorbehalten, die nachgelassene Ausnahme wieder außer Anwendung zu

sehen, wenn aus derselben Mißbräuche hervorgehen sollten. Bezüglich, der LeWteren wird.

besondere Achtlamkeit empfohlen.

.

—

8. zu 8. 26.

Die im ersten Absahe dieses §. enthaltenen Worte „und. Abfertigungspapiere“ sind

aus Versehen aufgenommen und nicht zu beachten.

II. Zur Anweisung über Ausführung des Negulatives.

9. zu Punkt 6 (6. 10 des Regulatives.).

Bei größeren Maschinentheilen, Danmskesseln 2c. kann die Anlegung von Erkenn-

ungsbleien, als ausreichendes Perschlußmittel anstatt der Wagenverschnürung, und Ver-

bleinng angewendet werden.

10. zu Punkt 8 (§. 16 des Regulatives.)

Es sind im Falle der hier nachgelassenen Ansnahme nach Bestuden mehrere Ansa-

gezettek auszusertigen, je nachdem verschiedene Bestimmungßorte des Passagiergrpäcks an-
gemeldet werden; es müssen alsdann aber auch die „Anmeldungen“ in eben so viel

gleichlautenden Exemplaren dem Ansageamte übergeben werden.
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11. zu Punkt 12 . 19 des Regulatives.)

Die erfolgte Revision und der Befund des Verschlusses können, sofern dles von den

Eisenbahn-Verwaltungen gewünscht wird, statt auf einem besonderen Laufzettel, auch auf

dem Ansagezektel bescheinigt werden.

12. zu Punkt 16 (6. 23 des NRegulatives.)

Es wird gestattet, daß bei Gütern, deren Ausgang amtlich bescheinigt werden muß,

wenn dieselben aus der hauptamtlichen Niederlage stammen oder auf Ladungsverzeichniß

und Ansagezettel mit der- Bestimmung zur unmittelbaren Durchfuhr eingegangen sind,

statt der förmlichen Begleitschein-Ertheilung die Zolldeklarationen beziehungsweise Ab-
meldungen von der Niederlage an Stelle der Begleitscheine, unter Zugrundclegung der

nachstehenden beiden Muster A. und B. benuyzt und unmittelbar auf diesen Dokumenten

die für die Begleitscheine vorgeschriebenen Erklärungen und Bescheinigungen abgegeben

werden. Diese Abfertigungspapiere haben schliehlich als Belege des Deklarations-, be-

zirungsweise Niederlage-Registers zu dienen; es sind dieselben durch das Begleitschein-

Ausfertigungs-Register der betreffenden Bahnhofs-Abfertigungsstelle, bezichungsweise des
Niederlage-Amtes seüzuhalten, und wenn sie von der Niederlage einer besonderen Bahn-

hofs-Abfertigungsslelle zugehen, auch in das Begleitschein-Empfangsregister dieser Stelle

einzutragen.
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A.

Die Revision übernebmen. Abgegeben den ten 185

Deklaration
beim

Waaren-Eingang.

Diese Deklarotion ist eingetragen unter Nr.

des Dellarations-Registers.

Anleitung zum Gebrauch.

1) Jeder Frachtbrief bildet einen

eignen Posten.

2) In der Regel muß das Ge-

wicht jedes einzelnen Kollo

angegeben werden.

Ich Unterschriebener, der Bevollmächtigte der Ei-

senbahn-Gesellschaft,neldedem

4.innen verzeichnete auf

geladenen Waaren an, und haste für die Wahrheit und

Vollständigkeit dieser meiner Angabe.

. den ten . 185.

34
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u. Meiftensbesund. I. Expedition. IV. Nachwelsung
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Erledigungs-Bescheinigungen.

D zu dleser Deklaration gehörige Koll in d Güterwagen

Nr. der Eisenbahn-Gesellschaft verladen, und leptere mit

Kunstschlössern der Serie verschlossen am ten 185 mittags

Uhr mit dieser Deklaration

Steuer-Expedition am Bahnhofe.

D vorgedachte, mit dieler Deklaration mir zur Begleitung übergebene Güterwagen

Nr. mit unveränderter Ladung am ten 185 mitlags Uhr

Der Begleitungs.-Beamte.

Der unverletzt besundene Verschluß d oben bezeichucte Güterwagen Tr. der

Eisenbahn-Gesellschaft welche mit dieser Dekloration am

ten 185 mittags Uhr unter bier eingetroffen,

der abgenommen undd Wagen am ten 185 mittags Uhr

Zollamt zu

D vorgedachte, mit dieser Oellaration mir zur Bcgleitung übergebene Güter=

wagen Fr. mit unweränderter Ladung am ten 185 mittags

Uhr unter meinen Augen über die Grenze ausgegangen.

Der Begleitungs-Beamte.
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B.

Erledigungs-Bescheinlgungen.

D zu dieser Abmeldung gehörige Koll Verschluß den ten

bier cingetreffen in Gegenwart des mitunterzeichneten (Name des betreffenden Beamten)

in d Güterwagen Nr. der Eisenbahn-Gesellschaft verladen

und letztere mit Kunstschlössern der Serie verschlossen heute

mittag Uhr mit dieser Abmeldung

den ten 185

Haupt.Steuer-Amt.

Erpedition auf dem Bahnhofe.

D vorzedachte, mit dieser Abmeldung mir zur Begleiing übergebene Güterwagen

Xr. mit unveränderter Ladung am ten 185 mittags Uhr

Der Begleitungs-Beamte-

Der unverletzt besundene Verschlutz d bben bezeichneten Gürrrwagen Xr. der

Eisenbahn · Gesellschast welche mit dieser Abmeldung ann ten

185 mittags Uhr unter hier eingetroffen bier abgenemmen

und d Wagen am ten 185 mittags Uohr nach

Haupt- Amt zu

D vorgedachte, mit dieser Abmeldung mir zur Begkeitung übergebene Güterwanen N.

mit unveränderter Ladung am ten 185 mittags Ulbr unter meinen

Augen über die Grenze ausgegangen.

DerBegleitungs- ##m#.
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Waaren aus der Riederlage des

Zur Versendung auf Begleitschein nach

Abmel-

Amts zu

über das

Angabe des Anmelders nach Indalt des Niederlagescheins.

Niederlage-Register. Der Kolli Der Waaren Angabe,

Gattung Menge
S bei %

Datmm## durch Ver- ob und Amted
 &amp; n4 ver wiegunger. ob un von ·

der 52 mutellces = wiedie welchen ursprung-
3sochnicht GewichtKolki ver, Waarei lich ein-

Haut. Niernstorüften nach datt &amp; siogen. Durch. gegangen
Abtheilung Blat No. #4 An gehabter S zur gangszolll und

legung.5 de 25 amtlihert . Niederlage und nach wieAlange
HEEAEEIE 4% sehe
2 3 ugen )x- e Satße im n3 6 — uhete Ülchen Ne

— derlagen
* « « Idol-sitt

« .-,·.« aben.

——
1. 2. 1 4. 5 J J S. 9 0. 1

Mit dem Niederlage.Kegister übereinstimmend.

Harpt-Amts.



245

dung
Abgegeb 185
Die Revision übernehmen Nr.

Amt zu durch

IV. Gesälle. V. Welkerer Nachweis
HI. Nevisionsbefund. Berechnung. der Waaren.

II. .
· Angabe sß * —

Anuträge des r Nezister. Bemerk.
bo Menge ## ungen.

und sonsige O— r*:5 *r• ### g
2 " "6b" S r— E

Vemers- schuf Gottu r- 35 Venen · Kommer-
ungen oemimens 3/ E aippoe * angt·

des 2 —. ## Anga- e - z Vlalt und zial· Re· ten Ver ·
2 er La· m des a ester 4% 77. x.
( i — - s H «

ammdmsab åg 2 3e. Nummer.
Bleie 65 1 .

q I zisters.

Siegel. —M- E
p .—.. —l———.—— I N .



246

D übernimmt aus dieser von ihm abgegebenen

Abmeldung die Verpflichuung, die Wagren, auf welche dieselbe lautet, in der darin angegebenen

Gattung und Menge mit gegenwärtiger Abmeldung bis zum

unverändert und mit unverletztem Verschlusse bei der Struer-Expedition unf dem Bahnhofe der

Elsenbahn bieselbst zur Reviston zu stellen oder stellen zu

lassen; ingleichen für den Betag ded Eingangszolles von den vorgedachren Waaren oder, soweit

deren Gattung nicht durch spezielle Revision ermittelt ist, für den Betrag des Eingangszollés nach

dem höchsten Tarifsatze, den §§. 43 und 58 der Zollordnung gemäß, zu haften.

Diese Verpflichtungen erlöschen nur dann, wenn durch die vorgenannte Steuer Expedition be-
scheinigt sein wird, daß jenen Obliegenheiteu völlig genügt sei, und wenn außerdem noch der Waaren-

Ausgang den für den Verkehr auf den Eisenbahnen bestehenden besonderen Vorschriften gemäß nach-

gewiesen sein wird.

Bemerkung wegen geleisteter Sicher- Acceptations-Erklärung.

. übernehme diese

Für die vorstehend angegebenen Verpflicht- Abmeldung und mit derselben die vorstehend

tungen ist Sicher- angegebenen Verpflichtungen.

beit geleistet.

Unterschrift des Bürgen:

den ten 135

Haupt-Steueramt.
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2) Ministerial·Bekanntmachung
vom 15. Januar 1859,

die Eisenbahn-Polizei betreffend.

In Gemäßheit des Ark. 9 des über die Herstellung einer Eisenbahnverbindung zwi-
chen Gera und Weißenfels abgeschlossenen Staatsvertrags und K. 13 der Corcessionsbe=

dingungen für die Gera-Weißenfelser Eisenbahn wird für die diesseilige Sirecke der ge-

dachten Bahn nachstehendes, mit den fur die Thuringsche Eisenbahn bestehenden Vorschrif-
ten im Wesentlichen übereinstimmendes Bahn-Polizei-Reglement hierdurch zur öffentlichen

Kenntniß gebracht.

Gera, den 15. Januar 1859.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.

Bahn-Polizei-Reglement
für

die Gera-Weisenfelser Eisenbahn.

K. 1.

I. Von den Bohn-Polizei. Beamten.

Die Eisenbahn-Verwaltung ist verpflichtet, einen Betriebs-Direktor anzustellen, wel-

chem unker seiner persönlichen Verantwortlichkeit die Ausführung aller Maaßregeln zur

Sicherung des Beitriebes obliegt.

S. 2.

Mußer dem Betriebs-Direktor sind zur Ausübung der Bahnpolizei unter ihrer Ver-

ankworklichkeit berusen und verpflichtet:

der Amtsgehülfe des Betriebs-Direktors;

die Bahnhofs-Inspektoren und Bahnhofsausseher;

die Zugführer, Packmeister und Schaffner;

die Bahnmeister, Weichensteller, Bahnwärker und ihre Gehülfen. 6
15
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Allen diesen Beamten, welche in der zur Sicherung des Beirlebes erforderlichenAn-

zahl angestellt werden müssen, find von der Direktlon über ibre Funktionen und ihr ge-

genseitiges Dienstwerhältniß genügende schristliche oder gedruckte Instruktionen zu ertheilen.

8, 3.

Alle zur Ausübung der Bahnpolizei berufenen Beamten müssen mindestens 21 Jahr

alt und unbescholtenen Rufes sein, lesen und schreiben können und die sonst zu ihrem

Dienste erforderlichen Eigenschaften beügen.

8. 4.

Die Bahn-Polizei-Beamten werden von dem Fürstl. Landrathsamte vereidet und

treten alsdann in Beziehung auf die ihnen bei ihrer Anstellung übertragenen Funktio-

nen dem Bublikum gegenüber in die Rechte der öffentlichen Polizei. Beamten. Sie müs-

sen bel Ausübung ihres Dienstes das von der Direktion zu bestimmende Dienstabzeichen

tragen. Ausgenommen hlervon sind der Betriebs-Direktor und sein Amtsgehülke, welche
statt dessen Legitimatlonskarten bei sich führen müssen.

8. 5.

Die Amtswirksamkeit der Bahn-Polizei-Beamten erstreckt sich, ohne Rucksicht auf den

ihnen angewiesenen Wohnsitz auf die ganze Bahn und die dazu gehörigen Anlagen, und

außerhalb der Eisenbahn und ihrer Anlagen noch so weit, als solches zur Handhabung

und Aufrechthaltung der für den Eisenbahnbetrieb erlassenen und noch zuerlassenden Po-

lizel-Verordnungen erforderlich ist.

8. 6.

Die Bahn-Polizei-Beamten haben dem Publikum gegenuber ein besonnenes, anstän-

diges und, soweit die Erfüllung der ihnen auferlegten Amtspflichten es zuläßt, möglichst
rücksichtsvolles Benehmen zu beobachten und sich insbesondere jedes berrischen und un-

freundlichen Austretens zu enthalten. Unziemlichkeiten sind von ihren Vorgesehten streng

zu rügen und nöthigenfalls durch Ordnungsstrafen zu ahnden.

Dicjenigen Bahn-Polizei-Beamten, welche sich als zur Ausübung ihres Dienstes un-

gee zeigen, müssen sofort von der Verrichtungpolizeilicher Funktionen entfernt werden.
Eisenbahnverwaltung ist verbunden, über jeden Bahn,Polizei-Beamten Perso-

nelat anzulegen und fortzuführen.

8. 7.

Die Fürstlichen und Kommunal-Polizei-Beamten sind verpfllchtet, auf Ersuchen der

Bahn-Poligel-Beamten dieselben in der Handhabung der Bahn-Polizei zu unterstützen.
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Ebenso sind die Bahn-Polizel-Beamten verbunden, den Fürstlichen und Kommunal-Poll-

zei.Beamten bel der Ausübung ihres AmtoAssistenz zu lelsten, soweit dies die den Bahn-

beamten obllegenden besonderen Pflichten zulassen.

8. 8.

II. Bestimmungen für das Publlkum.

Die Eisenbahnreisenden müssen den allgemeinen Anordnungen nachkommen, welche
von der Direktion der Gesellschaft, Behufs Aufrechterhaltung der Ordnung belm Trans-

vort der Personen und Effekten getroffen werden, und haben den dienstlichen geziemenden

Aufforderungen der mit Untform, Dienstabzeichen oder sonst mit Legitimation versehenen

Gesellschaftsbeamten (§. 4) unweigerlich Folge zu leisten.

. 9.

Das Planum der Bahn, die dazu inigen Böschungen, Dämme, Gräben, Brut.

ken 2c. dürfen nicht beschädigt, ja außer den Stellen, die zu Ueberfahrten und Uebergän-

gen beslimmt sind, nicht einmal betreten werden.

Von dem letztern Verbote sind nur die Bahn-Beamten,diePolizelBeamtenund

die in Ausübung ihres Dienstes befindlichen Steuerbeamten ausgenommen.

Wer die ihm obliegende Beaufsichtigung von Thieren in der Nähe der Bahn ver-

nachlässigt, ist, wenn dadurch eine Uebertretung der obigen Vorschrift herbeigeführt wird,

ebenfalls straffällig.

8. 10.

Mit Ausnahme der Chefs der Militair= und Polizei-Behörden, die am Orte des

Bahnhofes ihren Sih haben, und den in Ausübung ihres Dienstes erschelnenden exeku-

tiven Polizeibeamten und Sieuerbeamten, darf Niemand ohne Erlaubnißkarte die Bahn-

böse und die dazu gehörigen Gebäude außerhalbdetienigen MNäume betreten, welche ih-
rer Bestimmung nach dem Publikum geöffnetlind. Die Wagen, welche Reisende zur

Bahn bringen oder von daher abholen, müssen auf den Vorplähen der Bahnhöfe an den

dazu bestimmten Slellen auffahren.

8. 11.

Das eigenmächtige Eröffnen oder Uebersteigen der Barrieren und sonstigen Einfrie=

digungen, desgleichen das Durchschlüpfen unter jenen Absperrungen, ist untersagt.

8. 12.

Die Vahn darf nur an den Stellen, die zu Ueberfahrten und Uebergängen für das

Publikum bestimmt sind, überschritten werden, und zwar nur dann, wenn die Var-
35
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rléren geöffnet sind; das Ueberschreiten der Bahn muß ohne allen unnothigen Verzug,

bei Reit. und Zugpferden jedoch im Schritt geschehen. An der Bahn sich begegnende

Fuhrwerke haben dieselben nur nach Anordnung des Bahnwärters zu überschrelten.

8. 13.

Das Hinüberschaffen von Plügen, Eggen und andem Geräthen, sowie von Baum-

stämmen und schweren Gegenständen darf, sofern solche nicht getragen werden, nur auf

Wagen oder untergelegten Schleifen erfolgen-

8. 14.

Die blos zum Privat-Gebrauche bestimmten Uebergänge für die Eigenkhümer der
von der Bahn durchschniktenen Grundstücke dürfen nur von den Berechtigten unter den

besonders dafür bestimmten Modalitäten benutzt werden. Andern ist deren Benuyung
verboten. v

8. 15.

Sind die Ueberfahrten geschlossen, so müssen die Fuhrwerke auf den durchkrenzenden

Wegen in der durch Markpfähle zu bezeichnenden Entsernung von denVerschluß= Bar-

ricren das Wiedereröffnen derselben abwarten.

8. 16.

Vorsägliche Beschädigungen der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen und Be-

triebsmittel nebst Zubehör, ingleichen das Hinauflegen von Steinen oder sonstigen hin-

derunden Gegensiänden auf das Planum der Bahn, endlich auch Störungen des Telegra-

phendienstes sind, sofern nicht allgemeine strafrechtliche Bestimmungen oder spezielle Ver-

ordnungen wegen Bestrafung der Beschädiger der Eisenbahnanlagen eine härtere Strafe

androhen, nach Maaßgabe des §. 25 zu ahnden.

8. 17.

In gleicher Welse wird bestrast, werfalschen Allarm macht, Signale nachahmt, Aus-
weiche-Vorrichtungen verstellt oder solche Handlungen begeht, durch welche eine Störung
des Bekriebes veranlaßt werden kann.

8. 18.

Es ist verboten, feuergefahrliche und solche Gegenstände, woduch andere Transpork-
Gegensiände oder die Transportmittel selbst beschädigt werden könnten, in den Personen-

oder Gepäck-Wagen mitzuführen, oder in den Güterwagen ohne Anzeige zu versenden.

Im Uebrigen finden im Betreff des Transportes von Chemikalien und Phosphor die in

den Beilagen A, B und C enthaltenen, für die Thüringische Eisenbahn geltenden Köni-

glich Preußischen Bestimmungen Anwendung.
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8. 109.

Geladene Gewehre durfen unter keinerlei Umständen mitgenommen werden. Die

Schaffner sind verpflichtet, vor dem Einsteigen dile von den Reisenden geführten Schieß-

gewehre zu untersuchen.

8. 20.

In den Coupes, in welchen nach außerer Bezeichnung nicht Tabak geraucht wer-

den darf, ist solches unter allen Umständen verboten.

 i

Hunde und andere Thiere dürfen Reisende in den Personenwagen nicht mit sich

führen.
8. 22.

Trunkene Personen dursen zum Mitsahren nicht zugelassen werden. Eind solche
unbemerkt in die Wagen gelangt, so werden sie aus diesen ausgewiesen; ein Gleiches

findet Statt, wenn sie in den Versammlungssälen oder auf den Bahnhöfen bemoffen

werden. Dergleichen Personen haben keinen Anspruch auf Ersaß des etwa gezahlten

Personengeldes.
g. 23.

Wer die vorgeschriebene Ordnung nicht beobachtet, sich den Anordnungen der Bahn-

Polizei-Beamten nicht fügt, oder sich unanständig benimmt, wird gleichfalls zurückgewie-
sen, und ohne Ansrruch auf den Ersatz des bezahlten Personengeldes von der Mit= und

Weiter-Reise ausgeschlossen.

8. 24.

Sichtlich Kranke dürfen nur dann zur Mitfahrt zugelassen werden, wenn ein be-

sonderes Coupce für sie gelöst wird, oder alle Reisende in einem Coupce sich für die

Mitmahme erklären.

§. 25.

a. Wer den in den §§. 6 bis 20 enthaltenen Verboten zuwiderhandelt, verfällt in

eine pollzeiliche Strase bis zu 50 Thlr. Geld, bezüglich 6 Wochen Gefängniß.

b. Ein Abdruck der §§. 8 bis 25.dieses Reglements, desgleichen der Fahrpläne,

sowie der Fahr- und Fracht-Tarife der einzelnen Bahnen ist auf den Passagier-

Zimmern aller Stationen auszuhängen.

8. 26.
Die zur Ausübung der Bahn-Polizel berufenen und verpflichteten Gesellschafts-Be-
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amten (F. 2) sind ermächtigt, jeden Uebertreter der obigen Vorschristen, sofern er unbe-

kannt ist, und sich über selne Person nicht ausweisen kann, oder in lehterem Falle nicht

eine angemessene Kaution erlegt, welche von den Bahn-Pollzei-Beamten jedoch höchstens

auf 50 Thlr. zu bestimmen ist, zu arretiren und an die nächste Polizeibehörde des Staa-

tes, in welchem die Arretirung erfolgt ist, abzuliefern.

8. 27.

Im Falle einer Arrestation ist den Bahn-Pollzel-Beamten gestattet, die arretirten

Personen durch Mannschaften aus dem auf der Eisenbahn befindlichen Arbeiter-Personal

in Bewachung zu nehmen und an den Bestimmungsort abliefern zu lassen. In diesem

Falle hat der Bahn-Polizei-Beamte eine mit seinem Namen und seiner Dienst-Qualitär

bezeichnete Arretirungs-Karte mitzugeben, welche vorläusig die Stelle der aufzunehmenden
Kontraventions-Verhandlung vertrint, die jedenfalls innerhalb 24 Stunden nach der Kon-

statirung einer Kontravention an die kompetente Pollzel. Behörde eingesandt werden muß.

S. 28.

III. Zustand, Unterhaltuug und Bewachung der Bahn,

Die Bahn muß fortwährend in einem solchen baulichen Zustande gehalten werden.

da dieselbe ohne Gefahr und, ausgenommen die in Reparatur befindlichen Strecken, mit

der durch dieses Neglement (§. 55) festgestellten größten zulässigen Geschwindtgkeit be-
sabren werden kann. 6

Diejenigen Slrecken, welche nicht mit der größten zulässigen Geschwindigkeit befah-
ren werden dürfen, sind als solche, vom Zuge aus sichtbar, zu bezeichnen.

Bezüglich auf die Konstruktions-Verhälinisse wird insbesondere festgesetzt:

1) für die ganze Bahnstrecke ist das Preußische Maaß zum Grunde gelegt;

2) bei Doppelgeleisen soll die Entfernung von der Mine des einen zu der des an-

dern Geleises mindestens eilf Zuß betragen, wobei eine Geleisweite von 4 Fuß

6 7/8 Zoll (1 Juß 8 Zoll Euglisch) im Lichten vorausgeseht ist;

zwischen der Miue der äußersten Bahnstiänge und den bis zur Brüstungshöhe

der Personenwagen hinaufreichenden Bauwerken, Laterneupfählen, Wasserkrahnen,
Thürpfosten 2c. muß ein Raum von mindestens 6 Fuß 6 Zol freibleiben;

als geringste Entfernung von der Mitte des äußersten Geleises bis zum Unter-

bau der Perrons wird das Maah von 5 Fuß 3 Zoll festgeseyt;

Alle Thore, in welche Geleise hineinführen, müssen mindestens 10 Fuß Breite,

13 Fuß Höhe, bei den Lokomotiv-Schuppen, 151/1Fuß Höhe senkrecht über der

Oberfläche jeder äußern Schiene erhalten;

—

2 —

t
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6) für die geringste Höhe von jeder äußern Schienen-Oberfläche bis zur untersten

Kante darüber hinwegführender Brücken werden 151 Fuß bestimmt;

7) die Ausgüsse der Krahnen zur Speisung der Tender mit Wasser sollen nicht tie-

fer als 8 Fuß über den Oberkanten der Schienen liegen;

8) in den Curven dürfen die Schienen nicht weiter als höchstens 4 Fuß 7 Zoll

im Lichten auseinandergelegt werden;

9) es soll in der Haupt= und End-Statlon, sowie an den Punkten, wo Seitenbah-

nen einmünden, eine 33 Juß im Durchmesser haltende Drehscheibe, oder eine

Dreheurve von mindestens 400 Fuß Radius augelegt werden;

10) zur Verhütung des Ausspringens der Maschinen und Wugen aus dem Geleise

sollen Schuy= und Streichschienen in folgenden Fällen angebracht werden:

a. auf Brücken mit hölzernem oder eisernem Unterbau bei einer welteren

Spannung als von 12 Fuß;

4 neben Futtermauern und Stirnmauer der Brücken über 24 Fuß Länge,

wenn dieselben bis zur Oberfläche der Bahn hinaufreichen;

4.l an der Uebergangsstelle von Contre= Curven;

 in Krümmungen von 150 Ruthen Radius, wenn dieselben in stärkern An-

sielgungen als von 1—200 liegen oder in flächeren Cuwen bei stärkerer

Ansteigung nach dem Verhällnisse, daß der Radius um so viel Ruthen

Frößer wird, alo die Verhältnißzahl (200) der Ansteigung abnimmt.

11) Ausweiche-Vorrichtungen solcher Art, bei welchen die Züge aus dem Geleise kom-

men können, wenn jene unrichtig gestellt sind, sollen in den Hauptsträngen außer

den Stationen nicht vorkommen.

12) Zur Verhülung von Gefahren wird ferner festgesett:

a. daß versenkte Bahnen im Hauptgeleise nicht geduldet werden sollen;

b. daß auch Drehscheiben-Brücken, durch welche nicht die ganze Veniefung

geschlossen wird, unzulässig sein sollen, jedoch mit der Beschränkung, daß
#an den äußersten Enden einer Bahn, und wenn keine Personenzüge darü-

berfahren, die Anwendung derselben nachgelassen werden kann;

e) daß die Anwendung von Drehscheiben in den Hauptgelelsen überhaupt

möglichst vermieden und auf die Fälle beschränkt werden soll, wo nur mit

unverhältmißmäßig hohen Kosten die Megel aufrecht zu erhalten sein würde.

Ferner müssen an der Drehachse der Auswelchstellen in den Hauptgelelsen solche

Zelchen angebracht werden, daß sowohl bel Tage als im Dunkeln zu erkennen ist, wel-
ches Gelels dem ankommenden Juge offen steht.

S

-9
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8. 29.

Veränderungen in den Konstruktions-Verhältnissen der Bahn dürfen ohne vorherige

Genehmigung der dabet betheiligten Regierungen nicht vorgenommen werden.

8. 30.

Die zur Befahrung dienenden Bahnstrecken müssen sortwährend in solcher Breite

freigehalten werden, daß darüber fahrende Züge keine neben dem Geleise liegende Mate-

rialien, Geräthe oder andere Gegenstände berühren können.

8. 31.

Die Vorrichtungen zum Stellen der Wechselschienen außer den Bahnhöfen, für

welche keine besondere Wärter angestellt find, müssen, wenn sie ucht gebraucht werden,

in solcher Weise verschlossen sein, daß sie nicht bewegt werden können.

8. 32.

Die Bahn muß, soweit es zur Abhaltung von Menschen und Thieren nothwendig

erscheint, eingefriedigt werden.
Die Wege-lebergänge in gleicher Ebene mit der Bahn sind mit starken leicht

sichtbaren Varrieren in solcher Entfernung von den Bahngeleisen zu versehen, daß die

Deichsel eines gegen die Barriore fahrenden Wagens den Bahnzug nicht berühren kann.

S. 33.

Die Bahn muß so lange bewacht werden, als möglicher Weise noch Züge oder
einzelne Lokomotiven auf derselben zu erwarten stehen.

Mindestens 5 Minuten vor dem Eintreffen des Zuges werden die Barriêren der

Wege-Uebergänge geschlössen. Ausnahmen in unmittelbarer Nähe der Bahnhöse werden

von der Direktion besonders festgestellt.

Privat= und Feldwege, welche nicht für sich alleln bewacht sind, sollen verschlossen

gehalten werden. Der Wärter muß die Barribre solcher Wege-Uebergänge 10 Minuten

vor dem erwarteten Eintreffen des Zuges schließen. Zehn Minuren vor dem erwarteten

Eintreffen des Zuges dürfen Viehheerden nicht mehr über die Bahn getrieben werden.

Es müssen solche Einrichkungen getroffen werden, daß den Wärtern die Ankunft

der Züge 5 Minnten vorherbekannt wird. #

Mit Ausnahme der §. 14 gedachten Uebergänge müssen alle Uebergänge in gleicher

Ebene mit der Bahn, wenn es dunkel ist, so lange erleuchtet werden, als die Barricren

geschlossen sind.

An jerem Morgen muß jede Bahnsirecke, bevor der ersie Zug darüher geht, genan
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nachgesehen werden, damit alle HindernissederFahrtentfernt oder die nothigen Anstal.
ten zur Slcherung derselben getroffen werden.

Nach jedem Durchgange der einzelnen oder zusammengehörenden, durch Signale
bezeichneten, hintereinander folgenden Züge muß die Bahn wiederum nachgesehen werden.

8. 34.

Die Bahn ist mit Abtheilungszeichen zu versehen, welche vom Zuge aus deullich

zu erkennen sind, und Entfernungen von 1, ,  und 100 Meile angeben. Ebeuso

kind an den Wechselpunkten der Gefälle Pfähle aufzustellen, an deren steigend oder fal.

lend oder horizontal angeordneten Armen die Nelgungen der Bahn durch Angabe der

Verhältnisse der Höhen zu den Längen deutlich erkennbar zu bezeichnen sind.

8. 35.

IV. Einrichtung und Zustand der Betriebsmittel.

Die Betriebömiktel müssen sortwährend in einem solchen Zustande erhalten werden,

daß die Fahrten mit der größten zulässigen Geschwindigkeit ohne Gefahr Statt finden
können.

Verändernugen in den, hinsichtlich der Sicherheit des Betriebes und des Ueber-

ganges auf audere Bahnen, wesentlichen Konstruktions-Verhälimissen der Fahrzeuge, dür-

sen ohne vorherige Genehmigung der Fürstlich Jleußischen Staats-Regierung nicht vor-

genommen werden.

8. 36.

Lokomotiven dürsen ersi in Betrieb geseyt werden, nachdem sie einer technisch poli-

zeilichen Prufung unterworfen und als sicher befunden worden sind.

Die Lokomotiv-Schornsteine sollen keine größere Höhr, als 15 Fuß überden Schie-
nen erhalten.

Die bei der Revision als zulässig erkannte Dampfspannung ist sichtlich auf der Ma-

schine zu bezelchnen.

In jedem Vokomotiv-Schuppen ist ein offenes binreichend hohes Quecksilber-Mano-

meter so anzubringen, daß der Dampfraum jeder geheizten Lokomotive durch ein kurzes
Ansatrohr damit verbunden werden kann.

F. 37.

Es ist ein Register über den vonjeder Maschine zurückgelegten Weg zu führen. Je-
desmal, wenn dieselbe im Ganzen eine Strecke von 3000 Meilen Länge durchlaufen, ist

der Dampflessel vermittelsi elner hodraulischen Presse auf das Ein= und Einhalbfache des

Lestarteten Dampfdruckes zu probtren. Kessel, welche bei dieser Probe ihre Form ändern,
36
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dürfen nicht wieder in Gebrauch genommen werden. Ueber diese Untersuchungen, mit

welchen zugleich eine Prüfung aller Maschinentheile zu verbinden ist, werden regelmäßig

Verhandlungen aufgenommen, in denen die Ergebnisse zu verzeichnen, und welche der

Fürstlich Reußischen Staatsregierung vorzulegen sind.
Jede Lokomotive muß wenigstens mit zwei Sicherheits- Ventilen versehen sein, von

welchen das elnc so eingerichtet ist, daß die Belastung desselben nicht über das bestimmte

Maah gestelgert werden kann.

8. 36.

Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Dampfwagen mit den wirksamsten Vorkehrungen

zur Vorbeugung des Auswurfes von Funken zu versehen, auch, sofern für diesen Zweck

Verbesserungen ersunden werden, sobald sie sich bewahrt haben, solche sofort einzufuhren.

Der mit der Lokomotive verbundene Tender muß mit kräftigen Schrauben-Bremsen

versehen seln, deren Handhaben dem Stande des Heizers so nahe licgen, daß sie von

demselben aus leicht angezogen werden können.

8. 40.

Die Radkränze (Tyres) sollen eine Breike von mindeslens 1 Zoll erhalten.

Damit die Wagenräder mit den höchsten zulässtgen Spurkränzen nicht auf die zur
Befesiigung der Schienen angebrachten Stühle, Nägelc.stoßen können, sollen die äußer-
sien Kanten der höchsten 3/4 Zoll hohen Spurkränze noch einen freien Spielraum von

1/ Zoll behalten.

Der Zwischenraum zwischen den Schienen und den Spurkränzen soll nicht unter à/8

und nicht über 1 Zoll betragen.

Alle Personenwagen sollen auf Federn ruhen, mit Federbuffern und in Federn lie-

genden Zugstangen versehen sein.
Es dürfen bei Personenwagen nur schmiedceiserne Räder angewendet werden; guß-

eiserne Näder sind nicht gesiatrct an Güterwagen, welche in solchen Zügen geben, die

auch zur Beförderung von Personen dienen.

Die größte Breite der Personenwagen soll im Kasien 8 Fuß 1 Zoll, in den Trit-

ten nicht über 10 Juß betragen. Güterwagen dürsen eine Breite bis höchsiens 9 Fuß

erhalten.
« Die Wagen dürfen mit dem höchsten Punkte ihres festen Oberbaues nicht mehr als

12 Fuß über den Schienen hoch sein.

ei den Wagen, mit welchen auf Außenplätzen Versonen befördert werden, dürfen

die Sißbretter nicht mehr als 10 Fuß hoch über der Schienen-Oberfläche liegen.
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Die Bufffer sollen mit ihrem Mittelpunkte 3 Fuß bis 3 Fuß 4 Zoll über den Schie.
nen, und 5 Fuß 6 Zoll bis 5 Fuß 9 Zoll auseinander liegen.

8. 41.

Bei Neigungen der Bahn, nlcht stärker, als im Verhältniß von 1—200, soll in

den Personenzügen auf je 8 Paar, in den Güterzügen auf je 12 Paar Näder eine

kräftig wirkende Brems-Vorrichtung kommen. Bei slärkern Neigungen soll eine siarke

Beemse auf je 6 Räderpaare der Personen= und auf je 10 Räderpaare der Güterwagen

gerechnet werden.

Als eine krästig wirkende Brems-Vorrichtung ist diejenige zu betrachten, durch wel.

che die Räder festgestellt werden können, wenn der beladene Wagen langsam auf der

Bahn fortgezogen wirdt. Minder krästige Bremsen müssen in doppelter Zahl vorhan-

den sein.

8. 42.

Die Personenwagen sind im Innern während der Fahrten im Dunkeln angemessen

zu erleuchten. Sie müssen von den Passagieren geöffnet werden können, jedoch nur von

Außen.
Jede Thur soll mit einem doppelten Verschluß versehen sein, worunter wenigstens

ein Vorreiber sich befinden muß.

Alle mit leicht feuerfangenden Gegenständen beladenen Güterwagen müssen mit ei-

ner angemessenen Bedeckung versehen sein.

8. 44.

Auf jeder Güterstation soll, wenn nicht durch eine andere Einrichtung der Zweck

eben so sicher erreicht wird, eine Vorrichtung angebracht sein, vermittelst welcher die Form

der Ladung nach Höhe und Breite dergestalt geregelt wird, dah in den verschiedenen

Durchfahrten ein Austoßen derselben nicht Statt finden kann.

8. 45.

Aan jedem Güterwagen ist das eigene Gewicht desselben, und dasjenige, mit welchem

er beladen werden darf, sichtbar und dauerhaft zu verzeichnen.

8. 46.

Die Direktion ist zur regelmäßigen Revision der Transportwagen, wobei die Un-

terthelle auseinander zu nehmen sind, nach Maßgabe des von jedem einzelnen Wagen

zurückgelegten Weges verpflichtet und gehalten, darüber in solcher Art Negiser zu füh-
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ren, daß daraus jederzeit ersichtlich ist, wenn die leyte Revision stattgefunden, wie sich

der Zustand ergeben hat, und welche Reparaturen vorgenommen sind. Jeder Wagen

muß deshalb mit einer Ordnungsnummer bezeichnet werden.

Die Direktion soll die Länge des Weges bestimmen, nach dessen Zurücklegung jeder

Wagen zu revidiren ist.

Dleser Weg soll nicht über 2400 Meilen betragen.

S. 47.

V. Maaßregeln zur Sicherung des Betriebs.

Die Direktion muß beim Betriebe alle Einrichtungen treffen, welche nach bewährten

Erfahrungen zur Verhütung von Unglücksfällen erforderlich sind. Sie hat für die An-

stellung zuverlässiger und tüchtiger Maschinenmeister, Lokomotivführer und Helzer Sorge
zu tragen. Hinsichtlich der Qualifikation der Lokomotivführer und Heizer wird insbe-

sondere bestimmt, daß ersterer eine einjährige Lehrzeit und eine von dem Maschinenmel-

ster in Gegenwart des Betriebs-Direktors abzuhaltende Prüfung bestanden haben, und

lebzterer mit der Einrichtung und Handhabung der Lokomotiven wenigstens insoweit ver-

traut seln muß, um dieselben erforderlichen Falls still- oder zurückstellen zu können.

» 8. 46.

Auf jedem größern Bahnhofe soll eine vom Zugange und vom Perron desselben

sichtbare große Uhr vorhanden sein.

Sammtliche Uhren sollen ubereinstimmend regulirt werden, was täglich zu kontrolli-
ren ist. Nach diesen Uhren ist der Betrieb überall zu leiten.

Die Zugführer, die Lokomotivführer und die Bahnwärter müssen beständig eine

Uhr bei sich tragen, welche nach der Normal-Uhr regulirt is.

8. 49.

Wenn die Bahn doppelgeleisig sein wird, so sollen die Züge immer das von der

Richtung des Zuges rechts liegende Geleise befahren. Diese Ordnung muß sirenge auf-
recht erhalten werden, und kann als Ausnahme nur der Fall gelten, wenneineHilfs-

maschine von der Station gerufen worden, nach welcher der Zug bestimmt ist, und wenn

es qußer Zweifel ist, daß der Zug, welcher Hilfe verlangt, ein ankommender ist, und

anhält.

8. 50.

So lange die Bahn einspurig und nur mit Doppelstrecken zum Ausweichen ver-

sehen ist, fährt immer derjenige Zug in das Nebengeleis, welcher dieses rechter Hand

hat, während der andere Zug auf dem Hauptgeleise bleibt.
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Die Doppelstrecken in den Stationen sind unter dieser Bestimmung nicht mit be-

griffen.
8. 51.

Das Schieben der Zuge durch Lokomotiven, wenn keine arbeitende Maschine sich

an der Spitze des Zugesbefindet, istverboten. Nur in Nothfällen, wenn die zugsuh—
rende Lokomotive dienstunfähig geworden ist, und die Hilfsmaschine nicht vor den Zug

gelangen kann, ist ein ausschliehliches Fortschieben des Zuges unter der ausdrücklichen

Bedingung gestattet, daß dabei die Geschwindigkeit von 16 Minuten auf die Meile nicht

überschritten werden darf. In ähnlicher Art ist auch die gelegentliche Fortschaffung von

Arbeitswagen statthaft.
Befindet sich aber eine arbeitende Maschine an der Spitze des Zuges, so ist das

Schieben einer Hilfs-Lokomotive gestattet,

a. bei stark ansteigenden Bahnstrecken;

b. zur Ingangbringung der Züge in den Stationen;

. bel Hilfeleistung bis zur nächsten dazu geelgneten Auswelchestelle, wo die Maschine

an die Spigpe des Zuges gestellt werden muß.

8. 52.

Die gleichzeitige Anwendung zweier Maschinen vor einem Zuge ist nur als Aus-

nahme gestattet. Wenn zwel Maschinen sich vor elnem Zuge befinden, so darf nur die

vordere arbeiten, wenn deren Kraft zur Fortbewegung ausreichend ist.

8. 53.

Der Tender darf der Lokomotive in der Regel nicht vorangehen. Ausnahmsweise

konn dies nur stattfinden, wenn eine Hilfs-Lokomotive einem kommenden Zuge entgegen-

gesendct wird, bei Arbeits-Zügen, Bahn-evisionen, auf den Bahnhösen und beim Ein-

pumpen von Wasser in den Lokemotiv--Kessel.

In ersterwähntem Falle muß, außer dem Maschinisten und dem Heizer ein beson-

derer Wächter, der mit der Bedeutung der Signale und Handhabung der Bremse genau

bekannt ist, auf dem Tender angestellt werden.

8. 54.

Kein Zug darf von einer Station oder Haltestelle aus und während der Fahrt

einem andern Juge in derselben Richtung eher als bei Tage nach fünf und bei Dun-

kelheit nach zehn Mlinuten folgen. Die betreffenden Beamten und Bahnwärter haben

auf die richtige Beobachtung dieser Folgezeit zu halten und sind demgemäß von der Di-

rektion mit spegieller Instruktlon zu versehen.
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8. 55.

Durch die genehmigten Fahrplane werden die Durchschnittsfahrgeschwindigkeiten zwi-

schen den einzeluen Stationen für die verschiedenen Zuge normirt. Die Verwaltung hat

hiernach die zur Sicherung des Betriebes erforderlichen Anordnungen zu treffen, durch

welche eine angemessene Zeit-Vertheilung und die zulässige größte Fahrgeschwindigkeit
für die einzelnen Bahnstrecken nach Maßgabe der Lokalverhältnisse festgeseyt wird. Die

nachstehend bezeichneten Maximal-Geschwindigkeiten nämlich:

a. bei Schnellzügen

6 Minuten pro Meile;

b. bei Personenzügen

8 Minüten Dro Meile;

c. bei Güterzügen

13 Minuten pro Meile

dürfen selbst nicht bei den allergünstigsten Verhältnissen überschritten werden.

Langsamer muß gefahren werden:

) wenn Menschen, Thicre oder andere Hindernisse auf der Bahn bemerkt werden;

b. wenn ein anderer Zug in einem Nebengeleise still hält;

e. beim Uebergange über Drehscheiben und Ausweichungen;

I. beim Uebergange über Brücken mit hölzernem oder eisernem Ueberbau, von mehr

als 40 Juß Länge;

Nachts bei Schneegestöber und bei starkem Nebel, überhaupt, wenn die Signale

nicht deutlich zu erkennen sind;

I. auf den in Reparatur befindlichen Strecken;

5. und den aus andern Gründen zum Langsamfahren bestimmt bezeichneken Stel-

len (S. 28).

In allen dlesen Fällen muß so langsam gefahren werden, als die Umstände erfor-

dern, um einer Gefahr möglichst vorzubeugen.

*

8. 56.

Bei der Einfahrt aus Haupt= in Zweigbahnen und umgekehrt, sowle siberhaupt

vor dem Uebergange aus einem Geleise in das andere, muß so langsam gefahren wer-

den, daß der Zug sederzelt zum Stillstand gebracht werden kann.

Nähemn sich zwei Züge von verschiedenen Seiten elnem solchen Punkte, so müssen
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beide zunächst anhalten, big der Wärter das Zeichen giebt, fur welchen von ihnen die
Durchfahrt frei ist.

g. 57.

Verlorene Zeit darf durch dle Vermehrung der Geschwindigkeit über die durch die-

ses Reglement vorgeschriebenen Grenzen hinaus nicht eingebracht werden.
eder Zugführer ist mit eluem Stundenzettel zu versehen, in welchem die Dauer

der Fahrt von einem Haltepunkte zum andern genau verzeichuet wird. Die Lokomoliv=

Führer, welche nach Ausweis dieses Stundenzettels schneller als 6 Meilen in der Sunde

gefahren haben, werden bestraft.

. 58.

Bei Bildung eines jeden Zuges muß darauf gehalten werden, daß sich die 8. 41

vorgeschriebene Anzahl von Bremsen in selbigem besinde, und dieselben im Wesentlichen
Pleichmäßig vertheilt sind.

8. 59.

In jedem Zuge, mit welchem Personen befördert werden, muß mindestens ein mä-

-ig belasteter Wagen ohne Personen zunächst auf den Tender folgen.

S. 60.

Extra-Züge dürfen nur gestattet werden, wenn:

n. durch dieselben der Gang der regelmäßigen Züge nicht gestört wird, und

b. die Benachrichtigung, daß ein Extra-Zug kommen werde, durch die ganze be-

treffende Bahnstrecke allen Wärtern und allen Stations-Aufsehern zugegangen isi.

8. 61.

Arbeitszüge oder einzelne Lokomotiven außer den in Nothfällen herbeigerufenen

dürsen nur auf Anordnung des Betriebs-Direktors auf der Bahn befördert werden.

Den Führern ist ausdrücklich die Bahnstrecke und der Zeitraum zu bezeichnen, für

welche die Fahrt gestattet ist, wobei anzunehmen, daß diese Maschinen oder Wagen min-

destens 2 Stunde vor der erwarteten frührsien Ankunft des regelmäßigen Zuges das

von diesem befahreneGeleise der Vahn verlassen haben müssen.

Alle Arbeits-Züge, welche Materialien zur Bahnunterhaltung herbeiführen, werden

gleich den regelmäßigen Zügen signalisirt.
Wege-Kreuzungen dürfen von denselben nur langsam und mit der Bremse in der

Hand durchfahren werden, wenn die Barrieren nichtgeschlossen sind. —

Nichtliche Arbeitszüge sind ebenso zu beleuchten, wie die übrigen regelmäßigen
uge.
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8. 62.

Zum Brechen des Glatteises und zum Fortschaffen des Schnees ist das Voran-

schieben eines Transportwagens bezüglich eines Schneepfluges in unmittelbarer Verbin-

dung mit dem Zuge nur unter der Bedingung gestattet, daß nicht mit einer größern

Geschwindigkeit als 16 Minuten auf die Meile gefahren wird, und daß der Wagen,

bezüglich Schneepflug mindestens 100 Zentner schwer ist; wo diese leytere Bedingung

nicht erfüllt werden kann, darf zum Brechen des Glatteises und zum Wegräumen des

Schnees mit dem Schneepfluge nur eine besondere Lokomotive, mit einem Vorsprunge

von 500 Ruthen vor dem Zuge, gebraucht werden.

8. 63.

Ohne Spezial-Erlaubniß des Betriebs-Direktors oder seines Amtsgehilsen, darf
außer dem Lokomotioführer und dem Heizer niemand auf der Lokomotive mitfahren.

§S. 64.

Bei jeder im Bahnhose stehenden angeheizten Lokomotive muß der Dampf-Regulatar
geschlossen, die Steuerung in Ruhe gesetzt und die Bremse des Tenders, wenn derselbe

mit der Maschine verbunden ist, angezogen sein.

8. 65.

Jede im Dunkeln sich bewegende Lokomotive muß an ihrem Vordertheile mit zwei

weitleuchtenden Laternen und jeder im Dunkeln fahrende Personenzug mindestens mit

vier außerhalb der Wagen angebrachten brennenden Laternen versehen sein.

Außerdem muß der letzte Wagen eines jeden im Dunkeln fahrenden Zuges auf der
bintern Seite eine große Laterne führen.

8. 66.

Die Bahnwärter mussen dem herannahenden Zuge folgende Signale geben können:
1) die Bahn ist fahrbar, d. h. es ist kein Hinderniß auf der Bahn; die Ausweich-

ungen sind richtig gestellt;

2) langsam Fahren;
3) Stillbalten.

8. 67.

Die Zugführer und Schaffner müssen das Signal zum Halten geben können.

S. 68.

Die Lokomotivführer müssen folgende Signale geben können:
4) Achtung geben; ·
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2) Bremsenanzlehen;
3) Bremsenloslassen.

8. 69.

Der Bahn entlang müssen nach beiden Richtungen folgende Signale gegeben wer-
den können:

4) der Zug ist von der nächsten Station abgegangen;

2) es soll eine Hilsomaschine kommen;
3) der Zug geht nicht ab;
4) der Zug kann lcht weiter kommen.

S. 70.

Jeder Zug, welchem ein anderer in kurzer Zelt folgen soll, muß mit einem Signale

versehen sein, welches die Bahnwärter an den Wege-Uebergängen,dieArbeiterunddie

in Seltenbahnen haltenden Züge davon benachrichtigt, um die nöthigen Einrichtungen

darnach treffen zu können.

8. 71.

An der Drehachse der Ausweichestellung in den Hauptbahngeleisen mussensolche Zei-
chen gegeben werden, daß sowohl bei Tage als im Dunkeln zu erkennen ist, welches Ge-

leis dem ankommenden Zuge geöffnet ist.

8. 72.

Es müssen solche Einrichtungen getroffen werden, daß eine allezelt sichere Kominunl-
kation zwischen dem Zugführer mit den Maschinisten und den Schaffnern und Bremsern

Stian sindel. Zu diesem Zwecke soll bei allen Zügen eine über den ganzen Zug hin-

weggehende und mit der Dampfpfeife der Lokomotive verbundene Zuglinie angebracht sein.

8g. 73.

Wenn es zweilelhaft ist, ob ein gegebenes Signal erkannt und weiter gegeben ist,

muß der Wärter in der Richtung, wohin dasselbe gehen soll, zum nächsten Wärter lau-

sen und mündlich das Nöthige bestellen.

G. 71.

Den Schienensiellern vor der Einfahrt, in gröheren Stationen und an den Zweig-

bahnen, und ebenso den Lokomotivenführern, Heizern und Bremswärtern während der

Fahm dürfen Nebengeschäfte nicht aufgelragen oder gestattet werden.

. 75.

Zugführer und Bremswärter dursen während der-FahrtnichtinverdecktenWagen
37
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Dlatz nehmen, sondern müssen zur wirksamen Beaufsichtigung des Zuges und Erkennung
der Signale außerhalb derselben in Zweck entsprechender Art ausgestellt werden.

8. 76.

VI. Aussicht über die Bahn-Polizel.

Außer den sonst zuständigen Behörden liegt auch dem Fürstlichen Kommissarius die

Aufsicht über die Ausführung dieses Reglements ob. Derselbe kaun gegen die im F. 2.

genannten Personen, sowie gegen Lokomotioführer und Heizer Ordnungsstrafen bis zur

Höhe von 5 Thlr. verhängen. Höhere Ordnungs= und Geldstrafen bis zu 50 Thlr. oder

im Unvermögensfalle Gefängnißstrafen von sechs Wochen können von der Fürstlichen Re-

gierung gegen jedes Organ der Elsenbahn-Polizei-Verwaltung verfügt werden, welches
den Bestimmungen dleses Reglements oder den in Gemäßheit desselben getroffenen Be-

fehlen der kompetenten Behörde wissentlich, oder aus grober Fahrlässigkeit entgegenhandelt.

Die von den Staatsbehörden verfügten Ordnungsstrafen fließen zu dem bei der

Bahnverwaltung gebildeten Unterstützungsfonds.

S. 77.

Die Fürstliche Negierung ist besugt, bei erheblichen Dienst-Vernachlässigungen oder

groben Pflichtwidrigkelten die Entfernung der Bahn-Polizei-Beamten aus ihren polizei-
lichen Funktlonen, sowie der Lokomotivführer und Heiger von ihren Diensten bei der Ma-

schine zu verlangen. In solchen Fällen kann der Fürstliche Kommissarius die sofortige

Euspension vom Dienste anordnen.
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Beilage A.

Regulativ.
wegen Versendung chemischer Präparate auf Eisenbahnen.

Vom 27. September 1816.

Um den Gefahren vorzubeugen, welche durch die Versendung chemischer Präparate

auf denEisenbahnen herbeigesührt werden können, wird hierüber Nachstehendeo angcorduct.

8. 1.

Die zur Versendung chemischer Präparate auf Eisenbahnen dienenden Wagen müs-

sen stets die letzten im Zuge seln und dürfen nur mit den Güterzügen oder kombinirten

Zügen befördert werden.

8. 2.

Mineral-Säuren dürfen nur getrenut von den anderen Chemikalien verladen werden.

8. 3.

Gänzlich verboten ist der Elsenbahn-Transport folgender Präparate, als: Knall-

quecksilber, Knallsilber, Phosphor und solche Gegenstände, welche Phosphor in Substanz

enthalten (vergl. Beilage B.), als Streichzünder (Hölzer, Schwämmchen, Lichtchen), sewie
Schiehpulver und Feuerwerkskörper.

8. 4.

Folgende Gegenstände, als:
a. concentrirte Mineral-Säure,

b. chlorsaures Kali,

c. Naphta oder Aether,

dürfen nur unter folgenden Bedingungen auf Eisenbahnen versendet werden:

ad a. Die Ballons, in denen concentrirte Mineral-Säure (Schwefelsäurc, Salzläu-

te, Salpetersäure 2c.) verschickt werden, müssen wohl verpackt in einem beson-

deren Gefäße, wozu auch geflochtene Körbe dienen können, eingeschlossen sein;

ad b. Das chlorsaure Kall muß sorgfältig in Papier verpackt sein, und es müssen

die Packete in hölzerne Fässer oder Kisten eingeschlossen werden;

ad e. Naphta oder Aether darf nur in doppelten Verschlüssen und zwar dergestalt
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zur Versendung kommen, daß die glasernen Flaschen, in denen sich diese Stoffe

befinden, in Blechbüchsen mit Kleie oder Sägemehl elngefüttert werden.

8. 5.

Die gewöhnlichen Transport. Wagen können auch zum Transport der Chemikalien

dienen. Den Direktionen wird aber zur MPflicht gemacht, auf jeder Statlon die Wagen,

auf denen Mineral-Säuren transportirt werden, revidiren und äußerlich mit einemSchilde
versehen zu lassen, auf welchem die Verladung von Mineral-Säuren bezeichnet ist, damit

die vorgeschriebene Stellung und Revision der Wagen nicht übersehen wird.

g. 6.

Wer solche Präparate, deren Versendung auf Eisenbahnen nach §. 3 verboten ist.

dennoch zur Beförderung auf Lepteren unter falscher Deklaration des Inhaltes der be-

nressenden Kollis aufgiebt, verfällt, sofern nicht nach den Kriminal-Gesehzen eine härtere

Eirafe eintrikt, in eine polizeiliche Strafe von 5 Thalern bis 50 Thalern und ist zum

vollen Ersate des veursachten Schadens verpflichtet.

8. 1.

Diejenigen Eisenbahn-Beamten, welche die 8. 3 bezeichneten Gegenstände wissentlich

zur Versendung annehmen, verfallen ohne Unterschied, ob die Versendung demnächst wirk-

lich erfolgt oder nicht, in eine polizeiliche Strafe von 5 Thalern bis 50 Thalern.

Eben diese Strafe tritt ein, wenn sie den §#§. 1, 2, 4 entbaltenen Bestimmungen

zuwider bandeln. Sofern nach den Kriminal-Gesehen eine härtere Strafe verwirkt ist,

hal es dabei sein Bewenden.

Beilage MH.

1) Die Eisenbahn-Verwallungen ünd gehalten, den nach §. 3 des Regulativs vom

27. September 1816 bisher vom Eisenbahn-Transporte ausgeschlossenen Phosphor

sortan mindestens zweimal monatlich an gewissen, von den Verwallungen festzusetzen-

den und bekannt zu machenden Tagen zu transportiren. Wird Phosphor in ganzen

Wagenladungen zur Versendung aufgegeben, so muß die Beförderung in der für

andere Güter festgesetzten Beförderungezeit erfolgen.

Der Phosphor muß jedoch mit Wasser umgeben in Blechbüchsen, welche 10 bis

12 Pfund fassen und die verlöthet sind, in siarke Kisten mit Sägemehl jest ver-

packt sein. Diese Klsten müssen außerdem gehörig in grau Leinen emballirt sein,

—
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kan zwei ihrer oberen Kanten starke Handhaben besihen, nicht mehr als Hundert

Pfund wiegen und äußerlich alg „Phosphor“ enthaltend und mit dem Jeichen

„Oben“ bezeichnet sein.

Fällt dem Versender erweislich eine Vernachlässigung in der Verpackung zur Last,

so haftet derselbe bei einem vorkommenden Unfall für allen daraus entslehenden

Schaden.
Die Beförderung des Phosphors erfolgt nur mit Güterzügen und nur in bedeck-

ten Wagen, welche stets die letzten im Zuge sein mussen.

Unrichtige oder unterlassene Deklaration aller chemischen Präparate, deren Ver-

sendung nach dem Regulative vom 27. September 1846 oder der gegenwärtigen

Bestimmung nur unter besonderen Vorsichtsmaßregeln Seitens des Aufgebers ge-

stattet ist, sowie die wissentliche Annahme und Beförderung solcher unrichtig oder

gar nicht deklarirten Gegenstände Seitens der Eiseubahnbeamten wird gleich der

Versendung gänzlich verbotener Präparate nach §. 6 und 7 des Regulativs vom

27. September 1846 bestraft.

Beilage C.

Nachträge zur Beilage A. . 3.

Der Transport von Kupferzündhütchen ist gestattet, wenn solche in Kisten sorgfäl-

tig verpackt find. Nur dürfen die Kisien nicht in Wagen verladen werden, wel-

che Mineralsäuren enthalten.
1) Die Eisenbahnverwaltungen sind gehalten, die nach §F. 3 des Regulatives vom

27. September 1846 bisher vom Eisenbahntransport ausgeschlossenen Streich-

zünder (Hölzer, Schwämmchen, Lichtchen) fortan mindestens ein Mal wöchent-
lich an gewissen, von den Verwaltungen festzuseenden und bekannt zu ma-

chenden Tagen zu transporkiren. Werden dlese Gegenstände in ganzen Wa-

genladungen zur Versendung aufgegeben, so muß die Beförderung in der

für andere Güter festgesetzten Beförderungszeit erfolgen.
Die Streichzünder müssen jedoch in Behältnissen von starkem Elsenblech, oder

mindesiens in sehr festen, mit Papier verklebten, hölzernen Kisten von nicht

über 2 Fuß in Cubus-Größe sorgfältig. und fest dergestalt verpackt sein, daß

der Raum der Kisten sorgfältig ausgefült ist. Die Risten sind äußerlich

deutlich als „Streichzünder enthaltend“ zu bezeichnen.

—

37
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3) Fällt dem Wersender erweiblich eine Vernachlässigung in der Verpackung zur

Last, so haftet derselbe bei einem vorkommenden Unfalle für allen daraug ent-

stehenden Schaden.
Die Beförderung der Streichzünder erfolgt nur mit Güterzügen und nur in

bedeckten Wagen, welche stets die letzten im Zuge sein müssen.

Unrlchtige oder unterlassene Deklaratlon aller chemischen Präparate, deren Ver-
sendung nach dem Regulativ vom 27. September 1846 oder der gegenwär-

tigen Bestimmung nur unter besondern Vorüchtsmahregeln gestattet ist, Sei-

tens der Aufgeber, sowie die wissentliche Annahme und Beförderung solcher

unrichtig oder gar nicht deklarirten Gegenstände Seitens der Eisenbahnbeam-

ten wird gleich der Versendung gänzlich verbotener Präparate nach §. 6 und

7 des Regulativs vom 27. September 1846 bestraft.

—

rS— ö

Stcherheitszünder aus der Fabrik von Bicksord und Comp. in Meißen können auf

4

den Eisenbahnen befördert werden, ohne daß ihre Zulassung an besondere Be-

dingungen zu knüpsen ist, da sie nach dem auf die vorgelegte Probe gegründeten

Gutachten der königlich kechnischen Deputation für Gewerbe, sich weder durch

Reibung noch durch Schlag entgünden, sogar bei der Berührung mit brennenden

Körpern nicht ganz leicht Feuer fangen.

Das zulässige Gewichts-Maximum der für königlich preußische Eisenbahnen zu
transportirenden Kisten mit Phosphor ist auf 180 Pfund erweitert worden.

Der Transport von Streichzündhölzern in Kisten bis zu 40 Kubikfuß Größe,

vorsichtige Verpackung und sorgliche Behandlung des Guts vorausgesehzt, ist ge-

stattet.
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Gesetz samm lung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 215,

1) Londesherrliche Verordnung vom 21. ebr. 1859, die Geschästsbefugnisse und Obliegeuheiten der

Physikatsärzte bett.

Wir Heinrich der Sieben und Sechzigste von Gottes Gna-
den Jüngerer Linie regierender Furst Reuß, Stammes Ael-
tester, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranich-

feld, Gera, Schleiz und Lobenstein2c.2c.

verordnen, nachdem sich das Bedürfniß einer festeren Begrenzung des Geschäftskreises der

Physikaksärzte fühlbar gemacht und Wir den Erlaß einer Dienstinstruktion für dieselben

für nothwendig erachtet haben, hiermit was folgt:

8. 1.

Die Physikatsärzte find die sachverständigen Beamten fur alle Angelegenheiten der

medlzinischen Polizei und der gerlchtlichen Medizin in den ihnen angewiesenen Bezirken.
Sie stehen unter unserer Regierung, von welcher sie in Pflicht genommen werden, bei

Auoübung ihrer amtlichen Verrichtungen ünd sie ken Gerichts= und Polizeibehörden co-
urdinirt.

8. 2.

Der medizinalpolizeiliche Dienstberuf des hpükus umfaht folgende Geschästszweige:
a) Er hat die Verpflichtung, den allgemeinen Gesundheit#zustand in seinem Arczirke

sorgsältig zu überwachen und für Beseitigung alles Dessen Sorge zu tragen, was den-

selben breinträchtigten könnte; er muß daher gemeinschaftlich mit den Landratbsämtem

und Stadtgemeindevorständen zweckdienliche Einleitungen dahin treffen, daß vorhandene

Gebrechen des Sanitätswesens gehörig ergründet nnd abgestellt und hierauf sich beziehende

gerignete Porschristen und Einrichtungen entweder verbessert oder ganz neu getroffen

werden.

Ausgegeben den 9. März 1859. 39
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.3.

b) Er hat die Aufrechthaltung und Vonziehung der Medizinalgesetze eisrig zu uber-

wachen und Kontraventionen gegen dieselben bei der kompetenten Behörde zur Anzeige

zu bringen.

8. 4.

e) Er hat alle innerhalb seines Bezirks praktizirenden Medizinalpetsonen hinsichtlich
ihres pflichtmäßigen Verhaltens zu beaufsichtigen, ohne sich jedoch in deren Praxls ein-

zumischen, und darauf zu sehen, daß dieselben ihren Berufspflichten getreulich nachkommen.
Alle Medizinalpersonen, die in seinem Bezirke die Praxis ausüben wollen, haben

sich bel ihm zu melden und sich über die erlangte Licenz zur Praxis zu legitimtren.

Die von Unserer Regierung zur medizinischen Praxis zugelassenen Aerzte sind zwar

Unserer Regierung unmittelbar untergeordnet, sie haben jedoch dem Physikus auf Ver-

langen die zu selner Geschäftsführung erforderliche Auskunft jederzeit bereitwillig zu er-

theilen und find bei allgemeinen medizinalpolizellichen Vorkehrungen dessen Veranlassun-

gen nachzukommen schuldig. Auch sind alle auf offentliche Kassen angewiesenen Rechnun-
gen von Aerzten vom Physikus zu revidiren und festzustellen.

Dagegen ist der Physikus den in seinem Bezirke ansässigen Chirurgen, Zahn= und

Thierärzten, ingleichen den Hebammen und Leichenwäscherinnen unmittelbar vorgesetzt und

kann ihnen zur Last fallende Pflichtwidrigkeiten rügen, insofern sie nicht mit gesetzlicher

Strafe bedroht sind, in welchem Falle der Physikus Anzeige bel der betreffenden Behörde

zu machen hat.

Die Hebammen hat er vor ihrer Zulassung zum Unterricht oder Entsendung in eine

Lehranstalt bezüglich ihrer Befähigung zu diesem Dienste und nach absolvirtem Lehrkursus

insoweit sie nicht durch ein Zeugniß der auswärtigen Lehranstalt legitimirt sind, hinsicht-

lich der von ihnen erlangten Ausbildung zu prüfen, überdies darauf zu sehen, daß sie

ihren Beruf treu und pflichtgemäß erfüllen, und sich auf seinen Rundreisen persönlich da-

von zu überzeugen, ob von Seiten der Gemeinden Klagen gegen ihre Amtsthätigkeit er-

hoben werden.

Die Leichenwäscherinnen hat er zu unterrichten und sich von ihrer Thätigkeit und

Brauchbarkeit zum Oeftern zu überzeugen.

Bei vorkommenden Klagen über Medizinalpersonen hat er von diesen verantwort-

liche Auskunft zu verlangen, die sonst erforderlichen Erörterungen zu veranstalten und

nöthigenfalls die betreffende Behörde davon in Kenntniß zu setzen.

8. 5.

ch) Er hat die Befolgung der wegen des Verkaufs von Arzneiwaaren und Giften

bestehenden gesetzlichen Vorschriften allenthalben zu kontroliren: daher hat er die Apothe-
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ken und Droguenhandlungen seines Bezirks fleißlg zu besuchen und sich namentlich von

der in den Apotheken herrschenden Ordnung, von der Güte der Arzneien und von der

Beobachtung der Arzneitaxe zu überzeugen. Er sorgt in dieser Beziehung für unverzüg-
liche Abstellung etwa bemerkter Mängel, in so fern es nicht der Obrigkeit zur Untersuch-

ung und Bestrafung sofort anzuzelgende Ungebührnisse sind, oder berlchtet nach Befinden
an Unsere Regierung behufs der Anordnung einer Revifion der Apotheke.

Auch hat er das Recht, zu jeder Zeit die in den Apotheken vorräthigen Rezepte

einzusehen. Das Selbstdispensiren der Aerzte und Wundärzte, wo solches ausnahms-

weise gestattet ist, hat er auf Grund der hierauf bezüglichen besonderen Vorschriften zu

überwachen.
8. 6.

e) Der Physilus hat sich der Prufung der Apolhekergehilfen und·Lehrlingeinden
Apotheken sowie der Chirurgen und Barbiere seines Bezirks zu unterziehen.

8. 7.

1) Der Phyüikus darf keine Medizinalpfuscherei zulassen und hat dafür Sorge zu

tragen, daß jede Art von Quacksalberel und von nicht legitimirten Personen unternom-

menen ärztlichen und wundärztlichen Kuren abgesiellt und zu geseplicher Bestrafung ge-

bracht werden.

8. 8.

g) Um der Entstchung von Krankheiten vorzubeugen ist der Physikus gehalten, auf

gesunde Beschaffenheit der Nahrungsmittel und Getränke, auf Reinlichkeit in den Stra-

ßen, auf Verkilgung der Gistpflanzen an gefährlichen Stellen, auf Verhütung und Ver-

nichkung der Thiergifte, sowie der Ansteckungsstoffe, auf Abstellung schädlicher Sitten, Ge-

bräuche und Gewohnheiten möglichst hinzuwirken, daher theils durch Belehrung und War-

nung, theils durch Anzeigen, Auträge und Vorschläge bei den betresfenden Behörden seine

Zwecke zu fördern.

8. 9.

h) Bel dem Ausbruche ansteckender oder epidemischer Krankheiten hat sich der Phy-

sikus sofort an den betreffenden Ort zu begeben, sich von dem Wesen der Krankheit ge-

nau zu unterrichten, das Landrathsamt, bezüglich den Stadtgemeindevorstand von dem

Befunde in Kenntniß zu sehen und im Einvernehmen mit demselben die nöthigen Vor-

lehrungen gegen deren Weiterverbreitung schleunigst zu treffen.

8. 10.

) Bei Epizootien hat er sich durch persönliche Gegenwart und eigne Anschauung zu
39“
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vergewissern, daß der Bezirksthierarzt die geeigneten Vorkehrungen zur Beschränkung und

Bekämpfung der Krankheit getroffen hat.

 f
k) Der Physieus fährt die medizinalpolizeiliche Aufsicht über das Begräbnißwesen,

die Todtenäcker, Leichenhäuser und das dabei angestellte Personal. Er hat sich in Fällen

bermuthbaren Scheinkods der Lelchenschau und der Behandlung des Schelntodten zu un-

terzlehen, insofern dieselbe nicht bereits von einem anderen Arzte besorgt worden.

8. 12.

) Ginchtlich der Bekämpfung der Menschenblattern durch Vaccination, Revaccina-

tion, und andere polizeiliche Vorkehrungen gelten die in Unserer Impfordnung vom

20. Januar 1857 enthaltenen Bestimmungen.

8. 13.

m) Gemeinschaftlich mit dem betreffenden Landrathsamt bez. den Stadtgemeindevor-

ständen trägt er Sorge für die Geisteskranken seines Bezlrks und erforderlichen Falls für

deren Unterbringung in die Frrenheilanstalt.

8. 14.

n) Es liegt dem Phystkuo die schleunige ärztliche Behandlung der von tollen Hun-

den gebissenen Personen, sowie die Behaudlung vergisteter oder sonst verunglückter Per-

sonen ob, insofern sich dem Allen nicht bereits ein anderer approbirter Arzt unterzogen

hat, als wozu derjenige Arzt, zu dessen Kunde ein derartiger Vorfall zuerst gelangt, auch

zunächst verpflichtet ist.

8. 15.

o) Der Phyükus hat dahin zu wirken, daß arme Kranke nicht ohne ärztliche Hilfe

bleiben, daß solche, denen in ihrer Behausung die gehörige Verpflegung nicht zu Theil

werden kann, in Hospitälern oder anderen passenden Lokalitäten aufgenommen werden,

und daß unbeilbar Sieche im Falle der Bedürstigkeit entweder in milden Anstalten ein

Unterkommen sinden oder Unterstüung aus öffentlichen Minelu erhalten.

8. 16.

In Gefangtnhäusern, Straf= und Besserungsanstalten, sowie in Hospitälern, Armen-

häusern und ähnlichen Wohlthätigkeitsanstalten, denen nicht ein besonderer Arzt vorsteht,

hat der Physikus die ärztlichen Geschäfte zu besorgen.

Anstallen dieser Art, welche einen eigenen Arzt haben, sind vom Pbysikus periodisch
zu revidiren.
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Der Wbosikus hat gemeluschaftlich mit dem Bataillonsarzt bel den jährlich stattfin-

denden Rekrutenaushebungen dle Militärpflichtigen bezüglich hrer Tauglichkeit und Un-

tauglichkeit nach Vorschrift des Rekrutirungsmandats zu untersuchen.

8. 18.

Als Gerichtsarzt hat der Phyßikus folgende Obliegenheiten:
Er hat im Allgemelnen allen Aufforderungen der Gerichtsbehörden zu gerichtsärzt-

lichen Funkrionen pünktlich und gewissenhaft zu entsprechen.

8. 19.

Er hat unter Assistenz, des. Amtschtrurgen an Ort und Stelle gerichtliche Besichti-

guugen und Lelcheuöffnungen nach den Regeln der Wissenschaft und Kunst vorzunehmen.

8. 20.

Bei Vergistungen, Verfälschungen. Verderbnissen an Speisen und Getränken und

anderen eine chemische Untersuchung und Beurthellung nothwendig. machenden Fällen hat

er einen vereideten Pharmazeuten zuzuziehen.

8. 21.

Die Visa reperla oder Gutachten sind unter Mitunterschrift des zugezogenen Wund-

arztes oder Apothekers auszufertigen.

§C. 22.

Bei seinen Anzeigen, Berichten und Gutachten hat der Physikus die im Geschäfts-

gang, üblichedorm einzuhalten, seine Darstellungen selbst aber sollen gründlich, bestimmt,
klar, erschöpfend, jedoch von allen Abschweisungen und Berührungen ungeeigneter Gegen-

stände srei abgesaßt sein.
23.

Dem Physikus ist ein Land= undGerichtswundarze beigegeben, den derselle mit den

betreffcüden Geschäften beauftragen kann und der ihm in allen seinen Beruf angehenden
Fillen pünktlich und willig Folge zu leisten hat.

§S. 21.

Nach Ablauf jedes Jahres, spätestens bis Eunde Januar, hat der Pbysikus eine Ur-

bersicht der in seinem physikaksärztlichen Berufe im verflossenen Jahre geleisteirn Dienste

bei Unserer Regierung einzureichen.
8. 25.

Die Phyüiker führen Diensisiegel, deren sie sich bei amtlichen Schriften, insbesondere

bei Ausstellung öffentlicher Jeugnisse und Gutachten zu bedienen baben.
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Die an sie ergehenden Verordnungen, Requisitionen und Anzeigen, sowie die Kon-

zepte der von ihnen ausgearbelteten amtlichen Schristen haben sie aufzuheben. Diese so-

wie die ihnen zukommenden Blätter der Gesetzsammlung gehören zur Stelle uud sind

dem Nachfolger auszuantworten.

8. 27.

Ohne Genehmigung Unserer Regierung darf sich der Physikns nicht uüber drei Tage
aus seinem Bezirk entfernen; bei Urlaubsgesuchen hat er fur die Zelt seiner Abwesenheit

einen Stellrertreter vorzuschlagen. Verläßt er seinen Wohnort über 24 Stunden, so hat

er nur bei der Gerichtsbehörde vorher Anzeige zu machen.

28.. 28.

Der Physikus bezieht elne nach dem Umfang seines Bezirks normirte fixe Besol-

dung für seine Thätigkeit ale Medizinalbeamter; für seine gerichtsärztlichen Funktionen
wird er nach der „Taxe für Aerzte und Wundärzte bei ihrer Zuziehung zu gerichtlichen

Verhandlungen“ remunerirt.

Wegen Besetzung der sogenannten Stadiphysikatsstellen bewendet es bei dem bisbe-

rigen Herkommen; auf die Stellung des Physikus und dessen berufsmäßigen Obliegen=
Geiten ist dieses Verhältniß ohne Einfluß.

Gegeben Schloß Osterstein den 21. Februar 1859.

v. Geldern.

2) Ministerlal-Bekanntmachung vom 24. August 1858, die Abänderung des 9 42 der Bankstatuten,
ublizirt in Nr. 35 des Amtsblatts vom Jahre 185

Nachdem in der Generalversammlung der Aktionäre der  Bank vom 28.

April d. Is. die Einführung von zweiprozentigen Abschlagszahlungen auf die Jahres-

dividenden beschlossen worden, ist auf Antrag des Verwaltungsraths der Bank der bie-

nach abgeänderten Fassung des Artikels 42 der Bankslatuten die höchste landesherrliche

Genehmigung ertheilt worden und wird der neue Wortlaut des gedachten Artikels nebst

dem für dic auszugebenden Abschlagsdividendenscheine angenommenen Fommular nachstehend

zur öffentlichen Kentniß gebracht.

Gera, den 24. August 1859.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.
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Die Direktion hat bei Gelegenheit der Rechnungsvorlage gleichzeitig dem Verwaltungs-

ralhe rn entsprechenden Divldendenbetrag zur Genehmigung vorzuschlagen
e 1. Oktober jedes Rechnungsjahres wird an die Aklionäre eine Ablchlagedivi

8* van 2 Prozent ausgezahlt.
Zu dem Ende werden vorläufig auf acht Jahre Abschlagsdividendeuscheinc, auf welche

die Bestimmung. des §. 16 der Statuten ebenfalls vollständige Anwendung erleidet, nach
anliegendem Schema ausgegeben und diese nach Ablauf des lehten Jahres durch neue

ersehzt.
Der Rest der vom Vewaltungsrathe bestimmten Dividende ist spätestens vom 1.

Juli des auf das Rechnungsjahr folgenden Jahres ab auszuzahlen.

Die Auszahlung erfolgt in beiden Fällen an den Jnhaber des betreffenden Divi-

dendenscheins gegen Rückgabe des Leßteren.

I. Abschlagsdividendenschein

zur Aktie Lit. A. Nr.4

Inhaber dieses Scheins empfängt am 1. Oktober

1858 bei der Kasse der Geraer Bank

Vier Thaler

Abschlagszahlung auf die Divideude des Jahres
1858.

fun##zzung

Gera, den 1. Juli 1858.

Direktion der Geraer Bank.

Vorsitzender des Verwalkungs-
Rathes.

Abschlagsdioldendenschein lürsJahr1858,l#ablbaram1.Olleber1858. liuaqiaauogoqiausa2bbiehEEIIIIIIIII EIIIIIIII ELLIIIIIII EIIIE
3) Ministerial-Bekanntmackung vom 19. Febr. 1859, die Abanderung des 8. 41 der Banlslatuten ben.

Nachdem der von der vorjährigen Generalversammlung der Aktionäre der Geraer

Vank gefaßie Beschluß, den §. 41 der Vankstatuken unter gleichzeitiger Aufhebung der

88. 17 bis 27 einschließlich abzundern, die Höchste landesherrliche Genehmigung erhal-

len hot, so wird dieses sowic der §. 41 in seiner dermaligen abgränderten Gassung nach-

stehend zur öffentlichen Kenniniß gebracht.
Gera, den 19. Februar 1859.

Fürstlich Reuß-Mauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.
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K 41.

Der Relugewinn, welchen die Geschäfte der Bank ergeben, gebührt den Aktlonären

bls zu 4% des Aktienkapitals ohne Abzug als Dividende.

Bel einem höheren Reingewinn wird auch ein Beitrag zu dem Reservefond und

eine Tamtlme für den Verwaltungsrath abgezogen und erst der verbleibende Rest unter

die Aktionäre als Dividende vertheilt.

Der jährliche Beltrag zu dem Reservefond beträgt 10% von dem über 4% des

Aktienkapitals sich ergebenden Reingewinn. Sollten jedoch diese 10% nicht mindestens

2500 Thlr. ergeben, so ist wenigstens dieser leytere Betrag von 2500 Thlr. dem Reser-

vefond so lange zuzuschreiben, als derselbe nicht 20,000 Thlr. beträgt. Eine Ausnahme
tritt nur dann ein, wenn der Reingewinn nicht mindestens 2500 Thlr. über4%ergiebt,

in welchem Falle nur der die 4% übersteigende Mehrbewag des Reingewinns zu dem

Nesewefond flieWt.
Die Tantieme des Verwaltungeraths beträgt, sobald der Reingewinn 4% des Aktien-

kapitals übersteigt, bis zu einer Dividende von 5% excl. Zehn Prozent von dem über

4% des Akniekapitals sich ergebenden Reingewinne, bei einer Dividende von 5% dagegen

Neun Prozent von diesem Theile des Relngewinns. Bel einer böheren Dioldende wer-

den 25,000 Thlr. von dem über 4% des Aktienkapitals sich ergebenden Reingewinn

abgegogen und von dem Reste dem Verwaluungsrathe 10% gewährt, dergestalt jedoch,

daß in dem Falle dieses Abzugs die Tamtieme des Verwaltungeraths nicht unter die ihm

bei einer Jahrcodividende von 5% zukommende Tankieme herabsinken darf.

Bei Fesinsellung der Dividende hat der Verwaliungsrath übrigens auch nicht nur

die einzelnen Beamten kontraklich zustehenden Tantiemen, sondern auch die nokhwendig

scheinenden Abschreibungen jeder Art und Uebertragungen auf die neue Jahresrechnung der-

gestalt abzuziehen, daß die betreffenden Beträge nicht mit zur Vertheilung unter die
Aktionäre kommen.

4) Regierungs-Vererdnung, den Handel mit Christtänmen betr., publizirt in Nr. 48 des Amts-
blatis vom Jahr 1858.

Durch §. 16 des Geseges zum Schupe der Holzungen, Baumpflanzungen, Wiesen,
Felder und Gärten vom 14. April 1852 ist bestimmt, daß diejenigen, welche außerhalb

ihres Wohnortes Christbäumchen und anderes kleines Holz zum Verkauf bei sich führen,

sich durch Zeugniß einer Behöwe über den rechtlichen Erwerb ausweisen müssen und daß

diejenigen, welche ein solches Zeugniß nicht besipen, selbstverständlich unbeschadet der Un-

rersuchung wegen des etwa vorliegenden Diebstahls neben Wegnahme der Gegenstände

eine Strafe bis zu zwanzig Groschen trisst.
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Indem wir auf diese Besiimmung noch besonders aufmerksam machen, verordnen wir

daß die gedachten Zeugnisse von den Gemeindevorständen ausgustellen find und die Be-

scheinigung zu enthalten haben, daß die Bäumchen oder das Holz von den Verkäufern

entweder selbst gezogen oder auf rechtliche Weise erworben worden sind, und machen zu-

gleich sämmtlichen Polizeibehörden deo Laudes zur Pflicht, die Gensd'armen sowie das

Marktpersonal und die Gatterwärter dahin zu instruiren, daß lie, sobald Gegenstände

der gedachten Art zum Verkauf gebracht werden, sich von dem Vorhandensein des erfor-

derlichen Zeugnisses durch den Augenschein zu überzeugen und in Ermangelung desselben

die Contravenienten zur Bestrafung zu bringen haben

Gera, am 25. November 1858.

Furstlich Reuß-Plauische Regierung.
v. eldern.

Münch.

5) Regierungo-Verordnung vom 15. Januar 1859, das Verbot der Hazardspiele bett., publizirt in

Nr. 3. des Amteblotzes vom Jahre 1859.

Zur gleichmähigen Handhabung des landeögesehlichen Verbots des Hazardspiels wird

mit höchster landesberrlicher Genehmigung, unter Aufhebung der für einzelne Landestheile

und Orte bisher bestandenen Strafbestimmungen, verordnet:

1.

Unerlanbtes Hazardspielen an einem öffentlichen Orte wird — außer der Confisca-

tion des auf dem Spieltisch und in der Vank befindlichen Geldes — an den Bankhal-

tern mit einer Geldbuße von Fünf Thalern, an den Mitspielenden mit einer Geldbuße

von Zwei und Einem halben Thaler geahndet.

Gast= und Schankwirtbe, welche in ihren Häusern, gleichviel ob innerhalb oder au-

herhalb der Wirhhschaftsräumc, Hazardspiele gestatten oder zur Verheimlichung solcher

Spiele mitwirken, sind mit Geldstrafen bis zu Fünf und Zwanzig Thalern zu belegen.

2.

In Rückfällen tritt eine Verdoppelung der obigen cgegen Bankhalter, Spieler und

Wirthe festzusependen Strasen ein.
Gegen Indivikuen, von denen die Geldbußen nicht beigetrieben werden können, ist

auf Gefängnißstrase nach dem bestehenden gesetzlichen Verhällniß zu erkennen.
36
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3.

Als öffentliche Orte in obenerwähnter Beziehung sind nicht bloß Gast= und Schank-

Häuser zu betrachten, sonderm auch die Lokalien, welche geschlossene Privatgesellschaften

oder andere Vereine zu ihrer Benuhzung gemielhet haben oder eigenthümlich besipen.

Die Vorsteher solcher Gesellschaften sind verpflichtet, auf das Unterbleiben jedes Ha-

zardspiels zu halten, und Vereine, in denen dasselbe regelmäßig oder überhaupt nur öf-

ter wiederholt vorkommt, sollen ausgelöst werden.

4.

Die Confiscate und Geldbußen sind zu zwei Drittheilen der Armenkasse des Orts

oder, wenn eine solche nicht vorhanden, einer Stistungskasse des betreffenden Landestheils

zu überweisen, zu einem Drittheile aber, mit der Bestimmung zu Gratificationen für das

Polizeipersonal verwendet zu werden, zur Sporteleinnahme des Landrathsamis, in dessen

Bezirk die Contravention Statt gesunden hat, zu verrechnen.

Gera, am 15. Januar 1850.

Fürstlich Reuß-Plauische Regierung.
v. Geldern.

Münch.

[..



Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reusischen Lande jüngerer Linie.

No. 216.

1) Ministerialbekanntmachung vom 27. Mai 1859, Nchttige und Erläuterungen zur Heimaths.lonvention“ bei
I. Zur Erläuterung und Auführung des von mehreren deutschen Neglerungen wegen

Uebernahme der Auszuweisenden abgeschlossenen Vertrages d. 1. Gotha vom 15. Juli

1851 (Gesebsammlung Bd. VIII. S. 2 17 flg.) haben im Laufe des vergangenen Jahres

weitere Verhandlungen Statt gesunden und es sind hierbei die nachstehenden Beschlüsse

gesaßt worden:

1) Der Vertrag vom 15. Juli 1851 und insbesondere der H. 11 desselben findet

auf jedes Individuum Anwendung, welches aus einem Vereinsstaate in den andern aus

irgend einem Grunde ausgewiesen wird.

2) Müssen Ehefrauen und Kinder von einem Vereinssiaate nach §. 5 am Ende und

g. 6 des Vertrags zeitweilig übernommen oder beibehalten werden, so kann aus der wäh-

rend dieser Jeit enva gewährten Unterstützung derselben ein Anspruch an den zur Ueber-

nahme definitiv verpflichteten Staat nicht abgeleitet werden.
3) Von der dem ausweisenden Staate in den Fällen des §. 8 des Vertrags bel-

gelegten Befugniß, dem anderen Staate ohne Zustimmung der betreffenden Behörde des-

selben ein Individuum zuführen zu lassen, kann dann nicht mehr Gebrauch gemacht wer-

den, wenn in einem solchen Falle dennoch angefragt und die Zustimmung zur Ueber-

nahme verweigert worden ist.

4) Ist die, Uebernahmeverpflichtung eines Staates von der dazu kompetenten Ober=

oder Unter-Behörde anerkaunt worden, so darf die Uebernahme selbst nicht aus dem

Grunde verzögert werden, weil es der näheren Fesistellung des Ortes bedürfe, wohin der

Aufzunehmende zu weisen sei.
5) Unter den im §. 11 des Vertrags erwähnten Kosten sind nur die baaren Aus-

lagen zu versiehen. Sie werden nach denselben Normen herechnet, welche für das Inland

gelten.
6) Die Regierungen der Vercinsstaaten verpflichtensich zu gegenseitiger Mittheilung

darüber, welche Behörden in ihren Staaten zur Ausstellung der bie-Konseus (Trau-
Ausgegeben den 15. Juni 1859.
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scheine) besugt oder zur Ausstellung der an deren Stelle tretenden Bescheinigungen an-

gewiesen find.
7) Hinsichtlich der Uebernahmescheine für vormalige Unterthanen (F. 1 b des Ver-

trags) wird die in dem Konferenzprokokolle d. J. Eisenach den 24. Juli 1854 bezeich-

nete Form als maßgebend anerkannt.

Nachdem diese BeschlüssedieGenehmigungder sämmtlichen betheiligten Regierungen
erhalten haben, so wird solches mit Rückbezug auf die diesen Gegenstand gleichfalls be-

treffende Bekanntmachung des unterzeichneten Ministeriums vom 14. Februar 1855 (Bd. X.

der Gesezsammlung S. 362 ff.) zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

II. In Bezug auf den 8. 11 des Vertrags sind die betheiligten Regierungen dahin

übereingekommen, daß derselbe zwar unverändert beibehalten werden soll, daß aber die

Vereinsstaaten auf das ihnen, nach Saß 2 dieses § zustehende Recht, die Erstattung der
Hälfte der Kosten bei Durchtransporten fordern zu können, auf die Jeitdauer vom 1. Ja-

nuar 1659 bis 31. Dezember 1862 gegenseitig verzlchten und zwar mit der Maßgabe,

daß diese Vereinbarung auf jeden Transport Anwendung leidet, welscher mit oder nach

dem 1. Jannar 1859 beginnt oder vor dem 31. Dezember 1862 eingeleitct ist.

III. Mit Genehmigung Sr. Durchlaucht des Fürsten wird zur Herbelsührung einco

gleichmäßigen Verfahrens bei Ausführung des Gothaer Vertrages, insbesondere bei Aus-

weisungen und Transporten, in Uebereinstimmung mit der Mehrzahl der durch jenen

Vertrag verbundenen Regierungen, demnächst Folgendes verordnek:
1) Ein jeder Ausweisungspaß (Zwangspaß), durch welchen eine Person aus dem

Fürstenthume in das Gebiet eines anderen kontrahirenden Staates ausgewiesen wird,

muß ergeben, in welcher Art die Angehörigkeit des Ausgewiesenen zu dem übernehmen-

den Staate festgestellt worden ist.

Ist eine Aufnahmezusicherung vorausgegangen, so muß derselben ausdrücklich gedacht
werden.

Veruht die Ausweisung auf einer polizeilichen Legitimations-Urkunde, so muß die

Behörde, welche sie ertheilt hat, das Datum und die Dauer der Giltigkeit der ersteren

im Passe bemerkt werden.

Der Zwangspaß muß ferner neben der Angabe des Endzieles in der Regel auch

die Angabe der Eingangs-Station des nächsten der zu durchreisenden Staaten enthalten.

2) Ist der Inhaber des Zwangspasses von der vorgeschriebenen Route abgewichen,
oder sind andere Gründe vorhanden, denselben nach Antritt der Reise auf den Trans-

port nach dem Bestlmmungsorte zu setzen, so ist hierzu auch eine andere als die aus-

weisende Behörde berechtigt, wenn der Zwangspaß erglebt, daß derselbe auf Grund einer

Aufnahmezusicherung oder eines helmathlichen Passes (Wanderbuches 2c.), sell dessen Ab-
lauf noch kein Jahr verstrichen war (§. 8 des Vertrages), ausgestellt worden ist.
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3) Im Falle eines solchen Transportes (Nr. 2) ist nicht die Behörde, welche diesen
aussiellt, sondern die Behörde, welche den Zwangspaß erkheilt hat, als die auswelsende

anzusehen.
4) In jedem Transportzettel, mit welchem ein Ausgewiesener in das Gebtet eines

anderen kontrahirenden Staates transportirt werden soll, muß dle vorangegangene Auf-

nahmeerklärung, oder, wenn der Trausport auf Grund eines der Bestimmung des §. a

des Gothaer Verlrags entsprechenden Passes eingeleitet ist, die ausstellende Behörde das

Datum und die Dauer der Gültigkeit des Passes ausdrücklich erwähnt sein.

Auch ist die Vorschrist im §. 10 wegen der mit dem Transportaten zu übergeben-

den Beweissiücke genau zu befolgen.

Jü der Transport auf Requisition einer auswärtigen Behörde eingeleitet, so muß

des Inhalts der Requisition gedacht und die requirirende Behörde bezeichnet werden.

5) Die Grenz-Polizeibehörde, welcher ein Transportat aus einem anderen Ver-

einsstaate zugeführt wird, darf die Aufhebung, des Transportes und die Fortsetzung der

Reise bis zum inländischen Bestimmungsorte mittelst Zwangspasses nur dann anordnen,

wenn sie nach relflicher Erwägung dafür hält, daß keine Gründe zu der Besorgniß vor-

liegen, daß von einem Zwangspasse Mißbrauch werde gemacht werden.

Ist der Transportat der diesseitigen Grenz=Polizeibehörde nur zum Durchtrans-

porte durch das hiesige Gebiet zugeführt worden, so darf derselbe innerhalb des diessei-
tigen Gebietes nicht anders als durch Transport weiter befördert werden.

IV. Zur Ausstellung von Trauscheinen oder zur Ausstellung der an deren Stelle

rretenden Bescheinigungen bestehen in den Vereinsstaaten nach den in Gemähheit der

Bestimmung unter I. 6 biöher gemachten Mitheilungen die nachstehend angegebenen Vor-

schriften:

Preußen.

Zur Ertheilung der Bescheinigungen, daß Preuhische Unterthanen zu ihrer giltigen
Verheirathung im Auslande einer Erlaubniß ihrer Heimathsbehörden nicht bedürfen, sind
die Königlichen Provinzial-Regierungen und das Polizei-Präsiduum zu Berlin befugt.

Bayern.

Zur Ausstellung einer Bescheinigung über die Zulässigkeit der im Auslande vorzu-

nehmenden Trauung eines bayerischen Unterthaus sind die Distrikts-Polizeibehörden zu-
ständig und zwar

a) in den diesrheinischen Regierungsbezirken die königliche Polizeldirektion München,

die königlichen Landgerichte und die einer königlichen Kreisregierung unmitkelbar unter-

geordneten Stadtmagistrate von Ingolstadt, München, Landshut, Passau, Strauburg,

Amberg, Regensburg, Bayreuth, Bamberg, Hof, Ansbach, Dinkelsbühl, Eichgän, Erlan-
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gen, Fürth, Nüruberg, Rothenburg, Schwabach, Aschaffenburg, Scheinfurth, Würzburg,

Augsburg, Donauwörth, Kaufbeuren, Kempten, Lindau, Memmingen, Neuburg und

Nördlingen.
Sachsen.

Im Königreiche Sachsen sind die sämmtlichen königlichen Gerichtsämter, sowie die

Stadträthe diejenigen Behörden, welche, ohne jedoch an eine besondere ausdrücklich vor-

geschriebene Form rücksichtlich der Fassung der bezüglichen Atteste gebunden zu sein, zu
bescheinigen haben, daß der Verehelichung eines Sachsen im Auslande ein Hinderniß

nicht entgegenstehe. Diese Bescheinigungen bedürfen Behufs ihrer Gilrigkeit der Legali-
sation Seitens der betreffenden königlichen Kreisdirektion.

nover.

Zur Ausstellung der Ebe-Konsense (Trauscheine) sind im Königreiche Hannover die

Obrigkeiten (unteren Verwaltungsbehörden) ausschließlich zuständig. Die Obrigkeiten sind
in den Stadtgmeinden, auf welche die revidirte Städteordnung vom 24. Juni 1858 An-

wendung findet, den sog. selbstständigen Städten, die Magistrate, in den Landgemeinden,

einschließlich derjenigen Städte und Flecken, auf welche das vorbezeichnete Gesetz keine

Anwendung findet, die Königlichen Aemter.
An die Stelle der Letteren treten im Bezirke des Herzogthums Aremberg die san.

desherrlichen Herzoglich Arembergschen Aemter, im Bezirke des Landes Hadeln die

Kirchsriels-Gerichte.
Die selbsiständigen Städte des Königreiches sind gegenwärtig folgende, nämlich im

Bezirke
1) der Landdrostei zu Hannover:

Hannover, Hameln, Eldagsen, Münder, Pattensen, Bodenwerder, Neustadt am Aebenberge,

Wunstorf und Nimburg;

2) der Landdrostei zu Hildesheim:

Hildesheim, Goslar, Peine, Göttingen, Moringen, Münden, Norkheim, Einbeck, Osterode

und Duderstadt;

3) der Landdrostei zu Lüneburg:
Lüneburg, Celle, Harburg, Uelzen, Winsen a. d. Luhe, Burgdorf, Gifhorn, Lüchow und

Dannenberg;
4) der Landdrostei zu Stade:

Stade, Verden, Buxtehude, Otterndorf und Bremervoerde;
5) der Landdrosiei zu Osnabrück:

Osnabrück,Quackenbrück, Melle und Lingen;

6) der Landdrostei zu Aurich:

Aurich, Emden, Leer, Norden und Esens;
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7) der Berghauptmannschaft zu Clausthal:

Clausthal.

Eine Legalisation eder sonstige Mitwirkung der dem betreffenden Amte, Mahlstrate

oder Kirchspiels-Gerichte vorgesehzten Provinzlal-Reglerung (Landdrostei oder Berghaupt-
mannschaft) bei der Ausstellung der Trauscheine ist zu deren Giltigkeit nicht erforderlich.

Kurfürstenthum Hessen.
Die betreffenden Beschelnigungen sind von den Reglerungs-Kommisstonen, den Po-

lizei-Direktionen und den Landrathsämtern auszustellen.

Großherzogthum Hessen.
Zur Ausstellung der Ehe-Konsense (Trauscheine) sind die Großherzoglichen Kreio-

ämter befugt. Da übrigens nach der für die Provinz Rheinhessen bestehenden Gesetge-

bung bei Verehelichungen keinerlei Heiraths-Konsens oder Heimathsschein erforderlich ist,

während dieses allerdings in den beiden anderen Großherzoglichen Provinzen der Fall

ist, so werden eigentliche Heiraths-Konsense in den in Rede stehenden Fällen durch die

Großherzoglichen Kreisämter der Provinz Rheinhessen nicht ausgestellt, hier vielmehr ähn-

liche Bescheinigungen in Anwendung gebracht werden, wie sie in dergleichen Fällen nach

Nr. 13 des Schlußprotokolls vom 25. Juli 1854 zu Nr. 3 des Vertrages von den Preu-

Hischen Behörden ausgestellt werden.

Mecklenburg.Schwerin.
Zur Ausstellung der zur Verehelichung erforderlichen Domizllscheine sind berechtigt:

a) in den Städten und deren Kämmereigütern die Magistrate;

b) im Flecken Ludwigslust das dortige Gericht;
n.) in den Domanialortschaften mit Einschluß der Domantalslecken die Grohherzog-

lichen Aemter;
4) in den ritterschaftlichen Gütern und Flecken die Gutsbesiper, beziehungsweise de-

ren Mandatare;

e) in den Gütem der drei Landesklöster Dobbertin, Malchow und Rübnitz

die Klosterämter.

Sachsen.Meiningen.
Im Herzogthume sind zur Ausstellung der Ehe-Konseuse (Trauscheine) oder der an

deren Stelle tretenden Bescheininigungen befugt die Herzoglichen Verwaltungsämter, die

Magistrate der Stadte Meiningen, Salzungen, Hildburghausen, Eisfeld, Sonneberg, Saal-

seld, Pösneck und die Bürgermeisterämter zu Wasungen, Römhild, Themar, Heldburg,
Ummerstadt, Schalkau, Gräfenthal, Lehesten, Camburg und der Stadtrath zu Krannichfeld.

Sachsen-Altenburg.
Zur Ausstellung der zum Zwecke der Trauung im Auslande erforderlichen Trau-
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scheine sind sämmtliche zur Ausstellung von Heimathscheinen berufent Heimathsbehörden

(Gerichtsämter, delegirte Aktuarlate, Stadträthe) verfassungsmäßig kompetent. Diese Trau-
scheine bedürsen, wie die Heimathscheine, zu ihrer Gilugkeit stets noch der Beglaubigung

der Herzoglichen Landesregierung, welche Behörde Überdles in besonderen Fällen auch

sonst Veranlassung nimmt, derartige Bescheinigungen auszustellen.

Sachsen-Coburg.
Zur Ausstellung von Trauscheinen sind competent: das Landrathsamt zu Cöburg.

das Justizamt zu Könlgoberg, die Magistrate zu Coburg, Neustadt und Rodach, sowie

der Stadtrath in Königsberg.

Sachsen.-Gotha.
Im Herzogthume steht den Gemeindevorständen die Ausstellung der Trauscheine zu.

Braunschweig.
Zur Ausstellung der Trauscheine sind im Herzogthume für die Städte deren Ma-

gistrate und für das übrige Land die Herzoglichen Kreis-Dircktionen befugt.

Anhalt.Bernburg.
Für das Herzogthum sind die Herzoglichen Kreisämter zu Bernburg, Ballenstedt

und Coswig diejenigen Behörden, welchen die Besugniß zur Ausstellung der Ehe-Konsense

(Trauscheine) oder der an deren Stelle tretenden Bescheinigungen zusteht.

Nassau.
Im Herzogthume sind die sämmtlichen Herzoglichen Aemter die zur Ausstellung der

Ehe-Konsense (Trauscheine) zuständigen Behörden.

Schwarzburg.=Nudolstadt.
Nach den Besiimmungen der Gemeindeordnung werden die Ehe-Konsense (Trau-

scheine) in den Städten sowohl wie in den ländlichen Gemeinden von den Gemeindebe-

hörden ausgestellt.

Schwarzburg.Sondershausen.
Zur Ausstellung der Ehe-Konsense (Trauscheine) sind im Fürstenthume die Fürstlichen

Landräthe befugt.
Reuß ältere Linie.

Im Fürstenthume sind zur Ausstellung der Ehe-Konsense (Trauscheine) in den Städ-

ten die Stadträthre, für das platte Land die betreffenden Gerichtsbehörden, in Ansehung

der Fürstlichen Beamten die Fürstliche Landesregierung und der Geistlichen und Lehrer

das Fürstliche Konsistorium nach der Verordnung vom 17. Januar 1859 ermächtlg.

SchaumburgLippe.
Die Ehe-Konsense (Trauscheine) werden für das Fürstenthum nur von der Fürst-

lichen Regierung selbst ausgestellt.
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Lippe.
Zur Ausstellung der Ehe-Konsense (Trauscheine) oder der an deren Stelle tretenden

Bescheinigungen sind im Fürstenthume befugt: 1) die Magistrate in den Städten Det-

mold, Lemgo, Blomberg, Horn, Salzuflen, Barntrux und Lage, sowie in den Flecken

Schwatenberg und 2) die Aentter des Vandes.

Hessen.Homburg.
 JIm Amte Homburg ist das Verwaltunghamt daselbst zur Ausstellung derjenigen

Bescheinigung, auf Grund welcher eine Trauung Statt finden darf, kompetent, während

in dem Oberamte Meisenheim die Bürgermeister der fünf Bürgermeistereien Meisenheim,

Becherbach, Merpheim, Meddersheim und Standeruheim als Clvil-Standsbeamte, (welchen

zugleich die Schließung der Civil-Ehe zusteht.) die gesehlichen Erfordernisse des Abschlus-
ses einer Ehe zu prüfen haben, ohne daß das Vorhandensein dieser Erfordernisse noch

durch einen besonderen Trauschein beurkundet wird.

Bremen.

Im Bremischen Geblete sind der Polizeidirektor der Stadt Bremen, die Landesher-

ren des Gebiets am rechten und am linken Weserufer und die Aemter Vegesack und

Bremerhaven zur Ausstellung der Trauscheine besugt.

Hamburg.
Zur Ertheilung und Ausstellung der erforderllchen obrigkeitlichen Ehe-Konsense sind

ausschließlich folgende Hamburg'sche Behörden besugt: die Weddebehörde für die Stadt,

die Patronate der beiden Vorstädte St. Pauli und St. Georg, die beiden Landherren=

schaften der Geblete der Marsch und der Geestlande und das Amt Nitzzebüttel.

Frankfurt a. M.

Zm giltigen Ausstellung der Ebe-Konsense (Trauscheine) sind für die Angehörigen
der Stadt die Stadt-Kanzlei, für die Angehörigen der Landgemeinden das Land-Ver-

waltungsamt die besugten Behörden.
Wegen der im Vorstehenden nicht erwähnten Vereinsregierungen wird, sobald die

entsprechenden Benachrichtigungen vorliegen werden, ebenmäßige Bekanntmachung erfolgen.

Gera, am 27. Moi 1859.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.
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2) Ministerialverordnung vom 15. Innn 1659, P1 Seläieteruang zu §. 3 der Höchsten Verordnung vom
 August 1856 b

(Publitirt in Nr. 3 des Amts- und Derordnungsblattes vom Jahrie 1850.)

Von den auf der vorjährigen Eisenacher Konferenz versammelten Kommissarien der

bei der Heimathskonvention d. J. Gotha, den 15. Juliz 1851 betheiligten Staaten ist
die Ansicht geltend gemacht und angenommen worden, daß durch die Bestimmungen im
8. 3 der landesherrlichen Verordnung vom 13. August 1856 (Gesesammlung Band
XI, S. 173) dlejenigen Rechte ulcht verändert werden können, welche den Kontrahenten

der Gothaer Heimathskonvention aus den §§. 3 und 4dieses Vertrags zustehen, daß
mithin, wenn ein diesseitiger Unterthau mit einer, einem bei der Heimathökonvention be-

theiligten Staaten Angehörigen auch ohne Gemeinde= und Staatserlaubniß getraut wor-
den, die Ehefrau sowohl als deren in der Ehe geborenen Kinder diesseits aufzunehmen
sind und es hat ein Antrag auf Beifügung eines Zusates zu der Heimathskonvention,
wonach eine im Ausland ohne Kousens der Heinachsbehlre abgeschlossene Ehe in Be-

ziehung auf Erwerb und Verlust der Unterthanenschaft zwischen den Dereinsstaaten als
nicht vorhanden angesehen werden soll, die Zustimmung der Kommissarlen nicht erhalten.

Es wird mithin die Zurückweisung solcher Ausländerinnen und deren Kinder gegen-
über den Wereinsstaaten nicht durchzuführen sein und wir verordnen daher mit Höchster

landetherricher Genehmigungl Fällen, in welchen ungeachtet des Mangels des Gemeinde= und
ri die mit Inländern verheiratheten Ausländerinnen, bezüglich de-

ren Kinder diesseits übernommen werden müssen, solche das Heimathörecht ihres

Ehemannes, bezüglich Vaters erhalten sollen.
Gera, am 15. Januar 1859.

Fürstlich Reuß-PlauischeS Ministerium.

v. Geldern. Minqhunch.

3) Ministerialbekanntmachung vom 29. Mai t651de Enlbesing von Pahbkarten an Handlungs-
reisende

Zu Beseitigung von Zweifeln haben sich % bei dem Zaßtarten-Verkage vom 21.

Oliobetn 1820 betheiligen Staats-Regierungen vobin geeinigt,daßdurchdie Bestimmung des Art. 4 lil. c. des gedachten Vertrags die Er-
dehdunhvon Paßkarten an Kaufleute und Hoorkkanlen, bezüglich deren Hand-

lungsreisende, welche Waarenbestellungen nach Proben oder Mustern aufsuchen,

ucht ausgeschlossen sen *Gera, den 29. Mai

' Reuß-Mauisches Ministerium.

v. Geldern. Minhnch.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 217.

1) Ministerial- Bekanntmachung, den mit dem Herzegtbum Sachsen-Altenburg abgeschlossenen

Mezeß über die kirchlichen und Schulverhällnisse derjenigen Parochicen, zu welchen Herzoglich Alten-

burgische und Fürstlich Renbische Unterthanen gebören, deirefsend, vom 7. Juni 1859.

Behufs anderweiter Regelung der kirchlichen und Schulverhälmisse derjenigen Pa-

rochieen, zu welchen diesseitige und Herzoglich Altenburgische Unterthanen gehören, ist
durch die von den beiderseitigen Staatsregierungen bezüglich Kirchenregimenten hierzu

beauftragten Kommissarien unterm 1/17. März laufenden Jahres ein Rezeß abgeschlos,

sen und unterschriftlich vollzogen worden, welcher wörtlich solgendermaßen lautet:

Rezeß
über die kirchlichen und Schulverhältnisse derjenigen Parochicen, zu

welchen Herzoglich Altenburgische und Fürsilich Reußische Unterthanen

gehören.

Da die Bestimmungen des zwischen dem Herzoglich Sächsischen Konsistorium zu

Altenburg und dem Fürstlich Reußischen Konsistorium zu Gera in Beziehung auf die

beiderseitigen Episkopal-Verhältnisse abgeschlossenen Rezesses vom 18. August 1746 im

Laufe der Zeit zu Zweiseln und Unzuträglichkeiten Veranlassung gegeben haben, so ist

von den beidersettigen Gonvernements bezüglich Kirchenregimenten eine anderweite Ver-

einbarung für zweckmähig erachtet, und es sind zu den diesfallsigen Verhandlungen

der Herzoglich Sachsen-Alienburgische Konsistorial, Präsident Freiherr von Li-
liencron

und

der Fürstlich Reußische wirkliche Geheimerath, Appellationsgerichts= und Konsi-

storial-Präsident Dr. von Bretschneider, Komthur,

mmit Austrag versehen worden.
Ausgegeben den 15. Juni 1859. 41
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Diese Bevollmächtigten haben über die kirchlichen und Schul-Verhältnisse derjenigen

Parochteen, zu welchen Herzoglich Altenburgische und Fürsilich Reußische Unterthanen ge-

hören, bis auf Höchste Landesherrliche Genehmigung Folgendes vereinbart:

A.

Von den gemischten Kirchen, und Schulverbänden, d. h. solchen Kirchen, und
Schulverbänden, in deren Kirchen oder Schulhäusern für Unterthanen beider Län-

der Gottesdienst oder Schule gehalten wird.

Allgemeine Bestimmungen.

8. 1.

Jede aus Unterthanen deb Herzogthums Sachsen-Altenburg und des Fürsteu-

thums Reuß jüngerer Linie zusammengesetzte Kirch= und Schulgemeinde ist als solche
den Gesetzen des Staates unterworsen, in dessen Gebiet die äußere gemeinschaftliche Re-

ligtonsübung derselen stattäändet oder der Schulunterricht erthellt wird.

Jedoch werden diejenigen Verhältnisse der Kirch= und Schulgemeindeglieder, die

ausschließlich die Personen derselben, nicht auch die Kirchen= oder Schulgemein-

schaft betreffen, sowie auch diejenigen, welche zugleich bürgerliche Rechtsverhältnisse

bedingen, nach den Gesetzen und Anordnungen desjenigen Staates beurtheilt, welchem
sie als Unterthanen angehören.

Spczielle Bestimmungen.

8. 2.

In Beziehung auf Anstellung, Einführung und Besoldung des Pfarrers und Schul-

lehrers, Substitutionen, Bakanzen und sonstige die kirchlichen Aemter und Amtsbefug-

nisse betreffende Angelegenheiten, in Beziehung auf die kirchlichen Handlungen, die
Führung der Kirchenbücher, die Einführung von Lehrbüchern, die Lehrmethode, die Schul-

dioziplin, Schulferien, Aufsichtsführung über das Vermögen der Kirchen und Schulen

und dessen Verwaltung, Bestellung der Rechnungsführer, sowie auf die Grundslücke und

Gerechtsame des Pfarrers und Schullehrers, auf die Kirchen-, Pfarr= und Schulgebäude,

auf die Baulichkeiten au denselben und deren Leltung, Aufbringung der Baukosten, auf

die Kirchenkollekten u. s. w. sind die in eine ausländische Kirche und Schule Eingepfarr-

ten und Eingeschulten den Einrichtungen und Anordnungen der Kirchen= und Staats-

gewalt unterworfen, in deren Gebieten die Kirche oder Schule belegen ist.
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8. 3.

Dasselbe gilt inslesondere auch rücksichtlich der mit dem Patronat und resp. Kol-

lamrrechte verbundenen Befugnisse und Verbindlichkeiten.

8. 4.

Die Normen, nach welchen das substantielle und accidentielle Einkommen des Pfar-

ters und Schullehrers bestimmt wird, sind auch für die ausländischen Eingepfarrten und

Eingeschulten verbindlich.

Sie haben insbesondere dasselbe Schulgeld, dieselben Gebühren für Taufen, Auf-

gebote, Trauungen, Beerdigungen und kirchliche Jeugnisse an Pfarrer und Schullehrer,

wie die übrigen Parochianen zu geben.

Die den Schullehrern in gemischten Schulgemeinden als Lokalzulage zu gewähren-

den Zuschüsse werden von der Behörde des Landes festgesept, in welchem die Schule

liegt. Diese hat jedoch wegen des Antheils, der nach Verhältniß der Zahl der einge-

schulten ausländischen Unterthanen auf diese lezteren fällt, und daher auf die allgemeine

Schulkasse ihres Landes zu übernehmen ist, sich mit deren Behörden vorher zu beneh-

men. Hinsichtlich der Aufbringung des Schulgeldes für die Kinder armer Eltern kommt

die Gesetpgebung des Landes in Anwendung, dem die Eltern angehören.

8. 5.

In Substitutionsfällen sett die Aussichtobehorde des Landes, in dem die Kirche

oder Schule belegen, die etwa aus allgemeinen Landeskassen zu gewährenden Beiträge

nach Benehmung mit der andern betheiligten Kirchen= oder Schulbehörde fest. Hierbei

hat jede der beiderseitigen Landeskassen nach Maßgabe der Zahl der betheiligten Landes-

einwohner beizutragen.

S. 6.

Die Beschlüsse, welche eine gemischte Kirchen= und Schulgemeinde über die Moda-

lität der Aufbringung der kirchlichen und Schulbedürsnisse, sowie über die Normirung

des Beitragsfußes faßt, sind nach der Verfassung und den Gesetzen des Staates zu

beurtheilen und von der kompetenten Behörde des Staates zu genehmigen, in welchem

die Kirche oder Schule liegt. Die auf diese Weise giltig gefaßten Beschlüsse lind auch

für die ausländischen Eingepfarrten und Eingeschulten verbindlich.

Den letzteren stehen, wenn sie sich beschwert glauben, alle nach den Gesetzen des

Staates, in welchem die Kirche oder Schule liegt, zulässigen Rechtomittel, sowie das

Recht der Beschwerdeführung bei der kompetenten Behörde diesen Staates zu. Die in

derartigen Differenzen von der hiernach kompetenten Behörde gegen ausländische Ein-
41
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gepfarrte oder Eingeschulte gefällten Entscheidungen sind von der persönlichen Obrigkeit

derselben zu vollstrecken, welche, ohne daß ihr eine Kognition in der Sache zusteht, der

diesfallsigen Requisition der betreffenden ausländischen Behörden sofort zu entsprechen hat.
Insofern es sich jedoch nur um die Subrepartition einer von den eingepfarrten oder ein-

geschulten ausländischen Unterthanen aufzubringenden, bereits fesistehenden oder durch die

nach Obigem zuständige Behörde festgestellten Beitragsquote handelt, ist diese von der

kompetenten Behörde und nach den Gesetzen des Staates zu lelten, welchem dieselben

angehören.
8. 7.

In gemischten Kirchen- und Schulgemeinden ist der aus Gemeindemltteln zu bestirei-

lende Aufwand für Unterstüpung hilfsbedürftiger vormaliger Pfarr= und Schuldiener oder

deren Angehörigen, so lange die Letzteren das Heimathorecht der Eltern oder des Ehe-

mannes behalten, von sämmtlichen Mitgliedern beziehungsweise der Kirchen= und Schul-

gemeinde aufzubringen und in Entstehung elner gütlichen Vereinbarung über die Art der

Vertheilung auf die beiderseltigen Unterthanen der Regel nach und sofern nicht im ein-

zelnen Falle wegen elgenthümlicher Verhältnisse die beiderseitigen betreffenden Behörden
etwas Anderes vereinbaren, in demselben Verhäliniß, nach welchem sie zu den Kosten der

Anstellung des Pfarrers oder Schullehrers beitragen, zu vertheilen und von denselben

nach denjenigen Grundsätzen aufzubringen, welche über die Aufbringung der Armenver=

sorgungskosten in jedem der beiden Staaten gelten.

8. B.

Wird in einer der fraglichen Parochieen bei dem Uebergange von Immobilien an

neue Eigenthmer eine Abgabe an das Kirchenärar entrichtet, so haben auch die aus-

ländischen Eingepfarrten diese Abgabe zu entrichten. Die Einforderung derselben von

den eingepfarrten Ausländern ist zunächst Sache der Kirchväter. Im Falle der Säumniß

oder Weigerung Seiten der Verpflichteten haben jedoch die betreffenden Gerichtsbehörden

auf diesfallsige Requisition der Kirchen-Inspektion, der sie ohne weitere Kognition in der

Sache Folge zu geben haben, sich der gerichtlichen Beitreibung der fälligen Abgabe zu
unterziehen, auch jede erforderliche Auskunft, um die Höhe der sraglichen Leistung sücher

bestimmen zu können, der kompetenten Kircheninspektion auf deren Anstage zu erthellen.

8. 9.

Die Abnahme der Kirchen- und Schulrechnungen ist an dem vorhergehenden Sonn-

lage von der Kanzel bekannt zu machen, damit auch die ausländischen Eingepfarrten

oder Eingeschulten davon Kenntniß erlangen. Den Gerichts-Obrigkeiten der ausländischen
Eingepforrten oder Elngeschulten bleibt nachgelassen, der Kirch- oder Schulrechnungsab-
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nahme beizuwohnen, es steht ihnen aber dabei elne Theilnahme an den Inspektionsrechten

ebenso wenig als ein Anspruch auf Gewährung von Reisekosten und Diäten aus der

Kirchen= oder Schulkasse zu.

8. 10.

Die Feler der Buß-= und Bektage richtet sich in der betreffenden Kirchfahrt nach den

Gesetzen und Einrichtungen des Landes, in welchem die Kirche liegt. Diejenigen aus-

ländischen Eingepfarrten, In deren Vaterlande Buß- und Feiertage zu einer andern Zeit

Statt finden, sind von dem in ihrem Lande bestehenden Berbote, an diesem Tage ge-

wöhnliche Geschäfte zu betreiben, entbunden.

. 1I.

Hinsichtlich der Zahl der Taufpathen, binsichtlich der geschlossenen Jeiten, sowie der

Solennitäten bei Trauungen, hinsichtlich der Ceremonieen bei Beerdigungen 2c. kommt le-

diglich die Geseygebung des Landes zur Anwendung, iu welchem die Kirche liegt. Das-

selbe gilt auch dann, wenn elne kirchliche Handlung wegen besonderer Umstände in der

Wohnung eines ausländischen Eingepfarrten vorgenommen wird, z. B. bei Haustramn-

gen und Haustaufen.

S. 12.

Das Recht zu Dispensationen in Bezug auf die Form der kirchlichen Handlungen

steht daher nur der Behörde zu, welche das jus circa suc#n et episcopale über die

Kirche ausübt.

Enwaige Dispensationsgelder gehören der Kasse, in welche gleiche Dispensationsgel-
der der übrigen Kirchfahrtsmitglieder fließen. Sollte dies die Ortsarmenkasse sein, so

tritt an deren Stelle, wenn die ausländischen Eingepfarrten in keiner Beziehung zu der-

selben stehen, das Kirchenärar.

S. 13.

In den Kirchen gemtschter Parochieen ist dic öffentliche Fürbitte in dem allgemeinen

Kirchengebete mit auf den Landesherrn der ausländischen Eingepfarrten und dessen Fa-

milie zu erstrecken, jedoch so, daß zuerst der Landesherr der Kirche und später der der

ausländischen Eingepfarrten genannt wird.

Für den Landesherrn der ausländischen Eingepfarrten können auch besondere Für-
biuten, Danksagungen, Abkündigungen von Todesfällen c. Stal finden, wenn sie von

der kompetenten geistlichen OberbehördeaufAntragderbetreffenden auswärtigen Behörde
angeordnet werden. Hiervon bleiben jedoch besondere Gedächtnißpredigten, sewie das
Trauerlauten ausgeschlossen.
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8. 14.

Nach den Gesetzen des Staates, dem die Eingepfarrten und Eingeschulten als Un-

terthanen angehören, und nach den Anordnungen der kompetenten Behörde dieses Staa-

tes richten sich namentlich:

1) die Beurtheilung der Gilugkeit der Eheverlöbnisse und die Zeit der Vollziehung

derselben;
2) die Beurtheilung der daraus entstehenden Irrungen auch in dem Falle, wenn

blos der zurückiretende Theil, der Beklagte, ein ausländischer Eingepfarrter ist;

3) die Entscheidung der Eheirrungen, der Sühneversuch und die Ausstellung des

erforderlichen Sühnezeugnisses;
4) die Eheverbote und die Dispensation von denselben;

5) die Zeit, innerhalb welcher die Kinder getauft werden müssen;

6) die Ausstellung von Geburtsscheinen und Taußzeugnissen;

7) das Verfahren in Bezlehung auf das Blatterimpfen;

8) die Bestimmung über das schulpflichtige Alter und die Beankwortung der Frage,

ob schulpflichtige Kinder vermiethet werden dürfen?

9) die Beantwortung der Frage, welches Alter zur Konsirmation der Kinder erfor-

derlich ist?
10) die Behandlung der Leichen und das Verfahren bei der Todtenschau;

10) die Abnahme des Ledigkeitseides, sowie die Entscheldung uber die Zulassigkeit

desselben;
12) die Beantwortung der Frage, ob ein Selbstmorder auf dem Gottedacker beer-

digt werden soll oder nicht, wogegen im ersten Falle die Art und Weise der Beerdigung

von den Gesetzen und Einrichtungen des Landes abhängt, in welchem der Gottesacker

iegt;
13) das Verfahren in Bezug auf die Trauung von Handwerksgesellen und Aus-

landern;

14) die Theilnahme der Geistlichen am Armenwesen;

15) alle in dem betreffenden Staate vorgeschriebenen Offizialanzeigen, z. B. in Be-

zug auf Schulversäumnisse, Bevölkerungolisten, Geburtslisten, Blinden= und Taubstum-

menverzeichnisse, Kirchenbuchsauszüge für die Rekrutirungen und sonstige hierauf bezüg-
liche Anzeigen 2c.

8. 15.

Werden den ausländischen Eingepfarrten in solchen Fällen von den kompetentenBe-

hörden ihres Landes Dispensaklonen gegen Erlegung einer Geldsumme ertheilt, so fließt
diese in die Kasse, welcher die Gesehgebung des Vaterlandes der ausländischen Einge-

Pfarrten solche zuweist.
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8. 16.

Den Pfarrern und Ephoren sieht die Berechtigung zu, in Kirchen- und Schulan-

gelegenheiten, welche zu ihrer Kompetenz gehören, die ausländischen Eingepfarrten un-

mittelbar vorzuladen.

Die Kircheninspektionen dagegen haben in ihrem Geschäftsbereich die betreffenden

weltlichen Behörden um Gestattung der Insinnation kürzlich zu ersuchen.

In allen Fällen, in welchen die requirirende Behörde Kosten für ihre Verhandlun-

gen nicht erhebt, hat das reauirirte weltliche Gericht für Vollziehung der Requisition

von Kostenerhebung ebenfalls abzuseben; wogegen in Regquisitionsfällen unter Gerlchten

die Vergütung der durch die Requisition verursachten baaren Verläge jederzeit zu erfol-

gen hat.

8. 17

Vergehungen, welche die in ausländische Kirchen und Schulen Gewiesenen in Be-

ziehung auf kirchliche und Schulangelegenheiten sich zu Schulden kommen lassen, sind

von der kompetenten Behörde des Staates, dem die Uobertreter als Unterkhanen ange-

hören, zu untersuchen und zu bestrafen. »

Betrifft die Uebertretung solche Einrichtungen und Anordnungen, welche den vorste-

benden Bestimmungen gemäß nach den Gesetzen des Landes zu beurtheilen sind, in wel-

chem die Kirche und Schule liegt, so sind diese Gesetze dabel maßgebend.
Ueber den Ausfall der Untersuchung ist der kompetenten Behörde des Staates, in

welchem die Kirche oder Schule liegt, eine Mittheilung zu machen.

Werden Geldstrafen erkannt, die nach den zur Anwendung gelangenden Gesetzen

und Anordnungen in das Kirchenärar oder die Schulkasse fließen, so sind dieselben an

das betreffende ausländische Kirchenärar oder die ausländische Schulkasse unentgeldlich

abzullefern.

S. 18.

Beschwerden ausländischer Eingepfarrter und Eingeschulter über den Pfarrer und

Schullehrer sind bei den komwetenten Behörden des Landes, in welchem die Letteren woh-

nen, anzubringen, von denselben zu erörtern und Entschließung darauf zu fassen.

Von diesen Behörden allein können Strafen gegen den Pfarrer und Schullehrer

ausgesprochen werden.
Diese Behörden haben daher auch den Mittheilungen und Regqusitionen der betref-

jenden auswärtigen Behörden in Bezug auf Uebertretungen und Vernachlässigungen, die

sich die Pfarrer und Schullehrer hinsichtlich des gegenwärtigen Rezesses oder der nach

demselben von ihnen zu beobachtenden ausländischen Gesetze und Anordnungen schuldig

gemacht haben, zu entsprechen, den damit etwa verbundenen Anträgen auf Erörterung
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oder Untersuchung zu fugen und die requirirende Behorde von dem Ergebniß in Kennt-

niß zu sepen. Dagegen haben die Pfarrer und Schullehrer bloße Zurechtweisungen auch

von den betreffenden ausländischen Behörden, soweit es einen ihre Entscheidungsbefugniß

betreffenden Gegenstand angeht, anzunehmen und zu befolgen. Eine persönliche Stellung
vor diesen Behörden findet nicht Statt.

Auch haben gleichermaßen die zuständigen Behörden das Recht, auswärtige Pfarrer

und Schullehrer zur Erstattung der ihnen nach gegenwärtigem Rezesse obliegenden An-
zeigen an jene Behörden durch Strafauflagen anzuhalten, oder ihnen die Vornahme oder

Unterlassung ihrer Kompetenz unterfallender Handlungen unter Androhung von Ord-

nungsstrafen aufzugeben.
Wegen Vollstreckung dieser Strafen ist jedoch die Behörde des Pfarrers oder Schul-

lehrers anzugehen, welche diesen Requisitionen zu entsprechen hat, ohne daß ihr eine Kog-
nition in der Sache zusteht.

B.

Von den Filial- Kirchen- und Schulgemeinden

8. 19.

Die im Obigen (§8. 1—18) für gemischte Kirchenverbände im engeren Sinne fest-

gestellten Grundsätze gelten ganz gleichmäßig auch für diejenigen gemischten Kirchenver-
bände, in denen neben der Mutterkirche noch eine im anderen Staaksgebicte belegene Fl-

lialkirche besteht, insoweit nicht bei den nachfolgenden speziellen Festsetzungen (§5. 20—27)
Abweichungen hiervon (clr. 88. 20. 21. 23. Alin. 4, §. 26) bestimmt sind.

Solche (Filial-) Schulverbände, zu denen nur ausländische Filialisten gehören und

deren Schulhaus ebenfalls im Auslande liegt, sind in jeder Beziehung den Geseyen und

Behörden dieses Landes unterworfen, unbeschadet jedoch der durch die Geistlichen der Pa-

rochie nach diesen Gesetzen auszuübenden Lokal-Inspektion und mit Ausnahme der eiwa

von dem Schullehrer an der im Inlande belegenen Kirche auszuübenden Küsterdienste.

8. 20.

Die Pfarrer der Hauptkirchen sind in Ansehung des Pfarramtes, welches sie zuglelch

bei einer im Gebiete des andern Staates liegenden Filial, oder Schwesterkirche verwal-

ten, in jeder Bezlehung an die Gesetzgebung des Landes gebunden, in welchem die Fi-

lial= oder Schwesterkirche liegt, und den betreffenden ausländischen Behörden unterworfen,

von welchen sie im Vetreff der Verwaltung des ausländischen Pfarramts Verordnungen

aller Art unmittelbar anzunehmen und welchen sie diesfalls Folge zu leisten haben.

Sie haben sich daher auch allen Offizialurbeiten in Ansehung des ausländischen
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Filialpfarramtes zu unterziehen, welche überhaupt elnem Pfarrer des betreffenden Landes

obliegen. Ihnen kaun namentlich auch die Führung besonderer Kirchenbücher für die
Filialkirche zur Pflicht gemacht werden. Ihre Verpflichtung für das ausländische Pfarr-

amt erfolgt bel der betreffenden Behörde der Hauptkircbe und zwar gleichzeitig mit der

Verpflichlung als Pfarrer der lehteren.

Hinllchtlich der beiden kleinen Kirchen zu Waßwiß und Bethenhausen, dle

als Filialkirchen im Sinne des gegenwärtigen Vertrags nicht zu betrachten sind, bewen-

det ed jedoch lediglich bei dem durch den Rezeh vom 18. August 4746 bestätlgten Her-

kommen und den getroffenen besondern Einrichtungen.

KC. 21.

Die Aufsicht über die Vermögens-Verwaltung der Filialkirchen, soweit dieselbe au-

Her aller Beziehung zur Mutterkirche steht, einschließlich der Kirchrechnungs-Abnahme
und der Leitung der die Filia allein berührenden kirchlichen Bauten, ingleichen die Kir-

chenvisitation bei der Filia, werden den Behörden des Landes, in welchem die (Filial.)

Kirche belegen ist, zugewiesen, unbeschadet jedoch der Disziplinargewalt über die Kirchen-

beamten, die nach Maßgabe des §. 18 lediglich der vorgesetzten Behörde des Parochus
zusteht. "

§.22.
Die Fillal= oder Schwestergemeinde hat zu Vermeidung der mit einem besondern

Einführungsakt in ihre Kirche verbundenen Kosten der Probepredigt in der bekreffenden

Hauptkirche beizuwohnen und ihre Erklärung darüber, ob sie gegen dle Person, die Lehre

und den Lebenswandel des designirten Pfarrers elwas einzuwenden habe, zu bewirken.

Ueber die Erheblichkeit einer solchen Einwendung hat nach vernommener Ansicht der be-

treffenden Landesbehörde derjenigen Kirchengemeinde, welche solche erhebt, die verfassungs-

mäßig kompetente Behörde des Hauptkirchorts zu entscheiden.

Die Exphorie des Hauptkirchorts hat übrigens die Ephorie, zu welcher das Filial

Vehört, nicht nur von der Probepredigt vor derlelben und in Zeiten, sondern auch von

der erfolgten Verpflichtung in Kennmiß zu sehen.

8. 23

Hat in einer Filialkirche zeither keine besondere Konfirmation der Katechumenen

stangefunden, so daß die Lepteren in der Mutterkirche mit konsirmirt worden sind, so

bewendet ed bei dieser Einrichtung, so lange sich nicht die beiderseitigen Konsistorien über

eine Aufbebung kieser Einrichung einigen.
Ebenso bewendet es, dafern der Bußtag in der ausländischen Filialkirche zeither on

demselben Tage wie in der Mutterkirche gefeiert worden ist, der Regel nach bei der dies-

fallsigen Einrichtung.
42
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. Die §. 10 wegen der Feier der Bußtage in polizellicher Hinsicht enthaltene Be-

stimmung gilt dann auch hier. «

Auf den Wunsch der Filialgemeinden kann mit Genehmigung der beiderseitlgen Kon-

sisiorten die Feler der Bußtage in der Filialkirche, insoweit die Bußtage in beiden Län-

dern auf verschiedene Tage fallen, auf denjenigen Tag verlegt werden, welcher hlerzu in

dem Lande angeordnet ist, in welchem die Filialkirche belegen ist. In solchem Falle ist

jedoch dem Pfarrer eine angemessene Vergütung für die ihm dadurch entstehende vermehrte
Mühwaltung von der oder den Filialgemeinden zu gewähren.

8. 24.

Die Pfarrer der Mutterkirchen haben wegen des von ihnen beieinerFilialkirche des
Auslandes verwalteten Pfarramtes keinen Anfpruch auf Rezeption in die für die Geist-

lichen des Auslandes, deren Wittwen und Walsen bestehenden Unterstützungsanstalten.

Sindaber aus den Aerarien der Filiale für die Pfarrer oder Schullehrer an die

elne oder die andere solcher Anstalten etwa zelther schon Beiträge geleistet worden, so be-
wendet es hlerbel.

S. 25.

Während einer Pfarrvakanz hat lediglich die Behörde des Hauptkirchortes über die

mit dem ausländischen Fillalpfarramte verbundene substanticelle und accidentielle Besol-

dung zu verfügen, aber auch für die interimisiische Verwaltung desselben Sorge zu tragen.

In Betreff chwa erforderlicher Zulagen für Substituten wird es nach §. 5 gehalten.

8. 26.

In den Filialkirchen sind Kollekten für allgemeine oder besondere Kirchenzwecke nur

dann zu erheben, wenn sie auf Anordnungen des Landes beruhen, in welchem die Filial-

kirchen liegen. Sie sind an die dem Filiale vorgesette Ephoric dieses letzteren Landes

einzusenden.
« §·.7.

Hinsichtlich der Höhe des von der Filialgemeinde zu leistenden Beitrags zu den

Nosten der Anstellung des Pfarrers, sowie den Baulichkeiten der Pfarrgebäude, ingleichen

zu den Kosien der Austellung des den Kirchendienst in der Filialkirche besorgenden Schul-

lehrers an der Schule des Mukterkirchortes, sowie zu den Baulichkelten an den Schulge-

bäuden des letzteren Ortes bewendet es bei dem zeitherigen Herkommen.

Sollte hinsichtlich der Beitragsquote ein bestimmtes Herkommen sich nicht nachweisen

lassen, auch eine gütliche Vereinigung nicht zu ermitkeln sein, so wird zur Normirung

dieser Beitragsquote die Gesetzgebung des Landes, in welchem sich die Mutterkirche be-

findet, in Anwendung gebracht und steht die Enischeidung der kompetenten Behörde dieses

Landes zu.
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C.

Ausführungs-Bestimmungen.
8. 28.

Um die betreffenden Behörden, Superintendenten und Pfarrer in forllaufender Kennt-

niß von allen in dem andern Staate erscheinenden, auf die Angelegenheiten der Kirche

und Schule bezügllchen Gesetzen und allgemeinen Anordnungen zu erhalten, versprechen
die beiden kentrahirenden Regierungen, sich gegenseitlg die erforderliche, durch besondere

Verabredungen festzusetzende Anzahl von Exemplaren der Herzoglich Sachsen-Altenburgi-

schen Gesehsammlung und des Altenburgischen Amts- und Nachrichtsblattes sowie bezie-
hentlich des Amts- und Verordnungsblattes für das Fürstenthum Reuß jüngerer Linie

nebst Gesetsammlung mitzutheilen,
Diese Blätter sind durch deren Redaktionen, und zwar die für die Oberbehörde be-

stimmten derselben unmitkelbar, die für die Superintendenten und Pfarrer bestimmten an

die ersteren portofrel zu übersenden.

8. 29.

Einem jeden Pfarrer, zu dessen Parochie Unterthanen des Nachbarstaates gehören,

ist bei seiner Anstellung die in die Konsistorialbestätigung der Vokations-Urkunde aufzu-

nehmende Anweisung zu ertheilen, daß er bei den Angelegenheiten, welche nach dem In-

halie des gegenwärtigen Rezesses nach den Gesetzen und Verordnungen des betreffenden

Staates zu beurtheilen und zu behandeln sind, diese Gesetze und Verordnungen gewissen-

haft zu befolgen und den ihm deshalb zugehenden Anweisungen und Anordnungen der

betreffenden ausländischen Superintendenten und Behörden pünktlich nachzukommen habe.

Von der erfolgten Ertheilung dieser Anweisung ist die betreffende auswärtige Kon-

sistorialbehörde jedesmal in Kenntniß zu setzen.

8. 30.

Zur Aufhebung der beslebenden gemischten Parochtalbezirke oder der bestehenden
Verbindung einer Filialkirche mit einer Mutterkirche, sewie zur Ausschulung der in eine

ausländische Schule gewiesenen Unterthanen ist das Einverständniß beider Regierungen
erforderlich. " ·

In Fällen dieser Art ist dem dermaligen Inhaber der Stellen eine im Einverständ-

nisse beider Regierungen festzustellende angemessene Entschädigung zu gewähren.

8. 31.

Der gegenwärtige Rezeß tritt vom 1. Juli 1859 an in Wirksamkeit. Von diesem

Zeilpunkte an sind alle dem gegenwänigen Rezeß entgegensiehenden älteren Verabred-
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ungen und Observanzen, namentlich der Rezeß vom 18. August 1746, als aufgehoben
zu betrachten.

Der vorslehende Rezeß ist in #rei gleichlautenden Exemplaren von den beiderseitigen

Bevollmächtigten eigenhändig unterzeichnet und besiegelt.

So geschehen zu Altenburg und Gera, am 1/I7. März 1859.

F. v. Liliencron. v. Bretschneider.

(L. S.) (L. S.)

Nachdem dieser Rezeß die beiderseitige Höchste Landesherrliche Genehmigung erhal.
ten und die Auswechselung der NRatifikationen stattgefunden hat, so wird derselbe Höch-

stem Befehle gemäß zur Nachricht und Nachachtung öffentlich bekunnt gemacht.

Gera, am 7. Juni 1859.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministeri um.
v. Geldern.

Münch.

2) Ministerialverordnung vom 7. Mai 1859, die Ahndung der Schulversäumnisse beit.

(Dublieirt in Nr. 19 des Amks, und Drrordnungstlalten vem Jahre 1859.)

In den gesehlichen Verordnungen über das Schulwesen in den verschiedenen Lan-

destheilen sind bei den Bestimmungen über die Ahndung der Schulversäumnisse die da-

zu berusenen Behörden entweder nicht besonders genaunt oder als solche die (zur Zeit

des Erlasses jener Gesetze mit der Rechtspflege und Verwaltung zugleich beauftragten)
Umergerichtsbehörden bezeichnet, bei denen in Folge hiervon auch fortwährend in neuerer

Zeit die Schulversäumnisse angezeigt und zur Untersuchung gezogen worden sind. Gs er-

niebt sich aber aus der Natur der Verhältnisse, daß dergleichen Unkersuchungen als ein

Gegenstand der polizeilichen Wirksamkeit zu betrachken sind; dieselben sind daher nach

Maßgabe der setzt bestehenden Einrichtungen von den Fürstlichen Landrathsämtern und

den Stadigemeindcvorständen zu führen; an diese eben genannten Verwaltungsbehörden
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baben also auch die Lokalschulinspektoren die diensimäßigen Anzeigen über vorkommende

strafbare Schulversäumnisse zu erstatten und durch dieselben sind alsdann die gesehlichen

Strasen fesizusetzen, insosern nicht von den Betheiligten auf gerichtliche Untersuchung an-

getragen wird, in welchem Falle nach der Verordnung vom 6. April 1857 die Unter-

suchung und Entscheidung der Sache sofort an das Kriminalgericht des Bezirks abzuge-

ben und zu überlassen it.

Uebrigens wird hierbel mit Höchsier landesherrlicher Genehmigung den zur polizei-

lichen Besirafung der Schulversäumnisse zuständigen Behörden die Ermächtigung erhheilt,
im Einvernehmen mit dem Lokalschulinspektor und in den Fällen, in welchen zum ersten

Male wegen Schulversäumniß eines Kindes gegen dessen Eltern oder Pflegeeltern eine

Strafe festzusetzen gewesen ist, deren Vollziehung ausnahmsweise auch ohne Berichtser-

stattung an die Oberbehörde aulzuschieben und zu unterlassen, wenn durch anhaltenden

Schulbesuch des betheiligten Kindes neuerdings eine genügende Beobachtung der gesetzli-

chen Vorschriften nachgewiesen wird.
Auch ist den Behörden nachgelassen, wo es bisher üblich, oder den örtlichen Ver-

hältnissen nach thunlich, in den Fällen einer ersten Anzeige statt der Bestrafung der El-

tern die Abholung der Kinder zur Schule durch das Polizeipersonal zu verfägen.

Einer weiteren Erläuterung bedürsen die Bestimmungen der älteren Schulgesetze

noch insofern, als in denselben regelmähig hinsichtlich der Zusammensehung der Schul-

vorstände auf dem Lande der Amtöschulz oder Amtorichter als eines der Mitglieder des

Schulvorstands genannt ist, was darin seinen Grund hat, daß nach der älteren Ein-

richtung die Dorsgerichtspersonen meist auch die Gemeindevorgesezten waren. Da jeßt

diese Funktion auf die erwählten Gemeindevorstände übergegangen ist, so sind statt jener
überall in den Landgemeinden die Bürgermeister und deren Stellvertreter zur Mitglied

schaft in dem Schulvorstande berufen und als solche vom Lokalschulinspektor bei den Be-

rathungen über die Schulangelegenheiten zuzuziehen, während die Dorfgerichtspersonen,

Fleich anderen Gemeindegliedern, nur durch besondere Wahl Schulvorstandemitglieder
werden können

Gera, den 7. Mai 1059.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Gelde kZ

Münch.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüungerer Linie.

No. 218.

1) Ministerialverordnung vom 8. Juni 1859, das Verfahren zu Beitreibung der Staals und be-

züglich Gemeinde-Abgaben betreffend.

(Publielrt in Nr. 21 des Amts- und Verordnungsblautss v. J. 1950.)

Das bisherige Verfahren bei Beitreibung der Staats= und bezüglich Gemeindeab-

gaben hat sich als zu weitläufig und kosispielig gezeigt.
Zu Vermeidung dieser Mängel wird auf Grund eingeholter Höchster Enischließung

bierdurch Folgendes verordnet:

I. Die Beitreibung der Staatsgaben betr.

8. 1.

Wenn der Bezirkssteuereinnehmer den Antrag auf gerichtliche Beitreibung rückstän.

diger Steuern und Einmahnungsgebühren mit der Bemerkung, daß die Einmahnung
nach Vorschrift des §. 3 unserer Verordnung vom 13. November 1855 erfolgt sei, in

Gemäßheit des §. 5 unserer Verordnung vom 11. August 1856 bei der betreffenden

Justlzbehörde eingereicht hat, ist von Lehterer ohne vorgängige Zahlungsauflage die Aus-
pfändung zu verfügen.

. 2.

Wenn mehrere Schuldner konkurriren, was die Regel sein wird, st die Auspfänd-

ungoinstruktion für den Gerlchtsdiener in Form eines Cirkulars auszukertigen.

Bei einer sehr bedeutenden Anzahl von Restanten können mehrere dergleichen Aus-

pfändungsinstruktionen erlassen werden.

8. 3.

An Kosien der Auspfändung jeder Art mit Einschluß der Kopialien, der Diaten

Andgegeben den 5. Oltober 1869. 43
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des Gerichtsdieners und der Gebühren für den Ortsrichter oder Amtsschulzen werden

für jeden Debenten überhaupt fünf Silbergroschen in Ansatz gebracht.

8. 4.

Nach erfolgter Auspsändung hat das Gericht mit der Einleitung der öffentlichen
Versleigerung der abgepfändeten Mobilien 14 Tage Anstand zu nehmen, damit dem

Schuldner die Gelegenheit gegeben sei, durch Zahlung des Nückstands und der Kosten
die abgepfändeten Mobilien einzulösen.

Die im ersten Alineg des §. 9 des Gesetzes vom 31. December 1835 (G.-S. Bd.

3 S. 67) vorgeschriebene desfallsige Bekanntmachung an den Schuldner ist nicht beson-
ders zu erlassen, sondern in die Auspfändungsinstruktion mit aufzunehmen.

8. 5.

Nach Ablauf der vorgedachten 14tägigen Frist ist mit der Versteigerung in Gemäß-
beit der Vorschristen des §. 9 des Gesehes vom 31. Dezember 1835 vorzuschrelten.

8. 6.

Das Vorstehende bezieht sich auf dle Beitrelbung durch Abpfändung von Mobilien,

welche die Regel bilden muß.

Macht sich die Hilfsvollstreckung in Immobilien ausnahmsweise nothwendig, so ist
überall nach den desfallsigen Vorschriften des Gesepes vom 31. December 1835 zu ver-

fahren.
II. Die Beitreibung der Gemeindelasten betr.

S. 7.

Die vorstehenden Bestimmungen kommen auch bei Beitreibung von Gemeindeabga-

ben zur Anwendung.

Hierbei ist jedoch K S.

in den Fällen, in welchen eine vorgängige dreimalige Einmahnung durch einen ver-

pflichteten Exekutor nicht Statt gesunden hat, zunächst eine Zahlungsauflage, bei meh-
reren Debenten in Form eines Cirkulars, zu erlassen.

Fär diese Zahlungsauflage sind jedem Debeuten an Kosten jeder Art (vergl. 8. 3)

überhaupt vier Silbergroschen in Ausatz zu bringen.
Gera, den 8. Juni 1859.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v.

Geldern. -
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2) Ministerialerkläruug, die Gültigkeit der zwischen der Greßherzehlich Süchstschen Staalsregierung
und der ZFürstlich Renß. Pl. j. 6. gemeinschaftl. Landesregierung unkerm 20. Miärz und 28. Februar

1832 zur Besförderung der Strastechtspflege und bez. zur Beförderung der Cioilrechlepflege abgeschlessenen
Ueberelnkünfte betc.

(Publicirt in Nr. 20 des Amts und Vero#rdnungstlattes vem Jabre 1°39.)

Zufolge stattgefundener Verhandlungen haben sich die Regierungen des Großberzog=
thums Sachsen-Weimar-Eisenach und des Fürstenthums Reuß-Plauen j. L. zu der Er-

klärung vereinigt, daß die zwischen den belden Staaten zur Beförderung der Strafrechts-

pflege und bezüglich zur Beförderung der Civilrechtspslege unterm 20. März bez 28.Fe-
bruar 1832 abgeschlossenen Uebereinkünfte als annoch in voller Wirksamkeit und Geltung

besiehend, namentlich, so viel die Convention über die Strafrechtspslege angeht, als gleich-

mäßig auch auf den Fürstlich Neuß-Pl. j.L.Landestheil Lobenstein-Ebersdorf ausgedehut
und giltig betrachtet werden und diese Wirksamkeit und Geltung so lange behatkten sol-
len, als nicht von der einen oder anderen Regierung Kündigung erfolgt und solche öf-

fentlich bekannt gemacht worden ist. In diesem Falle soll die gekündigte Uebereinkunft

mit dem Ablauf des nächsten auf die Kündigung folgenden Kalenderjahrs erlöschen.

Gera, am 22. Juni 1859.

Fürstlich Reuß-Mlauisches Winiste. ium.v. Geldern.

Munch.

3) iucgierungebemmotunhung. die Aufnahme diesseitiger Gelsteskranken in 5% n Sachsen-
Altenburgische Genesungshaus zu Roda betr., vom 29. Jun

(Puklitint in Nr. 28 de (Amts, und Veronnungsslalles v. J. 1850)

Da der über die Austahme diesseitlger Gelsteskranken in das Herzoglich Sachsen-

Altnburgische Genesungshaus zu Roda abgeschlossene Staatsvertrag vom 1. Juli des

l. J. an in Ausführung kommt, so werden folgende, diese Aufnahme betreffenden, Be-

siimmungen bekannt gemacht.

S. 1.

Ausnahmefähig sind alle wirkliche Geisteskranke, folglich auch Biödsinnige.
Die Beurkheilung der Aufnahmesähigkelt im einzelnen Falle steht der Fürsilichen

Regierung zu. 43



304

8. 2.

Eine Verbindllchkeit zur Aufnahme besteht nur für die zweite und dritte Verpfleg-

ungsklasse.
An Verpslegungsgeld ist zu zahlen:

) für einen Pflegling der zweiten Klasse

112 z# — cgr —Pf. fur das ganze Jahr,
28 — — . sür das Vierteljahr und

— 9. 226 dder 9 Mgr. 2 Pf. für den Tag;

2) für elnen Plegling der drikten Klasse

90 Thlr. — Sgr. — Df. für das ganze Jahr,

22. 15. — fur das Vierteljahr und

— 7 . 4 1, dder 7 Mgr. 4 f. für den Tag.

Vertragsmäßtg ist der Betrag der Verpflegungogelder für sämmtliche in der Anstalt

befindliche geisteskranke Reußische Unterkhanen von Kalender-Blerkeljahr zu Kalender-

Vierteljahr von der Fürsilich Neußischen Hauptstaatskasse an die Herzoglich S. Altenbur=

gische Lanwsttasthutemkant zu entrichten und es haben daher die Jahlungopflichtigen solche
a) bei der Elulleferung sofort und zwar für die noch übrige Zeit des laufenden Ka-

lindewieruclihro nach den vorstehenden Tagessäzen berechnet, und

b) die künfligen, einvierteljährigen Terminszahlungen im Laufe des ersten Monats

des betreffenden Vierteljahrs

an die Fürstliche Hauptstaatskasse einzuzahlen.

Im Fall der Säumniß werden die Verpflegungsgelder gerichtlich beigetrieben werden.

3.

Zur Aufnahme einer Person in die Irrenanstalt ist die vorhergehende Genehmigung

der Fürsilichen Regierung erforderlich und es haben sich daher die Behorden und Privat-

personen an diese zu wenden. (Vergl. jedoch §. 9.)

4.

In dem hierauf gerichtelen Gesuch ist die Verpflegungoklasse, welcher der Aufzunch-
mende angehören soll und die Art und Weise der Deckung der Verpslegungskesten näher

zu bezeichnen.

5.

Ferner ist solchen Gesuchen ein ärztliches Zeugniß beizusügen, welches, wo irgend

mäglich, eine umfassende Darstellung des bisherlgen Krankheitsverlaufs unter genauer
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Berücksichtigung der ekwaigen bekannten Ursachen (Erblichkeit in der Familie, vorherge-

gangene Körperkrankheit, elngewurzelte Leidenschaften, hestige Gemüthsbewegungen, un-

günstige häusliche Verhältnisse 2c.), eine vollstänkige Schilderung des Zustandes, in wel-

chem der untersuchende Arzt den Kranken gesunden, sowie endlich eine genaue Angabe

aller bisher gegen die Krankheit angewendeten innern und äußern Heilmittel enthält.

Die obrigkeitlichen Behörden (die Fürstlichen Landrathsämter und Städträthe), wel-
che die Einbringung Geisteskranker in die Irrenanstalt vermitteln, sowie die Privatper=

sonen, welche die Einlieserung unmittelbar bei Fürütlicher Regierung beantragen, haben

darauf zu achten, daß die betreffenden ärztlichen Zeugnisse vorstehender Vorschrift gemäß
ausgestellt werden, damlt ulcht wegen des mangelhaft besundenen Zeugnisses die Ein-

bringung verzögert werde.

8. 6.

DieEinlieferung erfolgt in jedem einzelnen Falle mittelst eines von Fürstlicher Re-

gierung auszustellenden Vorweises, gegen dessen Abgabe der betreffende Geisteskranke in

der Anstalt Aufnahme zu finden hat.

Diesem Vorweis ist
P) das im. S. 5 gedachte ärztliche Zeugniß, sowie
b) eln in legaler Form ausgestellter Heimathsschein für den Aufzunehmenden

beizufügen.
Daher haben die Behörden zugleich mit dem Aufnahmegesuch die Frage wegen des

Heimathsrechts zu erledigen und Fürstlicher Regierung die desfallsigen Verhaudlungen
vorzulegen. Privakpersonen aber, welche sich unmlttelbar an Fürstliche Regierung wen-

den, gleichzeitig den Antrag auf Ausstellung des Heimathsscheins bei der kompetenten

Ortsbehörde anzubringen, wenn die Einlieferung keinen Verzug leiden soll.

8. 7.

Gleichzeitig mit der Ausstellung des vorgedachten Vorweises wird die Furstliche Re-

gierung der Herzoglichen Landesregierung zu Altenburg nach der kontraktlich übernom.

menen Verpflichtung hiervon Mittheilung machen.

88

Stirbt ein diesseitiger Unterthan in der Anstalt und wird derselbe in Roda beer-

digt, so ist der Begräbnißaufvand für ihn nach den Sitzeen derjenigen Klasse der No-

daischen Begräbnißordnung,inwelcherdie Beerdigung Statt gefunden hat, von den zur

Zahlung der Verpflegungögelder Pflichtigen zu tragen.
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8. 9.

Nach Art. 2. des Vertrags ist in dringenden Fällen, namentlich bei Tobsucht und

Raserei, die Direktion des Genesungshauses zu Roda ermächtigt, ausnahmsweise auch

auf unmittelbaren Antrag der Fürstlichen Landrathsämter die einstweilige Einbringung

eines Reuhischen Geisteskranken in die Anstalt zu gestatten. In Fällen dieser Art ha-

ben aber die Fürstlichen Landrathsämter die nachträgliche Genehmigung der Einbringung

Seiten der Fürstlichen Regierung auszuwirken und solche spälestens binnen 14 Tagen

vom Tage der Einbringung an gerechnet, der Direktion des Genesungshauses nachzu-

weisen, auch binnen gleicher Frist den Heimathsschein nebst dem im §. 5 näher bezeich-

neten ärztlichen Zeugnisse, wofern diese nicht bei der Einlieferung mit übergeben worden

sind, nachträglich beizubringen.

8. 10.

Zur Aufnahme in die erste Berpflegungsklasse der Rodaer Irrenanstalt hat die

Herzoglich S. Alteuburgische Staatsregierung zwar keine vertragsmäßige Verpflichtung
übernommen, jedoch die Zusicherung ertheilt, daß dasern die Füglichkeit vorhanden ist,
auch ohne eine solche Verpflichtung dem, in diesem Falle an die Herzogliche Landesre-

gierung zu Altenburg selost zu richtenden, Antrag wegen Aufnahme von geisteokranken

Neußischen Unterthanen in die erste Verpflegungsklasse gegen vorschriftsmäßige Bezahlung
des geordneten Sustentationsgeldes bereitwillig werde Stalt gegeben werden.

Gera, am 29. Juni 1859.

Fürstlich Reuß-Plauische Regierung.
v. Geldern. -

Munch.

4) Ministerialverordnung, die Kompetenz in Gestudesachen betr., d. d. 6. August 1859.

(Putliein in Nr. 32 des Amtz, und Verordnungs,Maltes vom Jahre 1830).

Da neuerdings nach Trennung der Instiz von der Verwaltung Zweisel über die

Kompetenzverhältnisse in den früher den Civilobrigkeiten in ihrer Eigenschaft theils als

Gerichten erster Instanz, theils als Poligelbehörden verfassungsmäßig und nach § 101
der Gesindcordnung vom 23. Januar 1841 zuständigen Gesindesachen erhoben worden

sind: so wird zu deren Beseitigung milt Höchster Zustimmung Seiner Durchlaucht, des

Fürsten, Folgendes verordnet.



307

8. 1.

Rücküchtlich der Ausstellung von Gesindezeugnißbüchern behält es bei den Beslimm=

ungen unter 1 und 2 der Mintsterialverordnung vom 23. Jannar 1856 (Ge. Band 11,

S. 3) sein Bewenden.
8. 2.

Ebenso bewendet es ferner bei der Bestimmung unter 3 dieser Verordnung, wonach

die ortspolizeiliche Beaussichtigung der Dienstboten und die sonstige Handhabung der Ge-

sindepolizei nach Vorschrift der Verordnungen vom 17. Seplbr. 1852 (Nr. 38 des Amts-

und Verordnungsblatts von 1852) und vom 12. Febrnuar 1853 (Nr. 6 dess. Blauss v.

1853) den Gemeindevorständen, beziehungsweise auf den Kammer= und Rittergütern nach

Maßgabe der Verordnung vom 8. Junl 1858 den Landrathsämtern zuslehen.

g. 3.

Das im §. 99 der Gesindeordnung vorgeschriebene Verfahren gegen Dienstboten,

welche vor Ablauf der Dienstzeit ohne gesetzmäßige Ursache aus dem Dienste gehen, ge-

hört rücksichtlich der Städte Gera, Schleiz und Lobenstein zur Kompetenz der Gemeinde-

vorstände, rücksichtlich der Stadt und des Amtsbezirks Hirschberg und rücksichtlich der

Pflege Reichenfels zur Kompetenz der Fürüllichen Justigämter zu Hirschberg und Hohen=
leuben, als ihnen hierdurch kommissarisch übertragen, rücksichtlich der übrigen Städte und

Ortschaften des plakten Landes abek zur Kompetenz der Fürstlichen Landrathsämter.
Wenn in einem derartigen Fall das zurückzulührende Gesinde einen gesehlichen Wei-

gerungsgrund vorschützt, ist die Sache an die betreffende Gerichtsbehörde zur Erörterung

und Entscheldung abzugeben.
Wird durch die lettere der vorgeschüpte Weigerungsgrund abgewiesen, so hat die

entscheidende Behörde die Sache der Verwaltungsbehörde zum weitern Vorschreiten nach

6. 99 der Gesindeorduung zurückjustellen.

8. 1.

Die Beschwerden des Gesindes, rücksichtlich der ihnen ausgestellten Zeugnisse (S. 103

der Gesindeordnung) sind del den in vorstehendem §. 3 bezeichneten Behörden anzubrin-

gen und von diesen zu erörtern und zu eurscheiden, also

1) in den Städten Gera, Schleiz und Lobenstein von den Gemeindevorständen,

2) in den Amtsbezirken Hirschberg und Hohenleuben von den Fürntlichen Instizäu=

tern zu Hirschberg und Hohenleuben krast hierdurch ertheilten kommissarischen Auf-

trags und

3) in den übrigen Städten und Ortschaften des platten Landes von den Fürstlichen

Landrathsämtern.
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S. 5.

Alle sonsiigen Streitigkeiten zwischen Herrschasften und Gesinde über die durch den

Diensivertrag begründeten wechselseitigen Nechte und Verbindlichkeiten, sowohl über den
Antritt des Diensies, als während der Dauer und bel Auflösung desselben, insbesondere

wegen Cntlassung oder Austritt vor abgelaufener Dienstzeit gehören in ersier Instanz

vor die Fürsilichen Justizämter.
S. 6.

Die Bestimmung im letzten Alinca des §. 104 der Gesindeordnung, sowie die

Elersdorfer Landesdirektions-Verordnung vom 1. Juli 1841 (Lobenstein-Ebersdorfer Ge-

setsammlung Nr. 64, Stück Nr. 31) werden hierdurch auher Kraft gesetzt.

Gera, den 6. August 1859.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.

terialverordnung, die Bellimmungen in §S§. 3 und 4 des Gewerbe= und 1
5) Ministerialverordnung, die r see z4 .3a . Personalsteuerge-

(Puklicint in Nr. 30 des Amts= und Verordnungsblattes rom Jahr 1850.)

Nach §§. 3 und 4 des Gewerb= und Personalsteuer-Gesetzes vom 1. Juli 1852

(Bd. IX. der Geses. Seite 75) sind auch solche Neußische Staatgangehörige, welche sich
außerhalb des Landes wesentlich aufhalten, personalsteuerpflichttg; die Personalsteuerbe-

näge dieser Personen sind jedoch um so viel zu mindern, als die Personalabgaben be-

tragen, welche sie wegen deß personalsteuerbaren Verhältnisses an den Staat, in welchem

sie sich aufhalten, zu entrichten haben, wobei sie, um dlese Steuerminderung zu erlangen,

den vollständigen Nachweisder Steuerentrichtung an den andern Staat

belzubringen verpflichtet sind.
Nach vorliegenden Erfahrungen pflegt dieser Nachweis von den betheiligten Perso-

nen und vorzugsweise von den im Auslande arbeitenden Gewerbsgehilfen nicht rechtzei-

tig vielmehr erst dann beigßebracht zu werden, wenn bereits der auf dle in Rede stehen-

den Personen ausgeworfene diesseitige Personalsteuerbetrag eingemahnt, resp. exekutirisch

beigetrieben wird.
Hieraus ergeben sich für die Erhebung und Verrechnung der fraglichen Steuern

vielerlei Unzuträglichkeiren, zu deren. Vermeidung wir hiermit Folgendes verordnen:

1.

Der Nachweis der Steuerentrichtung an einen andern Staat, welchen personalsieuer-
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eflichtige Staatsangehörige, die sich außer Landes aufhalten, beizubringen haben, wenn

sie auf Grund dieser Steuerentrichtung die Verminderung der für sie diesseits ausgewor-

senen Personalsteuer beanspruchen, ist längstens bis zum Schlusse des Jahres beizubrin-
gen, auf welches die Steuerabminderung in Anspruch genommen wird.

2.

Als vollständig ist dieser Nachweis nur dann anzusehen, wenn die Quitlung der

betreffenden auswärtigen Steuerhebestelle oder ein sonsiiges obrigkeitliches Zeugniß über

die auswärts erfolgte Steuerentrichtung produzirt wird.

3.

Die Vorlegung dieser Oniktung bezügl. dieses obrigkeitlichen Zeugnisses hat bei der

Fmlichen Bezirkssieuereinnahme, an welche der Personalsteuerpflichtige seine inländische

Abgabe zu entrichten hat, zu geschehen. Die Bezirkssieuereinnahme hat hiernach für die

Abschreibung des betreffenden Steuerbetrags zu sorgen und ein Verzeichniß der in dle-

ser Welse abgeschriebenen Steuerbeträge uns berichtlich vorzulegen.

4.

Die Vorlegung der Quillung bezügl. des Zeugnisses ist spätestens am 31. Dezem-
ber jedes Jahres zu bewirken. Ist sie bis zu diesem Termine nicht ersolgt, so wird

angenommen, der betheiligte Personalsteuerpflichlige habe seinen Anspruch auf Abmin-

derung der inländischen Steuer aufgegeben und es wird sodann diese Letztere in ihrem

ganzen Betrage von ihm erhoben, resp. exekutivisch beigetrieben.

5.

Die Steunerpflichligkeit des betreffenden diesseitigen Staatsangehörigen an sich be-

steht unverändert fort, wenn derselbe auch auf Grund des vorgelegten Nachweises über

auswärts bezahlte Steuern in einem Jahre Abminderung oder gänzliche Abschreibung

seiner hlerländischen Personalabgabe erlangt hat. Diese Abminderung oder Abschrelb-
ung ist daher für jedes Jahr unter Beibringung des in Rede stehenden Nachweises von

Neuem nachzusuchen; sie fällt, wenn Letteres nicht geschieht, von selbst weg, und es tritt

die diesseitige Besteuerung in ihrem ganzen Umfange wieder in Kraft.

Gera, am 26. August 1859.

Fürstlich Renß-Plauisches Ministerium.
Dinger.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 219.

1) Mlnlsterlalbekanntmachung, den Vertrag mit der Argenkinischen Konföderatlon bekr.

Nachdem zwischen Preußen und den übrigen Staaten des deutschen Zoll- und Han-

dels-Vereins eilnerseits und der Argentinischen Konsöderation andererseits unter dem

19. September 1857 ein Freundschafts-, Handels= und Schifffahrts-Vertrag abgeschlossen

und gegenseltig ratifizirt worden ist: so wird dieser Vertrag hinsichtlich seines deulschen

Teztes, nachstehend zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Gera, am 21. September 1859.

Furstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Gelder

Münch.

Freumschafts., Handels= und Schifffahrts-Vertrag

zwischen

Preußen und den übrigen Staaten des Zollvereins einerseits

und der

Argentinischen Konföderation andererseits.

Seine Majestät der König von Preußen sowohl für Sich, als in Vertrekung der

Ihrem ZJoll= und Steuer-Systeme angeschlossenen souveralnen Länder und Landesthelle,

Ausgegeben den ö. Ollober 1859. 45
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nämlich des Großherzogthumes Luxemburg, der Großherzoglich Mecklenburgischen Enkla-
ven Rossow, Reheband und Schönberg, des Großherzoglich Oldenburgischen Fürstenthu-

mes Birkenfeld, der Herzogthümer Anhalt-Dessau-Köthen und Anhalt-Bernburg, der

Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont, des Fürstenthumes Lippe und des Landgräslich

Hesschen Oberamtes Meisenheim, als auch im Namen der übrigen Mitglieder des

deuischen Zoll= und Handels-Vereines, nämlich der Krone Bayern, der Krone Sachsen,

der Krone Hannover und der Krone Württemberg, de Großherzogthumes Baden, des

Kursürstenthumes Hessen, des Großberzogthumes Hessen, zugleich das Landgräflich Hes-
sische Amt Homburg vertretend, der den Thüringischen Zoll= und Handels-Verein bil-

denden Staaten, namentlich des Großherzogthumes Sachsen, der Herzogthümer Sachsen-

Meinigen, Sachsen= Altenburg und Sachsen-Coburg und Gotha, der Fürstenthümer
Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershausen, Reuß älterer und Reuß jün-

Oerer Linie, des Herzogthumes Braunschweig, des Herzogthumes Oldenburg, des Herzog-
thumes Nassau und der frelen Stadt Frankfurt elnerselto, und Seine Excellenz der Prä-

sident der Argenkinischen Konföderation andererselts, von dem Wunsche brseelt, die

Freundschafts-, Handels= und Schifffahrts-Beziehungen zwischen den Staaten des Joll=
vereines und der Argenkinischen Konföderation auszudehnen udd zu bekestigen, haben ro

für zweckmäßig und angemessen erachket, Unterhandlungen zu eröffürn und zu geduchtem

Behufe einen Vertrag abzuschließen und haben zu dem Ende zu Bevollmächsigten er-

nannt, nämlich:

Se. Majestät der König von Preußen

den Herrn Herrmann Herbort Friedrich von Gülich, Allerhöchst-Ihren

Geschäftsträger und General-Konsul, und

Se. Excellenz der Präsident der Argentinischen Konföderation

den Herrn Dr. BVernabe Lopez, Ihren Minister ver auswärtigen Angelegen-

heiten,

welche, nachdem sie ihre Vollmachken sich mitgekheilt und solche in guter und gehöriger
Form befunden haben, über nachstehende Artlkel übereingekommen sind:

Artikel 1.

Zwischen den Staaten des Zellvrreines und deren Unterthauen elnerseits und der

Argentinischen Konsöderation und deren Bürgern andererseits soll fordauernde Freund-

schaft bestehen.
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Artikel 2.

Zwischen den Staaten des Zollvereines und sämmtlichen Gebieten der Argentini-

schen Konföderation soll gegenseltige Freiheit des Handels Statt sinden. Die Unter-

thanen und Bürger der vertragenden Thelle sollen mit ihren Schissen und Ladungen
frel und in aller Sicherheit nach allen denjenigen Pläen, Häfen und Flüssen eines

oder des anderen Theiles kommen dürfeu, deren Besuch anderen Ausländern, oder den
Schiffen oder Ladungen irgend einer anderen fremden Nation oder eines anderen frem-

den Staates gegenwirtig gestattet ist, oder künstig gestaltet werden möchte, lie sollen in
bleselben elnlaufen und in irgend elnem Thelle derselben bleiben, sich daselbst aufhalten,

Häuser und Waarenlager zum Zwecke ihres Aufenthaltes und ihres Handels miethen
und benupen, und mit rohen Erzeugnissen, Manufaktur= und Fabrik-Waaren aller Art,

sowelt es die Gesetze des Landes gestatten, Handel treiben dürfen, und sie sollen über-

baupt in allen ihren Angelegenheiten den vollständigsten Schuß und die vollsändigsteSi-
cherheit genlehen, wobel sie jedoch den allgemeinen Gesetzen und Gebräuchen des Landes
unterworfen blelben.

I hleicher Weile soll es den Kriegs-, Post= und Passagler-Schiffen der verkragen-

den Theile gestatet sein, frei und sicher in alle Häsen, Flüsse und Plätze zu kommen,

deren Besuch anderen Krlegsschiffen und Packetbooten gestattet ist oder künfilg gestattet

werden mochte, und sie sollen in dieselben einlaufen, darin vor Anker gehen, daselbst ver-

bleiben und sich wieder gusrüsten dürsen, wobel sie jedoch den Gesehen und Gebräuchen
des Landes unterworfen bleiben.

Arktlkel 3.

Die beiden vertragenden Theile kommen dahin überein, daß jede Begünstigung und
Befrelung, sowie jedes Vorrecht und jede Immunität in Handels= und Schifffahrts-An-

gelegenheiten, welche einer derselben den Unterthanen oder Bürgern elner anderen Re-
glerung, eines anderen Volkes oder Staates gegenwärtig bereils zugestanden hat, oder

künftig zugestehen möchte, bel Gleichheit des Falles und der Umstände auf die Untertha-

nen und Bürger des anderen Theiles ausgedehnt werden soll, und zwar unentgelllich,

wenn das Zugeständniß an jene andere Regierung, Volk oder Staat unentgeltlich ge-

macht worden, oder gegen Leistung elner entsprechenden Ausgleichung, wenn das Zuge-

stänrniß bedingungsweise erfolgt war.

Artikel 4.

Es sollen auf die Einfuhr von Natur= und Gewerbs-Erzeugnissen der Länder eines

45%
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der vertragenden Theile in die des anderen Thelles keine hohere oder andere Abgaben

als diejenigen gelegt werden, welche von gleichartigen Natur-- oder Gewerbs-Erzeugnissen
anderer Länder gegenwärtig oder künftig zu entrichten sind; auch soll in den Ländern

kelnes der vertragenden Theile die Ausfuhr irgend welcher Gegenstände in die Länder

des anderen Theiles mit anderen oder höheren Zöllen und Abgaben, als mit denjenigen

belegt werden, welche bei der Ausfuhr gleichartiger Gegenstände nach anderen fremden

Ländern zu entrichten sind; eben so wenig soll die Einfuhr oder Ausfuhr irgend welcher

Gegenstände, die das Natur= oder Gewerbserzeugniß der Länder eines der vertragenden

Theile sind, aus oder nach den Ländern des anderen Theiles mit einem Verbot belegt

werden, welches nicht gleichmäßig auch auf die gleichartigen Erzeugnisse jedes anderen
fremden Landes Anwendung findet.

Artikel 5.

An Tonnengeldern, Leucht#hurmgebühren, Hasenabgaben, Loolsengebühren und Ber-

geheldern, in allen Fällen der Havarie und des Schiffbruches, sowie an örtlichen Abga-
ben, sollen in den Häfen eines jeden der vertragenden Theile von den Schiffen des an-

deren Theiles keine anderen oder höheren Auflagen als diejenigen erhoben werden, welche

in denselben Häsen auch von den eigenen Schissen zu entrichten ünd.

Artikel 6.

Bei der Einfuhr und Ausfuhr von Waaren und Erzeugnissen aller Art aus den

Staaten des Jollvereines nach den Gebieten der Argentinischen Konföderation, inglei-

chen aus den Gebicten der letzteren nach den Staaten des Zollvereines, sollen dieselben

Abgaben gezahlt und dieselben Rückzölle und Prämien bewilligt werden, die Ein= oder

Ausfuhr mag in Schiffen eines Staates des Jollvereines oder der Argentintschen Kon-

föderation erfolgen.

Artikel 7.

Die vertragenden Theile sind darüber einverstanden, alle diejenigen Schiffe als

Schisse respektive eines Staates des Zollvereines und der Argentinischen Konföderatlon

zu betrachten und zu behandeln, welche von den zuständigen Behörden mit vollständig

ausgesertigten Pässen oder Beylbriefen versehen sind, und deshalb, nach den zur Zeit

in den beiderseitigen Ländern bestehenden Vorschristen, von dem Lande, dem sie bezieh-

ungsweise angebören, vollsiäudig und bona liäle als nationale Schifsfe betrachtet werden.
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Artikel 8.

Alle den Zollvereinsstaaten angehörige Kausleute, Schiffsführer und andere Verso-
nen sollen volle Freihelt genteßen, in sämmtlichen Gebieten der Argentinischen Konföde-

ratlon ihre Handels= und sonstigen Geschäfts-Angelegenheiten selbst zu führen, oder die

Führung derselben nach elgener Wahl anderen Personen, als Mäklern, Geschäftsführern,
Agenten oder Dolmetschern zu überkragen; und sie sollen nicht gehalten sein, in diesen
Eigenschaften audere als solche Personen zu verwenden, deren sich auch die Bürger der

Argentinischen Konföderation bedienen, oder denselben andere Löhne und Vergütungen

als diejenigen zu zahlen, welche in glelchen Fällen von den Bürgern der Argentinischen

Konföderation gezahl! werden. Käufern und Verkäufern soll es in allen Fällen freiste-

hen, nach eigenem Gutbefinden zu handeln und den Prels der Erzeugnisse, Gürer und

Waaren, welche sie in die Argentinische Konsöderation ein= oder aus derselben ausfüh-

ren, zu bestimmen, wennsie die Gesehe und die hergebrachten Gewohnheiten des Lau-

des dabel beobachten. Die Bürger der Argentinischen Konföderation sollen in den Staa-

ten des Jollvereines dieselben Rechte und Privlleglen genießen. Die Unterthanen und

Vürger der vertragenden Theile sollen vollständigen und vollkommenen Schuß für ihre
Personen und ihr Eigenthum erhalten und genießen und zur Verfolgung und Verhhei-

digung ihrer Rechte freien und offenen Zutritt zu den Gerichtshöfen in beiderseltigen

Länder haben und es soll ihnen frei stehen, in allen Fällen sich derjenigen Advokaten,

Sachwalter oder Agenten zu bedienen, die sie hlerzu für geeignet erachten, und sie sol-

len hierin dieselben Rechte und Privilegien genießen, wie die eingebornen Umerthanen

und Bürger.

Artikel 9.

In Allem, was die Hafen-Polizei, das Beladen der Schiffe, die Sicherheit der Waa-

tren, Güter und Effekten, sowie die Erwerbung von Eigenthum aller Art und jeder Be-

nennung und die Verfügung darüber mittelst Verkaufes, Schenkung, Tausch, Testament

oder sonst, sowie was die Gerechtigkeitspslege betrifft, sollen die Unterthanen und Bürger

der vertragenden Theile gegenseitig die nämlichen Privilegien, Freiheiten und Rechte ge-
nleßen, wie die Unterthanen und Bürger der meistbegünstigten Nationen. Sie sollen in

keiner dieser Beziehungen mit höheren Auflagen oder Abgaben als denjeuigen betroffen
werden, welche von den eigenen Unterkhanen und Bürgern zu entrichten sind, wobel sie sich

jedoch, wie sich ron selbst versieht, den örklichen Geseen und Anordnungen des betreffen-

den Landes zu unterwerfen haben. Verstirbt ein Unterthan oder Bürger eines der rer-

nragenden Theile in den Gebieten oder Staaten des anderen Theiles ohne Testament oder

letzwillige Verfügung, so soll der General, Kensul oder Konsul des Stagtes, welchem der
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Verstorbene angehorte, oder in Abwesenheit desselben dessen Stellvertreter, soweit die Ge-

sepe des Landes dieß gestatten, das Recht haben, an der Besipnahme, der Verwaltung

und der gerichtlichen Liquidation der Verlassenschaft des Verstorbenen im Interesse der

Gläubiger oder der gesetlichen Erben Theil zu nehmen.

Entsteht hierbel eine Differenz über die Erbschaft oder über Eines oder Einige der

Güter, aus denen sie besteht, oder über ein Guthaben oder eine Schuld der Erbschaft,

und kann diese durch Schiedsrichter nicht geschlichtet werden, so fällt sie der Entscheidung
der Gerichte des Landes anheim.

Artikel 10.

Die Unterthauen der Jollvereinsstaaten, welche sich in der Argentinischen Konföde-

ration, und die Bürger der Argentinischen Konföderation, welche sich in den Jollvereins-

staaten wohnhaft aufhalten, sollen von allem und jedem unfreiwilllgen Militär-Dienst zur

See und zu Laude, von Zwangsganlehen, Nequisitionen und Kriegs-Kontributionen be-

sreit bleiben. Auch sollen sie unter keinerlei Vorwand gezwungen werden, höhere gewöhn-

liche Auflagen, Requisitionen oder Abgaben, als dlejenlgen zu zahlen, welche von den

eigenen Unterthanen oder Bürgern zu entrichtensind.

Artikel 11.

Es soll jedem vertragenden Theile freistehen, zum Schutze des Handels Konsuln zu
besiellen, welche in den Staaten oder Gebieten des anderen Theiles residiren; bevor je-

doch ein Konsul selne amtlichen Funktienen ausübt, soll derselbe in der gewöhnlichen

Form Seitens der Regierung, an welche er gesendet worden, bestätigt und zugelassen

werden, und ein jeder der vertragenden Theile kann nach eigenem Ermessen von der Re-

sidenz der Konsuln einzelne besondere Pläße ausschließen.

Die Archive und Diensipapiere der Konsulate der vertragenden Theile sollen als

unverlehlich betrachtet und es soll kein öffentlicher Beamter und keine Ortsbehörde unter

irhend einem Vonvande berechtigt sein, dleselben in Veschlag zu nehmen oder zu beein-

trächtigen.

Die Konfuln der Argentinischen Konföderation sollen in den zum Zollvereine gehs-

rigen Staaten alle Vorrechte, Befreiungen und Abgabefreihelten genteßen, welche den,

den meistbegünstigten Nationen angehörlgen, Konsuln desselben Ranges gegenwärkig zu-
gestanden sind oder künftig werden zugestanden werden, und in gleicher Weise sollen die

Konsuln der Jollvereinsstaaten in den Gebicten der Argentinischen Konföderaklon nach

Ter strengsten Riciprocttät alle Vorrechte, Befreiungen und Abgabefreihelten genießen,
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welche in der Argentinischen Konföderalion den Konsuln der meisibegünstigten Nalion ge-

genwärtig zugestanden sind oder künstig werden zugestanden werden.

Artikel 12.

Zu größerer Sicherheit des Handels zwischen den Staaten desZollvereines und der
Argentinischen Konföderatton wird verelnbart, daß, wenn zu irgend einer Zeit eine Un-

terbrechung der freundschaftlichen Handelsbeziehungen oder unglücklicher Welse ein Bruch
zwischen den vertragenden Theilen eintreten sollte, die Unterthonen und Bürger eines

jeden derselben, welche sich in den Gebieten oder Staaten des anderen Thelles wohnhaft

aufhalten, das Vorrecht genießen sollen, ohne irgend elne Störung daselbst zu verbleiben,
und ihr Gewerbe oder ihre Beschäftigung fortzusetzen, so lange sie sich fhiedlich verhalten

und sich nicht einer Uebertretung der Gesetze schuldlg machen, und es sollen löre Effek-
ten und ihr Eigenthum, es mag solches Privat--Personen oder dem Staate anvertraut

worden sein, weder der Beschlagnahme oder Sequestration unterliegen, nech anderen An-

sprüchen als solchen unterworfen sein, welche auch an glelchnamige Effekten und gleich-

namiges Eigenthum gemacht werden, das den Landeselwohnern der respektiven Staaten gehört.

Artikel 13.

Die Unterthanen der Zollverelnsstaaten und die Bürger der Argentinischen Konfö-

deration, welche sich beziehungsweise in den Ländern des anderen Theiles aufhalten,

sollen in ihren Häusern, Personen und in ihrem Elgenthume den vollen Schuy der Re-

gierung genießen.

Sie sollen ihres religissen Glaubens wegen in kelner Weise gestört, belästigt oder

gekränkt werden, sondern volle Gewissensfreihcit genießen, wobel sie sich jedoch eben so

wenig in die Religions-Angelegenheiten und die Gebräuche des Landes, in welchem sie

leben, zu mischen, sondern dieselben zu respestiren haben.

Hinsichtlich der Feier des Gottesdienstes nach dem Ritus und den Gebräuchen ihrer

Kirche, sel es in ihren eigenen Privathäusern, sel es in ihren eigenen besonderen Kirchen

und Kapellen, binsichtlich der Befugniß zur Erbauung und Unterhaltung solcher Kirchen

und Kapellen, endlich hinsichtlich der Beßignih zur Aulegung, Unterhaltung und Be-

nuhung von eigenen Begräbnißplätzen, sollen den Unterthanen und Bürgern eines jeden
der verkragenden Theilc, welche sich in den Ländern und Gebieten des anderen Theiles

aufhalten, die nämlichen Rechte und Freiheiten zustehen und der nämliche Schuy ge-

währt werden, wie den Unterthanen und Bürgern der meistbegünsttgten Nation.
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Artikel 14.

Der gegenwärtige Vertrag soll für die Dauer von acht Jahren, von dem Datum

desselben an gerechnet, und dann ferner bis zum Ablaufe von zwölf Monaten bestehen,

nachdem einer der vertragenden Theile dem anderen die Anzeige gemacht hat, daß es

seine Absicht sei, denselben nicht weiter fortzusetzen, wobel jeder der vertragenden Theile

sich das Recht vorbehält, dem anderen Theile dlese Anzeige bel Ablauf der gedachten

achtsährigen Frist oder zu jeder späteren Zeit zu machen.

Und es wird hiermit zwischen ihnen vereinbart, daß mit Ablauf der zwölf Monate

nach dem Empfange einer solchen Anzeige der gegenwärtige Vertrag und alle Bestimm-

ungen desselben gänzlich aufhören und endigen sollen.

Artikel 15.

Der gegenwärtige Verkrag soll von denvertragenden Thellen ratifzirt und es sollen
die Ratisikatlonen innerhalb des Zeitraumes von zwel Jahren am Sige der Reglerung

der Argentinischen Konföderation ausgewechselt werden.

Zu Urkunde dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten den Vertrag unter-
zeichnet und ihre Siegel beigefügt in der Stadt Paranä den neunzehnten September
Ein Tausend Acht Hundert und Sieben und Fünfzig.

(gez.) Hermann Herbort Friedrich von Gülich.

(L. S.)

(gez.) Bernabe Lopez.

(L. S.)
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2) Ministerialvererdnung, belr. die Benupung der Kotaster bei Anlegung der Grund, und

Hvpothekeubücher 2c. J. d. Gera, den 26. Sepl. 1859.

Das nach den Vorgängen anderer Staaten, in welchen bei Einrichtung der Grund-

und Hypothekenbücher noch kelne Grundkataster aufgestellt waren, erlassene Geseh über
die Grund= und Hopothekenbücher 2c. vom 20. November 1858 geht davon aus, daß

als Grundlage zu den Grund= und Hypothekenbüchern Auszüge aus den Flurbüchern

(Flurtabellen, §. 214 des Gesetzes) aufgestellt werden sollen, 65. 15 und 173. Die be-

reits ausgearbeileten Kataster enthalten aber nicht nur Alles, was nach §. 15 in die

Flurbuchsauszüge aufgenommen werden soll, sondern sind auch insofern zweckentsprechen:
der, als in den letztern die einzelnen Fluruchsnummern nur nach den Beipern, nicht

aber zugleich nach den Realitäten (s. 8 des Regulativs vom 13. November 1855) zu-

sammengestellt sind. Es würde daher das bereits vorhandene bessere Material unbenutzt

bleiben und weniger brauchbares mit einem bedeutenden Kostenaufwand hergestellt, zu-

Fleich aber die Ausarbeitung der Grund= und Hypothekenbücher bedeutend verzögert wer-

den müssen, wenn die Vorschristen der §§. 15 und 473 durchgeführt werden sollten.

Auf Grund eingeholter Höchster Entschliehung wird daher andurch Folgendes verordnet.

1.

Der §. 15 des Gesetzes vom 20. November 1858 bleibt außer Anwendung.

Das Kataster bildet die Grundlage des Grund= und Hypothekenbuchs, ist mit-

hin der erste Theil desselben. Die Hypothekenbehörden haben die ihnen be-

reits übergebenen Kataster neben den Grund= und Hppothekenbüchern zu ver-

wahren und fortzuführen. Daher sind auch die speziellen Angaben des Ka-
tasters in das Grund= und Sppothekenbuch uicht aufzunehmen.

2.

Es fallen in Folge dessen alle dlejenigen, lhrer Nakur nach formellen, Bestimmungen
des Geseyes vom 20. November 1858 und der Ausführungoverordnung vom 22. des-

selben Monats und Jahred weg, welche mit der vorstehenden Vorschrift nicht zu verei-

nigen sind, insbesondere die Beslimmung des ersten Alinea unter 3 im §. 12, sowie die

S. 157 und 173 des Gesehes vom 20. November 1858.

3.

Ebenso sind dadurch solgende Modifikationen elniger formellen Vorschriften des Ge-
sebes vom 20. November 1858 nothwendig.

46
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a.

Zu 8. 171:
In die erste Rubrik wird nächst der besoderen Nummer, welche das Grund-

stück im Grund= und Hypothekenbuche erhält (§. 155), Folgendes eingeschrieben:
Dle Zahl des Foliums, unter welcher das Grundslück (die Realität) in

dem Kataster eingetragen ist, mit der vorauszuseyenden Bezeichnung:

Fol. und der nachfolgenden: des Katasters. Die Zahl des Foliums ist

mit rother Dinte einzuschreiben,

die möglichst allgemein zu fassende Bezelchnung des Grundstücks seiner

Gattung nach, als: Ritkergut, Bauergut, Mühle, Haus (wenn nicht be-
sondere Parzellen als Perkinenzstücke dazu gehören), Haus nebst Zubehör
(wenn eine oder mehrere besondere Parzellen dazu gehören), Komplex
walzender Stücke, walzendes Stück u. s. w.,

die besondere rechtliche Eigenschaft des Grundsiücks, wodurch eine Be-

schränkung des jedesmaligen Besigers in der Verfügung über dasselbe

bedingt wird (s. 12 Nr. 2),
andere besondere Eigenschaften und Merkmale, auch Gerechtsame des

Grundstücks, welche nach §F. 12 zur Aufnahme in das Grund= und Hy-

pothekenbuch geeiguet sind, "

die Reallasten, insoweit sie sich nach §. 12 Nr. 5 zur Aufnahme in das

Grund= und Hypothekenbuch überhaupt eignen,

ein ctwaiger Taxwerth oder lehter bekannter Kauspreis des Grundstücks

(. 12 a. C.).

b.

In §. 56 treten an die Stelle der Worte:

welche als solche in das Grund= und Hypothekenbuch eingetragen sind

die Worte:

welche als solche in das Kataster (und in das betreffende, auf Grund dessel-

ben ausgefertigte Besihstandsverzeichniß) eingekragen sind.

C.

Der §. 211 ist so zu fassen: #

Vei Aulegung der ersten Nutrik sind die Angaben des Katasters über die

unbeweglichen Zubehörungen eines Hauptguls, sowie über die Grundstücks-

komplexe sorgfältig zu prüsen und ist bei vorgefundenen Irnhümern rurch An-

zeige bei dem Katasterburcau für deren Berichtigung in dem Kataster Serge

zu tragen.
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d.

In dem §. 212 sind vor den Worten:

„die Flurbücher“
die Worte:

„die Kataster, sowie“
einzurücken.

e.

Zu §. 213 ist folgender Zusah zu machen:
In einem solchen Fall ist jedoch dem betreffenden Bestandtheil oder der be-

treffenden Zubehörung auch im Kataster auf die gedachte Dauer ein besonde-

res Folium zu geben.
s.

Dem §. 216 wird solgende Fassung gegeben:

Wird von dem Besitzer einer Parzelle, welche in dem Katasfter als Besiand=

theil oder Zubehör eines Gutes, Hauses oder Grundsiückskomplexes eingelra-

gen ist, behauptet, daß es ein besonderes (walzendes) Grundstück sei und dem-

nach die Anlegung eines besondern Follums für dasselbe im Kataster und im

Grund= und Hypothekenbuch verlangt, so liegt ihm ob, solches binnen einer

einhalbjährigen Frist zu beweisen, insofern sich nicht die Richtigkeit seiner Be-
hauptung aus den Gerlchtshandelsbüchern erglebt.

Vorläusig bewendet es bel dem Eintrag des Katasters, es ist jedoch in

diesem, sowie in dem Beitstandsverzeichniß die entgegengesezte Behaupiung

des Beüzers vorzumerken.
Zu diesem Zweck hat die Hopothekenbehörde dem Katasterbureau unter

Einsendung des Beüßstandsverzeichnisses darüber Anzelge zu machen.

6.

In der Beslimmung unter 4 des §. 12 sind nach den Worten:

Hoder Zubehörungen des Grundstücks“

folgende Worte einzurücken:
„durch Abspaltungen und Konsolidationen-.

Endlich ist

h.

am Schluß des §. 196 folgende Bestimmung hinzuzusetzen:
„Auch ist eine Abschrift des Katasterfoliums beizufügen“.

Gera, den 26. September 1859.

Fürstlich Reuß-Hlauisches Ministerium.v. Geldern.

Münch.
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3) Ministerialverordnung, die Erläuterung des 8. 7 der Bekanntmachung vom 3. März 1853, die

Werlbsdeclaration und die Hastbarkeit bei dkem der Pest öbergebenen Gepäck der Reisenden vom

23. September 1850 betr.

Zu Erläuterung des § 7 unserer Bekanntmachung vom 3. März 1853, die Werths-
derlaration und die Haftbarkeit bei dem der Post übergebenen Gepäck der Reisenden betr.,

in welchem für das mit dem Willen des Reisenden in der Postanstalt liegen bleibende

Gepäck eine Lagergebühr von 1 Sgr. pro Stück festgestellt wird, wird auf Antrag der

Fürstlich Thurn und Taxisschen Postverwaltung hiermit bekannt gemacht:
daß das Gepäck eines Reisenden, welcher sich bei der Ankunst am Bestimmungs-

orte entfernt, ohne dasselbe in Empfang zu nehmen oder Disposition darüber zu

ireffen, von der betreffenden Poststelle in Verwahrung zu nehmen, und wenn der

Reisende sich später zu dessen Empfangnahme meldet, dann ebenfalls gegen Er-

legung der Lagergebühr und Rückgabe des Gepäckscheins auszuhändigen ist.

Zugleich wird hlerbei die Bestimmung getroffen,

daß zwar jedem Postreisenden, welcher sein Gepäck lcht glelch bei der Ankunft
am Bestimmungsorte in Empfang nehmen will, unbenommen bleibt, sich solches

von der Post abholen zu lassen, insofern er diese Absicht gleich bei der Ankunft

zu erkennen giebt, der betreffende Reisende jedoch in diesem Fall nur dann von

Entrichtung der festgesetzten Lagergebühren befreit sein soll, wenn das Abholen=
lassen des Gepäcks — gegen Rückgabe des Gepäckscheins — spätestens mit Ab-

lauf einer Stunde nach Ankunft der betreffenden Post statifindet.

Gera, am 23. Septbr. 1859.

Fürstlich Reuß-Mauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 220.

1) Gesetz, wegen Abänderung des Vereins-Zolltariss; vom 28. October 1859.

Wir Heinrich der Sieben und SechzigstevonGottesGna-
den Jüngerer Linie regierender Fürst Reuß, Stammes Ael-

tester, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranich-
feld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.

Die Regierungen der zum Zollvereine gehörenden Staaten sind übereingekommen,

den seit dem 1. Januar 1857 gültigen Zolltarif in einzelnen Bestimmungen abzuändern

und zu ergänzen.

Denzufolge verordnen Wir hierdurch mit Zustimmung des Landtages, dah nachsteh-

ende Abänderungen und Zusätze zu diesem Tarife, welcher im Uebrigen in Kraft bleibt,
vom 1. Januar 1860 an in Wirksamkeit treten sollen.

1. Erste Abtheilung des Tarifs.

Den Gegenständen, welche keiner Abgabe unter worfen sind, treten folgende,
bisher in dem Tarife nicht namentlich aufgeführte Artikel hinzu:

zu Posstion 5. e ugungenitiel auf besondere Erlaubniß;
zu Position 7. Eis, ;
zu Position 27. 8 Perzzer und Cement (mitHarzen und anderen Ma-

teriallen präparirter Mastik-Cement).

II. Iweite Abtheilung des Tarifs.

4) Alle Geldsäye werden in Thalern nach dem 30Thalersuße, ausschließlich mit
der Eintheilung in Dreipigstel, und in Gulden und Kreuzern nach dem 52 Gulden-

süche angegeben. 6

2) Position 5, à erhält den#Busne„zu a. Rieinusöl, in dassern ein-
Ausgegeben den 9. November
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gebend, wenn bei der Abfertigung auf den Centner eln Pfund Terpenkinöl oder ein Ach-

relpfund Rosmarinöl zugesetzt worden, trägt die allgemeine Eingangsabgabe.“
3) Posstion 6, d erhält den Zusatz: gewalzte und gezogene schmiedeeiserne Röhren

zu Gas- und Wasserleitungen.“

4) Position 10, c ist zu sezen: „gemustertes, massives weißes Glas“, anstatt:
„Jemusterles weißes Glas“

5) Position 20 sind die Worte: „Schreibfedern aus Stahl oder aus Metallcompo-

sition“ zu streichen und es soll der letzte Saß lauten: ingleichen Waaren aus Gespinn=

sten von Baumwolle, Leinen, Seide, Wolle, welche mit Bein (einschließlich Elfenbein und

Flschbein), Eisen, Glas, Horn, Holz, Leder, Ledertuch, Messing, Papier, Pappe, Poxzellan,
Stahl oder Steingut verbunden sind, z. B. Tuch= oder Zeug-Mützen in Verbindung mit

Leder, Knöpfe auf Polzfermen, Klingelschnüre und dergleichen mehr.“

6) Poüition 21, à nebst Anmerkung ist folgendergestalt zu fassen:
„n. 1. Lohgare oder nur lohroth gearbeitcte Häute, Fahlleder, Sohlleder, Kalb-

leder, Sanlerleder, Stiefelschäfte, auch Juchten; ingleichen sämisch- und

weißgares Leder, auch Pergament 1 Ceniner 6 Thlr. —. —. oder

10 Nl. 30 Xr.

2. Gummiplatten und mehr oder weniger gereinigte Guttapercha; Gummi-

säden außer Verbindung mit anderen Materialien; Kragenleder, auch

künstliches, für inländische Kratzenfabriken auf Erlaubnißscheine unter Con-
trole 1 Centner 3 Thlr. —. — oder 5 Bl. 15 Kr.“

7) Position 21, b Anmerkung soll lauten: „halbgare, sowie bereits gegerbte, noch

nicht gefärbte oder weiter zugerichtete Ziegen= und Schaf-Felle werden gegen die allge-

meine Eingangsgabe eingelassen.“
8) Position 21, c ist zu sehen: „andere grobe Gummi-Fabrikate,“ anstatt: „andere

nicht lackirte Gummi-Fabrikate außer Verbindung mit anderen Materialien.“

9) Position 21, d ist zu setzen: „von lackirtem Leder und Pergament, sowie Waa-

ren von lackirtem, gefärkten oder bedrucktem Gummi,“ anstatt: „von lackirtem Leder,

lackirtem Gummi und Pergament.“

10) Position 25, bK7 istvahln zu fassen: „Hefe aller Art mit Ausnahmeder Weinhese.

41) Position 25, in der lehten Spalie für Tara ist zu sehen:

„16 in Fässern und Topfen, sowie in Kübeln von hartem Holze,

11 in Kübeln von weichem Holze“

12) Position 25, h ist zu sepen: „auch eingeschmolzenes und ungeschmolzenes Fett,O

mit Ausnahme von Talg,“ anstatt: „auch ungeschmolzenes Fett.“" «

13)Polition25,mssindindetlcpkeuSancfükTataticWokteHæDkkSäckcM
zu streichtn.
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14) Position 26 soll lauten:
beim Nim

Ein###An 18 X

u Fässern eingchend: lien 3tinen.) 30 ar.r
a) Bau . 1 Cir.E 2200iiev-t 1) Baunol, in Fässern ein-

gehend. wenn bei der Absertigung auf den Cent-
ner ein Pfund Terpentinöl odet ein Achtelpfund

Nosmarinöl zugeseyk worben 1. Cmr.feitfrel7
b) anderes Ol 1 Cmur.4 . J. 529 . J.

Anmerkung. 2) Sogenannte Oelkuchen als
Rücküände bel dem Oelschlagen aus Lein, Raps,
Rübsaamen u. s. w., ingleichen Mchl aus sol-
chen Kuchen und Rückständen . 1 Cinr. 1 3“

15) Position 27, a sind die Worte: „und Pappdeckel“ zusieichen; dagegen ist in

der Anmerkung hinter dem Worte: „Pack-Papier“ einzuschalten: „sowie von Pappdek-

keln und Preßspähnen.“

16) Position 30, a anstatt der Bestimmungen unter a # und2ist die folgende

aufzunehmen:
u. „Gefärbte Seide und Floretseide, ferner

Garn aus Baumwolle und Seide beim Eingange
—

1 Centner8Thlr.—Sgr.oder14N.—Kr.
Die Tara von

16 in Fässern und Kisten,

9 in Ballen

bleibt unveränderk. 6

17) Posinon 30, b und eist zu seßen: „Bänder, Borten und Tülle,“ anstalt:

„Bänder und Borten.“ 6

18) Position 36 ist zu sezen: „Fett von Rind= und Schafvieh,“ anstatt: „Thierseit"

19) Position 36, a ist der Abgabensah beim Eingang für Talg vom Centner auf

1 Thu. — Sr. oder 1 Fl. 45 Kr. zu ermäßigen; daneben sällt die Bergünng für

Tara weg.

20) Positton 37 find die eingeklammerten Worte: „Mineraltheer und anderer“ zu

streichen.
21) Position 40 ist anstalt des Worles: „Vachsleinwand“ zu seten: „Wachstuch.=

22) Position 40, b. soll es helben: „Malersuch und Lederkuch,“ anstatt: „und Ma-

lernich.“

23) ofülion 42, a ist zuzusehen: „alter Bruchzink.“
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III. Fünfte Abtheilung des Tarifs.

1) Ziffer II. ist dahin abzuändern:
„Der dem Tarise zum Grunde liegende, im Jollvereine mit Ausnahme des Kö-

nigreichs Vayern und des Kurfürstenthums Hessen als allgemeines Landesge-
wicht eingeführte Joll-Ceniner ist in hundert Pfunde getheilt und es find
von diesen

Zoll- Pfunden
2120 = 1000 Bayerischen Pfunden,
2000 — 1000 Mheinbayerischen Kilogrammen,

935 = 1000 Kurhessischen Pfunden.
Demnach sind gleich zu achten:

Zoll-Pfunde:
28 .= 25 Bayerischen Pfunden,

2 = 1 Rceinbayerischen Kilogramm,

14 = 15 Kurhessischen Pfunden,

und Zoll-Center:
28 —= 25 Baverischen Centnern zu 100 Pfunden,

2 1 Rbeinbayerischen Quintal zu 100 Kilogrammen,
36 = 35 Kurbessischen Centnern zu 110 Pfunden.“

2) In Nr. III. sind die Worte: „(12 Ggr.)“ und „G/4 Ggr.)“ zu strelchen.
3) Die Bestimmung unter Nr. IV, J, 2 im ersten Absate wird dahin abgeändert:

„Werden Waaren, für welche eine Taravergütung zugestanden ist, blos in ein-
kache Säcke von Pack oder Sackleinen gepackt, zur Verzollung gestellt, so wird
eine Taravergütung von 2 Pfund vom Centner bewilligt. Bei einer Verpack-
ung in Schilsf= oder Strohmanen oder äbnlichem Material können 4 Pfund

vom Ceniner für Tara gerechnet werden, insoweit nicht in der zweiten Abthei-
lung eine geringere Taravergütung für Ballen vorgeschrieben ist.“

Im zweiten Absatze ünd: „2 Mund,“ anstatt: „4 Pfund“ zu sehen.
Der dritte Absat wird dahin abgeändert:

„Bei Waarcn, für welche der Tarif eine 2 Pfund übersteigende Tara für Bal-
len vorschreibt, ist es, wenn Ballen von einem Brutoogewichte über 8 Centr.

zur Verzollung angemeldet werden, der Wahl des Zollpflichtigen überlassen.
entweder sich mit der Taravergümng für 8 Centner zu begnügen, oder auf

Ermiltelung des Nettogewichts durch Verwiegung anzutragen.“
4) Unter Nr. V. ist zu seen: „Bänder, Borten und Tülle,“ anstatt: „Bender

und Vorden.“

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz Höchsteigenhändig vollgogen und mit
Unserem landesherrlichen Insiegel bedrucken lassen.

Schloß Schleiz, den 5. November 1859. *-. **

(. S.) Heinrich LXVII.
v. Geldern.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 221.

1) Ministerialbekanntimachung, die Ausstellung der Trauscheine im Auslande betr.
(Publizirt in Nr. 41 des Amts, und Veromnungstlattes v. J. 1859.)

Zu Ausstellung der Trauscheine (Ehekonsense) Behuss der Trauungen im Auslande

sind zu Folge neuerer Mittheilung in den nachstehenden Staaten folgende Behörden resp.

Stellen ermächtigt:
Im

Königreich Württemberg
die Königlichen Oberämter, sowie die Stadtdirektion zu Stuttgart; im

Großberzogthum Badenr
die Bezirksverwaltungsbehörden (Stadt., Ober= und Bezirks-Aemter); im

Großherzogthum Mecklenburg--Streliß
a) in den Städten und deren Kämmereigütern — die Stadtmagistrate;

5b) in den Domanialortschaften, sowie in den Flecken Miron und Feldberg — die

Großberzoglichen Aemter;
c) in den Großherzoglichen Kabinetsgütern — das Grohhergogliche Kabinetsamt zu

Neustreliy;
4) in den ritterschaftlichen Gütern — die Gutsherrschaften resp. deren Mandatare;

T) in den Kirchenökonomiegütern zu Neubrandenburg und Friedland — die dorti-

de ökonomi;

) in dem Fürstenthume Naßeburg — die Grohherzogliche Landvoigtei Schönberg.

Im Nachtrage zu unserer Bekanntmachung vonk 27. Mal 1859, Nachträde und Erläu-

terungen der Heimathskonvention betreffend (Gesetzsammlung Band AXll. Seite 279) wird

dies hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht

Gera, am 21. September 1859.

Fürstlich Reuß. Plauisches Ministerium.
v. Geldern.

Semmel.

Ausgegeben den 21. März 1860. 7
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2) Verordnung, die Anwendung des Gesetzes über die Einführung einer kürzern ’ 1
gewisse Forderungen vom 23. Mai 1856 auf die Ablösungskosten betreffend vom 22. Dez.1

(Moblizirt in Nr. 52 des Amts- und Verordnungsblattes v. J. 1859.)

Rücksichtlich der Anwendung des Gesetzes über die kürzere Verjährungsfrist vom

23. Mai 1856 auf die in Ablösungssachen erwachsenen Gebühren und Verläge wird

mit Höchster landesherrlicher Genehmigung hierdurch Folgendes verordnet:

1.

Die Verjährungsfrist für dergleichen Forderungen beginnt mit dem Schlusse des

Jahres, in welchem entweder der die Ablösung definitiv regelnde Receß vollzogen oder

ein, die Ausfertigung eines Recesses unnöthig machender Vergleich abgeschlossen und der

Behörde angezeigt worden ist

2.

Wird in einer Ablosung, bei welcher Mehrere betheiligt sind, nur mit einigen der

Verpflichteten oder Berechtigten ein Vergleich abgeschlossen, bei welchem die obige Vor-

aussetzung vorhanden ist: so beginnt auch rücksichtlich Dieser die Verjährungsfrist erst
vom Schlusse des Jahres an, in welchem die Ablösung in der vorgedachten Weise durch

Receß oder Vergleich auch rücksichtlich der übrigen Betheiligten gänzlich geregelt wor-

den ist.

Eine Ausnahme findet nur dann statt, wenn

a) diejenigen Betheiligten, welche sich verglichen haben, ausdrücklich auf Mit-

thellung der Kostenliquidation antragen, und

b) nach Lage der Akten die Frage, welche Kosten denselben zur Last fallen, desi-

nitiv entschieden ist.

In diesem Ausnahmefalle beginnt die Verjährungsfrist mit dem Schlusse des Jah-

res, in welchem der Antrag auf Mittheilung der Kostenliguidation gestellt worden ist.

3.

Die kürzere Verjährung rücksichtlichderGebührenundVerläge in Ablösungssachen
wird auch unterbrochen durch eine, von dem mit der Einzlehung dieser Kosten beauftrag-

ten Beamten an den Zahlungspflichtigen ergangene Erinnerung.

4.

Auf die vor Erlaß des Gesetzes vom 23. Mai 1856 rückständigen Gebühren und

Verläge in Ablösungssachen finden die vorstehenden Bestimmungen ebenfalls Anwendung,
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jedoch dergestalt, daß rucksichtlich dieser die kürzere Verjährungsfrist in keinem Falle vor
Schluß des Jahres 1856 beginn

Gera, den 22. Dezember W

Furstlich Reuß-Mlauisches Mimsterium.
v. Geldern.

3) Gesetz, die Einziehung der bisherigen, und Ausgabe neuer Kassenbillets betr., vom 7. Januar 1860.

Wir Heinrich der Sieben und Sechzigste von Gottes Gna-
den Jüngerer Linie regierender Fürst Reuß, Stammes Ael-
tester, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranich-

b Gera, Schleiz und Lobenstein2c. 2c.

haben unter Zustimmung der Landesvertretung beschlossen, an Stelle der auf Grund des

Gesetzes vom 27. März 1849 und der Ministerlalbekanntmachung vom 27. Juli 1852

verausgabten Drei Mal Hundert Zwanzig Tausend Thaler Kassenanweisungen zu 1 Tha-

ler den gleichen Betrag in neuen Kassenscheinen von!berle Höhe ausgeben zu lassen
und bestimmen in dieser Beziehung noch Folgendes

8. 1.

Auf Grund der unter den Thuringischen Staaten unter dem 21. Januar 1856

abgeschlossenen Uebereinkunft, welcher Unsere Regierung unter dem 5. März 1856 beige-

treten ist, werden die neuen Kassenscheine bei der Hauptstaatskasse zu Gera auf Präsen-

tation gegen Zahlung des vollen Neunwerths in geseplich zulässigen Silber-Courant=

Münzen umgetauscht.

2.

Die Kassenscheine werden von der Kommission für Verwaltung der Staatsschulden

vollzogen, unter deren Leitung die Ausfertigung der neuen und Rückziehung der alten

Kassenscheine erfolgt.

8. 3.

e 88. 3, 6. 7, 8, 9, 10, 12 und 13 des Gesetzes vom 27. März 1849 bleiben

unverändert.
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8. 4.

Die in §. 11. des Gesetzes vom 27. März 1849 wegen Amortisation der Kassen-

scheine enthaltene Bestimmung wird auf die Dauer der in §. 1. gegenwärtigen Gesetzes

erwähnten Auswechslung sistirt.

Schloß ÖOsterstein, den 7. Januar 1860.

(L. S.) Heinrich Lxvi
Geldern.

4) Ministerialverordnung, beie Modifkation der Verordnung vom gaonuat 1859 über das Ver-
t der Hazardspiele betr., vom 1. März 18

Mit Höchster landesherrlicher Genehmigung wird auf den Aüesfalftigen id
Landesvertretung zu der Bestimmung unter 4 der Verordnungvom15.Januarv. J
das Verbot der Hazardspiele betreffend, (Seite 277 Bd. XlI. der Gerbsmmimy d

durch abändernd verordnet,

daß das letzte Drittheil der Konfiskate und Geldbußen, welches nach Abzug

der für die Armenkasse des Orts bezüglich eine Stiftungskasse des betreffen-

den Landestheils bestimmten zwei Drittheile übrig bleibt, der Sportelkasse

derjenigen Behörde, von welcher die Strafe rechtlich vollziehbar ausgesprochen

wird, mithin entweder der betheiligten Polizelbehörde oder wenn auf rechtliche

Entscheidung provoctrt wird, des zuständigen Kriminalgerichts zufällt, indem

die Bestimmung, wonach dieses Drittheil zu Gratifikationen für das Polizei-
personal verwendet werden soll, andurch aufgehoben wird.

Gera, am 1. März 1860.

Fürstlich Reuß-Füese Ministerium.Idern.
Münch.
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5) Desgl. eine ddn der Verordunng vom 22. Dezember 1859 ibet eu der kurzen
Verjährungsfrist auf die Ablösungskosten betr., vom 3. Mirz 1860.

Mit Höchster Genehmigung Sr. Durchlaucht des Fürsten wirdd berr auf dies-

fallsigen Antrag der Landesvertretung die in unserer Verordnung vom 22. Dezember

1859, die Anwendung des Gesetzes über dieEinführung einer kürzern Verjährungsfrist
für gewisse Forderungen vom 23. Mai 185 Hauf die Ablösungskosten betreffend, unter

Ziffer 3 enthaltene Bestimmung,

wonach die kurze Verjährung rücksichtlich der Gebühren und Verläge in Ab-

lösungssachen auch durch eine, von dem mit der Einziehung dieser Kosten be-

auftragten Beamten an den Zahlungspflichtigen ergangene Erinnerung un-

terbrochen wirk

wiederum aufgehoben, wobel es sich von selbst versteht, daß dadurch die vermöge die-

ser Bestimmung von dem gedachten Beamten an die Zahlungspflichtigen bereits ergan-

genen Erinnerungen in ihrer Wirkung zur Unterbrechung der Verjährung nicht alterirt
werden.

Gera, am 3. März 1860.

Fürstlich Reuß-Mlauisches Ministerium.
v. Geldern.

Münch.

6) Desgl. den Beitritt der freien Stadt Lübeck zur Gothaischen Heimathskonvention betr., vom

#S. März 1860.

Die freie Stadt Lübeck ist dem Vertrage wegen Uebernahme der Auszuweisenden

1 d. Gotha vom 15. Juli 1851 (Band VIll. der — S. 217. ff) mit der
Maßgabe beigetreten, daß der Vertrag vom 1. Maid. J. an als verbindliche Norm

für die freie Stadt Lübeck anerkannt wird. Dieser Beitritt umfaßt zugleich nach der,

im Einverständniß mit der freien Stadt Hanburs abgegebenen Erklarung das beiden
Städten gemeinschaftliche Amt Bergedor

Gera, am 8. Mätz 1860.

Fürstlich Reuß- Pauisches Ministerium.Geldern.
Münch.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 222.

Landtags-Abschied
für den am 1. Oktober 1857 zusammengetretenen Landtag, vom 12. März 1860.

Wir Heinrich der Sieben und Sechzigste von Gottes Gna-

den Jüngerer Linie regierender Fürst Reuß, Stammes Ael-
tester, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranich-

feld, Gera, Schleiz und Lobenstein c4#c. 1c.

urkunden und sügen hiermit zu wissen:

Nachdem der auf Unserc Anordnung in Gemähheit des § 81 der Verfassung auf

den 1. October 1857 einberufene Landlag von da an mit den zu den Ausschußarbeiten

ersorderlichen Unterbrechungen bis zum 26. März 1858 versammelt gewesen, alodann

verlagt worden, dem von Uns zur Perstellung regelmäßiger Finanzperioden gemachten

Vorbehalte gemäh auf Einladung Unseres Ministeriums am 24. October 1859 wieder

zusammengetreten ist, und seildem (beziehungsweise in den Ausschüssen) die von ihm zu

erledigenden Geschäfte verhandelt hat, weitere Gegenstände selner Berathung aber nicht

mehr vorliegen, so werden dessen Sltzungen mit nachstehender Eröffnung Unserer landes-

herrlichen Enischließungen geschlossen.
Die dem Landtage bei seiner Einberufung vorgelegten Gesetze sind, in so weit sie

dessen Zustimmung erhalten haben — mit Ausnahme der Mahlordnung, deren Publica-

vion aufgeschoben worden ist und auch jeht noch im Einverständnisse mit dem Vandtage

ausgesetzt bleibt, um die Ergebnisse der in den anderen Ländern wegen desselben Gegen-

siauds Statt findenden Erörterungen zu erwarten — in der Gesetzsammlung bekannt ge-

macht worden und in Kraft geireten.

Ausgegeben den 28. März 1800. 49
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Es gilt dies insbesondere hinsichtlich:

der Aenderungen und Zusäte zu der Gemeindeordnung, die sich in der von

dem Landtage genehmigten Fassung und Zusammenstellung im Allgemeinen be-

währt und das Fortbestehen des obengedachten Gesetzes in seinen Hauptbe-

stimmungen möglich gemacht haben, während eine weitere Fortentwickelung des

Gemeindewesens durch Ortsstatuten zu hoffen steht;
der Ausdehnung aller Theile des Geratschen Ablösungsgesetzes auf die übri-

gen Landestheile und der zu diesem Gesetze getroffenen neuen Bestimmungen,

welche eine sehr lebhafte Wiederaufnahme der durch eine achtjährige Suspension

in's Stocken gerathenen Ablösungsverhandlungen zur Folge gehabt und bei den

zahlreichen Capitalablösungen das dereinstige Abschließen des Ablösungsgeschäfts

mit einer verhältnißmäßig geringen Rentenlast in Aussicht stellen;

des Gesetzes über die Militatrstellvertretung, dessen Anwendung freilich durch

die zu geringe Festsetzung des normalen Stellvertretungsquantums erschwert ist,

der Einführung des Zollgewichts als Landesgewicht, welche durch Uebertra-

gung des Eichungsgeschäfts an die Steuerämter sehr leicht und anstandlos bewirkt

worden ist,

der Bildung der Bezirksausschüsse, welche bereits mehrfach beschäftigt gewesen
sind, und

des Gesetzes, die Grund= und Hypothekenbücher betreffend, zu deren Anle-

gung die seit Anfang vorigen Jahres begonnenen Vorarbeiten bei den Behörden

— mit einer einzigen Ausnahme — in sehr befriedigender, der Thätigkeit Unserer

Justizbeamten zur Ehre gereichender Weise vorgeschritten sind. Zu Unserem Be-

dauern hat es gereicht, daß nicht durch Unsere Vorschläge wegen einer verhältniß-

mäßigen Entschädigung an die ehemaligen Steuerbefreiten eine billige Erledigung

dieser Angelegenheit gleich der in andern Ländern hat herbeigeführt werden können.

Zur Ausgleichung des aus dem Jahre 1848 herstammenden Unrechts bezüglich

der Jagdverhältnisse wird, im Anschluß an den Unserer Regierung überwlesenen Antrag,

nach dem Vorgange im Königreiche Sachsen der nächsten Landtagsversammlung eine Ge-

setzesvorlage gemacht werden, insofern Aussicht auf Belstlmmung dazu vorhanden ist.
Weil sich der Wunsch kund gegeben hatte, daß der Abbau des Schiefers überall

bergrechtlich behandelt werden möchte, haben Wir die durchgängige Anerkennung des —

schon in der Pflege Hirschberg bestehenden—RegalshinsichtlichderSchieferbrüchebeidem

ersten Zusammentritt des Landtags in Antrag stellen lassen; den entgegengestellten, neu-

erlich wiederholten Vorschlägen zur Einführung des Expropriatlonsrechts für den Schie-

ferabbau haben wirnicht Statt geben können, da eine derartige Expropriation ohne berg-
amtliche Controle ein Mißbrauch, mit einer solchen eben nur ein zweites Bergregal ne-
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ben dem bestehenden landesherrlichen sein wurde. Die Gewinnung des Schiefers wird

daber in den Landestheilen, wo die Regalität nicht nachzuwelsen ist, Gegenstand des ge-

wöhnlichen weder bevorrechteten noch besonders belasteten, Gewerbebetriebs blelben.

Die Verfassungsangelegenhelt hofften Wir mit den Landtagsverhandlungen von 1858

und nachdem auch weiter, so viel an Uns, Allcs zur Gewährleistung der von Uns an-

erkannten und. erlassenen Gesepesbeslimmungen gescheben war, als abgeschlossen betrachten

zu dürfen. Wir wollen jedoch, da dies der Landtag beantragt, die mlt ihm von Unserem

Ministerium vereinbarten Aenderungen und Zusätze zu den §5. 60, 99 und 100 des

Verfassungsgesepes vom 14 April 1852 genehm halten. Es sollen diese neuen Verfas=

sungsbestimmungen ehebaldigst und gleichzeitig mit den Verabredungen über die Staats-

schuldencommession und die Zusammensepung des Vandtagsausschusses in Gesehesform ver-

öffentlicht werden.

Die Unserem Ministerium angesonnene Erklärung, wonach bei allen, auch den un-

vermeldlichen außerordentlichen Aufwendungen, die ohne Steuererhöhung und Anlehen

bestritten werden können, die Eluberufung des Landtags erforderlich sein würde, können

Wir nicht genehmigen und es muß bei den bestimmten Worten der §§. 56 und 62 des

Verfassungsgesetzes vom 14. April 1852 bewenden, deren Geltendmachung gegen den

Vorstand Unseres Ministeriums der Landesvertretung jederzeit unbenommen blelben foll.

Auch das Verlangen nach elner Gesepesvorlage in Betreff der Grund= und Hypo-

tbekenbuchsverhälimisse Unseres Domanialeigenthums müssen Wir als unzulässig betrachten.

Die dem Landtage seit dessen jeyigem Wiederzusammentritt zugegangenen Gesehzes-

vorlagen anlangend, so werden die von demselben angenommenen, nämlich:

das Gesetz über die Erneuerung der inländischen Kassenanweisungen, in Be-

zug auf welches bercits ein Abkommen über die neue Anfertigung mit der Kö.
niglichen Staatsdruckercianstalt in Berlin getroffen worden ist,

dasscnige über die Grundstückszusammenlegungen, zudessen Vollziehung Wir
Verhandlungen mit der einen oder anderen benachbarten Reglerung wegen dies-

selulger Beaustragung der dortigen Generalkommission einleiten lassen werden, und
das über das Verfahren bei Entscheidung von Kompetengkonflikten in der

von dem Landtage angenommenen Fassung alsbald zur Oefsentlichkeit gebracht
werden.

Dasselbewird geschehen hinsichtlich der Aenderungen, welche der Landtag bezüglich
des 6. 4 der Regierungsverordnung vom 15. Januar 1859 gegen die Hazardspiele und

des §. 3 der Ministerialverordnung vom 22. December 1859 über die Verjährung von

Ablösungskostenforderungen, beantragt hat und die von Uns genehmigt worden find. —

Ueber die verschtedenen, vom Landtage an Unser Ministerium ergangenen Anträge



336

auf Gesetzesvorlagen an die nächste Landtagsversammlung bleibt die landesherrliche Ent-

schliebung vorbehalten, bis die Zeit dazu gekommen sein wird.

Der von Unserm Ministerium mil Ermächtigung des Landtags mit der Herzoglich

Sachsen-Alteuburg'schen Staatoregierung abgeschlossene Vertrag über die Aufnahme der

bierländischen Irren in der Anstalt zu Roda ist vollständig in Ausführung gekommen.

Wegen Abschluß eines Uebereinkommens mit der Königlich Preußischen Behörde über die

Unterbringung hiesiger Sträflinge in der Strafanstalt zu Zeitz, wodurch die Aufhebung

des Zuchthauses in Lobensiein möglich gemacht werden würde, snd die Unterhandlungen

eingeleitct.
Das Kaufgeschäft mit der Stadtgemeinde Gera wegen des jetigen Justizamsgebäu-

des ist erledigt; dasselbe kann nunmehr nach der neuesten Landtagserklärung geschehen

binsichtlich des herrschaftlichen Hauses inder Heinrichsstadt Schleiz, welches wir nach dem
Brande im Jahre 1856 zur Unterbringung der Verwaltungsbehörden und des Milstalrs

haben einräumen lassen.

Das übex die Beziehungen zwischen der Landes= und Kammerkasse im Jahre 1853

getroffene Uebereinkommen haben Wir ungrachtet der großen für das Cameralinteresse

damit verhundenen Opfer fortbestehen lassen; es wird Uns zur Genugthuung gereichen,

wenn die Ansechtung eines späteren, ün allseitigen guten Glauben abgeschlossenen Ver-

trags unterbleibt, und damit wieder andere gegenseitige Anforderungen und Anrechnun-

gen in Wegfall kommen.

Der Staatshaushalt ist nach Ausweis der dem Landtagsausschuß vorgelegenen Rech-

nungen in den beiden ersten Jahren der Landtagsperiode und, wie die Rechnung von

1859 ergeben wird, auch in demlehtverflossenen Jahre — abgesehen von den schon mit-

telst besonderer Vorlagen dem Landtage nachgewiesenen Mehrausgaben für Bundeskassen-
beiträge, für die Marschbereltschaft des Contingents und den zur Beschäftigung der Ar-

beitslosen in Lobenstein unternommenen Straßenbau — im Wesentlichen Iin Ueberein-

stimmung mit dem Voranschlage geblieben. Die im Jahre 1857 vorbehaltenen Verwend-

ungen aus den damaligen Bestänken sind vollständig in Ausführung gekommen und es

ist außerdem noch ein erheblicher Betrag zur überetatsmäßigen Schuldentllgung der

Staaksschuldenkommission zur Verfügung gestellt worden.
In Betreff des Etats für die Jahre 1860, 1861 und 1862 ist ein besonderes lan-

desherrliches Dekret an den Landtag ergangen.

Es thut Uns leld, daß in jenen keine Geldbewilllgungen aufgenommen worden sind
für mehrere nühliche und nothwendige Bauten, wie den Umbau der Straße am Pörit=

scher Berg, die Erweiterung der hiesigen Kaserne und die Erbauung eines größeren Ge-

richtsgebäudes in Schleiz. Zu letzterem Behufe wird dem nächsten Landtage die Erborg-
iumg des nöthigen Betrags angesonnen werden müssen, denn die Sache leidet keinen un-
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bestimmten Aufschub, weil die Einführung des öffentlichen und mündlichen Gerichtsver-

fahrens davon abhängig ist. Hinsichtlich des ebenerwähnten Gegenstands, welcher sich
auch unter den an UnsgelangtenAnträgen des Landtags befindet, ist Unser Appellati=

onsgericht beauftragt, Gesetzesentwürfe nach dem Muster der Königlich Sächfischen Gesetz-
gebung auszuarbeiten. Ein schöner Bewels, daß das Land selbst die für das Gemein-

wohl geleisteten Dienste gerechter= und billigerweise gewürdigt und daß es für die Be-

dürfnisse des Volksunterrichts gesorgt wissen will, llegt in dem dankenswerthen Entgegen-

kommen, mit welchem der Landtag inseinen früheren und neueren Sitzungen durch Zu-

stimmung zudenRegierungspropositionen sowie durch eigene weiter gehende Anträge Uns
in den Stand gesetzt hat, die Lage der Beamten und Schullehrer zu verbessen. Die

zu diesem Zweck bestimmten Summen sollen — insoweit es noch nicht geschehen oder

nicht erst nähere Erörterungen nothwendig sind — baldigst nach den angenommenen

Grundsätzen ihre Verwendung erhalten.
Wir versichern den Landtag Unseres landesherrlichen Wohlwollens und haben zu

Urkund alles dessen gegenwärtigen in die Gesetzsammlung aufzunehmenden Landtagsab-

schied eigenhändig unterschrieben und mit Unserem Fürstlichen Siegel bedrucken lassen.

Schloß Osterstein, den 12. März 1860.

(I. S.) Heinrich I.XVII.
v. Geldern.
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I.

Landesherrliche Verordnung,
die veränderte Fassung und Vervollständigung mehrerer Verfassungsbestimmungen

betreffend, vom 15. März 1860.

WirHeinrich der Sieben und Sechzigstevon Gottes Gna-
den Jungerer Linie regierender Fuürst Reuß, Stammes Ael-
tester, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz, Kranich.

feld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.

verordnen auf Veranlassung des von dem Landtage gestellten Antrags, nachträglich noch
das Verfassungsgesetz vom 14. April 1852 in einigen Punkten zu ändern und zu er-

gänzen, auf Grund der darüber Statt gehabten Verhandlungen:

1.

In §. 60 des obgedachten Gesetzes ist als drittes Alinca einzuschalten:

Ansäße für Ehrengeschenke und andere ähnliche Ausgaben können nur insofern

vorkommen, als eine schriftliche, von dem verankwortlichen Ministerialvorstande

und den anderen Mitgliedern des Ministeriums mitunterzeichnete Versicherung

des, Fürsten bezeugt, daß die Verwendung zum wahren Besten des Landes Stant

gefunden habe oder Statt finden werde. Zu Vermeidung von Weiterungen

ist die erfolgte Ausgabe dem Landtagsausschusse zur Kennmnißnahme mitzu-

theilen.
2.

Der letzte Theil des §. 99 von lil. c. an und der §. 100 desselben Gesetes wer-

den aufgehoben und treten an deren Stelle solgende Bestimmungen:

c. die Rechnungen über den Staatshaushalt zu prüfen, namentlich die Rechnungs-

belege einzusehen, Erinnerungen zu ziehen, darüber zu wachen, daß die festste-

henden Etats eingehalten werden und hierbel mit Fürstlichem Ministerium schrift-

lich zu verhandeln;

. vom Fürstlichen Ministerium mündliche vertrauliche Mittheilung über zur Sprache

gekommene oder kommende persönliche oder sachliche besondere Verhällnisse zu be-

gehren resp. solche entgegenzunehmen (vergl. §. 60.).

Sl

8. 100.

Dem Landtagbausschusse ist rechtzeitig vor Einberufung eines Landtags mittelst lan
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desherrlichen Dekrets ein vom Fürstlichen Ministerlum an den Landesherrnerstatteten Re-

chenschaftsbericht über jede zurückgelegte Flnanzperlode zur Prüfung vorzulegen. Auf dies-

fallligen Bericht des Landtagsausschusses giebt der Landtag seine verfassungsmäßige Er-
klärung ab.

Außerdem wollen Wir folgende, noch den Abschnitt X. des Verfassungsgesetzes be-

weffenden, vom Landtage beantragten und mit Unserer Genehmigung bereits in Anwend=

ung gekommenen, Bestimmungen hiedurch landesherrlich bestätigt haben:
iogn dem landesherrlichen Kommissar ist der Landtagoausschuß die land-

ständische Kommisston für die Verwaltung der Staatsschulden. Zu dem

Ende ist das jedesmallge Mitglied des Landtagsausschusses aus dem Fürstenthum

Gera Vorsitzender des ersteren und als Beaustragter des Landtagsausschusses land-

ständischer Kommissar für Verwaltung der Staatsschulden.

Der Landtagsausschuß hat stets in seinen Gliedern, unbeschadet ob diese wie-

der zu Abgeordneten gewählt worden sind oder nicht, sortzubestehen, bis eine Neu-

wahl des Ausschusses durch den Landtag erfolgt ist. Auch während versammel-

ten Landtags hat der Landtagsausschuß als Kommission für die Staatsschulden

zu fungiren.
Für den Vorsipenden des Ausschusses und landständischen Kommissar für Ver-

waltung der Staateschulden sewohl als für die beiden anderen Mitglieder des

Landtagsausschusses können vom Landtag Stellvertreter für Verhinderungsfälle

gewählt werden.

Urkundlich unter Unserer höchsteigenhändigen Unterschrist und beigesügtem Fürstlichem

Insiegel.

Schloß Ostersteln, den 15. März 1860.

(L. S.) Heinrich lXVII.
v. Geldern.
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I.

Landesberrliche Verordnung
über das Verfahren bei Entscheidung von Competenzkonflikten zwischen Justiz= und

Verwaltungsbehörden, vom 17. März 1860

Wir Heinrich der Sieben und Sech igste von Gotres Gnadenungerer Linie regierender Säcs 12 Stammes eltester
raf undHerr von Plauen, Herrzu Greiz, Kranichfeld,era, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.

haben, da eine Vereinigung über die Einsetzung eines gemeinschaftlichen Compektenzgerichte-

hofs für den Bezirk des Oberappellationsgerichts zu Jena bls jept nicht zu Stande ge-

kommen ist, zur Vollziehung des Art. 36 des Verfassungesehes vom 20. Juni 1856 mit

Zustimmung des Landtags verordnet:

1.

Wenn gerichtliche Klage wegen eines Gegenstands erhoben ist, der nach der Ansicht

der entweder selbsi verklagten, oder für die verklagte Partei intervenirenden Verwaltungs-

behörde sich nicht zum gerichtlichen Verfahren eignet, so ist auf deren Annag jedesmal
unter Einstellung aller weiteren prozessnalischen Ausfertigungen Unserem Ministerium da-

von Anzeige zu machen.

Dasselbe ist zu beobachten, wenn daß Gericht auch ohne Einspruch der Verwaliuunge-

behörde wegen der Natur des Gegenstands, als eines zur Competenz der Verwaltung

gehörigen, auf eine angebrachte Klage oder Beschwerde auszufertigen Bedenken mägt.

2.

Unser Ministerium hat, wenn nicht von ihm die Eröffnung des Rechtswegs für

nothwendig erachtet oder auf diesen von den Privatbetheiligten verzichtet wird, die Frage,

ob das gerichtliche Verfahren einzuleiten und fortzustellen, dem Competenzgerichtshoke

zur Entscheidung zu überweisen.

Dieser Competenzgerichtshof besieht aus fünf Mitgliedern und zwar:

1) dem Präsidenten des Fürstlichen Appellationsgerichts als ständigem Vorsipenden

dieses Gerichtshofs,

2) zwei Verwaltungsbeamten und
3) zwei dem Justizfach angehörigen Mitgliedern und zwar einem Beamten und

einem Advekaten.
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Zugleich sind für die unter 2 und 3bezelchneten Mitglieder Stellvertreier aus den

gleichen Kategorlen, welche insbesondere dann statt des Mitglieds eintreten, wenn dieses

bel der in Frage stehenden Angelegenbeit selbst vermöge seiner Stellung betheiligt gewe-

sen sein sollte, zu ernennen.

Die Ermennung und Wahlder Mitglieder unter 2 und 3, sowieder Stellvertreter der,

selben erfolgt je auf 3 Jahre und zwar werden die beiden Verwaltungsbeamten von Uns

berufen, dle beiden dem Justizfach angehörenden Mitglieder von dem Landtag gewählt.

In dringenden Fällen hat der Landtagsausschuß provisorisch bin zum Wiederzu-
sammentritt des Landtages die Wahl vorzunehmen.

3.

Der Geschästsgang bei dem Competenzgerichtshof ist kolleglalisch; die Funklionen bei

demselben sind ein Ehrenamt, welches — abgesehen von den Diäten und Reisekosten für

die etwa außerhalb Gera wohnenden Mitglieder — unentgeltlich venvaltet wird. Die

Expeditionsarbeiten bei demselben werden von der Appellationsgerichtskanzlei versehen.

4.

Ein kontradiktorisches Verfahren sindet bei dem Compctenzgerichtshofe nicht Statt.

Derselbe hat zunächst von den Akten, welche in der zu seiner Entscheidung gelangten

Sache vor den Justiz= und Verwaltungsbehörden bis dahin ergangen sind, Einsicht zu

nehmen, von den Behörden die ihm nothwendig scheinende weitere Auskunft zu erfordern,

auch nach seinem Ermessen den Privakbetbeiligten eine Ausführung nachzulassen, ohne

aber dabei an andere Rücksichten als die der eigenen Instruktion gebunden zu sein. Die

aldann gefällte Entscheidung, bie nach einfacher Stimmenmehrheit erfolgt, und gegen welche
kein Rechtsmittel Statt sindet, it von dem Competenzgerichtshof an Unser Ministerium

abzugeben, welches nach Mahgabe derselben das Weitere zu verfügen hat.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Unterschrist und beigedruckten Landesherrlichen Insiegels.

Schloß Osterstein, den 17. März 1860.

(L. S.) Heinrich LXVII.
v. Geldern.

 — ——
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 223.

1) Ministerialverordnung, betrefsend die Einreichung von Todesanzeigen und Jahrestabellen über

Kollateralerbschaftsfälle, sowie die Anm ·deng von Todesfällen, wodurch Unmündige verwaist werden,
4d. 10. April 1860.

(Pabligsin in Nr. 15 des Amts, und Vero##nungsblaltes vom Jahr 1860.)

Die Bestimmung des §. 30 des Gesetzes vom 13. Oktober 1849 über die Abgabe

von Kollateralerbschaftsfällen (Gesetzs. Bd. 8, S. 21), sowie der Regierungsverordnung
bierzu vem 17. Sepibr. 1851, (Gesehs. Bd. 8, S. 210) und vom 6. Oklbr. 1855 (Amts-

und Verordnungobl. von 1855, S. 261), betreffend die den Ortsgeisilichen zur Pflicht

gemachte Anzeige von Kollateralerbschaftofällen, ingleichen die Bestimmungen unserer Be-

kanntmachung vom 23. Mal 1856 (Gesehs. Bd. 11, S. 85), betreffend die Anmeldung

von Todesfällen, wodurch Unmündige verwaist werden, sind bisher nicht gehörig befolgt

worden, und es werden dieselben daher im Nachstehenden wiederholt eingeschärft, zugleich

aber mit Höchster landesherrlicher Genehmigung einige Aenderungen und Zusitze dazu

gemacht.
I.

betr. die Anzeige von Kollateralerbschaftsfällen.

8. 1.

In Todesfallen, in welchen der Verstorbene weder eheliche Nachkommen, noch eheliche

Eltern bezügl. Voreltern, oder eine uneheliche Mutter bezügl. deren Eltern oder Vorcltern,

noch auch, wenn es elne Frauenoperson ist, uneheliche Nachkommen hinkerläßt, hat der
Ortsgeistliche, in dessen Parochie der bezügl., die Verstorbene gewohnt hat, binnen 8 Ta-

gen nach erfolgtem Tode davon der Gerichtsbehörde Anzeige zu machen.

Diese Anzeige ist nur dann zu unterlassen, wenn der Verstorbene notorisch gar kein

Vermögen hinterläßt.
Ausgegeben den 30. Mai 1860. 51
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8. 3.

Außerdem ist bis spätestens den 10. Januar jeden Jahres von den Gelstlichen ein

Verzeichnih über die in ihren Parochieen in dem vorhergegangenen Jahre vorgekommenen,
im §. 1 bezeichneten Todesfälle, in welche auch diejenigen, in welchen der Verstorbene

notorisch kein Vermögen hinterlassen hat, aufzunehmen sind, bei der Gerichtsbehörde ein-

zureichen.
Diese Verzeichnisse haben die Gerichtsbehörden sodann mit ihren Verzeichnissen über

die Kollateralerbschaftsabgaben an die Verwaltung der allgemeinen Kirchen= und Schul-

kasse abzugeben.
8. 4.

Die vom 1. Januar d. Is. bis zur Publikation dieser Verordnung vorgekommenen

Todesfälle der bezeichneten Ark sind von den Geistlichen binnen vier Wochen nach Publi-

katlon dieser Verordnung bei fünf Thaler Strafe bel der Gerichtsbehörde ihres Bezirks

anzuzeigen.
8. 5.

In die 8. 1. vorgeschriebenen Todedanzeigen sind die Namen der den Geißllichen

bekannten Erben, sowie deren Wohnorte mit aufzunchmen.

8. 6.

Für jede der gedachten Todesanzeigen erhält der Geistliche, insofern eine Kollateral-
erbabgabe zur Erhebung kommt, eine Gebühr von fünf bis zehn Groschen aus der all-

gemeinen Kirchen= und Schulkasse.

8. 7.

Des Unterlassen der rechtzeittgen Einreichung der Todesanzeigen (§. 1) oder des

Jahresvexzeichnisses (§. 3) wird mit einer Ordnungsstrafe von einem bis zehn Thaler

bestrast.

II.

betr. die Anmeldung von Todesfällen, wodurch Unmündige
vertwaist werden.

8. 8

Von jedem Todesfalle eines Famllienvaters, der eln oder mehrere Kinder unter 21

Jahren hinterläßt, ingleichen wenn eine Wittwe oder eine Mutter unehelicher Kinder

unter Hinterlassung eines oder mehrerer unmündiger Waisen verstirbt, ist der Ortsgeist.
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liche, in dessen Parochle der Verstorbene gewohnt hat, der Gerichtsbehörde davon binnen

8 Tagen Anzeige zu machen verpflichtet.
Im Unterlassungsfalle tritt eine Ordnungsstrafe von fünf Thalern ein.

8. 9.

In diese Anzeige ist aufzunehmen:
1) der Taufname der Unmündigen,
2) deren Geburtstag,

3) Vor= und Zuname, sowie Wohnort der Eltern,

4) Todestag derselben,
5) Vor= und Zuname, sowie Wohnort und Geburtotag der bekannten Miterben.

II.

Für den Geistlichen ist wegen jeder solchen erstatteten Anzeige von der Gerichts-

und Vormundschaftobehörde, notorische Armuthsfälle ausgenommen, eine, nach dem Um-

kang der Anzelge und der Größe des Nachlasses zu bemessende Gebühr von zehn Sil-

bergroschen bis zu zwei Thalern zu liquidlren, einzuheben und an denselben abzuliefern.

Gera, den 10. April 1860.

Fürstlich e Mausches Ministerium.eldern.

Mänch.

2) Kouflstorialverordnung, die Verpachtung der zu Dotation geiltiche und Schulstellen gewidmeter
Grundstücke betreffend, vom 1. Mal

ubliziil in Nr. 19 des Amis· und Verordnungblaltes vom Jaßhr 1860.)

Auf Höchsten Befehl des Durchlauchtigsten Fürsten wird hierdurch verordnet, daß

künftighin die zu Dotation geistlicher und Schul-Stellen gewidmeten Grundstücke an

Feldern, Wiesen und Gärten nur mit Genehmigung der vorgesehten geistlichen Aussichts-

behörde verpachtet werden dürfen.
Die über dergleichen Grundstücke abzuschließenden Pachtkontrakte, welche mindestens

51
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auf eine Pachtzeit von 6 Jahren zu richten sind, sind daher vor ihrer Vollziehung der

Aussichtsbehörde, und zwar im Fürstenthume Gera, wenn es sich nicht von Grundstücken

der Johanniskirche und des Landschulensiskus handelt, welche Unserer ummnittelbaren Auf-

sicht unterliegen, der Kirchenkommission, im Fürstenthume Schleiz der Verwaltungsab=
theilung des geistlichen Inspektionsamtes, im Fürstenthume Lobenstein-Ebersdorf der Kir-

chen, und Schulkommission vorzulegen.

Diese Behörden haben die Kontrakte zu prüfen und darauf zu sehen, daß darinnen

nichts festgesetzt werde, was der pfleglichen und wirkthschaftlichen Benutzung der Grund-

stücke und ihres Zubehörs zuwiderlaufen, die Substanz des Grundslücks verändern oder

sonst das Interesse der Stelle und ihrer Inhaber benachtheillgen könnte.

Flndet dle Behörde, daß der Pacht für die Stelle vortheilhaft ist, so erthellt sie die

Bestätigung und der genehmigte Kontrakt ist nicht blos für den beim Abschlusse desselben

im Anmte stehenden Kirchen= oder Schuldiener, sondern auch für alle Nachfolger auf die

Dauer der Kontraktzeit verbindlich.

Bei Verkrägen, welche eine Pachtzeit über 12 Jahre festsehen oder bei beabstichtig-
ten Erbpachten, inglelchen in Fällen, wo der Behörde sonst ein Bedenken in de. Sache

belgehet, ist Bericht an das Fürstliche Konsistorlum zu erstatten.

Gera, am 1. Mal 1860.

Fürstlich Reuß-Pl. Consistorium.
von Bretschneider.

Dr. Behr.

3) Ministerialverordnung, die gewerbemäbßige Bekreibung von Agenturgeschäften betreffend, vom
10. Mai 1860.

(Putlizirt in Nr. 20 des Amts- und Verortnungeblattes vom Jahr 1860.)

Da Inhalts der letzten Landtagsverhandlungen Klage darüber geführt wird, daß

Personen unbefugterweise und ohne gründliche Kenntnisse sich größtentheils zum wesent-
lichen Nachtheil leichtgläubiger Personen mit Agenturgeschäften vtelerlel Art beschäftigen,
so wird zur Verhütung eines solchen Mißbrauchs mit Söchster landesherrlicher Genehmi-

gung Folgendes verordnet:
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8. 1.

Wer Geschäfte, welche auf die Vermittelung von Käufen, Tausch= und Miethverträ-

gen über Grundstücke oder über die auf denselben haftenden Gerechtigkelten, ferner von

Dienst- und Arbeitsverrichtungen, welche nicht unter die Gesindeordnung fallen, ingleichen
von Darlehns-, Cessions-, Verbürgungsgeschästen und überhaupt Geldgeschäften jeder

Art Bezug haben, gewerbmäßig betreiben will, hat dazu bei Fürstlicher Regierung Con-

cession zu suchen und in dem Gesuche die Geschäfte, für welche er die Erlaubniß zu er-

halten wünscht, speclell anzugeben.

Wer ohne Concession erlangt zu haben, Agenturgeschäfte der obigen Art berrelbt,

verfällt in eine Polizelstrafe bis zu funfzig Thaler Geldbuße oder Zwei Wochen Ge-

fängniß.

8. 2.

Zur Abfassung von Eingaben an die Gerichtsbehorden, sowie von Urkunden jeder

Art, wird, da diese Gegenstände zum Geschästokreise der Advokaten und Notarien gehö-

ren, durch die Verwaltungsbehörde keine Concession erthellt.

8. 3.

Die Concessionen beziehen sich in der Regel und wenn ein Anderes nicht ausdrück-

lich bestimme ist, nur auf den Bezirk desjenlgen Fürstlichen Landrathsamts, durch wel-

ches nach Anordnung der Fürstlichen Regierung dle Eröffnung und Bescheinlgung über

dle ertheilte Concession ausgefertigt wird.

Die erlangte Concession erledigt sich daher, wenn der Concessionar sich in einen

andern Landestheil wendet, und derselbe hat, wenn er die Agenturgeschäfte in seinem

neuen Wohnsitze sortbetreiben will, unter Anzelge über selne Wohnorksveränderung, sich

von Neuem um Concessiontrung zu melden.

8. 4.

Die Concessionen der gedachten Art werden nur an selbstständige, zuverlässige und

unbescholtene, im Genusse der burgerlichen Ehrenrechte befindliche Inländer, welche nach
dem pflichtmäßlg zu erstattenden Gutachten der Ortsbehörden zu Betrelbung von Agen-

tungeschäften geelgnet sind, ertheilt werden.

Die Namen der Concessionarien werden im Amts= und Verordnungsblatte bekannt

gemacht.
Jede derartige Concession schllebt den Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs in sich

und unterliegt nachstehenden, für den Geschästobetrieb giltigen Bestimmungen.
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8. 5.

Jedem Concessionar liegt die Verpflichtung ob, ein Geschäftsbuch anzulegen und zu

halten, in welchem

über den Vor- und Zunamen, ingleichen den Wohnort des Auftraggebers,

. über die Bezeichnung des zu vermittelnden Geschäfts,

. über Ort und Tag des erhaltenen Austrags,

 Üüber die Ausführung desselben und

 über die festgestellte oder sonst bezogene Agenkurgebühr (Proxeneticum)

Nachweisung enthalten sein muß.

Der Concessionar ist verbunden, die von ihm über seine Geschäftsführung gehalte-

nen Bücher und die darauf bezüglichen sonstigen Schriften der zuständigen Behörde auf

Verlangen zu jeder Zeit unweigerlich vorzulegen.

S. 6.

Zur Sicherstellung ekwaiger Verkretungsansprüche oder Strasen ist von dem Agen.
ten bei dem betreffenden Fürstlichen Landrathsamte eine Caution zu bestellen, deren Höhe

von Fürstlicher Regierung bel der Concessionserthellung nach den einschlagenden Verhält.

nissen bestimmt wird und bis auf Weiteres nicht unter Einhundert Thaler und nicht

über Fünfhundert Thaler betragen soll.

8. 7.

Die Nichtbeachtung der nach gegenwärtiger Verordnung dem Agenten obliegenden
Verpflichtungen zleht, abgesehen von der privatrechtlichen Verbindlichkeit zum Schadener-

sate und etwaiger kriminalrechtlicher Ahndung, polizeiliche Bestrafung bis zu funfzig

Thalern oder Gefängnißstrafe bis zu acht Wochen und nach Befinden die sofortige Ein-

ziehung der Concession nach sich.
Jedenfalls tritt die Einziehung der Concession dann ein, wenn der Agent, dessen

Untergebene oder dessen Angehörige bei dem Abschluß von Verträgen oder fonst, na-

mentlich bei Geldgeschästen, sich eines Verbrechens oder elner Unredlichkeit schuldig ge-

macht haben.

n

8. 8.

Diejenigen Personen, welche sich bereits dermalen mit Agenturgeschäften befassen,

sind den Vorschriften gegenwärtiger Verordnung ebensalls unterworfen und verpflichtet,

längstens binnen acht Wochen von Publikation derselben an gerechnet, bei Vermeidung

der im §. 1 geordneten Strafe, um Concession zur fernern Betrelbung derartiger Ge-

schäfte nachzusuchen.
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8. 9.

Die gegenwärtige Verordnung findet nicht Anwendung
#. auf die Advokaten und Notarc,

b. auf die verpflichteten, für den Verkehr mit Marktwaaren und gewöhnlichen

Verkaufsgegenständen obrigkeitlich bestellten Mäkler,
c. auf Commissions- und Agenturgeschäfte für auswärtige Handlungshäuser, so-

weit sie sich auf den Vertrieb von Waaren beziehen,

4. auf die Agenturen von Feuer= und anderen Versicherungsanstalten.

Hinsichtlich aller dieser Geschäftszweige sind die bestehenden oder die in Jukunst für

dieselben noch zu treffenden Bestimmungen ausschließlich maßgebend.

8. 10.

Die Landrathsämter und Stadträthe haben die Ausführung dieser Vorschriften in

geeigneter Weise zu überwachen.
Gera, am 10. Mai 1860.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministertum.
v. Geldern.

Münch.

 Anderweite Additionalkonvention zum Sardinischen Handels= und Schifffahrts-Vertrage.

Die zwischen den Staaten des deutschen Zoll- und Handelsvereins und dem König-

reiche Sardinien unter dem 26. Oktbr. 1859 abgeschlossene anderwelte Additionalkonven=

tion zu dem Handels= und Schlfffahrtsvertrage vom 23. Junt 1845 (Bd. VI. der Gesets.

Seite 165 ff) wird, nachdem die Ralifikationserklärungen gegenseitig ausgewechselt wor-
den sind, mlt Höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten, nachstehend in der

deutschen Uebersehzung zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Gera, am 21. Mat 1860.

Fürstlich Reuß-Plauisches Ministerium.
v. Gel ern.

Münch.
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Seine Konigliche Hoheit, der Regent, Prinz von Preußen, im Namen Seiner

Majestät des Königs von Preußen, sowohl für Sich und in Vertretung der Ihrem Zoll-

und Steuer-Systeme angeschlossenen souveränen Länder und Landestheile, nämlich: des

Großberzogthumes Luxemburg, der Großherzoglich Mecklenburgschen Enklaven Nossow,
Nezeband und Schönberg, des Großherzoglich Oldenburgschen Fürstenthumes Birkenfeld,
der Herzogthümer Anhalt-Dessau-Cöthen und Anhalt-Bernburg, der Fürstenthümer Wal-

deck und Pyrmont, des Fürstenthumes Lippe und des Landgräflich Hessenschen Oberam-

tes Meisenheim, als auch im Namen der übrigen Mitglieder des deutschen Zoll= und

Handels-Vereines, nämlich der Krone Bayern, der Krone Sachsen, der Krone Hannover

und der Krone Württemberg, des Großherzogthumes Baden, des Kurfürstenthumes Hes-

sen, des Großherzogthums Hessen, zugleich das Landgräflich Hessische Amt Homburg ver-

tretend; der den Thüringischen Zoll= und Handelsverein bildenden Staaten — namentlich:
des Großkerzogihumes Sachsen, der Herzogthümer Sachsen-Melningen, Sachsen--Altenburg
und Sachsen-Coburg und Gotha, der Fürstenthümer Schwazzburg-Rudolstadt und Schwarz-
burg. Sondershansen, Neuß älterer und Meuß jüngerer Linie — des Herzogthumes

Braunschweig, des Herzogthumes Oldenburg, des Herzogthumes Nassau und der freien
Stadt Frankfurt einerseits, und

Seine Mjestät, der König von Sardinien, andererseits,

von dem Wunsche beseelt, die Handelsbeziehungen zwischen den Staaten des Zollverelnes

und den Sardinischen Staaten mehr und mehr ausdehnen und zu befördern, haben diese

Beziehungen durch eine Additional-Konvention zu dem Handels= und Schifffahrts-Ver-

trage vom 23. Juni 1845 und zu der am 20. Mai 1851 in Turin abgeschlossenen

Additional-Konvention zu dem gedachten Vertrage befestigen wollen;

und haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt.

Seine Königliche Hoheit, der Regent, Prinz von Preußen:

den Freiherrn Alexander Gustav Adolph von Schleinitz, Allerhöchst-Ihren Staats-

und Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Riner des rothen Adlerordens

zweiter Klasse mit dem Stern, des Johanniterordens u. s. w.
und

Seine Majestät, der König von Sardinien:

den Grafen Eduard von Launay,Allerhöchst= Ihren außerordentlichen Gesandten
und bevollmächtigten Minisier am Preußischen Hofe, Kommandeur des geistlichen

und militärischen St. Mauritius= und St. Lazarus-Ordens, Rirter des Preußi-

schen rothen Adlerordens u. s, w

und die beiden mit Vollmachten versehenen Bevogmächtigten haben die solgenden Artikel
verabredet:
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Artikel l.

Die Staalen des Zoilvereines verpflichten sich, die gegenwärlig für Sardinische

Seiden bel ihrem Eingange in die Vereinsslaaten besiehenden Zölle zu ermäßigen, und

zwar:

a) für Zwirn aus roher Seide von 11 Thalern auf  Thaler vom Zentner;

b) für alle weiß gemachte, ungesärbte Seide und Florct-Seide von 8 Thalern auf

 Thaler vom Zentner;

a) für gesärbte, gezwirnte Seide und Florct-Seide, sowie für Garn aus Baumwolle

und Seide, von 11 Thalern auf 8 Thaler vom Zeniner.

Artikel II.

Sardinten verpflichtet sich, alle Sprite und Branntweine zollvereinsländischen Ur-

sprungs bei dem Eingange in die Sardinischen Staaten zum folgenden Zollsate zuzulassen:

bei einer Stärke von mehr als 22 Grad zu 10 Francs vom

llectoli#re;
- - von 22 Grad und darunter zu 5 Fruncs 50 C.

vom lleciolitre:

in Flaschen: 10 Centimes von der Flasche von 1 l.iire und darunter.

Zuglelch leistet die Sardinische Regierung Gewähr dafür, daß den zollvereinsländi-
schen Spriten und Branntweinen Seitens der Gemeindeverwaltungen in keinem Falle

andere oder höhere Octroi oder Konsumtions-Abgaben auferlegt werden, als diejenigen,
welche den Spriten und Branntweinen des Landes auferlegt werden.

Artikel Ill.

Die gegenwärtige Uebereinkunft soll am 1. Jannar 1860 in Wirksamkeit treten;

sie soll gleiche Krast und Göltigkeit mit dem Vertrage vom 23. Juni 1845 und der

Additlonal-Konvention zu dem gedachten Vertrage haben, dessen Anhang sie sortan bildet.

Artikel IV.

Die gegenwärtige Uebereinkunft soll ratificirt und die Ratificationen sollen sobold
als möglich in Berlin ausgewechselt werden. «

ZuUtkunddcffenhabcudicbeidanevollmächtigtcudiegegenwärtigeUebekeinktmit
unterzeichnet und ihr die Siegel ihrer Wappen beigedrckt.

So geschehen in Berlin in doppeltem Driginal den 28. Oltober 1859.

(ge.) Schleinitz. (gez.) Launay.
(. S.) (#. 8)

in Fässern:

—

52
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Gesetz samm lung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 224.

1) Gesetz über Zusammenlegung von Grundstäcken, vom S. Oktober 1860.

WirHeinrichderSiebenundSechzigstevonGottesGnaden
Jungerer Linie regierender FürstReuß, Stammes Aeltester
Graf und Herr von Plauen, HerrzuGreiz, Kranichfeld,

Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.

haben, nachdem Seitens der Landesvertretung, der Antrag an Uns gelangt ist, in glei-

cher Weise, wie in anderen Nachbarländern, Verordnung dahin zu treffen, daß unter ge-

wissen Bedingungen und unter Beobachtung eines geordneten Verfahrens im Interesse

der zweckmäßigeren und wohlfeileren Bewirthschaftung eine verbesserte Umgestaltung der

ländlichen Grundbesitzungen durch Zusammenlegung und gegenseitigen Austausch der

Grundstücke erfolgen könne, nachstehenden gesezlichen Bestimmungen unter Zustimmung

des Landtags Unsere landesherrliche Bestätigung ertheilt.

.

Allgemeine Bestimmungen.

8. 1.

Nöthigung zur Zusammenlegung.
Zuständige Behörden.

Wenn nach Maßgabe der im folgenden Absatze geordneten Stimmberechtigung die

atsalute r!*s— der Grundstücksbesitzer in einer Flur, oder einem Flurtheil auf Zusam-
menlegung. — d. h. einen solchen Umtausch durcheinanderltegender, verschtedenenBesiyzern

gehöriger Grundstücke, durch welchen für jeden derselben eine möglichst zusanmenhansende
Ausgegeben den 17. Oktiober 1860. 53
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und für sreie Bewirthschastung günstige Lage selner Besitzungen bezweckt wird, — an-

nägt Grovozirt), so müssen sich die übrigen Grundsüücksbesiger innerhalb dieser Flur,
oder dieses Flurtheils die Zusammenlegung ihrer Grundstücke gefallen lassen. (S. jedoch
S. 3. 4. und 18.)

Die Zahl der Sltimmen, zu welcher ein Zusammenlegungsinteressent berechtigt ist,

berechnek sich dergestalt, daß ein Drltthell der der Besteuerung zu Grunde liegenden Mor-

genzahl seines gesammten, zu der Zusammenlegung zu ziehenden Grundbeüizes und die

Zahl der Parzellen, aus denen dieser besteht, zusammengezählt werden.

Die erstinstanzliche Verhandlung von Zusammenlegungen wird von einer Spezial-

kommtssion, welche aus einem in dem Zusammenlegungsfach theorctisch und praktisch ge-

bildetenSachverständigenund einem zum Richteramte qualifizirten Rechtogelehrten zu bil-
den ist, bewirkt werden. Unsre Regierung hat eine Anzahl solcher Sachverständiger zu

ernennen und es steht in sedem einzelnen den Zusammenlegenden die Wahl eines der-

selben nach absoluter, nach der Zahl der Zusammenlegenden zu berechnender Stimmen-

mehrheit frei. Im Betreff mehrerer Miteigenthümer gelten hierbei die Bestimmungen
im §. 9.

Die zweite Instanz bildet eine Generalkommission, die durch Vereinlgung mit einer

auswärtigen Regierung über eine entsprechende Behördengemeinschaft herzustellen ist. Das

Nähere hierüber bestlmmt die Ausführungsverordnung.

In vorkommenden Zivilrechtsstreitigkeiten bildet das Appellationsgericht die drine

und lehte Instanz. In allen andern, die Zusammenlegung von Grundstücken betreffen-

den Angelegenheiten bildet die Generalkommission die zweite und Unser Ministerlum die

dritte und letzte Instanz.

8. 2.

Sicherstellung der bei einer Zusammenlegung berücksichtigten Grundstücke gegen künftige Anträge
auf Zusammenlegung.

Der Zwang zum Umtausch ist gegen ein und dasselbe Grundstück, gleichviel ob das-

selbe ein ganzes, rechtlich für sich bestebendes Besitzthum, oder nur einen Thell eines

solchen bildet, überhaupt nur einmal zulässig. Ein Antrag auf zwangsweise Zusammen-

legung ist aber auch gegenüber solchen Grundstücken unwirksam, welche bei einer früheren

Zusammenlegung zwar nicht zum Umtausche gelangt, aber vermöge ihrer örklichen Lage
dabei in Berücksichtigung gekommen sind, dasern nur dieß in einem bestätigten Zusammen-

legungsrezeß ausdrücklich ausgesprochen ist.
Diejenigen Grundstücke benachbarter Fluren, welche nur bei einer eintretenden Aus-

gleichung unregelmäßiger Flurgrenzen zugezogen werden (vergl. §. 17 unten), werden

hierdurch von dem künftigen Zusammenlegungszwange nicht befreit.
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Gattungen der Grundstücke, deren Zusammenlegung verlangt werden kann.

Die Nöthigung zum Umtausch Behufs der Zusammenlegung ist nur wegen folgender

Gattungen von Grundstücken statthaft:

wegen der Felder,

4 wegen der Wiesen, ohnellnterschied, obdieselben mitObstbäumer besetztsind, od. nicht,
wegen der Lehden,

.soviel den Holzboden anlangk, wegen der zwischen Feldern, Wiesen und Lehden

vereinzelt liegenden Grundstücke und
wegen der Teiche, ausgenommen, wenn dieselben im Orte —nachder Bestimm.

ung des Flurbuchs —liegen, oder über  Morgen Areal enthalten, oder zu

gewerblichen Zwecken dienen. «

Es werden daher auch nur Grundstücke der oben bezeichneten Gattungen bei Be-

rechnung des nach §. 1 zur Begründung der Provokation der erforderlichen Stimmen-

drittheils in Betracht gezogen.
Befinden sich in den Grundsiücken der obbezeichneten Gatungen Fossilien-Minera-

lien- 2c. Lager, welche entweder zur Zeit der Ueberreichung der Provokatlonsschrift (vergl.

8. 14 unten) bereits eröffnet waren, oder wenigstens nach dem — von den Besigern der

betreffenden Grundstücke und auf deren Kosten zu beschaffenden — Ausspruche verpflich-

teter Sachverständiger mit Slcherhelt als in abbauwürdiger Beschaffenheit vorhanden an-

zunehmen sind, so kann in Bezug auf solche Grundstücke eine Nöthigung zum Umtausche

überhaupt nicht eintreten.

Ebensowenig unterllegen der Nöthigung zum Umtausche eigentliche Obstplantagen,
d. h. solche Grundstücke, welche vorherrschend mit Fruchtbäumen und zwar dergestalt be-

pflanzt sind, daß ihre Hauptnutzung im Ertrage von Kern= und Steinobste besteht.

Nach sreiwilliger Uebereinkunft aller Betheiligten kann jedoch jede Gattung von

Grundstücken nach den Vorschristen des gegenwärtigen Gesehes zur Zusammenlegung ge-

bracht werden.

e
5

8. 4.
Ledige Grundstücke.

Auch die ledigen Grundstücke werden zur Zusammenlegung gezogen. Es soll jedoch

uöglichst darauf gesehen werden, daß die ledigen Grundstücke bei Besiyern von gebunde-
nen Gütern an die gebundenen Güter, bei Foreusen an die Flurgrenzen gebracht werden

und daß sie ihre Eigenschaft als ledige Grunßstücke behalten.
5
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8. 5.

Aufhebung hinderlicher Reallasten.

Gleichzeitig mit der Zusammenlegung müssen auch die in der Flur, oder auf dem

fraglichen Flurtheile etwa bestehenden, auf einseitigen Antrag ablösbaren Frohnen und

Sewituten, insoweit, als dieselben der Zusammenlegung hinderlich sind, aufgehoben und

dem Berechtigten nach Maßgabe der einschlagenden Gesehesvorschrisften entschädigt werden.

Die Naturalfruchtzehnten (Rauhzehnten), welche auf Grundstücken haften, die der Zusam-

menlegung unkerliegen, müssen — wenn nicht eine gänzliche Ablösung derselben zu Stande
kommt, — ffxirt werden.

Würde in dem Falle, wenn eine gemeinschaftliche Frohnpflicht, oder Grundstücke-

diensibarkeit nur thellweise der Zusammenlegung hinderlich ist, die partielle Ablösung

a) entweder für die übrigen Mitverpflichteten eine Erschwerung ihrer bezüglichen Ver-

eflichtungen herbeiführen; »

) oder den Vortheil, welchen der Berechtigte aus der bisherigen Gesammtverpflicht-

ung bezogen hat, mehr schmälern, als das einfache Verhältniß der bisherigen

Leistungen der Ausscheidenden zu denen der übrigen Miwerpflichteten mit sich

bringt, beziehendlich die fernere Ausübung seiner Berechtigung für thn lästiger

und nachtheiliger machen,

so soll dessen ungeachtet die partielle Ablösung zulässig sein, auch wenn die bei derselben

betheiligten Verpflichteten nicht die Stimmenmehrheit bilden. Es soll aber in dem unter

a. gedachten False jeder Einzelne der übrigen Verpflichteten berechtigt sein, auf unge-

theilte Ablösung der gemeinschaftlichen Frohnpflicht, oder Grundstücksdienstbarkeit anzutra-

gen, während es in dem unter b. gedachten Falle demBerechtigten überlassen bleibt, auf

gänzliche Ablösung seiner Berechtigung zu provoziren. Es ändenn sich für obige Fälle
die Besitlmmungen in den §§. 32 c. 1. 71—.76 des Ablösungsgesehes vom 23. März

1838 entsprechend ab.

S

Künftige Privatverträge über Zusammenlegungen.

Es bleibt den Betheiligten unbenommen, sich über Zusammenlegungen im Privat=

wege zu einigen. Es können aber dergleichen Privatzusammenlegungsverträge, insosern

Abspaltungen oder Zerspaltungen — wie fast immer der Fall sein wird — darin ent-

halten, nicht ohne Genehmigung der General-Kommission zur Ausführung kommen und

erlangen jedenfalls die rechtliche Mirkung, welche das gegenwärtige Gesetz der kommissa-
risch ermittelten Zusammenlegung belmißt, nur dann, wenn sie von der Generalkommis-

sion ausdrücklich bestätigt worden sind.
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Die Generalkommission kann nach ihrem Ermessen dle Bestätigung eines solchen

Privawertrages ihrerseits dann ablehnen, wenn derselbe dem landeshoheitlichen und lan-

despolizeilichen Interesse widerstrebt, insonderheit auch, wenn es nach dem Zwecke des

gegenwärtigen Geseyes bedenklich erscheint, dem gedachten Pertrage diejenigen rechtlichen
Wirkungen zu verleihen, welche dies Gesetz der kommtssarisch vermistelten Zusammenleg-
ung beimißt.

Haben wegen eines Privakzusammenlegungsvertrages Verhandlungen vor den Zu-

sammenlegungsbehörden stattgefunden, so sind die dieserhalb erwachsenen Kosten, im Man-

gel besonderer diesfallsiger Vereinbarungen, oder rechtskräftig gewordener Entscheidungen,
von den Betbelligten nach §. 39 unten zu berlchtigen.

v §.7.

WittaagslosigleitvoadekProvokatioasbefngnißentgegenstehendenVerträge-Im

DasRcchhauqufammcnlcgnaganzuttagmwikddukchVettkägc,lcptwilligeBen
ordnungen, Verjährung und durch vor Bekannmachung des gegenwärtigen Gesehes er-

hheilte rechtskräftige Entscheidungen, welche der Zusammenlegung irgend entgegenstehen,
weder außer Wirksamkeit geseht, noch im mindesten beschränkt, und es sind insbesondere

dergleichen das Provokationsrecht entziehende oder beschränkende Verträge, auch wenn sie

erst nach Publikation des gegenwärtigen Gesetzes abgeschlossen worden, mindestens inso-

weit für nichilg zu erachten.

8. 8.

Berechtigung zur Provokations.Erhebung rc.

Zur Ausübung des Provokationsrechts und zur Abstellung verbindlicher Erklärungen,
insonders auch zu Vergleichsabschlüssen über die Zusammenlegung, ist in der Regel nur

derjenige, welchem das Grundstück amtlich zugeschrieben, wenn das fragliche Grumstück

aber vererbpachtet ist, der Erbpachter berechtigt.
Ist aber das Eigenthum elnes solchen Grundstücks streitlg, so steht die nurgedachte

Berechtigung Demjenlgen zu, welcher sich eben als angeblicher Elgenthümer (nicht aber
als Besiyer in sremdem Namen, Nuhnießer, oder Pfandinhaber) im Naturalbesipe des

fraglichen Grundstücks befindet.

6. 9.

Verhältniß mehrerer Miteigenthämer.

Die gesammten Miteigenthümer eines Grundstücks (beziehendlich die rücksichtlich ei-
neß Grundstücks in Gemelaschaft befindlichen mehreren Lehnsinhaber, Erbzinsmänner und

Erbpächter) gelten bei Ausübung der vorstehend erwähnten Berechtigung für Eine Per-
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son. Vereinigen sie sich dieserhalb nicht zu Elnem Gesammtbeschlusse, so gilt unter ih-

nen die Mehrheit der Stimmen, die nach dem Verhaltnisse des Antheils eines jeden an

dem gemeinschaftlichen Eigenthume berechnet wird.

a) Hierbei wird, insowelt unter mehreren Miteigenthümern rc. der Betrag des An-

theils eines jeden an dem gemeinschaftlich besessenen Grundstücke streltlg ist, angenommen,

daß die Antheile derselben einander gleich seien.
Wird späterhin ein anderes Verhältniß der Antheile ermittelt, so können deshalb

Provokationen und Zusammenlegungsverhandlungen, welche auf den Grund der Annahme

gleicher Betbeiligung bewerksielligt worden sind, nicht rückgängig und unwirksam gemacht

werden. Die einzelnen Miteigenthümer haben dann nur gegensfeitige Ansprüche auf eine

anderweike, dem neu ermittelten Verhältnisse entsprechende Vertheilung der etwa über-

nommenen Leistungen und auf Ersah des etwa zu viel Geleisteten, oder auf Gewährung

des zu wenig Empfangenen, nicht aber auf Vergütung angeblicher Schäden, welche den

Ueberstimmten durch das Zustandekommen des Geschäfts erwachsen sein könnten.

b) Bei eintretender Stimmengleichheit ist anzunehmen, dah sich die Mehrheit zu

derjenigen Erklärung vereinigt habe, welche dem Zustandekommen der in Frage befindli-

chen Zusammenlegung am Förderlichsten ist.

Die obigen Bestimmungen gelten auch bel solchen Grundstücken, welche nicht der
politischen Gemeinde, sondern blos einzelnen Theilen oder Einwohnerklassen derselben

G. B. der sogenannten Alt= oder engeren Gemeinde) eigenthümlich zugehören.

8. 10.

Gemeinde--Grundstücke.

Wenn dagegen die betreffenden Grundsüücke sichimEigenthume einer politischen

Landgemeinde besinden, so steht die Beschlußfassung über Ausübung des Provokations-

rechies, sowie über Abgabe verbindlicher Erklärungen, namentlich auch über Vergleichsab=
schlüsse, dem Gemeinderathe, oder an Orten, wo ein solcher nicht besteht, der Gemeinde-

versammlung nach Maßgabe der Vorschriften der Gemeindrordnung zu.

.11.

Verhalten der Beamteten rc. bei Provokationen.

Staats-, Kirchen= und Schuldiener, Vormünder, Verwalter milder Stiftungen, so-

wie überhaupt alle solche einzelne Personen und Korporationen, welche bei Veräuherun-

gen von Grundsiücken an die. Ermächtigung einer Behörde, oder die Einwilligung Drit-

ter gebunden sind, können ohne solche Zustimmung auch uicht auf Zusammenlegung der

von ihnen vertretencn, beziehendlich ihnen gehörigen, Grundstücke provozlren und ebenso-

wenig einen dieofallsigen Prlvalvergleich rechtsgülttg abschließen. Werden sie aber wegen
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solcher Grundstücke zur Zusammenlegung provozirt, so haben sie vor Abgabe einer be-

stimmten Erklärung über gemachte Zusammenlegungsanträge die Instruktion der Behörde

oder die Zustimmung derjenigen einzuholen, an deren Einwilligung sie gebunden sind.

Das Obige gilt auch von denjenigen der politischen Gemeinde gehörigen Grundstücken,

zu deren Veräußerung dle Erlaubniß der Oberbehörde erforderlich ist. In Fällen, wo

es zweifelhaft ist, ob ein Grundstück sich im Eigenthume der politischen oder der engeren

Gemeinde befinde, hat der Gemeindevorstand jedenfalls von den dasselbe betrefsenden Zu-

sammenlegungsanträgen der vorgesetzten Behörde zur Ertheilung einer provisorischen Ent-

scheidung unbeschadet des geordneten Rechtswegs Anzeige zu machen.

 12.
Verbindlichkeit der s———“—“emn für seden Besitznachfolger.

Tritt im Verlaufe des Zusammenlegungsverfahrens hinsichtlich eines oder des ande-

ren in die Zusammenlegung gezogenen Grundstücks eine Besitveränderung ein, so haben

die bisherigen Verhandlungen, Festsehungen und Entscheidungen dem Beüihnachfolger ge-
genüber dieselbe Wirkung, die sie seinem Besipvorfahrer gegenüber haben würden, wenn

die Besiyveränderung nicht eingetreten wäre, und bedarf eo daher bezüglich dersenigen

Punkte, welche dem Besitvorfahrer gegenüber bereits rechksgiltig feststehen, einer beson-

dern Genehmhaltung Seitens des Besipnachfolgers nicht.

g. 13.

Verbot der Zerschlagung von zusammenzulegenden Grundstücken während des Zusammenlegungs-
verfahrens.

Von demjenigen Zeilpunkt an, wo nach rechtsgültiger Feststellung des Umfangs der

Zusammenlegung (§. 17 unten) der betreffenden Hypothekenbehörde von der Specialcom-

mission die erforderliche Mittheilung hierüber gemacht worden sein wird, bis zu dem Zeit-

vunkte, wo das Eigenthum an den zusammengelegten Grundstücken auf die neuen Er-

werber übergeht (vergl. §5. 37 und 38 unten) dürfen Grundstücke, welche in der Zu-

lammenlegung begriffen sind, ulcht dismenbrirt werden.

IL

Besondere Bestimmungen

A.

Von dem Verfahren bei Zusammenlegungen.

8. 14.

Stellung des Antrags auf Zusammenlegung.

Dlejenigen, welche auf eine Zusammenlegung antragen (die Provokanten) haben ih-
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rem bei Unserer Regierung schristlich einzubringenden Antrage ein Verzelchnih derjeulgen

Grundstücke, welche sie in den Austauschplan gezogen wissen wollen und zwar gesondert

nach denen

a) der Provokanten,
b) der Provokaten,

belzugeben und nach den Flurbuchsnummern und den Tsol. des Katasters anzuführen.

Besigen die Provokanten dle nach F. 1 erforderliche Stimmenmehrheit nicht, so soll zwar

auf ihren Antrag die Vernehmung der Provokaten erfolgen; es sind jedoch die Provo-

kanten, insosern durch die nurgedachte Vernehmung ein, zur Begründung der Provokation

genügender Beitrikt anderer Grundbesiper nicht berbeigeführt wird, die Kosten der bishe-

rigen Verhandlungen zu tragen verbunden.

8. 15.

Zurücknahme der Provokation.

Die Zurücknahme eines bel der Regierung bereits eingereichten Antrags auf Grund-
stäckszusammenlegung, beziehendlich der Rücktritt einzelner Provokanten von einem solchen

Antrage, ist ohne Zustimmung sämmtlicher Bethetligten (Provokanten und Provokaten)
nur bis zum ersten von der Speclalcommission in der Sache abzuhaltenden Termin

(vergl. §. 17 unten) und auch dann nur unter Erstatkung der betreffenden, dadurch nuh-

los aufgelaufenen Kosten zulässig.

8. 16.

Die Specialcommission hat, wo nothig, nach vorläufiger Erörterung an Ort und

Stelle zu ermessen, in welcher Welse und Ausdehnung die Zusammenlegung stattfinden

muß, wenn solche für die Betheiligten moglichst vorthellhaft ausfallen soll.

* 17.
Feststellung des Umfangs der Zusammenlegung.

Das Ergebniß dieser vorläufigen Erörterungen ist in einem hierzu anzuberaumen-

den Termine, zu welchen außer den Provokanten sämmtliche Provokaten und alle ande-

ren Personen, deren Zuziehung die Specialcommission für angemeessen erachtet, insbesondere

auch nach Befinden Grundstäckbesiper, beziehendlich die Gemeindevertreter aus benachbar-

ten Fluren vorzuladen sind, den Betheiligten vorzulegen und cs ist dabei auf eine frei-

willige Einigung derselben über den Umfang der Zusammenlegung und geeigneten Falles

auf Ausgleichung unregelmäßiger Flurgrenzen hinzuwirken.
Ist eine solche Einigung nicht zu erzielen, so wird — die Stakthaftigkelt der Pro-

vokation überhaupt vorausgesetzt — der Umfang der Zusammenlegung nach Maaßgabe
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der in vorliegenden Gesehe enthaltenen Bestimmungen durch Entscheidung festgestellt.
Dabei hat die Spezkalkommission, dafern sich nicht die Betheiligten hierüber in Güte

einigen, bedürfenden Falles zugleich bescheidmäßig auszusprechen, welche Zehntgerechtsame,

Frohnen und Servimten, und in welchem Umfange dieselben als der Zusammenlegung

hluderlich aufzuheben und abzulösen, ev. zu firiren sind (s. §. 5.) Eine solche bescheld-

mäßige Feststellung, sobald sie rechtskräftig geworden, oder gükliche Einigung der Bethei-

ligten verkritk die Stelle förmlicher diesfallsiger Provokation.

Ergiebt sich bei Feststellung des Umfangs der Zusammenlegung, daß ohne gleich-
zeitige Aegulirung vorhandener unregelmähiger Flurgrenzen entweder die Zusommenleg-
ung selbst nicht zweckmäßig ins Werk gesetzt, oder eine mit ihr in Verbindung zu brin-

gende Melioration eines Theils der zusammenzulegenden Grundsiücke nicht, oder nicht

ohne erhebliche Erschwerniß ausgeführt werden kann, und ist eine gütliche Einigung über

die Vornahme und den Umfsang einer solchen Grenzregulirung unter den Interessenten

nicht zu errelchen, so hat die Spezialkommission bescheidmäßig festzustellen, ob und inwie-

weit eine derartige Grenzregulirung durch wechselseitigen Flurgebietsaustausch Statt zu

finden hat.

8. 18.

Unterbleiben der Zusammenlegung nach dem Ermessen der Sptzialkommission.

Wenn auf Grund der gepflogenen Verhandlungen nach dem Ermessen der Spe-

zlalkommission sich berausstellt, daß entweder der von der Zusammenlegung zu erwar-

tende Vortheil im Ganzen für das allgemeine Beste nicht sehr erbeblich ist, oder mit

den Schwierigkeiten und Kesten der Zusammenlegung außer Verhältniß sieht, oder we-

nigsiens für die Widersprechenden Nachtheile zu befürchten sind, die weder durch die für

dieselben Interessenten zu erwarteuden Vortheile überwogen werden, noch sich durch Zu-

billigung von Entschädigungen (§. 23) beseitigen lassen, so muß, auch wenn die §. 1

aufgestellte Voraussehung vorliegt, dem weiteren Vorschreiten Anstand gegeben werden.

8. 19.

Was jedem Theilhaber zu gewähren ist.

Bei der Zusammenlegung hat jeder Theilhaler
a) statt des von ihm abzutretenden Landes Grund und Boden von demselben

Neinertrage, und zwar in thunlichster Nähe, Geschlessenheit und für die Be-

wirtbschaftung günstiger Lage (65. 20—24), bierüber aber

b) völlige Schadloöhaltung im Uebrigen (§. 25)

zu empfangen.
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8. 20.

Abschähung nach Reinertragseinheiten.

Der Ermag der zusammenzulegenden Grundüücke (F. 19) wird nach Reinertrags-

einheiten, jede zu einem Silbergroschen jährlichen Reinertrags gerechnet, abgeschäyt. Da-

bei kommt nur der wesentliche und bleibende Ertragswerth und derjenige Ertrag, wel-

chen das Grundstück nach seiner Beschaffenheit (Bonität) und Lage jedem Besitzer in

der betreffenden Ortschalt gewähren kann (absoluter Ertragowerlh) zur Berücksichtigung.

8. 21.

Gewährung des Reinertrags in Voden von gleicher Bonität und Gattung.

Jeder Besittzer hat den ihm für das abzutretende Land in Grund und Boden zu

gewährenden Ersatz GS. 19) thunlicht in Grundstücken
a) von gleicher Gattung (§F. 3),

b) von gleicher oder möglichst nahe siehender Bovenklasse

im Vergleich mit dem abzutretenden Lande zu erhalten. (Vergl. jedoch §. 24.)

8. 22.

Sicherung gegen nachtheilige Verãnderung des Wirthschaftsbetriebs.

Niemandem dürfen solche Grundstücke aufgedrungen werden, welche wegen ihrer Lage

von dem Empfänger nur mit besonderer Schwierigkeit oder nicht ohne wesentlich nachthei-

lige Veränderungen in seinem bisherigen Wirthschaftsbetriebe zu bewirlhschaften sein
würder

8. 23.

Entschädigung für minder vortheilhafte Lage.

J es im einzelnen Falle nicht zu umgehen, daß zum Zweck der Zusammenlegung

einem Theilhaber entferntere oder sonst sur die Bewirthschaftung dem Wirthschaftöbesihe

weniger günstig gelegene Grundstücke, als die zeither von ihm besessenen, zugewie-

sen werden, so ist von der Specialcommssion, mit Rücksicht auf die ihm ctwa in Bezug

auf die Lage anderer Grundstücke gewährten Vortheile, zu ermitteln, ob und inwieweit

ihm deshalb eine Entschädigung gebührt, und ist, wenn solches derFall, dieselbe in Rein-

ertragseinheiten auszuwersen und in Grund und Boden zu gewähren.

8. 24.

Ausnahmsweise Geldentschädigung für Reinertragseinheiten.

Die nach den §§. 21 und 23 einem Theilhaber gebührenden Reinertragselnheiten
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können ausnahmswelse zum Theil in Geld gewährt werden. Solche Ausgleichungen in

Gelde, wobei eine jede Reinertragseinheit zu 25 Silbergroschen Kapitalwerth anzuschla-

gen ist, sind nur insoweit zulässig, als sie sich vermöge der örklichen Verhälmmisse nicht

völlig vermeiden lassen, und dürsen wider den Willen des betreffenden Betheiligten den

Betrag von drei Prozent der ganzen Abfindung desselben nicht überschreiten.

Müssen Reinertragseinheiten in Gelde ausgeglichen werden, so hat dies durch Ka-

pitalzahlung (30 Einheiten = 25 Thaler Kapitalwerth) zu geschehen.

8. 25.

Zufällige Werthgegenstände und deren Entschädigung.

Bei der Abschätzung eines zum Umtausch gelangenden Grumstücks nach Reiner-

tragseinheiten (§. 20) bleiben außer Berracht
a) ein dermaliger, durch fremde Hilfsmittel herbeigeführter ungewöhnlich hoher,

ebenso wie ein der natürlichen Bodenbeschaffenheit nach ungewöhnlich niedriger

Kuluurzustand,
die noch nicht erschöpfte Abnutzung der neuesten Düngung und die übrigen

auf periodische Nuptungen schon verwendeten Bestellungskosten,

T) der dermalige Holzbestand eines Grundstückes,

4) die auf Grundstücken der in §. 3 suba—c gedachten Art vorhandenen Frucht-
bäume, sowie

besondere, bei dem Grundstücke befindliche, landwirthschaftliche Einrichtungen,

welche sich davon kreunen lassen, z. B. Umfriedigungen.

Alle diese zufälligen Werthsgegenstände, und zwar die unter c. d und gedachten,

insoweit sie dem neuen Besiter mit überlassen werden sollen, werden nach ihrem Werthe

zur Zeit der Ueberweisung der neuen Pläne abgeschäht und durch Kapitalzahlungen

vergütet.

Nach freier Uebereinkunft der Betheiligten können indessen ausnahmsweiseauchAus-
oleichungen und Cutschädigungen dieser Art in Land gewährt werden, jedoch nur dann,

wenn entweder an der Besipung dessen, welcher die Entschädigung in Land gewähren

will, Rechte dritter Interessenten (F8. 28 ff. und 32 fl.) nicht wahrzunehmen sind, oder

lehtere ihre Einwilligung zur Landabtretung ertheilen.
Endlich ist, wenn nach erfolgter Bonttirung eines Grundststücko bis zur Plan-

Ueberweisung der Werth desselben durch Naturereignisse oder durch unwirthschaftliche Be-

handlung des Eigenthümers vermindert worden ist, der lehtere verbunden, denjenigen,

welchem das Grundstück bei der Zusammenlegung zugetheilt worden ist, für die Werths-

verminderung, deren Bemag beim Mangel einer Parkeivereinigung die Spezialkommission

auszuwersen hat, in Gelde zu entschädigen. Im Fall der Insolvenz des uspringlichen

S

—
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Eigenthümers vom fraglichen Grundstücke ist diese Entschädigungssumme von den Zu-

sammenlegungs-Interessenten (gleich den Kosten, vergl. §. 39 unten) nach Maßgabe der

Reinertragseinhelten aufzubringen.

8. 26.

Boden zu Anlagen.

Bei Entwerfung der Planlage muß auch auf denfenlgen Boden Rücksicht genom-

men werden der zu den Anlagen, welche die Bewirkhschaftung der Grundsiücke nöthig

macht, z. B. zu Wegen, Triften, Entwässerungs= und Grenzgräben 2c. erforderlich ist,

diese Einrichtungen mögen nun gemeinschaftliches Bedürfniß mehrerer Grundstücksbesitzer.

oder eines Einzelnen, sie mögen schon vorhanden gewesen oder vermöge der neuen Ver-

theilung der Grundstücke erst herzustellen, oder doch zu verlegen und zu verändern seln.

Der desfallsige Bedarf an Boden ist zunächst durch dasjenige Land zu decken, welches

dadurch gewonnen wird, daß bisherige Anlagen dieser Art durch die Zusammenlegung

ganz oder zum Theil erspart werden.

Dabei sich ergebender Ueberschuß an Land ist bei Totalzusammenlegungen eventnell

zunächsi zur Anlegung einer Gemeinde-Sand= und Lehmgrube, sofern ein örtliches Be-

dürfniß dazu vorhanden ist und solches ohne erhebliche Störung der Planlagen geschehen

kann, zu verwenden, außerdem aber, sowie bei bloßen Par#lial-Zusammenlegungen, unter

sämmtliche Interessenten nach Verhälmiß der Reinertragseinheiten ihrer zum Umtausch

gelangenden Grundslücke zu vertheilen.

Nach demselben Verhältniß hat indeh auch ein Jeder zu dem etwaigen Mehrbedarf

sich einen Beitrag anrechnen zu lassen.

Ausnahmsweise kann jedoch bei solchen neuen Anlagen, welche erst in Folge der

neuen Vertheilung der Grundstücke ausführbar werden und zu ciner nicht schon bei der

Bonitirung berücksichtigten Melioration einzelner in der Zusammenlegung begriffeuer
Grundsiü#cke dienen, von der Spezialkommission nach deren Ermessen bestimmt werden,

daß der zur Hersiellung dieser Anlagen erforderliche Bedarf an Land und sonstige Auf-

wand nicht von der Gesammtheit der Zusammenlegungs-Interessenten, sondern von den

betheiligten Besipern jener Grundstücke ausschliehlich zu beschaffen und zu übertragen ist.

g. 27.

Bestätigter Zusammenlegungerezeß.

Durch die BestätigungderGeneralkommissionerlangt der Zusammenlegungstezeß
dle Eigenschaft und volle Krast einer gerichtlichen Urkunde.

Aus dem Rezesse selbst muß genau zu ersehen sein, gegen welche einzelne Parzellen

und Parzellentheile die von jedem einzelnen Zusammenlegungsinteressenten abzutretenden
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Grundstücke vertauscht werden und welche andere Grundstücke etwa noch nach §. 2 für

dle Zukunft als gegen Anträge auf Zusammenlegung sicher gestellt anzusehen sind.
Nicht minder müssen die in §. 31 unten gedachten Pertinenzstücke, sowie dlesenigen

Grundstücke, welche an die Stelle verlauschter lediger Stücke kreten, leztere unter Angabe

dieser ihrer Eigenschaft im Rczesse wie auf der Flurkarke durch besondere Bezeichnung

hervorgehoben werden, nachdem sie in der Oertlichkeit gehörig abgelaagt worden sind.

B.

Von den Nechtsverhältnissen dritter Interessenten.

1) Der Realgläubiger, Fideikommißinteresscoten Erbverpachler, Erbzinsherren, Zinsherre#,
Nuhuießer, Vor- und Wiedenkaufsberechligten.

8. 28.

Wegfall des Widerspruchs dritter Interessenten.

Ein Widerspruch von Seiten der überschriftlich aufgeführten drikten Interessenten

hgegen den Umtausch eines Grundstücks zum Zweck der Zusammenlegung fndet, mit Aus-

nahme des im vorletzten Absatze von §. 25 erwähnten Falles, nicht Stkatt.

8. 29.

Wahrnehmunk der Rechte dritter Interessenten.

Kommt es bei einer Grundstückszusammenlegung zur Kapitalzahlung als Entschä-

digung für die in §. 24 oben enwähnten Reinertragseinheiten, so hat die Hypothekbe=

hörde des zur Abtretung gelangenden Grundstücks zu ermessen, ob der Betrag der Ent-

schädigung dergestalt erheblich sei, daß eine Gefährdung der drinen Interessenten des

Grundstücks, für dessen Abtretung die Entschädlgung gezahlt wird, zu befürchten sieht,

falls die Entschädigung dem bisherigen Eigenthümer zur sreien Verfügung überlassen
würde.

Wird diese Frage von der Hypothekbehörde bejaht, so ist den in den einschlagenden

Bestimmungen des Ablösungsgesepes vom 23. März 1638 wegen der Kapitlzahlungen,

unter Veachtung der in der Instruktion zu gegenwärtigem Gesetze hierüber zu gebenden

näheren Vorschriften, nachzugehen, während im entgegengesebten Falle die Kapitalzahlung
ohne Weiteres mit Liberationswirkung an den Empfangabercchtigten bewirkt werden kann.

8. 30.

Fortsetzung.

Bei Kapitalzahlungen zur Eutschädigung für zufällige Werthsgegenstände (§. 25)
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findet, mit alleiniger Anusnahme des Falles, wo das abgetretene Grundstück dem Nieh-

brauch eines Dritten unte#worfen ist, in welchem Falle der Nutznießer aus der gezahlten

Kapltalentschädlgung für die Differenz zwischen dem höheren und niedrigeren Nupungs-

erfrag des um- und eingetauschten Grundstücks Ersah zu erhalten hat, eine Berücküich-

Ugung der Rechte dritter Interessenten in der Regel nicht Statt.

Wenn jedoch die Entschädigung für den Holzbestand auf eigentlichen Holggrund=
stücken gewährt wird, so sind die Rechte der desfallsigen Hypothekpläubiger nach Maaß-

gabe des vorstehenden §. 29 ebenfalls in Verücksichtigung zu ziehen.

8. 31.

Fortsehung.

Wenn bei einer Zusammenlegung eine solche Pertinenz, welche mit besondern (den

übrigen Theil des betreffenden Gutskomplexes nicht ergreifenden) Hypotheken, Vor- und
Wiederkaufsrechten belastet ist, zur Abtretung gelangt, so muß dem Abtretenden hierfür

ein, in der Oertlichkeit gehörlg zu versteinendes, auf der Flurkarte und im Rezesse be-

sonders zu bezeichnendes Grundstück von gleichem Werthe angewiesen werden.

2) Des Pachtere.

S. 32.

Wahrnehmung der Interessen des Pachters.

Der Besitzer eines verpachteten Grundstücks ist wegen des Antrags auf Zusammen-

legung der Grundstücke und bei den Verhandlungen darüber auf keine Weise andie Zu-
stimmung des Pachters gebunden.

Kommt jedoch eine Zusammenlegung von Grundsiücken, von welchen eins oder meh-

rere verpachtet sind, während des Laufes der Pachtzeit zu Stande, so sind die daraus

hervorgehenden Rechtsverhälmisse zwischen Pachter und Verpachter, in Ermangelung ver-

tragsmäßiger Bestimmungen und zwar ohne Unterschied, ob der Antrag auf die Zusam-

menlegung von dem Verpachter ausgegangen ist oder nicht, nach folgenden Grundsäyen

zu ordnen (§. 33—30).

F. 33.

Fortsetzung.

Der Pachter trilt, insosern er nicht von dem ihm in F. 36 vorbehaltenen Rechte

Gebrauch macht, in die Benupung der, statt der abgetretenen, dem Verpachter angewie-

senen Grundsiüücke.
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8. 34.

Fortsehung.

Hat eine Ausgleichung von bleibenden Reinerkragseinheiten in Gelde (§. 24) Statt

gefunden, so ist der jährliche Betrag dieser Reinerkragselnheiten an dem Pachtgelde ab-

zurechnen, wenn der Verpachter eine solche Ausgleichung erhält, dagegen von dem Pach-

ter dem jährlichen Pachtgelde zuzusehen, wenn der Verpachter herauszuzahlen hatte.

8. 35.

Fortsehung.

Aulangend die §. 25 unter a. bis d. erwähnten Fälle der Geldausgleichung, so

hat in dem Falle, wenn der Verpachter dergleichen herauszuzahlen hatte, der Pachler in

jedem Pachtjahre davon soviel an den Verpachter außer dem Pachtgelde zu bezahlrn, als

nach der bei den Verhandlungen zu Grunde gelegten Berechnung in jedem der noch be-

vorsiehenden Pachtsahre von den mit der Ausgleichung zu vergüten gewesenen Werthge-

genständen für den Pachter Nuhen zu erwarten ist.

Im umgekehrten Falle hat der Pachter
1) bei den in §. 25 u. und b. aufgeführten Werthgegenständen die Geldausgleich-

ung zwar in ihrem ganzen Bettage zu empfangen, dagegen aber am Ende des Pachtes

das eingetauschte Grundstück in demjenigen Zustande zu übergeben, in welchem er das

vertauschte Grundstück pachtkontraktmäßig an den Verpachter zurückzugewähren gehabt ha-
ben würde und

2) bei den in §. 25 c. und (I. aufgeführten Werihgegenständen von der an den

Verpachter zu zahlenden Geldausgleichung in jedem Pachtjahre so viel zu empfangen, als

nach der bei den Verhandlungen zu Grunde gelegten Berechnung in jedem der noch be-

vorstehenden Pachtjahre von den mit der Geldausgleichung zu vergüten gewesenen Werth-

gegenständen für den Pachter Nuhen zu erwarten ist.
Für die von dem Pachter nach den Beslimmungen dieses und des unmittelbar vor-

ausgehenden Paragraphen zu erfüllenden Verbindlichkeiten haftet, ohne daß es deshalb

besonderer Erklärung bedarf, die bestellte Pachtkaution.

S. 36.

Fortsetung.

Wenn bei einer Grundstückszusammenlegung verpachtete Grundstäcke betroffen wer-

den, so steht dem Pachter, dafern nicht kontraktlich elwas Anderes bestimmt ist, das Recht

zu, den Pacht dergestalt zu kündigen, daß er mit Ende des nächsten, nach Empfang der

ihm dieserhalb von der Spezialkommtssion zugehenden Nachricht anfangenden Pachtjahres,
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gegen gehörige Pachtübergabe aus dem Pachte treten kann und muß eintretenden Falls

bis dahin die Ausführung der Zusammenlegung durch Uebergabe der neuen Planlage —

mindestens in Bezug auf die im Pachte begriffenen Grundstücke — beanstandet werden.

Wärde die Zusammenlegung von Grundstücken, von welchen eins oder mehrere ver-

pachtet sind, erst lm lehzten Pachtjahre zur Ausführung gelangen können, so ist jeder Pachter
oder Verpachrer, der bei der Ausführung der Zusammenlegung nach dem Ermessen der

Spezialkommission auf erhebliche Weise betheiligt ist, berechtigt, auf Aufschub der Plan-

überweisung bis zur Beendigung der Pachtzeit anzutragen.

Die Spezialkommission hat, sobald die neuen Pläne rechtlich feststehen, und dafern

nicht schon vorher der Pachter, beziehendlich Verpachter, sch wegen Ausübung oder Nicht-

ausübung der ihnen vorstehend in alin. 1 und 2 nachgelassenen Befugnih erklärk haben,

leytere unter Einräumung einer peremptorischen Frist, zur Abgabe einer diesfallsigen Er-

klärung aufzufordern.

C.

Von den Wirkungen der Zusammenlegung und den Kosten.

S. 37.

Wirkongen der Zusammenlegung.

Mit demsenigen Tage, an welchem die — jedesmal von der betreffenden Hypothek-

behörde zu bewirkende — Aushändigung des bestätigten Rezesses an die Zusammenleg-

ungsinteressenten erfolgt, geben die eingetauschten Grundstücke von selbst und ohne daß

es einer besonderen gerichtlichen Zuschreibung bedarf, in das Eigenthum derjenigen Zu-

sammenlegungsinteressenten über, denen sie im Rezesse zugewiesen worden fud. Ebenso“

treten sie gleichzeltig in jeder andern rechtlichen Beziehung an die Stelle der dafür ab-

getretenen Grundstücke und nehmen ohne Weiteres die rechtliche Natur, Eigenschaft und

dingliche Verhaftung der letzteren an, wogegen die bisherige rechtliche Natur, Eigenschaft

und dingliche Verhaftung der abgetretenen Grundstücke erlisch. Es gehen daher inson-

derheit die Pertinenzqualität oder die ledige Eigenschaft der letzteren, desgleichen alle auf

ihnen haftenden Hypotheken, Niesbrauchsrechte, Reallasten 2c. ohne Welteres auf die ein-

getauschten Parzellen über.

Nur auf solche dingliche Verpflichtungen, welche ihrer Natur nach unübertragbar
sind, d. i. auf die Prädialservituten, so weit sie überhaupt noch nach der Zusammenleg-

ung bestehen bleiben (vergl. §. 5), und auf die Grundsteuern leidet selbstverständlichVor-

stehendes keine Anwendung.
Die in Folge der Zusammenlegung nothwendig werdende neue Regulirung der

Grundsteuern liegt der zuständigen Steuerbehörde ob.
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8. 36.

Fortsetzung.

Oer im vorflehenden Paragraphen für den Eintritt der neuen Rechtsverhältalsse fest-

gesetzte Zeilpunkt ändert sich, sobald das Gesetz, die Grund= und Hypothekenbücher und

das Hvpothekenwesen betreffend vom 20. November 1858 für die betreffeude Flur in

Wirksamkeit getreten sein wird.

Von dieser Zeit ab wird der Eintritt jener neuen Rechtsverhällnisse nach §. 2 des

nur gedachten Gesetzes durch deren Eintragung in das Grund= und Hypothenbuch bedingt.

8. 39.

Kosten.

Die Kosten des Zusammenlegungsverfahrens werden von den einzelnen Betheiligten

nach demjenigen Verhälmisse getragen, worin die Reinertragseinheiten der von ihnen ab-

getretenen Grundstücke zur Gesammtheit der Reinertragseinheiten aller zusammengelegten

Grundstücke siehen.
Jedoch bleiben diesenigen Theilhaber, welche nur ein einziges Grundstück in die Zu-

sammenlegung geben, in dem Falle von jedem Beitrage zu den nurerwähnten Kosten be-

freit, wenn ihnen nach dem Ermessen der Spezialkommission ein wesentlicher Nupen durch

die Zusammenlegung nicht zugewendet wird. In diesem Fall ist der, nach dem obigen

Grundsape für sie ausfallende Kostenanthell von der Gesammtheit der übrigen Interessen-
ken mit zu übertragen.

Von welchen Zusammenlegungsinteressenten und nach welchem Theilnahmeverhälmisse

die Kosten, welche durch die Verhandlungen über Herstellung neuer wirthschaftlicher An-

lagen (vergl. §. 26 oben) oder über Ausgleichung unregelmäßiger Flurgrenzen (vergl.
GE. 17 oben) erwachsen, zu ktragen sind, wird jedesmal, sobald sich die Betheiligten hier-

über ulcht in Güte einigen, durch besondere kommissarische Entscheidung festgesetzt.

Im Ucbrigen gelten die Bestimmungen des Ablösungsgesetzes vom 23. März 1838
sub Tit. XI.

g. 40.

Die Kosten der Generalkommission sind in der Negel aus der Staatslasse zu

tragen. Das Nähere hierüber bestimmt die Ausführungsverorduung. Uebrigeno sind in

dem Falle, wenn Zusammenlegungsinteressenten — durch muthwillige Streitsucht oder

durch verschuldete Versäumniß und dergleichen — unnöthige Weiterungen im Verlauf des

Zusammenlegungsgeschäfts verursacht haben, die diehfallsigen Kosten von diesen allein zu
55



370

tragen und ist solchenfalls die Verurtheilung zur Kostengeltung in dem betrefsenden Be-

scheid mit auszusprechen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrist und beigesügtem Fürstlichen

Insiegel.

Geschehen Schloß Ebersdorf, den 8. Oktober 1860

(L. S.) Heinrich lXVn.

v. Geldern.



2) Ministerialverordnung, die Wescheung des Gesetzes über Zusammenlegung von Grundstücken,beireffend, vom 8. Oktober 1860.

Mit Höchster landesherrlicher Genehmigung und in Gemäßhelt der mit der Herzog-

lich S. Altenburgischen Staatsregierung getroffenen vertragsmäßigen Verabredungen wird,
in Uebereinstimmung mit den Verhandlungen des vorigen Landtags zur Erläuterung und

als Insiruction wegen Anwendung des obgedachten Gesehes Nachstehendes bekannt ge-
macht und verorducl.

I.

Zu den „Allgemeinen Bestimmungen“ des Gesetzes.

8. 1.

Behörden zur Leitung von Grundstückszusammenlegungen.

Die Grundslückszusu legungs-Angelegenheiten werden von folgenden Behörden
verhandelt und entschieden:

u#. von einer Spezial-Kommission als erster Instan.

b. von der zu beauftragenden gemeinschaftlichen General-Kommission als zweiter

Instianz,
. von dem Appellationsgerichte als dritter und lepter Instanz in vorkommenden

Eivilsechtsstreitigkeiten.
Ueber die dem Gebiete des Clvilrechts nicht angehörenden administrativen Verfüg-

ungen und Enischeidungen der General-Kommission werden wir selbst auf ergriffenen Re-

curo, in letzter Instanz Entschliehung fassen.

Soviel den Umsang der Zuständigkeiten der nurgedachten Zusammenlegungsbehörden

und Instanzen sowie das in Zusammenlegungssachen einzuhaltende Verfahren, einschließ-
lich den Kostenpunkt betrifft, so sind hierauf die Bestimmungen des Ablösungsgesetzes vom

28. März 1838 anzuwenden, soweit dies die Natur der Sache gestattet und nicht im

Zusammenlegungogesen vom heutigen Tage und in den nachstehenden 88. gegenwärtiger
Verordnung etwas Anderes fesgesept worden ist.

8. 2.

Berechnung der erforderlichen Stimmen.

Die Stimmenberechnung (§. 1, alin. 2 des Gefehes) ist nach den: a„ Oegenwärkiger
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Verordnung angesügten Beispiele I. anzulegen, mithin dergestalt, daß bei dem betheilig-

ten Besiyzthume außer vollen Morgen auch die Ruthen mit in Aufrechnung kommen und

als Stimmenbruchtheile gelten. Handelt es sich um Zusammenlegung nur einzelner

Gattungen der in der Flur befindlichen Grundstücke, so ist bei der Stimmenermittelung

bezüglich solcher Parzellen, welche außer den fraglichen zu jenen Gattungen gehörigen
Kulturarten noch andere Kulturarten enthalten, nicht die Morgen= (resp. Ruthen-) Zahl

der gonzen Parzelle, sondern blos die Morgen= (resp. Ruthen-) Zahl der betreffenden, zur

Zusammenlegung bestimmten Parzellentheile in Aufrechnung zu bringen. Als Grundlage

zu dieser Stimmenberechnung sind die Flurbücher anzuwenden.

8. 3.

Erlãuterung zu 8. 2 des Gesetzes.

Der Zwang zum Umtausche findet nach Vorschrift in §. 2 des Gesehes, sobald nur

solches in dem bestätigten Zusammenlegungs-Recesse ausgesprochen ist, auch gegen solche
Grundstücke in einer zur Zusammenlegung gebrachten Flur oder einem, zur Zusammenlegung

gelangtem Flurtheile künftig nicht statt, welche ihrem Besitzer in der bisherigen Lage ver-

bleiben oder wegen Regulirung von Plangrenzen nur theilweise zum Umtausche gelangen.

8. 4.

Erläuterung zu S. 4 des Gesezzes.

In Erläuterung von F. 4 des Gesetzes wird bestimmt:

1) Ledige Grundstücke sind auch dann, wenn sie den in §. 3 des Gesetes unter

a—#e bezelchneten Gattungen angehören, nur insoweit einem ZJwange zum Um-

tausche unterworfen, als dies die Zusammenlegung geschlossener Besixungen

nöthig macht, in diesem Falle aber auch bei Berechnung der Stimmenzahl

(6. 1 des Gesehes) mit in Betracht zu ziehen.

UnterGrundstückskomplexen sindsolche Grundstücke zu verstehen, die zwar unter
verschledenen Parzellennummern aufgeführt sind, aber rechtlich zusammen ge-
hören, also nur ein Reale bilden.

8. 5.

Behandlung von Privat. Zusammenlegungsverträgen.

— #

Soll ein Prirat--Iusammenlegungsvertrag von der Generalkommission bestäligt wer-

den, so ist das darüber abgefaßte Instrument nach bewirkter und gerichtlich beglaubigler

Vollziehung von Seiten der Kontrahenten nebst der zugehörigen Reinkarte der General=
Kommission zu überreichen.
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Diese hat, falls die Bestätigung nicht nach §, 6 des Gesetzes überhaupt abzulehnen

ist, den Inhalt des Vertrags, vornämlich mit Rücksicht darauf,

a) ob der Legitimationspunkt in Ordnun

b) ob die etwa erforderliche Genehmigung anderer Behörden beigebracht worden

e) ob zur Wahrnehmung der Rechte dritter Betheillgter Anlaß vorhanden und

4) ob der Vertrag seinem Zwecke entsprechend vollstindig und die Fassung hin-

reichend bestimmt und deutlich sei,

zu prüfen und dafern sich hierbei irgend ein Bedenken findet, die zu dessen Erledigung

erforderlichen Versügungen zu treffen, andernfallo aber zur Bestätigung des Vertrags,

zu dessen Aushändigung an die Betheiligten und nach Befinden zu den die Ausführung

der Vertragsbestimmungen betreffenden Anordnungen zu schreiten.

8. 6.

Nähere Bestimmung zu §. 11 des Gesetzes.

Wünschen Staats-, Kirchen= und Schuldiener zur Provokation auf Zusammenleg-

ung der von ihnen vertretenen, beziehentlich in ihrer Nupniebung befindlichen Grund-

stücke oder zum Abschlusse eines vorläufig verabredeten, bezüglichen Privatvergleichs er-

mächtigt zu werden, so haben sie diesfallsige Anträge und Vorschläge bel der ihnen un-

mittelbar vorgesetzten Behörde anzubringen.

Genehmigt diese, beziehungsweise nach eingeholter Ermächtigung der Oberbehörde,

die beantragte Provokatlon, oder werden Erstere von andern Betbheiligten provocirt, so,

bat die gedachte Behörde einen geeigneten Sachführer (Actor) zu bestellen, welcher das

Jusammenlegungsgeschäft im Ordnungswege berreibt.

Inwiefern bei den diesfallsigen Verhandlungen die ersterwähnten Beamten selbst

als Nuhießer mit zuzuziehen, oder an des Nuhnießers Stelle ein Sachkundiger zum

Actor zu ernennen oder beizuordnen sei, hängt von der Anordnung der denselben vor-

gesehten Behörde, welche nach Befinden das diesfallsige Gutachten der mit Ausführung

der Zusammenlegung unmittelbar beschäftigten Behörde vernehmen wird, ab, und wird

sonach in jedem vorkommenden Falle besonders bestimmt.

. 1.

Gemeinde-Vertretung.

Die bei einer Zusammenlegung betheiligte Landgemeinde wird nach Vorschrift von

Art. 111 der Gemeindeordnung durch den Geindevorsteher vertreten. Ist aber derselbe

und beziehentlich dessen gesehlicher Stellvertreter, bel der fraglichen Zusammenlegung selst
persönlich dergestalt betheiligt, daß ein Widerstreit seiner persönlichen Interessen mit de-
nen der Gemeinde zu besorgen steht, so hat die Gemeindeaussichtsbehörde für eine ander-
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weite geeignele Vertretung der Gemeinde, nöthigenfallo durch einen Acior, Sorge zu

wragen.

8. 8.
Verbindlichkeit zur Ernennung von Bevollmachtigten.

Jü die Zahl der Miteigenthümer eines bei der Zusammenlegung betheillgten Grund-

besicthums so gro, daß dessen persönliche Vertretung durch sämmtliche Miteigenthümer
nach dem Ermessen der Spezialkommission die Zusammenlegungsverhandlungen unver-

biltnißmählg erschweren oder vertheuern würde, so ist die Spezialkommission berechtigt,

sofort im ersten Termine von solchen Miteigenthümern zu verlangen, dah sie einen oder

mebrere Bevollmächtigte für die weiteren Zusammenlegungsverhandlungen ernennen, und

darf, im Falie sie sich dessen weigern, ihnen, nach vorheriger Androhung, dergleichen
Bevollmächtigte von Amtswegen bestellen.

Dies gilt auch bei den im Schlußsatze von §. 9 des Gesehes erwähnten Genossen-

schaften.

8. 9.

Vorladung ganzer Gemeinden 2c.

Ec bleibt jedoch der Spezialkommission dann, wenn spezielle Interessen Einzelner

zu erörtern sind, oder wo sie er sonst der Förderung des Zwecks für angemessen sindet,

das Recht vorbehalten, ganze Gemeinden, sowie ganze, durch Bevollmächtigte vertretene

Genossenschaften Mann für Mann vorzufordern und zu vernehmen.

8. 10.

Legitimation der Stellvertreter.

Zuzulassende Stellvertreter müssen legal bevollmächtigt, gehörig instruirt, und wo

möglich in der praktischen Landwirthschaft erfahren sein, und haben sich, ohne Unterschied,

sofort bei ihrem ersten Erscheinen vor der Spezialkommissson durch gehörige Legitimatlono-

Urkunden zu rechtfertigen.

II.

Zu den „Besonderen Bestimmungen“ des Gesehes.

8. 11.

Prüfung des Antrags auf zwangsweise Grundstückszusammenlegung.

Die Regierung hat den bei ihr eingereichten Zusammeniegungvantrag nach Maß-

gabe der einschlagenden gesetzlichen Vorschristen zu prüfen und im Falle der unzwelfel-
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haften Statthaftigkeit der Provokation unmittelbardieSpezialkommissionzur erstinsiauz-
lichen Verhandlung der beantragten Zusammenlegung zu bestellen.

enn sich Zweifel gegen die Statthaftigkeit des Zusammenlegungsantrags ergeben.

die nicht elwa durch sofortige Vervollständigung des Anbringens ihre Erledigung finden,

hat die Regierung sich mit der Generalkommisston in Einvernehmen zu setzen und nur

wenn von dieser die Statthaftigkeit eineo Zusammenlegungsverfahreno anerkannt wird,

dem Antrage entsprechend zu verfügen. Eine gleiche vorgängige Communikation sindet

Stat bei Zusammenlegungsanträgen, welche so geartet sind, daß sich mit der Bestellung

einer Spezialkommission zugleich eine besondere Instruktionsertheilung über die Sachbe-

handlung an selbige nöthig macht. In sedem Falle der Einsetzung einer Spezialkem-

mission aber ist der Generalkommission davon Nachricht zu geben.

8. 12.

Vorlaufige Erorterungen Fesistellung des Umfanges der Zusammenlegung und der dabei
öthig werdenden Ablösunge- Verhandlungen.

Sobald von der Regierung zur Leitung und Ausführung einer beantragien Zu-

sammenlegung eine Spezialkommission ernannt worden ist, hat letztere

q zunächst die erforderlichen Legitimationszeugnisse für die betheiligten Grundbe

siper durch Requisition der zuständigen Gerichtobehörde zu beschaffen G. 117 des Gesehes
vom 28. März 1838), hierauf aber

2) einen Termin an Ort und Sielle anzuberaumen, zu welchem außer den Pro-

vokanten sämmtliche Provokaten und alle anderen Personen, dercn Zuziehung die Spe-

zialkommission für angemessen erachtel, insbesendere auch nach Besinden Grundstückebe-
sitzer, beziehentlich die Gemeindevertreter, auo benachbarten Fluren, vorzuladen sind. Die-

ser Termin muß, dasern nicht von der Generalkommission wegen Einfachheir der Sach-

verhältnisse im einzelnen Falle das Gegentheil bestimmt wird, von beiden Kommissaren

gemeinschastlich abgehalten werden; es können ihm aber, nach Besinden der Sache, vor-

läusige von dem ökonomischen Kommissar au Ort und Stelle vorzunehmende Erörcer-

ungen über die zweckmäßigste Art und Ausdehnung der Zusammenlegung vorausgehen

(vergl. §. 16 des Geseßed).
In dem anberaumten Termine ist

a. zu erortern, ob der Ausfuhrung der beantragten Zusammenlegung etwaige, durch

gutliche Vereinigung nicht zu hebende Hindernisse der 8. 18 des Geseheo gedachten Art
entgegenstehen und, wenn dies der Fall ist, dem welteren Vorschreiten Anstand zu geben.

Liegen Hindernisse der vorbezeichueten Art nicht vor, so ist die Erörterung und

Verhandlung
b) auf den Umfang zu erstrecken, welcher der Zusammenlegung nach den vorhau-
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In Betreff derjenigen Fluren, welche nur kroquirt sind, wird zu den Kosten der

Vermessung derselben, dafern diese für den Zweck der Steuerregulirung, ebenso wie in

den Landestheilen Gera und Schleiz, entsprechend bewirkt wird, die Hälfte der Vermes-

sungskosten aus der Hauptstaatskasse beigetragen.

8. 14.

Revision der Feldmesser-Arbeiten.

Die nach F. 13 vorstehend vorgenommene Berechnung der Grundstücksflächen, be-

ziehungsweise Vermessung ist einer Revision zu unterwerfen, welche durch einen hierzu

von der Generalkommission zu ernennenden, im hiesigen Fürstenthume verpflichteten Geo-

meter zu erfolgen und sich auf die örtliche Prüfung der Parzellenvermessung zu er-

strecken hat
Die Spezial-Kommission, welche von der, Seiten der General-Kommission Statt ge-

sundenen Ernennung des Nevisionsgeometers in Kenntniß zu setzen ist, hat diesem sofort,

nachdem ihr von dem nach §F. 13 oben zugezogenen Feldmesser die Ausführungder Par-

zellenvermessung angezeigt und die angefertigte Flurkarte nebst Berechnungsmannal und
Vermessungsregister übersendet worden ist, die nur gedachten Literalien behufs der Aus-

fübrung der Revision einzuhändigen. Der vom Revisionsgeovmeter an Ort und Stelle

vorzunehmenden Revision hat der nur gedachte Feldmesser beizuwohnen und, nach Erfor-

dern des Revisionsgeometers, demselben alle nöthige Auskunft zu ertheilen. Der Revi-

sionsgeometer hat über den Befund der von ihm ausgeführten Revision eine spezielle Re-

gistratur, welche gleichzeitig die von ihm bei Ausführung der Revision gemachten Wahr-

nehmungen genau und vollständig enthalten muß, aufzunehmen und diese, nebst den ihm

eingehändigten Literalien, sofort nach Beendigung der Revision an die Spezial-Kommis-

sion zu übersenden.

Haben sich bei der Revision zu berücksichtigende Flächenunrichtigkeiten oder Mängel

in der Karte 2c. ergeben, so hat die Spezial-Kommission dieselben durch den mehrewähn-

ten Feldmesser, welcher dieselben unentgeltlich zu berlchtigen verpflichtet ist, erledigen zu

lassen.

# 8. 15.

Alassifikation der von der Zusammenlegung betroffenen Grundstcke.

Nach Ausführung der Parzellenvermessung ist von der Spezial· Kommission unter

Zuziehung des Feldmessers (6. 13 oben) zur Aufsuchung und Feststellung der Ortsbonl-

tätsklassen (beziehentlich Haupt= und Unterklassen) der einzelnen Grundstäücke zu verschreiten.
Jur Aufsuchung und Fektstellung der, womöglich im Einverständnisse der Betheilig-

ten zu bestimmenden Ortsbonitätsklassen (Klassistkkation), welche durch den ökonomischen



379

Spezial-Kommissar geleitet und ausgeführt wird, sind sämmtliche Bethelligte, oder wenn

dleselben zu dlesem Behufe mit den örtlichen Verhältnissen genau bekannte und gehörlg

bevollmächtigte Stellverleter erwählt haben, deren Stellvertreter vorzuladen.
Behufs der Klasüfikation sind die aufgesundenen Verschiedenheiten des Bodens nach

dessen poysischer Beschaffenheit in der Ackerkrume und in dem Untergrunde unter gleich-

zeitiger Berücksichtigung der Lage, Abdachung, Ansteigung und aller sonstigen auf die

Nuhbarkeit und den bleibenden Reinertragswerth förderlich oder nachthetlig einwirkenden

Nebenumsiände, in Bonitätoklassen einzustellen. Diese Eintheilung in Klassen erfolgt ge-

treunt für jede der im §. 3 a——d aufgeführten Ganungen von Grundütücken (Ackerland,

Wiese r2c.) und muß insbesondere so vollständig sein, daß inderselben alle bei der spe-

ziellen Bonitirungsaufnahme G. 16 unten) zu beachtenden Verhällnisse in befriedigender
Weise berücksichtigt werden können. Macht sich außerdem noch eine besondere Klasüfika-

tion der im K. de des Gesetzes gedachten Teiche erforderlich, so ist dieselbe ebenfalls durch

sachverständiges Ermessen der Spezialkommission aufzustellen.

Die vorhandene Bodenverschiedenheit wird sich leicht thells durch Befragung der Be-

theiligten, welche zur wahrheitsgetreuen örtlichen Bezeichnung derselben aufzufordern sind,

theils mirtelst eigener Anschauung durch Eingraben und Ausstechen der Erde finden lassen.

ber das Klasüisikationsgeschäft mögen noch folgende Andeutungen dienen.
Die Beschaffenheit der Ackerkrume erglebt sich aus der Art und dem quantitativen

Verhäliniß ihrer Bestandtheile. Die Bestandtheilc, welche hler vorzugsweise in Betracht

kommen, sind Thon, Kalk, Sand, vegekabilisch-animalischer Moder oder Humus und zu-

weilen Eisen in verschiedenem Zustande. Nach ihren herworstehenden Mischungsverhält-

nissen sind solche nach den in die Sinne fallenden äußern Kennzeichen zu ermitteln und

es ist danach die Beschaffenheit der Ackerkrume zu beurtheilen. Hieraus wird sich schon

vorläufig auf das Verhalten des Bodens bei der Bearbeitung oder dessen Bündigkeit

schließen lassen. Leptere ist hauptsächlich von dem Verhälmisse des Thons zum Sande

abhängig und es sind deshalb die Verschiedenheiten hicebei um so genauer zu untersu-

chen und zu bestimmen. Die Tiefe der Ackerkrume, sowelt sie gleichartig und mit Hu-

mus durchdrungen ist, läht sich beurtheilen durch Eingraben und Ausstechen der Erde,

wo sich dann die fruchibare und gelockerte Erdschicht durch ihre Farbe leicht von dem

Untergrunde unterscheidet, dessen Bestandtheile, Verhalten zur Ackerkrume und Durch-

lässigkeit den wesentlichsten Einfluß auf die Tragbarkeit des Bodens äußern und als

Merkmale der Ertagsfähigkeit, in ihrer Wechselwirkung aufeinander, gehöriger Wür-
digung bedürfen.

Von jeder Ortsvonitäts= (Normal.) Klasse ist eine Sielle in der Flur als Probe-

stück, sewohl auf der, zum Zwecke der Bonitirunganzuferligenden. Kartenkopie, als auch
dann in der Natur, durch Ginschlagen mit der Klassennummer versehener Pfähle, zu

56“.
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markiren, wenn nicht eine ganze Parzelle, sondern nur ein Theil davon betroffen wird.

Das Probestück dient zur Begriffsbestimmung und Versinnlichung der Klasse und zur

Vergleichung der Grundsüücke unter einander.

Die Onsbonitätsklassen sind ihrer Reihenfolge nach und zwar die Hauptklassen mit

römischen Zissern, die etwaigen Unterklassen außerdem mit kleinen lateinischen Buchstaben

zu bezeichnen und es ist deren genaue Beschreibung in das Klasüsikationsprotokoll auf-

zunehmen.
Sollien bei Ausführung der Klassisikation Differenzen unter und mit den Bethei-

ligten über Einstellung der vorhandenen Vodenarten in die entsprechende Haupt= oder

Unter-(Normal,) Klasse entsiehen, so sind dieselben durch Verständigung der Interessen-
ten, erforderlichen Falls aber durch Bescheid der Spezialkommission zu erledigen.

8. 16.

Spezielle Bonitirungsaufnahme.

Nach beendeter Klasüfikation hat der ökonomische Spezialkommissar zur speziellen
Bonitirungsaufnahme zu verschreiten. Sie erfolgt durch genaue Untersuchung jeder ein-

zelnen Parzelle und Einschägung der auf ihr gefundenen Bodenarten in die nach H. 15

oben aufgestellten Ortsbonilätsklassen.

Hierbei hat der ökonomische Kommissar den für Ausführung dergeometischen Arbei-
beiten benutten (6. 13) Feldmesser zuzuziehen, welcher die aufgefundenen Vonitätsab=

schnitte sofort aufzumessen und unter Bemerkung der Länge und Breite derselben in die

zu diesem Behuse entworfenen Kartenkoupons an Ort und Sielle cinzuragen hat.

Den Betheiligten ist freigestellt, der speziellen Einschäpung persönlich beizuwohnen,
jedoch ist ihnen hierbei eine Einmischung in das Vonitirungsgeschäft selbst nicht gestattet.

Bei dieser Einschähung ist lediglich der wesentliche und bleibende Gemeinwerth (6.20

des Gesehes) zu berücksichligen, welchen das einzuschähende Grundsüück seiner natürlichen

Bodenbeschaffenheit und dem zur Zeit der. Einschähung vorhandenen Zustande nach, jedem.
Besiper in,der betreffenden Ortschaft bei gehöriger, dem Landesgebrauche und den örtli-

chen Verhältnissen entsprechender, wirühschaftlicher Benuhung gewähren kann, dergestalt,
daß Grundsüücke, welche ihrer Lage und Beschaffenheit zuwider benuyt werden, nicht nach

ihrer zeitherigen, sondern nach derjenigen Benutzungsweise einzuschäen sind, welche sich
als die landwirkhschaftlich zweckmäßige darstellt.

Apdererseiks ist aber auch bei dieser Einschähung der Unterhaltungsaufwand zu be-
rücksichtigen, sobald derselbe (wie z. B. die Unterhaltungskosten für vorhandene, und als

bleibende Bodenmelioration bei der Einschätzung mit in Betracht zu ziehende Dratn. An-

lagen) als ein bleibender anzusehen ist, wogegen ein ekwaiger Meliorations-- und Kuliur-

veränderungs-Aufwand, dasern er als ein blos einmaliger und vorübergehender zu be-
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trachten ist, unter den zufälligen Werthgegenständen (vergl. §. 25 des Gesetzes und F.30

unten) zur Abschähung und Ausgleichung zu kommen hat.

Prädialseroltuten sind, insofern sie der Zusammenlegung halber nach §. 5 des Ge-

sehzes aufgehoben, oder in Folge der Zusammenlegung von selbst wegfällig werden, bei

der Einschähung nicht zu berücksichttgen; haben sie dagegen auch nach der Zusammen=

legung fortzudauern, oder werden sie erst in Folge der Zusammenlegung neu begründet,

so ist der durch dieselben herbeigeführte Minderwerih des belasteten Grundstücks ersteren

Falls bel der Einschähung zu berücküchtigen, letzteren Falls aber in gleicher Welse zu

entschädigen, wie dieß in §. 23 des Gesetzes für die minder vortheilhaste Lage angeordnet

worden.

S. 17.

Vorlegung der Vermessungs, und Einschäbungsresultate an die Zusammenlegungs-

Interessenten zur Anerkennung.

Nachdem der zugegzogene Feldmesser die gefundenen Bonilätsabschnikte aus den Kou-

pons auf die Bonitlrungskarte übergetragen und nach erfolgter Berechnung derselben die

Karte nebst dem Vermessungs= und Bonitirungs', sowle dem Besipstandsregister bei der

Spezial-Kommission eingereicht hat, sind von dieser die Resultate der staltgefundenen

Vermessungs= und Vonitirungsaufnahme den Betheiligten durch Aushändigung der Bo-

nitlrungstarte und abschrifeliche Mi#ttheilung des Klassinkationsprotekolls, des Vermes-

sungs= und Bonitirungs., ingleichen des Besitstandoregisters, unter Einräumung einer

bestmnnmten, ulcht unter zehn Tage umfassenden Prällusivfrist, zur Prüfung der Resultate

der Vermessung und Einschähung und zur Anbringung etwaiger Erinnerungen vorzu-
en.

Hierbei sind die Betheiligten darauf aufmerksam zu machen, daß die Prüfung der

Nichtigkeit der Bonitirungsaufnahme am Sichersten durch Vergleichung der, auf den

einzelnen Parzellen vorhandenen Klassenabschnitte mit den aufgestellten Normalklassen er-

solgen kann und ein jeder Interessent bei dieser Prüfung nicht nur die Einschäyung der

ihm gehörigen Parzellen, sondern auch die Einschähung der Parzellen der übrigen Be-

theiligten sorgfältig zu beachten hat. Insofern sich nicht hierüber die Interessenten ver-

einigt haben, wird die Spezial Kommission eine geeignete Person unter denselben aus-

wählen, bei welcher die Auslegung der vorbezeichneten Literalien zur An- und Einsicht

zu erfolgen hat.

Diese Person hat — worauf sie von der Spezial, Kommission aufmerksam zu ma-

chen ist — die ihr elngehändigten Literalien den Betheiligten auf Anmelden vorzuzel-

gen, die dabei befsindliche Kärte aber vor Beschädigungen jeder Art und insbesondere

auch vor Beschmuhung zu sichern und nach Ablauf der gesehten Frist sofort wieder an

die Spexlal-Kommission ubzullefern.
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Werden Karten in beschädigtem oder beschmutztem Zustande zurückgegeben, so sind

sie erforderlichen Falls auf Kosten der Zusammenlegungs-Interessenten, vorbehältlich des

Erfatzanspruches Seiten derselben an den Urheber der Beschädigung oder Beschmugyung

neu herzusiellen.

Neben der vorstehend geordneten Vorlegung sieht es zwar selbüverbndlich jedem

Interessenten frei, sich bei der Spezlal-Kommission elne Kopie der Karte und Abschrift

der obgedachten übrigen Literalien auf selne Kosten zu erbitten; es darf aber die Ge-

währung einer solchen Bine auf den Beginn und die Dauer der obenerwähnten, von

der Spezial--Kommission zu bestimmenden Präklusiofrist nicht hindernd einwirken.

8. 18.

Verfahren bei tingehenden Reklamationen gegen die Vermessung und Einschätung.

1) Gehen innerhalb der, den Bethelligten zur Einbringung von Erinnerungen ein-

geräumten Frist Einwendungen gegen die Richtigkeit der ausgeführten Vermessung ein,

so ist von der Spezial-Kommission eine nochmalige, von dem zugezogenen Feldmesser

und dem Revisionsgeometer gemeinschaftlich vorzunehmende Revision der Vermessung an-

zuordnen, und es sind dabei die Betheiligten zuzuziehen. Bei den Ergebnissen dleser

NRevision hat es sein unabänderliches Bewenden.

2) Einwendungen, welche gegen die Richtigkeit der Einschäyung erhoben werden,

sind von der Spezial-Kommission, nach Besinden an Ort und Sielle unter Zuziehung

der Betheiligten, zu untersuchen und zu crörtern und nöthigenfalls durch Bescheid zu

erledigen.

8. 19.

Weiteres Verfahren.

Sobald die Vermessungs= und Bonitirungsresultate als seststehend anzusehen sind,

ist von Seiten der Spezial--Kommission zu den Verhandlungen über

1) die Fesisiellung der Reinertragseinheiten für die einzelnen Ortsbonitätsklassen

und die Berechnung des Sollhabens der einzelnen Interessenten;

2) die Anlegung von neuen Wegen, Gräben 2c. oder Abänderung und Verlegung

bereits bestehender derartiger öffentlicher oder wirkhschastlicher Anlagen, und

3) die Planlage

überzugehen und zu diesem Behufe ein Termin an Ort und Sielle anzuberaumen, in

welchem zunächst über die nurgedachten Punkte eine gütliche Vereinigung unter den Be-

theiligten zu ersuchen ist. Ist dabei die Abänderung bestehender oder die Herstellung

neuer Rommunitationowege in Frage, so bedarf eine hierüber zu treffende Vereinbarung
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jedenfalls der Genehmigung des Landrathsamtes, sowie dann, wenn benachbarte Gemein-

den dabei betheiligt erscheinen, der Zustimmung von deren Vertretern.

Kommt eine gütliche Verelnigung über die Punkte unter 1 bis 3 oben nicht zu

Stande, so ist dieserhalb nach den Bestlmmungen der nachstehenden 6§. 20 bis mit 22

zu verfahren.

J. Feststellung der Reinertrags-Einheiten für die Ortsbonitätsklassen. und Sollhaben-

erechnung.

a. Behufs der Verwerkhung der vorhandenen Ortsbonitätsklassen sind, sofern dieß

wegen mangelnder Einigung unter den Parteien nöthig, für jede derselben moglichst

kurze und übersichtliche Reinertragsberechnungen pro Morgen auszuarbeiten. Dabei ist

Folgendes zu beachten.
Die Erktragssähigkeit bei dem Ackerlande wird nach dem Maß und Werth der

Früchte bestimmt, welche von dem Acker bei normalmäßiger landwirthschafllicher Kultur

und Behandlung nach der brtlich vorherrschenden Wirthschaftsart unter Poraussetzung

einer dem Ertrage entsprechenden Düngung und eines mitlleren Ernteertrages zu er-

warten sind, bei den Wiesen nach der Menge und Güte des vermöge der Boden-Be-

schaffenheit, der Lage und des Feuchtigkeitszustandes bei Ernten von mitllerer Güte pro-

duzirten Futters. Die Ertragsfähigkeit der Teiche wird nach dem Ermessen der Spezial-
Kommisüon unter Berücksichtigung threr Beschaffenheit entweder als solcher, oder aber als

Feld oder Wiese bestimmt.

Die Produktionskosten sind dem durchschnittlichen Naturalertrage der normalen Be-

wirhhschaftung und der Beschaffenheit des Bodens entsprechend, unter Berücksichtigung

der örtlichen Verhälknisse fesizustellen.
Die Ermittelung des Geldwerthes der anzunehmenden Fruchterzeugnisse hat nach

landwirkhschaftlich anerkannten Werthsverhältnissen der verschiedenen Fruchtgallungen zu

erfolgen.
kn Die entworfenen Reinertragsberechnungen sind den Betheiligten unter Einräumung.

elner angemessenen, nicht unter zehn Tage umfassenden Frist in Abschrift zur Einsicht

und Prüfung vorzulegen, und es ist hierauf weun gegen deren Resultate Einwendungen

nicht erhoben werden, oder andern Falls, sobald selblge entweder im Wege güllicher

Vereinbarung oder durch rechtskräftigen Bescheid erledigt worden sind, von der Spezial-

Kommission das Sollhaben der Zusammenlegungs-Interessenten aufzustellen.

8. 21.

II. Anlegung von neuen Wegen, Gräben.

Erscheint die Abänderung bereits bestehender oder die neue Herstellung öffenklicher
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oder wirthschastlicher Anlagen (Kommunikationswege, Wirthschaftswege, Treiben, Wasser-
abzugsgräben u. s. w.) nothwendig oder zweckmähig, so ist von der Spezial-Kommission

und zwar, soviel die Kommunikationswege betrifft, nach Anhörung der Verneter der da-

bei etwa betheiligten Nachbarfluren und jedensalls im Einversiändniß mit dem Land-

rathsamte bescheidmäßig ausgzusprechen, doß und in welcher Weise die Abänderung oder

Neuherstellung derartiger Anlagen zu erfolgen hat.
Hierauf ist mit Ermlttelung desjenigen Bedarfs an Grund und Boden zu verfah-

ren, welcher zur Herstellung der erforderlichen öffentlichen oder wirthschaftlichen Anlagen

nöthlgist.
Tritt der in §. 26 des Gesetzes vorgelehene Fall ein, dab ein sich ergebender Land-

überschuß unter sämmtliche Interessenten nach Verhältniß der Reinertrags-Einbeiten ihrer

zum Umtausch gelangenden Grundstücke zu vertheilen sein würde, so hat die Spezlal-=

Kommission auf eine gütliche Vereinigung der Zusammenlegungs-Interessenten dahin, daß
dieser Ueberschuß ganz oder zum Theil der betreffenden Ortsgemeinde als Gemeindegut

oder der betreffenden Schulanstalt als Schulgut überlassen und abgetreten werde, thun-

lichst hinzuwirken.

§. 22.

III. Planlage.

u. Leitende GrundsägeebeiEntwerfungderselben.

Nachdem hiernächst von der Spezial-Kommission das definitive Sollhaben der In-

teressenten ausgestellt worden ist, ist weiter von derselben unter Zuziehung des Feldmessers

mit Entwerfung der Plaulage zu verfahren.
Hierbei sind hauptsächlich die Bestimmungen in den §§. 19, 21, 22 und 23 des

Gesetzes maßgebend; jedoch ist vorzugsweise auf eine möglichst geschlessene Lage der neuen

Pläne Rückücht zu nehmen, daher, wo dieß ausführbar ist, jedem Interessenten für jede

in die Zusammenlegung gegebene Grundüüücksgaktung nur Ein Plan und in möglichst

wirthschaftlicher Lage anzuweisen.
In den Fällen, in welchen eine solche, das Interesse der Betheiligten fördernde,

Geschlossenheit vermöge der örtlichen Verhältnisse oder der Bodenbeschaffenheit nicht zu

ermöglichen ist, ist dennoch mit allem Fleiße darauf hinzuwirken,daßdieZahlderPläne
gleicher Kulturarten für den Einzelnen thuullchst beschränkt und dadurch der Hauptzweck

des Geseyzes erreicht werde. Die den kleineren Grundbesipern. auszuweisenden Pläne sind,
insoweil es nach der Oerklichkeit irgend ohne erheblichen Nachtheil für die übrigen In-

leressenten geschehen kann, in einem Flunthell in der Nähe des Orts, und zwar jeder in

Elnem Slücke zu legen.

Bei Ausarbeltung der Planlage sind ferner die aus verschiedenen Kullurarten (Felr,
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Wiese u. s. w.) beslehenden Pläne der einzelnen Interessenten, sebald dieß die Oertlich-

keit und Bodenbeschaffenheit gestatteiz, mir einander in Verbludung zu bringen; die Pläne

sind in möglichst geradliniger und verhältnihmäßig brelter, wirthschaftlich zweckmäßiger

Figur zu entwerfen und mit der erforderlichen Zugänglichkeit zu versehen; auch ist Rück-

sicht darauf zu nehmen, dah, mit möglichster Beachtung der früheren Lage, jedem Be-

tbeiligten beim Umtausche, so viel thunlich, Land von denselben Ganungen und Boden-

klassen, welchen das abgetretem Land angehört, ingleichen in derselben durchschniktlichen

Entsernung, in welcher sich seine früheren Grundstücke befanden, wieder zugetheilt wird.

Endlich ist bei Ausarbeitung der Planlage darauf Rücksicht zu nehmen, daß keinem

Imeressenten anstatt der von ihm abgetretenen solche Grundstücke zugetheilt werden,

1) welche zufolge der Stelle, an der sie gelegen, wegen großen Mißverbälmisses

zur Lage und Größe seines bisherigen Grundbeützes, von ihm nur mit besonderer Schwie ·
rigkeit bewirthschaftet werden könnten, oder
2) durch welche er einer bisher von Mehreren gemeinschaftlich getragenen Gefahr

der Beschädigung der Substanz der Grundsüncke durch Naturereignisse z. B. durch Ver-

sandung, Avulsion u. s. w., allein ausgesetzt, oder

3) genöthigt würde, sein Geschäft zu verlegen, oder eine wesentliche Umänderung
seiner bisherigen Wirthschaftsführung vorzunehmen, oder

4) die ihm den Anbau einer früher erzeugten Haupesruchtsorte (Noggen, Weizen
u. s. w.) fernerhin unmöglich machen würden.

Als wesentliche Wirthschafts-Umänderungen, wie sie vorstehend unter Nr. 3 erwähnt
worden, sind zu achten:

a. wenn eine biöherige Ackerwirkhschast in eine Viehzüchterei umgewandelt werden

mußte, und umgekehrt:

b. wenn ein Hauptzwelg der Wirthschaft, der im überwiegenden Verhälmisse zu

den übrigen stand, ganz oder doch größtentheils autgegeben werden müßte, oder nur

durch Anlegung neuer Fabrikationdanstalten erhalten werden könnte, und

c. wenn ein Gespann haltender Ackerwirth solches künftig nicht mehr halten könnte

und seine Länderelen mit der Hand bauen müßte, und umgekehrt.

K. 23.

b. Vorlegung der Planlage an die Vetheiligten.

Nach Entwerfung der Manlage ist von der Spezial-Kommission ein Termin an

Ort und Sielle zu dem Zwecke anzuberaumen, um die Erklärung der Betheiligten da-

rüber entgegen zu nehmen.
Mit der Vorladung zum Termine hat die Spezlal-Kommission jedem Betheiligten

einen, seln Besiyxthum umfassenden Extratt aus der Planberechnung zuzufertlgen, aus
57



286

welchem hervorgeht, wie viel Fläche und in welchen Kulturarten und Vonitätsklassen

und mit welchen Reinertragseinheiten derselbe in die Jusammenlegung gegeben bat, und

wie viel Fläche, ln welchen Kuliurarten und Vonitätsklassen und mit welchen Reiner-

tragseinheiten, ingleichen in wicviel und in welchen Pläuen er aus der Zusammenlegung

zurückerbalten soll.

Noch vor Abhaltung des Termins ist, wo dieß nach dem Ermessen der Spezial=

Kommission zur Veranschaulichung der neuen Manlage zweckmäßig erscheint, die leptere

— wiewohl nur vorläufig und summarisch und ohne irgend welches Präjudiz für die

Interessenten — unier Zuziehung der Betheiligten von dem Feldmesser an On und

Stelle durch Einschlagung von Pfählen abzustecken, um den Betheiligten die erfolgte

Ausweisung ihrer Forderungen für die von ihnen abgetretenen Grundstücke örtlich an-

schaulich zu machen.

Die nurgedachte vorläufige Absteckung hat sich indeß nur auf die Hauptplangrenzen

ohne Rücksicht auf die in den Plänen enthaltenen selbssiändigen ledigen Grunkstücke

(vergl. übrigens § 32 unten) zu erstrecken

Ueberhaupt hat der anberaumte Termin nur den Zweck, die Erklärung der von

der Spezial-Kommission hierbei gehörlg zu verständlgenden Betheiligten über die Lage

und sonstige Beschaffenheit der einem Jeden von ihnen zugewiesenen Pläue zu extrabi-

ren, während etwaige Erinnerungen gegen die Richtigkeit des, bei der Planberechnung

angewendeten Rechnungswerks, sowic der späteren (§. 32 unten) vorzunehmenden defini-

tiven Vermessung der Pläue noch bis vor Ablauf der zur Erklärung über den Zusam-

menlegungsplan zu setzenden Frist vorgebracht werden dürfen. Jedenfalls indeß hat die

Spezial-Kommission die Interessenten vor Abgabe der Erklärungen über die Planlage

darauf aufmerksam zu machen, daß dieselbe eintretenden Falls noch durch die nach §. 25

unten vorzunehmende Entschädigungs-Erwittelung eine Abänderung erleiden kann.

c. Erinnerungen gegen die Planlage.

Erinnerungen gegen die Planlage sind, dafern die Spezial- Commission nicht aus.
drücklich eine andere Frist dafür bestimmt hat, bei Verlun spätestens in dem in §F. 23

oben gedachten Termine vorzubringen, und es sind die Betheiligten in der Ladung zum

Termine darauf hinzuweisen.

Werden von einzelnen Betheiligten fristmäßig Ausstellungen gegen die ihnen zuge-

theilten Plänc, von anderen dagegen Widersprüche gegen eine dieser Ausstellungen ent-

sprechende Abänderung der Planlage erhoben, so ist auf gütliche Beseitigung solcher Dis-

ferenzen mögllchst hinzuwirken.
Sind demungeachtet dle erhobenen Erinnerungen und Widersprüche in Güte nicht
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zu beseitigen, so ist über dieselben nach nochmaliger genauer Prüfung des Sachverhält-

nisses von der Spczial-Kommission Bescheld zu ertheilen.

8. 25.

Entschädigung für minder vortheilhafte Lage.

Sollte cs im einzelnen Falle nicht zu umgehen sein, daß elnem Zusammenlegungs-

interessenten enrferntere oder sonst für die Bewirhhschaftung vom Wirthschaftssiye aus

weniger günstig gelegene Grundslücke, als die zeither von ihm besessenen, zugetheilt wer-

den müssen, ohne dah dieser Nachtheil durch erfolgte Verücksichtigung bei der Bonizirung

oder durch günstigere, beziehentlich nähere Lage anderer, dem betressenden Interessenten

auher den oben bezeichneten, zugewiesener Grundstücke ausgeglichen wird, so ist demsel-

ben, sobald die Plaulage fesisteht, und dafern sich nicht die Betheiligten über elne dies-

fallsige Ausgleichung in Güte einigen, nach Maßgabe der Bestimmungen in §. 23, be-

Fiebentlich §. 24 des Gesetes eine angemessene Entschädigung, in der Regel in Land,

von der Sxczial-Kommission auszuwersen und das Ergebniß den Betheiligten unter

Sehung einer angemessenen Präklusiofrist zur Stellung etwaiger Erinnerungen vorzule-

gen. Fristmäßig angebrachte Erinnerungen sind von der Spczial-Kommission zu erör-

tern und nöthigenfalls durch Bescheid zu erledigen.

Was inobesondere die Ermittelung der Entschädigung für gröhere alo bisher ge-

habie Entfernung betrifft, so ist dlese von der Spezial-Kommission berechnungsweise nach

Anleitung des gegenwärliger Verordnung angefügten Beispicles unter II. zu bewirken.

8. 26.

Fälligkeitstermin für die nach 8. 24 des Gesetzes zu gewährenden Geldenkschädigungen.

Trikt der in §. 24 des Gesetzes gedachte Fall ein, daß die nach den 9§. 21 und

23 des Gesehes einem Theilhaber gebührenden leinertrags-Einheiten ausnahmsweise

zum Theil in Geld zu entschädigen sind, so ist die Zahlung dieser Geldentschädigung,

in Ermangelung elner dießfallsigen gütlichen Verelnigung der Interessenten, mit demje

nigen Jeilpunkte fällig, wo der Zahlungspslichttge seine neue Planlage zu übernehmen hat.
Sollte die Uebernahme verschiedener Pläne eines und desselben Jahlungopflichilgen

zu verschiedenen Zeilpunkten statisinden, so ist als Fälligkeitstermin für dle Jahlung der

Geldentschädigung derjenige dieser verschiedenen Zeilpunkte anzusehen, welcher zuerst elnirltt.

8. 27.

Wahrnehmung der Rechte dritter Interessenten.

Zur nähern Ausführung von §. 29 des Gesehes wird bestimmt:

A Die Spezial-Kommission hat, sobald die Geldentschädigungen für die in 8 24
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des Gesetzes bemerkten Reinertrags= Einheiten, beziehentlich für den im 2. Alinea von

§. 30 des Gesetzes erwähnten Holzbestand feststehen, der betreffenden Hypothekenbehörde

von den Benägen und den Filligkeitsterminen (vergl. S. 26 oben und resp. E. 31

unten) dieser Emschädigungen Miuheilung zu machen.
4. Die Hypotbekbehörde hat hiernächstzuerwägen, welche Entschädigungen zufolge

ihrer Erheblichkeit die Berücksichtigung der drinen Interessenten erheischen, und welche

dagegen, ohne Gefährdung der Lepteren, dem Entschädlgungsberechtigten zurfreien Ver-

fügung überlassen werden können, von dem Ergebnisse dieser Erwägungen aber die Spc-

zial-Kommission alsbald in Kenntniß zu setzen.

C. Die Spezial- Kommission hat sodann demgemäß, unter gleichzeitiger Notizertheil-

ung an die Entschädigungsberechtigten, die Zahlungspflichtigen entsprechend anzuweisen

und insonders, was die der Berücksichtigung Drikter unterllegenden Entschädigungen be-

trifst, dahin zu bedeuten, daß sie diese Entschädigungen mit der Wirkung vollständiger

Befreiung von ihrer diesfallsigen Verbindlichkeit lediglich an die Hypothekbehörde einzu-

zahlen hbaben.
1. Haben bei eingekretener Verfallzeit der Entschädigungskapitale die Zahlungs-

Pflichtigen die unter c. vorgedachte Anweisung noch nicht erhalten, so haben sie sich zwar

der Auszahlung derselben an den Entschädigungsberechuigten zu enthalten, wenn sie von

ihrer Verbindlichkeit gänzlich befreit sein wollen; sie sind aber befugt, den sälligen Ent-

schädigungsbetrag bei der zuständigen Hypothekbehörde zu gerichtlichem Depositum ein-

zuzahlen.
e. Wegen derjenigen Kapitalzahlungen, bei denen Rechte Drikter wahrzunehmen

lind, hat die Hypothekbehörde nach Maßgabe der in §. 29 des Gesetzes angezogenen ge-

sehlichen Bestimmungen zu verfahren.

8. 28.

Uebergabe der Pläne.

Vor Uebergabe der neuen Planlage ist von der Spezial-Kommission im Falle des

nothwendig werdenden Umausches verpachteter Grundstücke nach Maaßgabe der dieserhalb
in §. 36 des Gesehes enthaltenen Vorschriften zu verfahren, sowie sich denn überhaupt

die Spczlal-Kommission der näheren Auseinandersehung, wie sie in Folge der Zusammen-

legung bezüglich verpachteter Grundstücke zwischen Verpachter und Pachter nach den Be-

stimmungen in §. 32 ff. des Gesetzes erforderlich wird, zu unterziehen hat, dasern sich

die betreffenden Interessenten ulcht von selbst in Güte darüber einigen.

Die Uebergabe der Pläne an die neuen Besiper derselben erfolgt, dafern sich die

Betheiligten über eine andere Fristbestimmungnichteinigen, jedesmal nach abgebrachter

Ernte desjenigen Fruchtjahres, in welchem die Planlage eurweder durch gütliche Vereinig-
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ung der Interessenten oder rechtskrästige Entscheldung definitiv festgestellt worden ist —

vergl. jedoch §. 36 des Gesehes — und zwar spätestens in folgenden Terminen:

1) alle mit Halm= oder Hülsenfrüchten bestellte Aecker sind drei Tage nach Abfuhr

der Hauptfrucht (Mandeln, Stiegen, Puppen u. s. w.),

2) alle mit Schnittklec, Luzerne u. s. w. bestandene Accker am 15. September,

3) alle mit Kartoffeln und Rüben bestellte Aecker nach dem durch das örtliche Ver-

bälmiß bestimmten Ermessen der Spezial-Kommission zwischen dem 1. und 15. Oktober,

1) alle mit Kraut (Kopfkohl) bestandene Aecker am 1. Novemher,

5) alle Brachfelder (reine Brache), Lehden, Anger, Weiden am 15. August zu

übergeben.

Hieraus folgt, daß Stoppelfrüchte oder Futterkräuter (Gemenge, Stoppelrüben, Sper-

gel) nach Abbringung der Hauptfrucht von den bisherigen Parzellenbesipern nicht mehr
erbaut werden dürfen.

Dagegen findet

6) die Uebergabe der Wiesen nach abgebrachtem Grummet und spätestens am 8. Ok.

tober siatl.

7) Obstbäume und Teiche ünd nach dem Ermessen der Spezial-Kommission und spä-

tesiens am 31. Oktober zu übergeben.

8) Umzutauschende Holzparzellen sind, wenn der Holzbestand an den neuen Besiper

mit übergeht, mit dem 1. November, sobald aber erücrer nicht mit abgetreten wird, in

der Regel am Schlusse des Jahres, in welchem die Uebernahme der übrigen Pläne statt-

findet, zu übernehmen, und ist deshalk letztern Falls bis dahin der Abtrieb des Holzes

zu bewirken. Ist der Abtrieb der Holzbestände wegen deren Umsänglichkeit oder sonstiger

Verhältnisse innerhalb dieses Zeitraumes nicht thunlich, so hat die Spezial--NRommission

den Zeitpunkt,zuwelchemdie Uebergabe der betreffenden Holzgrundstücke zu geschehen

hat, den obwaltenden Verhältnissen gemäß, festzustellen. In gleicher Weise ist durch die

Spezial-Kommission der Zeitpunkt der Uebergabe bei solchen Grundstäcken sestzustellen,
welche wie Teiche, Steinbrüche u. s. w. nur in Folge freier Uebereinkunft der Betheilig-

ten zur Zusammenlegung gelangen können. (Vergl. Schlußsah in §. 3 des Gesetes).

Uebrigens ist den künftigen Planbesipern schon im Frühlinge desjenigen Jahres, in
welchem die Uebernahme der neuen Pläne statifindel, sofern nur leptere zu dieser Zeit

feitstehen, gestattet, Klee in die mit Winterfrüchten bestandenen oder dic mit Sommer-

früchten zu bestellenden oder bestellten Aecker, aus welchen die neuen Pläne gebildet wor-

den sind, einzusäen.

Es bewendet bel dem rechtlichen Grundsatze, nach welchem auch die Eigenthümer

der neuen Pläne die Verpflichtung haben, das seinem natürlichen Abfalle nach letztere
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treffende Feldwasser ohne Welteres aufzunehmen, dafern zu dessen Ableitung nicht beson-

dere Abzugsgräben ausgewiesen worden sind. (Vergl. §. 26 des Gesepes.)

8. 29.

Interimistische Verfügung.

Wenn Einwendungen einzelner Interessenten gegen dle Planlage von der Spezial-

Kommission als unberücksichtlich zurückgewiesen worden ünd, gegen die diesfallsige zurück-

weisende Resolution aber Verufung eingewendet worden ist, so kann, dasern die betref-

fenden Einwendungen im Verhältniß zum Ganzen nicht erheblich sind und das Gesammt-

interesse der Zusammenlegungsinteressenten es erheischt, auch die Nechte drikter Personen

nicht entgegenstehen (vergl. §. 36 des Gesepes), von der Spezial-Kommission und zwar

von beiden Kommissarien gemeinschaftlich, auf Amtrag der (nach der durch Reinertrags-

Einheiten begründeten Stimmberechtigung zu berechnenden absoluten) Mehrheit der Zu-
sammenlegungsinteressenten, die interimistische Ausführung der Zusammenlegung, durch

Ueberweisung der neuen Pläne an die in der Planberechnung (F. 23 oben) bezeichneten

Empfänger zur wirthschaftlichen Benupung verfügt werden.

Berufungen gegen die kommissarische Feststellung eines solchen Interimistikums ha-

ben keine Suspensivwirkung.

C. 30.

Zufällige Werthsgegenstände.

Die Spezial-Kommission hat die wegen der Enischädigungsermittelung tür zusälllge

Werthögegenstände (§. 25 des Ges.) erforderlich werdenden Verhandlungen zur geeignet-

sten Zeit vorzunehmen.

1) Zu dem in §. 25 des Gesehes unter u. aufgeführten Werthsgegenstand gehört

auch der in S. 16 oben gedachte einmalige und vorübergehende Meliorations= und Kul-

lturveränderungsaufwand.

2) Eine Düngungsentschädigungsberechnung (§. 25b. des Ges.) ist in dem Falle

nach Anleitung des, gegenwärtiger Verordnung angefügten Beilpieles III. anzulegen,
wenn ein gütliches Einverständniß unter ben Betheiligten über ein gegenseitlges Fallen-

lassen der darauf zu machenden Ansprüche oder ein Vergleich im Bausch und Bogen

über deren Werth nicht zu vermittleln sein sollte. «

HleibctsindfolgendeBestimmungenmaßgebanDekWekthdekDünqungbesitli
sich nach der Masse und Güte des aufgebrachten Düngmaterials.

Im Allgemeinen ist

 ) eine volle Düngung dann anzunehmen, wenndie ortsübliche Menge pro Morgen
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aufgebracht, die Düngung aber von dem bisheiigen Eigenthümer noch nicht ortsüblich

benutt wurde;
b) die Hälfte dieses Betrags ist dann zur Vergütung zu bringen, wenn der Eigen-

thümer des Grundütücks eine Frucht von der Düngung enntete.

Ist von dem Acker seit dessen lehter Düngung schon die zweite Fruchl gezogen wor-

den, so findet eine Vergütung für Düngung weiter nicht Statt.

3) Die Entschädigungsermittelung für andere zusällige Werthsgegenstände der im

§. 25 des Gesetes unter c. 1. c. gedachten Art ist besonders nach Befinden unter Zu-

ziehung von sorümännischen oder andern geeigneten Sachverständigen zu bewirken, inso-

fern es der Abtretende nicht vorzieht, solche vor der Ueberlassung des Grundstücke, auf

welchem üie sich befinden, an den neuen Planbesitzer, hinwegsunehmen. Indessen dürfen

Eruchtbäume, welche sich auf dem abgetretenen Grundstücke besinden, dasern sich der

künstige Besiper des neuen Planes binnen einer von der Spezial-Kommission dafür be-

stimmten Frist bereit erklärk, dieselben mit zu übernchmen, nicht wecgeschlagen oder aus-

gerodet werden, vielmehr steht solchenfallo dem bisberigen Eigenthümer derselben nur der

Auspruch auf angemessene Entschädigung zu.

1) Umter die zullligen Werthogegenstände sind auch die, ekwa bei Uebergabe der

Pläne von einzelnen Interessenten schon aufgewendeten, jedoch lediglich dem neuen Plan-
besiyer zu Gute gehenden Kulturkosten für Bearbeitung, Bestellung und Samen auf das

nächste Frühjahr zu betrachten.

Die diesfallsige Arbeit, sowie der diesfallsige Samenbedarf ist nach orksüblichen, von

der Spezial-Kommission festzustellenden Lehnsäpen und nach den zur Saatzeit statifin-

denden Fruchtpreisen zu vergüten.

8. 31.

Zeitpunkt für Leistung der Vergütung zufälliger Werthsgegenstände.

Die für überlassene zusällige Werthsgegenstände zu gewährenden Entschädigungsbe-

näge sind, dafern sich die Parteien nicht über einen andern Fälligkeitstermin vereinigen,
mit dem Zeilpunkte zahlbar, wo die Zahlungspslichtigen die betrefsenden neuen Pläne

zu übernehmen haben.

Definitive Ausmefsung und Versteinung der Pläne und Ausarbritung desZusammenlegungsplans.

Steht die Zeit der Manübernahme fest, so ist sobald als möglich von der Spezlal=

Kommisson die definttive Ausmessung und Versteinung der einzelnen Pläne und der

etwa in ihnen enthaltenen ledigen oder solcher Pertinenzgrundstücke, welche mit besonds-
tren Oppotheken, Vor= oder Wiederkaufsrechten behaftet sind (vergl. §. 27 Schlußfat



392

und §. 31 des Ges.), sowie die Fertigung der ersorderlichen Rein oder Plankarten an-

zuordnen. Hicrauf sindet die Revision der Plaulage durch den Revisionogeometer (vergl.

oben §. 14) statt, nach derern Erfolg zur Ausarbeitung des Zusammenlegungspiaus,

den der zugezogene Feldmesser nach Anleitung des, gegenwärtiger Verordnung angesüg-
ten Beispiels sub IV. zu fertigen hat, zu verschreiten ist.

Den ausgearbeiteten Zusammenlegungsplan hat die Spezial-Kommission den In-

teressenten, unter Einräumung einer angemessenen Frist zur Einbringung von Erinne-

rungen gegen denselben oder gegen die obengedachte desininve Ausmessung, abschristlich

zuzufertigen.
Fristmäßig eingebrachte Erinnerungen, welche sich übrigens nur
u. gegen die Richtlgkeit deb bei der Planberechnung angewendeten Rechnungswerks

oder der nur bemerkten Ausmessun

b. gegen Annahme und Bestimmungen, welche entweder mit getroffenen aktenkun-

digen Vergleichen der Vetheiligten, oder mit rechtskräftigen Bescheidungen, oder mit in

Kraft geiretenen Präjudizen in Widerspruch siehen, richten können, sind durch Verstän-

digung der Interessenten oder durch Bescheidung, beziehentlich wenn sie gegßen die Ver-

messung gerichtet sind, in der oben in §. 14 geordneten Maße zu erledigen.

Nach Erledigung der Erinnerungen, oder, falls überhaupt Erinnerungennicht ge-
zogen worden sind, sofort nach Ablauf der zur Einbringung von Erinnerungen gestell-

ten Frist, ist der Zusammenlegungsplan nebst Akten, Bonikirungs= und Reinkarte an

die General-Kommission zur Prüsung und Genehmigung einzusenden.

8. 33
Regulirung der Grundsteuern.

Ist die Genehmigung der General-Kommission erfolgt, so hat die Spezial-Kommis-

sion sämmtliche betreffende Spezial-Kommissions= und Feldmesserakten nebnt Karten an

das Katasterbureau behufs der Regulirung der Grundsteuern abzugeben.

Die Regulirung der Grundsteuern erfolgt auf Kosten des Staats.

8. 34.

Abfassung des Rezesses.

Sobald die Akten und Karten von dem Katasterburcau an die Spezial-Kommission

zurückgelangt sind, ist zur Absassung des Rezesses, in welchem der entworfene Zusammen-

legungsplan den wesentlichsten Theil bildet, zu verschreiten und hierbei allemhalben den

entsprechenden Vorschriften des Ablösungsgesetze# vom 28. März 1638 nachzugehen.

Jedem Rezeßexenwlare ist eine Reinkarte beizulegen.
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Die Herzoglich Sachsen-Altenburgische General-Kommission für Ablösungen, welche

für die Grundstückszusammenlegungen im Herzogthume Sachsen. Altenburg als zweitin.
stanzliche Oberbehörde fungirt, bildet zu Folge einer abgeschlossenen Uebereinkunft auch

für die im hiesigen Fürstenthume vorkommenden Grundstückszusammenlegungen die zweit-

instanzliche Oberbehörde mit allen denjenigen Functionen, welche tm Grundstückszusam-

menlegungsgesetze und in den obigen 6§. der General-Kommission beigelegt sind.

Bel ihrer Geschäftsführung in hiesigen Zusammenlegungssachen dienen ihr die hiesi-

gen Landesgesetze zur Norm.

Sie übt die ihr im hiesigrn Fürstenthum übertragenen Compekenzen von ihrem Site

in der Herzoglichen Residenzstadt Alrenburg aus unter dem Titel: „Fürstlich Reuß-Plau-

ische General-Kommission für Grundstückszusammenlegungen.“
Die Formen der Verhandlung zwischen der gedachten General-Kommission und den

diesseitigen Fürsilichen Behörden sollen die nämlichen sein, welche für den Geschäftsver-

kehr von und mit Mittelbehörden im biesigen Fürstenthum bestehen.

Der General-Kommission stehen gegen die im hiesigen Fürstenthum bestellt werden-

den Spezial-Kommissionen, neben den im dienstlichen Geschäftsorganismus begründeten

Kompetenzen in disziplinairer Hinsicht die Straf= und Exekutionsmittel des Verweises

und der Geldstrafen bio zu Zwanzig Thalern zu.

Die Gebühren und Verläge der General-Kommission in Zusammenlegungssachen

werden nach einem besonders verelnbarten Regulative liquidirt und aus der hiesigen Lan-

deskasse berichtigt. Sie sind daher in den Fällen, in welchen die Interessenten nach

8. 40 des Gesetzes zur Tragung derselben verpflichtet sind, nach Maßgabe des Bescheids

der General-Kommission durch die Spczialkommission zu erheben und an die Fürstliche

Hauptstaatskasse abzuliesern.
Gera, den 8. Oktober 1860.

Fürstlich Reuß-Pl. Ministerium.
v. Geldern.

Münch.
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Beispiele IV

zur

Verordnung,
die Ausführung des Gesetzes über Zusammenlegung von Grundstücken

betreffend.

Druckfeblerberichtigung.

Seite 354 Zeile 13 v. o. ist nach dem Worte

„einzelnen“
das Wort

„Zalle“

zu ergänzen.

Aunsgegtben den 7. November 1860.
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Beispiel 1.

Stimmenberechnung.

Qualität Kutmrart Slur- lächenge-
Namen. des " buhe s halt 6“ Stimmen.

Grundstücks. Parzellen. mer
Urg.IRb.

4) Provokanten.

1) Erust Friedrich Naumann Gebundenes Gul Fesd 121 7 20
- - 13721100

Felda.HI-tg.2111921
- Wiese 292 199
- Laubholssls—160

- id 17 1

 IIIIIEE

 24%

2) Jehann Gotmieb Milde sraiche mit Feld 214
Soaura Feld u. Wiese 236 2 19

- Zeld 239 —170
642 — 100

Ledige Grund- Wiese 84— 890
stucke - 8 1 15

Nadelbolz 319 — 110

. Feu- 3207Iu

- - 711 9 100

9 12391 16n

3) Johann August Bauer .bbeige Grund= Feld 230 1 9
stcke 32— 100

- Wicfcts.Teich-lä9—61

- Wiese 1600— 124
. Feld 596230

dems»

4) Johann Melchior Petzsch u) Gebundenes Gut Feld 219 1 2
Hutung 220—17

- Lattbho1322l--

· Wiese 222 1

Feld 311
- 327 3

- 409 2

Feldu.Huung!Vd12 3
Hutun 11
Laubhotz18 2 4

105

alus 48,
) Die Stiminenbruchtheile haben zu ihrem Generalnenner die Zahl 160.
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.. lur.

Zualifät Aulmrart 6 Elächenge-
Namen. · der buchs- gehat Stiumen.

Grundstücks. Parzellen. m-

mer. M. n
Transport,

bo)Grxundstückö= Feld 518 100
verband - 611 11109

- - 651 1 90

 Wiese 657 10
Ledige Grund- Feld, Wiese u. 660

stücke Hutung 4%
eld 667 2 17

- Nadclholchv 193

- Canbholz und

 Hutung 697 ilil

182 41 32,/#,%

Summe der Stimmen: 80%
1) Provo
) PSo h behmann a) Gebundeueg Gut Feld 104 23

" « 209 3 11

- Wiese und

Laubholz216 11
- Wicic247a1,55

- Ykadelbol32-l7b—i7s

. Fctv 251719

- - 259 3 33
b) Gebundene Gut Feld 154 1 19

- -»3122I57

s Wiese 401 1| 0
- Teich 402 — 47

- Feld 419 5/100
- - ilU sss7

13 3 25270
. l

2ciariAaItüMüllek-. ofkaitemtt «eld.9911.109
)H ch 6 5 alchen 5 117 11 11

Wiese 118— 100
3 10 4

3) Christoph Köhler Aaediges Grundst. Feld 328 650
1. 6 50 3,

4) Johann Goulob Schneider Ledige Grund- eld u.Hutung 511 144
*l7 —i Feld 519

. . 580 .

- Wiese 5903 54
- - 597 95

5 1 4 Sn

Summe der Sümmen 12,

Die Provokanten haben demnach bei Weitem mehr Stimmen, als die Prrvofaten.
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Beispiel II.

Entfernungsentschädigungsermittelung.

Die Entfernungsentschädigung. ist nach demjenigen Zeitaufwande zu bemessen, welcher * Unter-
wegssein des Gespanus und der Handarbeiter bei der Bestellung und Erme erforderlich ist.

Angenommen, daß 2 Morgen (= 1 Altenburg'scher Acker) in einer Entsernung von 150 lau-
senden Ruthen (= 100 Altenbnn#sce Rutben) sich vom Wirtbschaftsgehöste befinden, so wird deren

Werth folgendermaßen sich darstellen:
Um auf das Grundstück, welches 150 Ruthen vom Wirthschaftsgehöfte entfernt liegt, zu gelan-

gen, wird man bei ziemlich sestem und ebenem Wege mit beladenem Wagen 8 bid 10 Minuten, mit

leerem Wagen 6 bis 8 Minuten bedürsen; bin und zurück wird also die gedachte Entfernung durch-

schnitlich in 16 Minuten zurückgelegt. Für Pflug= und Eggespannarbeit sind für den Hin- und Rück-

weg 14 Minuten auslänglich und eine gleiche Zeitdauer ist für Hondarbeiten in Rechnung zu seellen.

Dies ergiebt einen Jeitaufwand für Zurücklegung der Wege zu Bewirthschaftung eines Arcale,

von 2 Morgen mäßig guter Bodenbeschaffenheit, welches nach dem Dreifelderwirthschaftssysteme mit
besömmerter Brache bewirthschaftet und in dreijähriger Düngung erhalten wird, wie folgt:

Beie

Spannarbeit,Handarbeit
Sunden:

a. Für die Winterart:

5 Fuder Dünger t Binterhalmfruchten zuszubringen . 4%
zmasiges slgen ...... 18%

* zmaliget gen O## i
uhren Getreide · . lmI

.!lm beim Sien ..... . sum

fukhandakbcttbcnn Düngerdreiten, 3Mann ... . ,0,-.

für Handarbeiten beim Hauen, Binden und ee 3 Monn ... - Zum
für Handarbeit beim Einfahren ... « One

b. Für die Sommerart: #

für 2maligts Pflüg ....·........«. 1% #
für kanliesB dtsvid Biijen ............. 3:« »

---.--.------ 20

 - 14 Wei 4 ! u%
Er #n

- - Einfahren 0%en

« tus 9% 2%
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Beia

Spamuurbein Handarbeit
Stunden:

Trausport 9% 2

c. Für die Sömmerungsart:

für 2maliges Müüten huochschninlich)- ........... l» »
für 2mal Eggen Walzen ---- Um-
für 4 Zuhren beigei n ***- *5 örtien " .... l»
sur Handarbeit beinc ...«. . ’0,«.

bei der mnte- 6240 .... . .1,-.

- - beim Einfaheen# .

l

Mithin ist an Zeitaufvand bei Unterwegssein innerhalb der breijãh I
rigen Bewirthschaftung nöthig .... thust

rnd daher durchschnittlich .... 3„ 193

für1Jchr. 5

Eine Stunde Spannarbeit, durch 2 Pferde mit Wagen oder Pflug und necht geleistet, ver-

werthet sich bei Verwendung #eigenen Geschirres in Rücksicht auf die bestehenden örtlichen Verhältnisse
mit 3 Sgr., eine Stunde Handarbeit unter gleicher Berücksichtigung mit 7 -Pf. Dies ergiebt einen
Wertb von

3,6 Stunden Spmarttt von — Wir. u Sgr. 6%60 f.
1## . Handarbeit — "lI0%

. mithin Iiiininariiih — wE— 12 Sgr. 5,,, Pf.

Dieser Betrag ist auf die angenommene Zläche von 2 Morgen und Entsernung von 150 lau-

fenden Ruthen zu vertheilen und ergiebt daber pro Morgen für eine Rulhe

— Thlr. — Sgr. 0/888 Pf.

(Hieraus solgt, daß wenn z. B. A. 20 Morgen Zeld 100 laufende Ruthen weiter entfernt, als

sein gleich großer Besipstand früher von der dem Grundstücke am nächsten befindlichen Grenze der

Dorflage entsernt war, aus der Zusammenlegung enwünge,

20 2c 028 Pf. 2&amp; 100 = 66 Sgr. 4 Pf. Rente

oder 66,#2 Reinertragseinheiten à 1 Sgr.

ECntschädigung zu sordern haben würde.)
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Beispiel III.

Düngerentschädigungsberechnung.

Nr. Düngung Hat daher zu

Sutnan. Eder er

Lausende Name. gane 4 halbe ü2 Werths=
Ur. Par- Thit. pro Thlr. pro betrag. empsangen vergüten:

Morgen. Morgen.
zelle

Mrg-/(II. Mitg Cb. Hirx.o

1. Joh. Goufried Naumann

a. hat abgetreten 8371 50
999090 7 10

123A4t1

15 ——60 —

b. hat empfangen 90 5
911——
980 11 384
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Beispiel IV.

Zusammenlegungsplan.

Flächeninhalt:

Morgen. Ruthen.

Zur Vermessstsung sud Wegen worden:nFeld 264 18
n Wel 9 100
anHolz 2 170

d. an —2 bonitirten Fülchen 12 115

In Summa 289 43

Von der zumenle werden ausgeschlossen:
di von êßv 1 dis mit Nr. 16 12 65b. die Puücelle Nr. — 50

Zusammen 12 115

Mitbin kommen zur Zusammenlegung 276 108

und zwar:

a. au ged . 264 18
b. an Wiese 9 100
c. an Holz 2 170

[ uts.

wic dies aus der nachstehenden Tabelle mit Mehreren heworgeht:
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gab zur Zulamnenledung *ei-

Sorl! NKr. ualiit Name IM reducirsstragzu

lau- der aufI.sd.neu-
ane un der des zun an nicht Feid- seuWe·
fendes Ueber- ã bonitirteriklasse #en u.

Besitzung. 3 Fläche au an an it
Nr. 4 esitzers. über.Feld. Wiese. Holz Fläche.er Grä-

Nr. chtskarte. unpt. Reinerben.
trag.

M. R. M. R.IM.R.IV. R.M. R. GEat Einb.
. · ; i - «

www-»N-GuksossaaoiZLLJ.j3385,..33,»
4l.sc.neSEutNamtnan ; - « i

l

i L

s

10.52.Gund. Derselbe 1 158155|. 32%2%
stückover- 6 |

lte.3.Ledigesn,Derselbe 110 — 1090 0D0995%
Grundst. 1

.

ic. E
i T

Summa s270, 138/258 - 9 100 2| 1700 M——

Hierzu 1
u. die alten Wege2 51505 150 . I. .. J. 201,

b. die Isenniichen aeriiian .

I. Kommunikationswege, und zwar )
von .B. nach C. 1.
nach C. .
nach B l
nach A

I. Grãben· » » ,

Abzugsgräben in den Wiesen s

E
Ueberhaupt 276 — 18 6 100 :7 170 .29906,
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*( 2 empfängt aus der Zusammenlegung

behält t.

«--bctmmä1
Einschqu-
gung nach öorde puig
§. 23 des ·

Gesetzes. Klasse

empfängt
Bezeich

reducirt nung deps#ach
anfI. r

Feldllasse neuen in 1. Klasse

t. soder Rein- Plane.

mehrjniger
EEnb., End.] Einb. Einb. ub. [Euh.

onn35 3352,/ nne

1 :

2878,460 10
473% 6

1 » ·

EIIIIIIIIIIE H3%%%
« «,.-.--.. l,--L.--....

o,·,j.94,..— 118 uss H944u%%

rc. tc. tc

nuobunnomog

——

*2
*—

T. -
1— l8-x

7 7/J—. T. S

2 10%%„ „ EE P.] 26

1 J1 10% b.|2.
1 4%l Fle c. 2
1 101 117A 76% d. 2.

— 251 2 233% 0,

1 uts r

276 i* n 9 oo 2 | vpagos,
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Gesetzsammlung
für die

Furstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 225.

1) Landesherrliche Berordnung, die Zahlung des Schulgeldes an die Lehrer öffentlicher Schulen betr.,

vom 28. November 1860.

(Pobl#irt in Nr. 19 des Amts- und Verordnungsslatles vom Jahr 1860.)

Wir Heinrich der Sieben und Sechzigste von Gottes Gnaden Jün.

gerer Linie regierender Fürß Reuß, Stammes Aeltester, Graf und Herr

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und
Lobenstein 2c. 2c.

verordnen hiermit — da die subsidiarische Hasipflicht der Gemeinden für die Schulgel-

derbezüge der Lehrer bisher nicht in allen Landestheilen nach gleichen Bestimmungen

zur Ausführung gebracht worden ist, die zur Verbesserung der Schulstellen aus Landes-

mitteln getroffenen Anordnungen aber eine gleichmähige Feststellung dieses Gegenstands

erfordern—auf den Antrag des zulett versammelt gewesenen Landtags Nachstehendes:

1.

Wo die öffentlichen Lehrer nicht anstatt des Schulgelds feste Abfindungen oder Be-

soldungen beziehen, lnd die Ortsgemeinden rechtlich verbunden, dafür Sorge zu tragen,

Ausgegeben den 13. Februar 1861. 61
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daß die Schullehrer das Schulgeld in demjenigen Betrage, in welchem es nach gesehli-

cher Bestimmung (Geraische Landschulenordnung § 75, 1 und 2. Schleizer Landschulord-

nung § 46 nebst Verordnung vom 5. Mai 1813. Lobenstein= Ebersdorfer Verordnung

vom 30. August 1842 &amp; 25. Saalburger Landschulenordnung § 31.) oder besonderm

Ortsherkommen zu entrichten ist, für die Kinder erhalten, welche zufolge gesehlicher

Vorschrift die Schule zu besuchen haben. Die Armuth der Eltern und die Unthunlich-

keit der Beitreibung des für ihre Kinder zu entrichtenden Schulgeldes von denselben min-

dern nicht den Anspruch des Lehrers auf den vollen Empfang des Schulgeldes und

es ist nach den gesetzlichen Grundsähen über die Armenversorgungspflicht der Ausfall

am Schulgelde durch die Gemeinde des Orts, in welchem das die Schule besuchende

Kind sich aufhält, zu ersetzen.

2.

Die in den Landschulenordnungen oder sonstordnungsmäßig bestimmte Elnnahmege-

bühr der Ortsschulgeldeinnehmer ist von dem schulgeldberechtigten Lehrer zu tragen und

bei der Ablieferung an denselben verhältnihmähig in Abzug zu bringen.

Wodie Schulgeldeinnahme bisher noch nicht durch Communalbeamte oder Dorsge-

richtspersonen erfolgt ist, ist unverzüglich die Bestellung von Schulgeldeinnehmern nach

Maßbgabe der bestehenden Geseyesvorschriften durch die Gemeindebehörde vorzunehmen.

3.

Die Erhebung des Schulgelds von den Eltern oder denen, welche deren Stelle ver-

ireten, erfolgt durch die Einnehmer auf Gruud eines von dem Schullehrer — bei Schul-

bezirken, die mehrere Ortschaften umfassen, für jede Ortögemeinde besonders — ausgefer-

tigten, vom Lokalinspektor beglaubigten Vezeichnisses, monatlich oder — wo dieh her-

gebracht ist — vierteljährlich.

Am Schlusse jedes Quartals muß das Schulgeld für die darin begriffenen 3 Mo-

nate vollständig gewährt sein. Wegen der Fehlbeträge, die nicht haben eingezogen wer-

den können, hat der Einnehmer die Ergänzung aus Gemeindemitteln in Anspruch zu

nehmen und zeitig bei dem Gemeindevorstande Anzeige davon zu machen, damit dieser
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die erforderliche Zuschußzahlung auf die Gemeindekasse anweist und für deren rechtzeitige

Aufbringung durch Anlagen sorgt.

Sollte hierin eine Säumigkeit eintreten, so hat der Schulgeldeinnehmer auch ohne

Verlangen des schulgeldberechtlgten Lehrers, bei der vorgesetzten Behörde des Gemelnde-

vorstands Anzeige davon zu machen.

4.

Wo noch kein Einnehmer vorhanden ist und Ausfälle am Schulgeld vorkommen,

haben die Lehrer sich wegen Ersahes der letzteren unter Beifügung eines vom Lokal=

schulinspektor bescheinigten Verzeichnisses an den Ortsvorstand zu wenden und wenn die-

ser nicht bis zum Schluß des Quartals die volle Zahlung vermittelt, bei der ihm vor-

gesetzten Landesbehörde um entsprechende Verfügung nachzusuchen.

5.

Den Gemeinden steht wegen der verlegten Schulgeldbeträge gegen die Eltern der

Kinder in vorkommenden Fällen auch gegen die auswärtige Heimathsgemeinde der Re-

greß zu.

6.

Für die Aufbringung der durch die Schulgeldewertretung den Ortsgemeinden entste-

benden Ausgaben gelten dieselben Bestimmungen, wie für andere, Gemeindeabgaben, nur

soll zu den Umlagen, welche zu diesem Zwecke ausgeschrieben werden, kein etwa zum

Gemeindebezirk gehöriges Grundbesipthum oder Gemeindeglied mehr als den vierten Theil

beizutragen haben, wenn sein sonstiger Gemeindeanlagensaß auch ein höherer wäre.

7.

Gegenwartige Verordnung tritt mit Anfang naächsten Jahres in Kraft. Gleichzeitig

kommen die Zablungen in Wegfall, welche bisher aus den Stiftungs= und Schulkassen

der einzelnen Landestheile als Enlschädigung wegen ausfallender Schulgelder an die

Schullehrer gezahlt worden sind, wobei Wir Uns indessen vorbehalten, da vorstebende
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Bestimmungen die Verbesserung und nicht die Verminderung der Schullehrergehalte be-

zwecken, im eintretenden letzteren Falle auf Antrag der Landesschulbehörden anderwelte

besondere Bewilligungen zu Gunsten der bisherigen Percipienten zu genehmigen.

Urkundlich unter Unserer elgenhändigen Unterschrift und beigefügtem Fürstlichen

Infiegel.

Schloß Osterstein, den 26. November 1860.

(L. S.) Heinrich LXVII.

v. Geldern.
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2) Ministerialbekanntmachung, den Postwereinsvertrag vom 18. August 1860 betr.,

vom 29. Jannar 1861.

Auf der vierten Deutschen Poslkonserenz zu Frankfurt a. M, ist unter dem 18. Au-

gust v. Is. ein neuer Postvereins-Vertrag abgeschlossen worden, welcher in Bezug

auf das Fürstenthum Reuß Jüngerer Linie von Sr. Durchlaucht dem regierenden Für-

sten genehm gehalten worden und mit Anfang d. Is. in Kraft getreten ist.

Gleichzeitig ist auch das unter demselben Tage vereinbarte neue Reglement für

den Postvereinsverkehr in Kraft getreten und es sollen die in lehterementhaltenen Dienst-

vorschriften ebenso wie die Bestimmungen in Art. 24, 26 und 60 des neuen Postver-

einsvertrags mit Genehmigung Sr. Durchlaucht des Fürsten auch auf den Postwerkehr

im hiesigen Fürstenihume und zwischen dlesem und den übrigen Theilen des Fürstlich

Thurn= und Taxisschen Posibezirks jedoch mit der Beschränkung Anwendung finden, daß
im Allgemeinen für den innern Verkehr die in den bestehenden Verträgen und

Verordnungen enthaltenen Bestimmungen und Tarissäye in Gileigkeit bleiben.
Nicht minder bleiben neben den Vereinbarungen über die Portofreiheit von Staats-

diensisachen im Posivereinsgebiete in Art. 28 und 68 des Vertrages die durch die mit

dem Fürüen von Thurn und Taxis Durchlaucht abgeschlossenen Verträge vereinbarten

Portofreithümer in dem bisherigen Umfange fortbeüchen.
Indem wir Höchster Entschließung zu Folge den Posivereinsvertrag vom 18. Au-

gust v. Is. in der Bellage A, und das Reglement von demselben Tage in der Beilage B,

Behufs der Darnachachtung zur öffentlichen Kenumiß briugen, machen wir besonders

auf folgende Abweichungen von den bisher giltig gewesenen Bestimmungen aufmerksam.

Art. 8 des Vertags. Das Zollpfund wird künftig bel sämmtlichen Vereinspostan-

stalten in 30 Lothe eingetheilt.

Art. 22 des Vertrags und §. 11 des Reglements. Alle auf rein mechaulschem

Wege hergestellte, zur Beförderung mit der Briespost geeignete Gegenstände dürfen unter

Kreuzband gegen die ermähtigte Taxe befördert werden.

Art. 24 des Vertrages. Der Frankirungszwang für rekommandirte Briefe ist auf-

gehoben.

Art. 26 des Vertrages. Die bestandene höhere Bestellgebühr für zur Nachtzeit zu

bestellende Expreßbriese ist in Wegfall gekommen.

Art. 38 des Vertrages. Der Minimal- Fahrpost-Portosay von 7 Sgr. für Ent-

fernungen über 40 Meilen ist aufgehoben.

Art. 59 des Vertrages. Das Werkhporto ist dadurch ermähigt worden, daß die

Progressionsstufen von je 40 Thlr. und 80 Thlr. auf je 50 Thlr. und 100 Thlr. er-

höhet worden sind.
62
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Art. 60 des Vertrags. Auch den Fahrpost-Sendungen können künftig Rückscheine

(Retour-Recepisse) beigegeben werden.
Art. 62 des Vertrages. Das Maximum bei Baareinzahlungen ist von 40 Thlr.

auf 50 Thlr. erhöht worden.

Art. 63 des Vertrages. Das Porto für schwerere Begleitbriete wird nicht mehr

nach der Briestaxe, sondern nach der Fahrposttaxe berechnet.

8. 24 des Reglements. Dem Publikum ist unter Umständen die Möglichkeit ge-

währt, Sendungen auch vor der Ankunft an dem bezeichneten Bestimmungsorte in Em-

pfang zu nehmen.

Gera, am 29. Januar 1861.

Fürstlich Reuß-Pl. Ministerium.
v. Geldern.

Münch.

Beilage A.

Post. Vereinsvertrag
vom 18. August 1860.

Nachdem der revidirte Postvereins-Vertrag vom 5. Dezember 1851 durch die Nach-

trageverträge vom 3. September 1855 und vom 26. Februar 1857 ergänzt und abge-

ändert worden isi, haben die hohen Regierungen von Oesterreich, Preußen, Bayern,

Sachsen, Hannover, Würktemberg, Baden, Luxemburg, Braunschweig, Mecklenburg-Schwe-
rin, Mecklenburg. Streliy, Oldenburg, Lübeck, Bremen und Hamburg, sowie Se Durch-
laucht der Fürsi ven Thurn und Taxis, für zweckmäßig erachtet, die bezeichneten Ver-

träge nebst den Beschlüssen der am 15. Mai 1860 in Frankfurt am Main zusammen-

getretenen rierten deutschen Post, Konferenz in Einen Vertrag zusammenfassen zu lassen

und isi demzufolge von den Bevollmächtigten der gedachten hohen Regierungen und Sr.

Durchlaucht des Fürsten von Thurn und Taxis der nachstehende

Postvereins-Vertrag
vorbehaltlich der höchsten Ratisikationen verabredet worden.

A. Grundsätzliche Bestimmungen.
Umfang und Iweck des Vereines.

Art. 1.

Der deutsche Postverein bezweckt die Feststellung gleichmähiger Bestimmungen für



411

die Taxirung und postalische Behandlung der Brief= und Fahrpost-Sendungen, welche sich

zwischen verschiedenen zum Vereine gehörigen Postgebieten oder zwischen dem Vereins-

gebiete und dem Auslande bewegen.

Oesterreich und Preußen gehören dem Postwereine mit ihrem gesammten Staats-

gebiete an. Außer diesen wird derselbe nur deutsches Gebiet umfassen.

Die Bestimmungen über die internen Brief= und Fahrpost-Sendungen bleiben den

einzelnen Verwaltungen überlassen.

Zusammengesetzte Postgebiete.
Art. 2

Der gesammte Verwaltungsbezirk einer jeden Post-Administration wird, auch wenn

sie mehrere Landesposten im Vereinsgebicte zugleich verwaltet, in dem Verhältnisse zu

den übrigen Vereinspost- Adminisirationen nur als Ein Postgebiet angesehen.

Vorbebalt binsichtlich der Ausübung von Postregals-Rechten.

Art. 3.

Durch den gegenwärtigen Vertrag sollen die gegenseitigen Rechts= und Besiy-Ver-

hälmmisse der betheiligten Postverwallungen in Absicht auf die Ausübung von Postregals-
Rechten in kelner Weise berührt oder in Frage gesiellt werden.

Der Beitritt der deulschen Postverwaltungen zu dem Postvereine ist für den Umfang

der von denselben nach dem bioherigen Besigstande repräsentirten Rechte und Verhälmisse

erfolgt. Sollie in Zukunft dieser Besitstand eine Aenderung erleiden, so werden die

Bestimmungen des Vertrages auf die in den veränderten Besipstand tretenden Verwal-

mungen nur so welt ausgedehnt werden, als darüber zwischen den betheiligten Verwaltun-

gen besondere Einigung getroffen wird.

Sicherung und Beschleunigung des Postverkehrs.

Art. 4.

Jede zum Vereine gehörige Postverwaltung ist berechtigt, für ihre Korrespondenz
jederzeit die Nouten zu benuyen, welche die schnellste Beförderung darbieten. Dabet ist

jeder Verwaltung freigestellt, dle innere Vereins-Korrespondenz über anderes Vereins-

gebtet stückweise oder in verschlossenen Packeten zu versenden.

Bezüglich der Anwendung der vorstehenden Bestimmung auf die Korrespondenz der

Hansestädte gelten die zwischen den betheiligten Postverwaltungen auf Grund der bestehen-

den Rechtsverhältnisse gekroffenen oder noch zu kreffenden besondern Vereinbarungen.

Art. 5.

Die Vereins-Postverwaltungen machen sich gegenseitig verbindlich, für möglichst
62°
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schleunlge Beforderung der ihnen zugefuhrten Korrespondenz Sorge zu tragen, und salls

von einer Verwaltung die Einrichtung eines Post-Kurses zur Beförderung der eigenen

Korrespondenzen im Bezirke einer anderen Verwaltung für sich in Anspruch genommen

wird, diesem Ersuchen gegen Ersatzleistung der Kosten, sowelt eine solche begründet er-

scheint, und gegen Zahlung der in den nachfolgenden Art. 15 und 1#6 festgesetzten

Transit-Gebühr zu entsprechen.

Art. 6.

Die Regierungen verpflichten sich gegenseilig, soweit es von ihnen abhängt, dafür

Sorge zu tragen, daß den Posiverwaltungen die ungehinderte Benutung der Eisenbahnen

und ähnlicher Verkehrsmittel überall für die Beförderung der Korrespondenz gesichert und

überhaupt dem wochselseitigen Postverkehre die Vortheile größtmöglicher Beschleunigung

Jewährt werden.

Entfernungsmaß.
Art. 7.

Die Entfernungen in dem Wehhselverkehre zwischen den einzelnen Post-Vereins-

gebieten werden ausschließlich nach geographischen Meilen (zu 15 auf Einen Aeauators=

Grad) bestimmt.

Vereinsgewicht.
Art. 8. 6

Für alle Gewichtsbestimmungen in dem Wechselverkehre der Post-Vereinsstaaten gilt

als Gewichtseinheit das Zollpfund. Dasselbe wird vom 1. Jannar 1862 an im ge-

summien Post-Vereinsverkehre in 30 Loth, mit der Unterabtheilung in Zehntel, getheilt,

sofern nicht bis dahin von Bundeswegen eine andere Eintheilung des Gewichtes be-

schlossen werden sollte

Münzwährung.
Art. 9.

Die Zutaxirung und Abrechnung erfolgt in der Landesmünze derjenigen Postbehörde,

welche das Porto einzieht.
Die Staaten, in welchen eine andere Währung besteht, als die des 30 Thaler-,

des 45 Gulden= und des 52.-Guldensußes, werden in Beziehung auf die Zutagzirung

und Abrechnung den Ländern des 30 Thalerfußes gleichgestellt, und wird dabei durch-

gängig der Thaler in 30 Silbergroschen eingetheilt.
Die Saldirung der Abrechnungen im Wechselverkehre der Vereins-Postlverwaltungen

geschieht, sofern nicht anderweitige Verständlgung besteht, in der Landesmünze derjenigen

Postverwaltung, welche Saldo zu eupfangen hat.
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Der hierbei in Folge von Cours-Differenzen etwa eintretende Verlust wird von der

zahlenden und der empfangenden Postverwaltung zu gleichen Theilen getragen.

Abrechnung.
Art. 10.

Diejenige Postverwaltung, an welche die Postsendungen unmittelbar, d. h. ohne

Berührung einer dritten Vereins--Postanstalt, übergeben und von welcher sie in eben der

Weise empfangen werden, übernimmt auf Verlangen die Abrechnung und Ausgleichung
mit den weiter liegenden deutschen Postverwaltungen.

Jeder für tranfitirende Sendungen anzurechnende Porto-Betrag ist nach Maßgabe

des Art. 9 in der Währung desjenigen Postgebietes anzusetzen, für welches die betreffende

Korrespondenz zur Abgabe an die Adressaken oder zur unmittelbaren Auslieferung an

das Vereinsausland bestimmt ist. Falls innerhalb dieses Postgebietes verschiedene Münz-

währungen bestehen, erfolgt der Ansatz in der verabredeten Währung. Bei der Abrech-

nung wird die Vergötung nach dem wirklichen Werthe des Porto-Betrages geleistet.

D. Briefpost.

Gemeinschaftliches Porto.

Art. I1.

Die sämmtlichen nach Art. 1 zu dem deutschen Postvereine gehörigen Staatogebicte

stellen bezüglich der Briespost für die Vereins-Korrespondenz und Zeilungs-Spedition

Ein ungetheiltes Postgebiet dar.
In Folge dessen wird diese Korrespondenz re., ohne Rücksicht auf die Territorial=

Grenzen, einzig mit den verabredeten gemeinschaftlichen Porlo-Taxen belegt.

I. Briefverkehr.

Vereins-Korrespondenz.
Art. 12.

Unter Vereins-Korrespondenz ist sowohl die Korrespondenz der Vereins-Postbezirke

unter sich (innere Vereins-Korrespondenz) als auchdieWechsel-Korrespondenz eines Ver-
eins-Postbezirkes mit dem Auslande (äußere Vereins-Korrespondenz) zu verstehen, wobei

es gleichviel ist, ob die letere nur elnen Vereinsbezirk oder deren mehre berührt.

a. Innere Vereins-Correspondenz.

Bezug des Porto.

Art. 13.

Das Porto, welches nach den Vereins-Taxen sich erglebt, hat jede Postverwaluung
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schleunlge Beförderung der ihnen zugeführten Korrespondenz Sorge zu tragen, und falls
von einer Verwaltung die Einrichtung eines Post-Kurses zur Beförderung der eigenen

Korrespondenzen im Bezirke einer anderen Verwaltung für sich in Anspruch genommen

wird, diesem Ersuchen gegen Ersatzleistung der Kosten, sowelt eine solche begründet er-

scheint, und gegen Zahlung der in den nachfolgenden Art. 15 und 16 festgesetzten

Transit-Gebühr zu entsprechen.

Art. 6.

Die Regierungen verpflichten sich gegenseltig, soweit es von ihnen abhängt, dafür

Sorge zu tragen, daß den Postverwaltungen die ungehinderte Benupung der Eisenbahnen

und ähnlicher Verkebrsmittel überall für dle Beförderung der Korrespondengz gesichert und

überhaupt dem wechselseitigen Postverkehre die Vortheile größtmöglicher Beschleunigung

gewährt werden.

Entfernungsmaß.
Art. 7.

Die Entfernungen in dem Wehhselverkehre zwischen den einzelnen Post. Vereins-

gebieten werden ausschließlich nach geographischen Meilen (zu 15 auf Einen Aequatoro=

Grad) bestimmt.

Vereinsgewicht.
Art. 8.

Für alle Gewichtsbestimmungen in dem Wechselverkehre der Posi-Vereinsstaaten gilt

als Gewichtseinheit das Zollpsund. Dasselbe wird vom 1. Januar 1862 an im ge-

sammten Post-Vereinsverkehre in 30 Loth, mit der Unterabtheilung in Zehntel, getheilt,

sofern nicht bis dahin von Bundeswegen eine andere Eintheilung des Gewichtes be-

schlossen werden sollte

Münzwährung.
Art. 9

Die Zutaxirung und Abrechnung erfolgt in der Landesmünze derjenigen Postbehörde,

welche das Porto einzieht.
Die Staaten, in welchen eine andere Währung besteht, als die des 30 Thaler,

des 45 Gulden= und des 52-Guldensußes, werden in Beziehung auf die Zutaxirung

und Abrechnung den Ländern des 30 Thalerfußes gleichgestellt, und wird dabei durch-

gängig der Thaler in 30 Silbergroschen eingetheilt.
Die Saldirung der Abrechnungen im Wechselverkehre der Vereins-Poslverwalzungen

geschieht, sofern nicht anderweitige Verständigung besteht, in der Landesmünze derjenigen
Poslverwaltung, welche Saldo zu empfangen hat.
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Der hierbei in Folge von Cours-Differenzen etwa eintretende Verlust wird von der

zahlenden und der empfangenden Postverwaltung zu gleichen Theilen getragen.

Abrechnung.
Art. 10.

Diejenige Postverwaltung, an welche die Postsendungen unmittelbar, d. h. ohne

Berührung einer dritten Vereins-Postanstalt, übergeben und von welcher sie in eben der

Weise empfangen werden, übernimmt auf Verlangen die Abrechnung und Ausgleichung

mit den weiter licgenden deutschen Postverwaltungen.

Jeder für tranfitirende Sendungen anzurechnende Porto-Betrag ist nach Maßgabe
des Art. 9 in der Währung desjenigen Postgebietes anzusetzen, für welches die betreffende

Korrespondenz zur Abgabe an die Adressaten oder zur unmittelbaren Auslieferung an

das Vereinsausland bestimmt ist. Falls innerhalb dieses Postgebietes verschiedene Münz-

währungen bestehen, erfolgt der Ansatz in der verabredeten Währung. Bei der Abrech-

nung wird die Vergütung nach dem wirklichen Werthe des Porto-Betrages geleistet.

B. Briefpost.

Gemeinschaftliches Porto.

Art. 11.

Die sämmtlichen nach Art. 1 zu dem deutschen Postvereine gehörigen Staatsgebiete

stellen bezüglich der Briespost für die Vereins-Korrespondenz und Zeitungs-Spedition

Ein ungetheiltes Postgebiet dar.

In Folge dessen wird diese Korrespondenz r2c., ohne Rücksicht auf die Territorial=

Grenzen, einzig mit den verabredeten gemeinschaftlichen Portfo-Taxen belegt.

I. Briefverkehr.

Vereins-Korrespondenz.
Art. 12.

Unter Vereins-Korrespondenz ist sowohl die Korrespondenz der Vereins-Postbezirke

unter sich (innere Vereins-Korrespondenz) als auchdie Wechsel-Korrespondenz eines Ver-
eins-Postbezirkes mit dem Auslande (äußere Vereins-Korrespondenz) zu verslehen, wobei

es gleichviel ist, ob die lehtere nur elnen Vereinsbezirk oder deren mehre berührt.

u. Innere Vereins-Correspondenz.

Bezug des Porto.

Art. 13.

Das Porto, welches nach den Verelns-Taxen sich erglebt, hat jede Postverwaltung
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fur alle Briefe zu bezlehen, welche von ihren Postanstalten abgesandt werden, es mögen

diese Briefe frankirt sein oder nicht.

Die bel der Absendug als portofreie Correspondenz bezeichneten und als solche be-

bhandelten Sendungen werden am Bestimmungsorte ohne Porto-Ausaß ausgeliefert.

Hinwegfallen des Tranfit-Porto.

Art. 14.

Für sämmtliche nur innerhalb des Vereinsgebietes sich bewegende Correspondenz

wird ein besonderes Transit-Porto von den Correspondenten nicht erhoben.

Transit-Gebühr.

Art. 15.

Zur Regulirung des Bezuges der Tranüit-Gebühren treten, insofern zwischen den

betheiligten Postverwaltungen nicht besondere Vereinbarungen getroffen sind oder künftig

getrossen werden, folgende Bestimmungen ein:
die Transit-Gebühr wird, sowohl bei der in geschlossenen Packeten als stuckweise

transitirenden Correspondenz mit  Silberpfennig pro Melle bis zu einem

Maximum von 7 Pfennigen oder dem entsprechenden Betrag in der Landesmünze

pro Loth nello bemessen.

Retour-Briefe und unrichtig instradirte Briefe, Krenzbandsendungen und Waa-

renproben, sowie die vom Porto befreiten Sendungen, werden dabei nicht in An-

satz gebracht, auch wenn sie im internen Verkehre zwischen zwei Theilen eines

und deöselben Vereinsbezirkes vorkommen und durch dazwischenliegendes Gebiet

anderer Vereins-Postverwaltungen transitiren.

. Jede Postanstalt, welche Transit zu leisten hat, ist auch zum Bezuge der nach

Maßgabe ihrer Transit-Strecke in direkter Entfernung sich ergebenden Gebühr

berechtigt.
Der Bezug eines Porto für die Beförderung einer Correspondenz-Galtung schließt

den einer Transit-Gebühr für dieselben Briefe aus.

 Die Transit-Gebühr vergütet diejenige Postverwallung, welche das Porto bezicht.

Vergütung der Transit-Gebühr.

Art. 16

Die nach den Beslimmungen des Art. 15 auszumittelunden Transik-Gebühren sind

in abgerundeten jährlichen Pauschal- Summen zwischen den betheiligten Verwaltungen zu

fixiren.
Jeder Verwaltung steht frei, wenn sie solches für zweckmäßtg hält, auf anderweile

2

—

O

2

9
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Ermittelung der von ihr zu zahlenden oder zu beziehenden Pauschal. Belräge nach vor-

stehenden Grundsätzen anzutragen.
In einem solchen Falle erfolgt die Zahlung während des zur anderweltigen Ermit-

telung erforderlichen Zeitraumes nach dem bis dahin verabredeten Betrage; die nach

der neuen Ermittelung sich herausstellende Differenz wird jedoch nachträglich ausgeglichen,
und zwar beginnend von dem Zeitpunkie, mit welchem die eine neue Bemessung begrün-

dende Aeuderung der Verhältnisse eingetreten ist.

Vereins. Briefportotagen.

Art. 17

Die gemeinschaftlichen Porto-Taxen für die Vereins-Korrespondenz werden nach der

Entfernung in gerader Linie bemessen und betragen für den einfachen Brief (vergl. Ar-

tikel 1
bei einer Entfernung

Oest. Währ. Südd. Währ.
bis zu 10 Meilen einschlleßlich. ·1f9r. oder 5 Rkr. oder 3 Kr.

über 10 bis zu 20 Meilen zusiebi “v??2 „„ „ 10 „ „ 6 „
über 20 Meilen 39o „ 15 „„ „ ,

je nach der bandewährung.

Für den Brleswchsel zwischen denjenigen Orten, für welche gegenwärtig eine ge-

ringere Taze besieht, kann diese geringere Taxe nach dem Einverständnisse der dabei be-

tbeiligten Postverwaltungen auch ferner in Anwendung kommen.

Gewicht des einfachen Briefes, Gewichts= und Tax. Progression.

Art. 18.

Als einfache Briefe werden solche behandelt, welche weniger als Ein Loih (/0 des

Follpfundes) wiegen
Für jedes Loth und für jeden Theil eines Lothes Mehrgewicht ist das Porto für

einen einfachen Brief zu erheben.

Beförderung mit der Briefpost.

Art. 19.

Portopslichtige Briesschaften ohne Werthangabe unterliegen big zum Gewichte von

4 Loth ausschliehlich ohne Unterschied des Formates durchweg der Behandlungals Brief-
Postsendungen; schwerere aber bis zum Gewichte von  Pfund einschließlich nur dann,

wenn es von dem Aufgeber durch einen Beisatz auf der Adresse oder durch Frankirung

mittelst Marken verlangt wird.
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Was die portofreien Gegenstände betrifft, so werden die im Artikel 27 bezeichneten

Korrespondenzen ohne Beschränkung auf ein bestimmtes Gewicht, die in den Artikeln 28

uud 29 aufgeführten Dienst-Korrespondenzen aber bis zum Gewichte von 1 Pfund ein-

schließlich auch ohne ausdrücklichen Beisatz auf der Adresse mit der Briefpost befördert.

Außerdem sind die aus dem Vereinsauslande mit der Briefpost eingehenden und

ihrer Natur nach zur Weiterbeförderung mit der Briespost geeigneten Sendungen, In-

sofern die Vorschriften über zollamtliche Behandlung nicht entgegen stehen, ohne Unter-

schied des Gewichtes mit der Briespost weiter zu befördern, und sowohl hinsichtlich der

Taxirung, als auch in Betreff des Porto-Bezuges als Briefpostsendungen zu behandeln.

Frankirung.
Art. 20.

Für die innere Vereins-Korrespondenz soll in der Regel die Vorausbezahlung des
Porto Statt sinden. ·

Eine theilweise Frankirung findet weder für die Korrespondenz innerhalb des

Vereinsgebietes, noch für Briefe nach dem Auslande Statt, bei welchen eine gängliche

Frankirung gestattet ist.

Unfrankirte und ungenügend frankirte Briefe.

Art. 21.

Unfrankirte Briefe sollen zwar abgesendet werden, unterliegen jedoch einem Zuschlage
von 1 Silbergroschrn oder 5 Neukrenzern Oesterr. Währ. oder 3 Kreuzern Südd. Währ.

für jeden einfachen Porto-Saß.
Wenn Briefe unvollständlg mit Marken oder gestempelten Couverts frankirt sind,

so wird das Ergänzungs-Porto und der Zuschlag eingehoben.

Bei Erminelung des Werthes der verwendeten Marken u. s. w. werden 1 Silber-

groschen, 5 Neukrenzer Oesterr. Währ. und 3 Kreuzer Südd. Währ. gleichgerechnet, und

es ist hiernach das Ergänzunge-Porto ohne weitere Reduktion anzusetzen.

Der Zuschlag ist bei solchen ungenügend frankirten Briefen dann, wenn der Werth

der verwendeten Marken rc. nicht einmal dem Betrage der einfachen Porto-Tagxe für den

Brief gleichkommt, für das Gesammtgewicht des letzteren, in anderen Fällen jedoch nur

für die unberichtigten Lolhe (Tax-Säße) oder Theile von Lothen anzurechnen.

Die Verweigerung der Nachzahlung des Porto gilt für eine Verwelgerung der An-

nahme des Briefes.

Senvungen unter Band.

Art. 22.

Für Kreuz= oder Streif-Bandsendungen wird im Falle der Vorausbezahlung und
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der vorschriftsmäßigen Beschaffenheit ohne Unterschted der Entfernung der gleichmäßlge
Saß von 4 Silberpfennigen oder 2 Oesterr. Neukreuzern oder 1 Kreuzer Südd. Währ.

bis zum Gewichte von Einem Loth ausschließlich und ferner für je Ein Loth, sonst aber

das gewöhnliche Brief-Porto erhoben.

Bei den mit Marken ungenügend frankirten Kreuz= oder Strelf-Bandsendungen

wird das gewöhnliche Brief-Porto nebst Zuschlag ebenfalls nur für die unbertchtigten

Lothe oder Lohhtheile angesezt. Kreuz= und Streif-Bandsendungen werden jederzeit als

zur Briefpost gehörig behandelt und taxirt und dürfen nur bis zum Gewichte von 

Plund einschließlich angenommen werden.

Waarenproben und Muster.

Art. 23

Für Waareuproben und Muster, welche vorschriftsgemäß verpackt sind, wird bls zu

2 Loth ausschließlich und ferner für je 2 Loth das einfache Brief-Porto nach der Ent-

fernung (im Falle der Nicht-GFrankirung nebst Zuschlag) erhoben.

Dergleichen Sendungen find bis zum Gewichte von  TUfund einschlleßlich als

Brief-Postsendungen zu behandeln.

Rekommandirte Briefe.

Art. 24.

Für rekommandirte Brlefe ist außer dem gewöhnlichen Porto eine Rekommandations-

Gebühr von 2 Silbergroschen oder 10 Oesterr. Neukreuzern oder 6 Kreuzern Südd.

Währung ohne Rücksicht auf die Entfernung und das Gewicht zu bezahlen.

Die Rekommandations-Gebühr ist jederzeit zugleich mit dem Porto einzuheben.

Wenn der Absender die Belbringung einer Empfangsbescheinigung des Adressaten

(Retour-Recepisse) ausdrücklich verlangt, so steht der adsendenden Postanstalt frel, dafür
eine weitere Gebühr bis zur Höhe von 2 Sgr. oder 10 Oesterr. Neukreuzern oder 6

Kreuzern Südd. Währ. von dem Absender zu erheben.

Die Rekommandation von Kreuzband= und Muster-Sendungen ist gestaltet. Für

derglelchen rekommandirte Sendungen wird nebst dem dafür kestgeseyten Porto (Art. 22
und 23) die Rekommandations-Gebühr wie für Briefe erhoben, und es finden auf die-

selben auch im Uebrigen die für rekommandirte Briese erlassenen Vorschriften Anwendung.

Ersatzlelstung.
Art. 25.

Für einen abhanden gekommenen rekommandirten Brief wird, mit Ausnahme eines

durch Krieg oder unabwendbare Naturereignisse herbelgeführlen Verlustes, dem Absender

eine Entschädigung von 14 Thlrn. oder 21 fl. Oesterr. oder 24/ fl. Süb. Währung
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geleistet. Das Reklamations-Recht erlischt nach Ablauf von 6 Monaten, vom Tage der

Aufgabe an.

Diese Bestimmung kommt in Anwendung für alle zwischen zwei Verelnsbezirken ge-

wechselten rekommandirten Briefe, ohne Rücksicht auf die hinsichtlich der Ersatzleisiungin

den einzelnen Bezirken etwa bestehenden abwelchenden Vorschristen.

Dem Absender gegenüber liegt die Ersahpflicht derjenigen Postverwaltung ob, in
deren Bezirke der Brief aufgegeben worden ist. Wenn eine Postverwaltung für einen

erweislich nicht in ihrem Bezirke verloren gegangenen Brief dem Absender Ersag gelei-

stet hat, so ist sie sofort von derjenigen Verwaltung zu entschädigen, welche die Sendung.

von ihr übernommen hat. Diese letztere Verwaltung ist befugt, in gleicher Weise ihren

Regreß gegen die nächstfolgende Verwaltung zu nehmen und so fort. Den Schaden

trägt schließlich diejenige Venwaltung, welche weder die richtige Bestellung, noch auch die
Ueberlieferung an eine andere Postverwaltung nachweisen kann.

Für Verluste, welche auf dem Transporte durch eine dem Vereine nicht angehörige

Beförderungoanstalteintreten, findet ein Ersatzanspruch, den Vereins-Postverwaltungen
gegenüber, nicht Statt. Dagegen haben bei diesfallsigen Reklamationen zunächst diejeni-
gen Postverwaltungen, von welchen die Sendungen unmittelbar dem Auslande zugeführt

worden sind, den Absender zu vertreten und demselben, kalls ihre Bemühungen erfolglos

bleiben sollten, alle vorliegenden Mittel (Urkunden über die Ablieferung der Sendung

u. s. w.) an die Hand zu geben, welche ihn in den Stand seten können, seine Ausprüche

der ausländischen Beförderungsanstalt gegenüber selbst weiter zu verfolgen.

Ein Ersapanspruch für nicht rekommandirte Briese findet gegenüber den Postver-

waltungen nicht Statt.

Bestellung durch Expressen.
Art. 26.

Briese aus den Vereinsbezirken, auf welche der Versender das schristliche Verlangen
gesetzt hat, daß sie durch einen Expressen zu bestellen sind, müssen von allen Postanstalten

des Vereinsgebietes sogleich nach der Ankunft den Adressaten besonders zugestellt werden.

Dergleichen Expreh-Briefe müssen jederzeit rekommandirt sein.

Für jeden am Orte der Abgabe-Postanstalt zu besiellenden Expreß-Brief ist eine

Bestellgebühr von 3 Sgr. oder 15 Oesterr. Neukreuzern oder 9 Kreuzer Südd. Währ.

zu entrichten.

Für die außerhalb des Ortes der Abgabe-Postanstalt zu beslellenden Expreß-Briese

sind außer dem dafür dem Boten zu zahlenden Lohn 3 Sgr. oder 15 Oesterr. Neu-

kreuzer oder 9 Kr. Südd. Währ. für die Beschaffung des Boten zu erheben.
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Die vorstehenden Gebühren und der Botenlohn für die expresse Bestellung find

jederzeit zugleich mit dem Porko einzuheben.
Die Gebühren und den Botenlohn bezleht die Abgabe-Postanstalt.

Für verspätete Beförderung oder Bestellung eines Expreß-Briefes leistet dle Post-

behörde keine Entschädigung.

Porto-Freibheiten.

Art. 27.

Die Korrespondenz sämmtlicher Milglieder der Regentenfamilien der Post-Vereins-

staaten sowie des Fürstlichen Hauses Thurn und Taxis wird in dem ganzen Vereins-

gebiete ohne Beschränkung auf ein bestimmtes Gewicht portofrei befördert.

Art. 28.

Ferner werden im Vereinsgebiete bis zum Gewichte von 1 Pfund einschließlich ge-

genseitig porkofrei befördert die Korrespondenzen in relnen Staats-Dienstangelegenheiten
(Osficial-Sachen) von Staats= und anderen öffentlichen Behörden des einen Postgebietes

mit solchen Behörden eines anderen, wenn sie in der Weise, wie es in deu Postbezirke

der Aufgabe für die Verechligung zur Porto-Freiheit vorgeschrieben ist, als Offteial. Sache
bezeichnet und mit dem Dienststegel verschlossen sind, auch auf der Mdresse die absendende

Behörde angegeben ist.

Dem amtlichen Schriftenwechsel in deutschen Bundesangelegenheiten sleht innerhalb
des Gebietes des deutschen Postvereines dle Vorko-Freihelt bis zum Gewichte von einem

Pfunde einschließlich zu, insofern die Sendungen zwischen öffentlichen Behörden Statt

finden, mit amtlichem Siegel verschlossen und mit der durch die Unterschrift eines Beam-

ten beglaubigten Bezeichnung versehen sind „deutsche Bundesangelegenhett.“

Art. 29.

Bis zum Gewichte von 1 Pfund einschließlich werden die dienstlichen Corresponden-

zen der Postbehörben und Postanstalten unter sich und an Privat-Personen, ferner die

amtlichen Lausschreiben der Postanstalten unter sich gegenseitig porkofrei gelassen. Lauf-

schreiben von Privat-Personen müssen nach dem Brief-Posttarise frankirt werden. Er-

giebt sich, daß die Reclamation durch die Schuld eines Postbeamten herbelgesührt worden
ist, so muß der Schuldige auf Begehren das Porto erstatten.

Art. 30.

Briese aus dem Hetmathland an dle im aktiven Denste stehenden Soldaten vom

Feldwebel (Wachtmelster) abwärts, welche zu Bundeszwecken außerhalb desStaates, wel-
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chem sie dienen, disloeirt sind, werden im Wechselverkehre der Vereinsstaaten bis zum Ge-

wichte von 4 Loth ausschließlich porkofrei befördert.

Die von den Soldaten abgesandten Brlefe unterliegen der gewöhnlichen Porko-

Zahlung.
Art. 31.

Um in Bezug auf Porto-Freiheit die wünschenswerthe Gleichförmigkeit zu erlangen,

soll für den inneren Verkehr als allgemeiner Grundsaß gelten, daß außer den Sendun-

gen der allerhöchsten und höchsten Personen nur diejenigen der Behörden in reinen

Staatsdienst-Angelegenheiten Anspruch auf Porto-Freihelt haben.
Porto-Freiheitsbewllligungen für andere Sendungen sollen möglichst vermieden wer-

den. Die für Privat-Personen, Vereine u. s. w. früher bewilligten Porto-Freiheiten sol-

len aufgehoben oder doch so weit als möglich beschränkt werden.

Unrichtig geleitete Briefe.

Art. 32.

Brlefe, welche irrig instradirt worden, sind ohne Verzug an den wahren Bestimm-

ungsort zu befördern, woselbst nur dasjenige Porko zu erheben ist, welches sich bei richti-

ger Instradirung ergeben hätte.

Unbestellbare Briefe.

Art. 33

Bei den unanbringlichen Brief-Postsendungen ist für die Rücksendung kein Vorio

angusehen, und werden dieselben, wenn sie bei der Aufgabe frankirt worden sind, ohne

Anrechnung elnes Porto der Aufgabe-Postanstalt zurückgesandt. Waren dieselben unfran-

kirt aufgegeben, so wird von der Postanstalt des Bestimmungsortes das für die Hinsen-

dung angesetzt gewesene Porto in demselben Betrage und in derselben Währung zurück-

gerechnet, wie dasselbe angeseht gewesen ist, wogegen die Postanstalt, an welche dieselben

zurückgelangen, berechilgt ist, das ganze Porto für die Hinsendung zu Gunsten der eige-

nen Postkasse einheben zu lassen.

Reklamirte Briefe.

Art 34.

Brlefe, welche den Adressaten an einen anderen als den ursprüglich auf der Adresse

bezeichneten Bestimmungsort nachgesendet werden sollen (reklamirte Briefe), werden wie

solche behandelt und taxirt, die an dem Orte, von wo die Nachsendung erfolgt, nach dem

neuen Bestlmmungsorte aufgegeben werden, wobei jedoch nur die Taxe für frankirte Briese

ohne Zuschlag in Anwendung zu kommen hat. Das früher dafür angesetzte vereinslän-
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dische oder sonstige Porto wird als Auslage in Anrechnung gebracht. Eine Ausnahme
biewon tritt jedoch alsdann ein, wenn die Nachsendung vom ersten Bestimmungsorte un-

mittelbar nach dem Aufgabeorte erfolgt, in welchem Falle die gleiche Behandlung wie

bei den unanbringlichen Briesen (Artikel 33) einzutreten hat.
Für reklamirte Briese, deren Zustellung an die Mdressaten nicht bewirkt werden

kann, und die daher an die Aufgabeorte zurückzulelten sind, dürfen der Postanstalt, von

welcher dieselben eingelangt sind, nur diejenigen Gebühren in Anrechnung gebracht wer-

den, welche von dieser bei der Auslieferung an die rücksendende Postanstalt angerechnet

worden sind.

Nachzusendende rekommandirte Briese werden auch bei der Nachsendung als rekom-

mandirt behandelt. Eine nochmalige Erhebung der Rekommandations-Gebühr findet da-

bei nicht Statt.

Bei Nachsendung von Kreuzbänden und Waarenproben wird in gleicher Weise wie

bei Briefen verfahren und die für jene Gegenstände festgesehte ermäßigte Taxe an-

gewendet.

Aufbebung der nicht vereinbarten Gebübren.

Art. 35.

Außer den in den vorstehenden Artikeln ausdrücklich stipulirten Taxen dürfen für

die Beförderung der inneren Vereins-Correspondenz keinerlei weitere Gebühren erhoben

werden, und es ist ausnahmsweise nur bezüglich der Bestellgebühr denjenigen Post-Ad-

ministrationen, bei welchen eine solche noch besteht, überlassen, dieselbe vorläufig fortzuer.
beben. Diese Gebühr soll jedoch über ihren dermaligen Betrag keinesfalls erhöht wer-

den, vielmehr werden die betreffenden Verwaltungen darauf Bedacht nehmen, sie nach

Thunllchkeit ganz aufzuheben oder doch zu ermähigen.
Der Ersatz baarer Auslagen für außHerordentliche Besorgungen ist nicht ausge-

schlossen.

b) Correspondenz mit fremden Ländern.

Art. 36.

Die Vereins-Correspondenz mit dem Auslande unterliegt derselben Behandlung, wie

die innere Vereins-Correspondenz. Dabei tritt dlejenige Postanstalt der Grenze, wohin

die Correspondenz nach dem Vereinsgebiete unmittelbar gelangt, in das Verhältniß eineo

Aufgabeamtes, und diejenlge wo sie auszutreten hat, in das eines Abgabeamtes.
Die Portheile dieses Verhältnisses können an hinterllegende Postverwaltungen gegen

Entschädigung abgetreten werden.
Diesenigen deutschen Grenz-Postverwaltungen, durch deren Gebiete schon jeßt ge-
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schlossene Packete ruckwarts liegender Postverwaltungen transitiren, verpflichten sich, diesen

Durchzug auch künftig während der Dauer des Vereinsvertrages zu gestatten:
Eine geringere Entschädigung, als das Vereins-Porto, kann dabei im Wege beson-

derer Vereinbarung festgeseyi werden.

Der im Art. 21. erwähnte Porto-Zuschlag für nicht frankirte Briefe bleibt bei der

Correspondenz mit dem Auslande außer Anwendung.

Deutsche Postbezirke, welche dem deutschen Postvereine nicht angehören, werden zum

Auslande gerechnet, und es finden auf den Postverkehr mit denselben alle Bestimm=

ungen Anwendung, welche für den Postverkehr mit den außerdeutschen Staaten gelten.

Art. 37.

Für solche Correspondenz zwischen einem Vereins= und einem sremden Staate, welche

durch das Gebiet einer Vereins-Grenzposiverwaltung zur Zeit in verschlossenen Packeten

transitirt, soll es während der Dauer der gegenwärtig zwischen der Vereins-Postverwalt=

ung, welche die Transit-Leistung in Anspruch nimmt, und dem betrefsenden fremden

Staate bestehenden Verträge, vorbehaltlich anderweiter besonderer Verständigung, bei der

Zahlung der gegenwärtig für den Transit über das Geblet der Grenz. Postverwaltung

ausbedungenen Transit-Porto-Sähe verbleiben.

Art. 38.

Die Correspondenz zwischen fremden, dem Postverein nicht angehörigen, Postgebieten
wird bei dem Durchgange durch in Mitte liegende Vereins-Postbezirke wie die Vereins-

Correspondenz behandelt. Die Vertragsverhälmisse zwischen den fremden Staaten und

denjenigen Vereinsverwaltungen, welche mit ihnen in direktem Verkehre stehen, sollen da-

bei der freien Vereinbarung der betheiligten Postverwaltungen überlassen bleiben. Inso-

weit auf Grund der mit fremden Staaten bestehenden Postverträge von diesen anTransit=

Porto für die in Mitte liegenden Vereinsverwaltungen ein höherer Betrag vergütet wird,

als zufolge des gegenwärtigen Vertrages den lehteren von der Grenz-Postverwaliung da-

für zu gahlen bleibt, sollen diejentgen Poitverwaltungen, welche solchen Transit gewähren,
für den Verlust, den sie durch Ermäßigung des Tranfit-Porto erleiden, von der Grenz-

Postanstalt in dem Maße entschädigt werden, als diese durch Ermäßigung des Transi#=

Porto einen Vortheil erreicht.

Art. 39.

Bei dem Abschlusse neuer Postverträge mit fremden Staaten ist Folgendes maß-

ebend:
* #a) Die Verträge sind nach dem Grundsaßze vollständiger Reclprocität abzuschließen.

b) Die dem Vertrag abschliehßende Vereins-Postverwaltung tritt, so welt sie den Post-
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verkehr anderer Vereinsverwaltungen, welche mit dem fremdem Staat in keinem

direkten Kartemwechsel stehen, vermittelt bel dem Vertragsabschlusse als Bevoll=

mächtigter des Vereines auf.

In der Regel haben die Bestimmungen des Vereinsvertrages über den Tarif und

Porto-Bezug, soweit es sich um den deutschen Porto-Antheil handelt, auf die ge-

sammte Vereins--Correspondenz Anwendung zu finden. Erscheint es in einzelnen

Fällen besonderer Verbältnisse wegen nothwendig oder dem Interesse des deutschen

Postverkehres entsprechen von jenen Bestimmungen abzuweichen, so kann dieses

nur mit Zustimmung von drei Vienheilen sämmtlicher Verelns-Postverwaltungen

geschehen. Die in der Minorität gebliebenen Vereinsverwaltungen behalten den
Anspruch auf den Bezug des ihnen nach dem Vereinsvertrage gebührenden Porto.

Dagegen findet die zu bedingende Porto-Ermäßigung auf die Correspondenz der-

selben nicht Anwendung; eben so wenig haben sie Auspruch auf Theilnahme an

den durch die Porto-Ermäßigung sonst zu erwirkenden Vortheilen.

4Außer dem unter c gedachten Falle darf weder für den Bezirk der den Vertrag

schliehenden, noch für den einer anderen Vereins-Postverwaltung eine anderc, als

die für den gesammten Verein güllige Verabredung getroffen werden, und es

dürfen weder die eigenen Porto= Säße der kontrahirenden Verwaltung, noch die
fremden höher oder nledriger normirt, noch auch andere, den übrigen Vereins-

verwalinngen nicht zukommende Begünstigungen bedungen werden.

Die Verabredungen über das Porto zwischen solchen Grenzorten, welche nicht

mehr als ehva füuf Meilen von einander eutfernt liegen, ferner über Poslverbin-

dungen, Kartenschlüsse und alle reinen Manipulations-Fragen, bleiben dem Er-

messen der den Vertrag schliehenden Postoerwaltung in so fern überlassen, als

alle diese Verabredungen sich lediglich auf ihren eigenen Postbezirk bezieben.

. Deu Verträgen ist in keinem Falle eine längere Dauer als dem Vereinsvertrage

zu geben. Wenn Verträge mit fremden Staaten vor Ablauf des Vereinsvertra-

ges ihr Ende erreichen, so dürfen die neuen Verträge nur kündbar von Jahr zu

Jahr abgeschlossen werden, falls zwischen anderen Vereinsverwaltungen und dem-

selben fremden Staate Postverträge bestehen, deren Ablaufs-Termin später eintrit.

Wenn mehre Verelnoverwaltungen mit einem und demselben fremden Lande in

unmittelbarem Postverkehre stehen oder in solchen eintreten wollen, so hat jede

dieser Verwaltungen, welche mit dem sremden Staateeinen Verkrag abzuschlichen
beabsichtige, davon den mit demselben fremden Staate in Vertragsverhältnissen

stehenden Vereins-Postverwaltungen zum Behufe wechselseitigerVerständigung vor-
läusig Mittheilung zu machen. Jede der hier in Nede stehenden Vereinsver-
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waltungen hat zwar ihren Vertrag selbstständig abzuschließen, bei den vorläufigen
Verabredungen ist aber in allen Beziehungen, welche die Gesammtheit des Ver-

eines betreffen, genau an die obigen Bestimmungen sich zu halten und bei dem

Eintritte des unter c erwähnten Falles die vorläusige Vereinbarung mit den

übrigen Verwaltungen im Postvereine zu erwirken.

Alle neue Verträge sind noch vor deren Ausführung sämmtlichen Vereins-Posi-

verwaltungen zur Kenntniß mitzutheilen, soweit deren Interesse dabei bethei-

ligt it.

I. Zeitungsverkehr.

Allgemeine Bestimmung.
Art. 40.

Die Vereins-Postanstalten besorgen die Annahme der Pränumeration auf die im

Vereinsgebiete sowohl als die im Auslande erscheinenden Zeitungen und Journale, so-

wie deren Versendung und Abgabe an die Pränumeranten.

Art. 41.

Vereinsländische Jeitungen, welche im Vereinsgebiete befördert werden.

Die Bestellung der in einem anderen Dereinsstaate erscheinenden Zeitungen und

Journale hat bei denjenigen Postverwaltungen zu geschehen, in deren Gebiete der Ver-

lagsort gelegen ist. Die Vereinsverwaltungen haben einander die einzelnen Postanstal-

ten zu bezeichnen, bei welchen die Bestellung erfolgen kann.

Zeitungspreis= und Debits-Veränderungen jeder Art werden die Postverwaltungen

mäöglichst bald und in kurzen regelmäßigen Terminen einander mittheilen.

Die Versendung hat thunlichst direkt zu erfolgen.

Art. 42.

Die Bestellung kann in der Regel nicht auf einen kürzeren Zeimaum als ein Vier-

eeljahr erfolgen; ausnahmswelse kann sedoch in beson deren Fällen auch aus eine kürzere

Zeit abonnirt werden. Uebrigens find hierbei die Verlagsbedingungen zunächst maßge-

bend.

Um auf den Empfang aller vom Beginne des Pränumerations-Termines an er-

scheinenden Blätter rechnen zu können, haben die Bestellungen so zeitig zu erfolgen, daß

die Postanstalt des Absendungsortes dieselben vor dem gedachten Termine erhält.

Art. 43.

Wird bei dem Empfange elnes Zeitungspacketes ein Abgang an den bettellten
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Blatiern wahrgenommen, so ist das Fehlende von der absendenden Postanstalt nachzu-

liefern, und zwar kostenfrei, wenn der Abgang mit umgehender Post angezeigt wird, im

anderen Falle aber gegen Ersaß der vom Verleger in Anspruch genommenen Vergutung.

Art. 44.

Für die Spedition der im Vereinsgeblete erscheinenden Zeitungen und Journale

zwischen den Vereins-Postanstalken wird eine gemeinschaftliche Gebühr in Gemähheit des

Art. 45 erhoben und unter der bestellenden und der absendenden Postanstalt halbscheidig

getheilt.
Ein Zuschlag für das Transitiren durch ein drittes Vereins-Postgebiet findet nicht

Stan. Sollte aber die aus einem Vereinsgebiete in ein anderes Vereinsgebiet bestimmte

Sendung durch ein fremdes, zum Vereine nicht gehöriges, Postgebiet transitiren, so ist

die an die fremde Postverwaltung zu entrichtende Transit-Gebühr als Auslage neben der

vereinsländischen Spedltions-Gebüihr in Aufrechnung zu bringen.

Art. 45.

Die Gebühr für die Spedition vereinsländischer Zeitungen und Journale wird ohne

Rücklicht auf die Entfernung, in welcher die Versendung erfolgt, dahln bestlmmt:

1) für polische Zeitungen, d. h. für solche, welche für die Mittheilung polltischer Neulg-

keiten bestimmt sind, beträgt die gemeinschaftliche Spedirions-Gebühr fünfzig Prozent
von dem Preise, zu welchem die versendende Postanstalt die Zeitung von dem

Verleger empfängt (Netto-Preis), jedoch soll die Speditions-Gebühr jährlich betragen

. bei Zeitungen, welche wöchentlich sechs= oder mehrmal erscheinen, wenigstens

2 Thaler oder 3 Gulden Oesterr. Währ, oder 3 fl. 30 kr. Südd. Währ. und

böchstens 6 Thaler oder 9 Gulden Oesterr. Währ, oder 10 fl. 30 kr. Südd.

Währung,

 bei Zeitungen, welche weniger als sechmal in der Woche erscheinen, wenig-
stens 1 Thlr. 10 Sgr. oder 2 Gulden Oesterr. Währ. oder 2 fl. 20 kr. Südd.

Währ. und höchsteus 4 Thaler oder 6 Gulden Oesterr. Währ. oder 7 fl.

Südd. Währung;

üßfür nicht politische Zeitungen und Journale benägt die Speditions-Gebühr durch-
weg und ohne Beschränkung auf ein Minimum oder Maximum fünfundzwanzig

Prozent des Netto-Preises, zu weichem die absendende Postanstalt die Zeitschrift
von dem Verleger bezieht.

Ob eine Zeitung als eine politische oder als eine nicht politische zu betrachten sei,

hat die Postverwaltung desjenigen Postgebietes zu entscheiden, in welchem der Verlagoort

gelegen ist.

S

1

64
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Art. 46.

Elne Ermäßigung der in dem vorstehenden Artikel bezelchneten Speditions-Gebüh-

ten, wenn im einzelnen Falle besondere Gründe dafür sprechen, lt dem Uebereinkommen

der betheiligten Postverwaltungen überlassen.

Art. 47.

Die im Art. 45 stipulirte gemeinschaftliche Speditlons-Gebühr begreist nicht auch

die Ablieferung der Zeitschriften in die Wohnungen der Besteller in sich, vielmehr steht

der Abgabe- Postanstalt frei, für diese Ablieferung eine angemessene Bestellgebühr zu er-

heben, jedoch in keinem höheren, als dem bereits bestehenden Betrage.

Art. 48.

Die bestellende Postanstalt hat an diejenlge Postanstalt, von welcher sie eine Zeitung

oder ein Journal bezieht, den betreffenden Betrag nach Eingang und Nichtigstellung der

Rechnung unverzüglich zu berichtigen.

» Art. 49.

Wenn eine Zeitschrist vor Ablauf der Zeit, für welche pränumerirt wurde, zu er-

scheinen aufhört oder verboten wird, so ist dem Abonnenten für die Zeit, in welcher die

Lieferung nicht erfolgt, neben der entsprechenden Rate der Speditions-Gebühr der vor-

ausbezahlte Preis, soweit er von dem Verleger zum Ersaßz gebracht werden kann, zurück-

zuerstatten.
Art. 50.

Verlangt ein Abonnent die Nachsendung einer Zeitschrist an einen anderen, als den

Ort, für welchen er die Bestellung gemacht hat, so hat diese Nachsendung (nach der Wahl

des Abonneufen) von der Postansialt des Bestellungs= oder des Verlags-Ortes zu er-

folgen, und haben die betreffenden Postanstalten sich bierüber die erforderliche amtliche

Mittheilung zu machen. Für die Nachsendung der Zeitung nach einem in einem anderen

Vereinsbezirke gelegenen Orte emrichtet der Besteller bis zum Schlusse des Abonnemenks-

Termines zu Gunsten derjenigen Postanstalt, bei welcher die Beüellung durch ihn zuerst

ersolgt ist, sowie derjenigen, welche die Zeitung bei der Nachsendung zu distribulren hat,

eine zwischen beiden gleichmähig zu theilende Gebühr von 10 Syr. oder 50 Kr. Oesterr.

Währ, oder 35 Kr. Südd. Währ.

Ausländische und nach dem Auslande bestimmte vereinsländische Jeitungen.

Art. 51

Die Behandlung der ausländischen und der nach dem Auslande bestimmten vereins-

ländischen Zeitungen richtet sich nach vorstehenden Bestimmungen in der Weise, daß die
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betreffende Grenz-Postanstalt, bei welcher dle Zeltungsbestellung erfolgt, als Vorlags= und

bezüglich Abgabsort angesehen wird. Als Nekto-Preis wird hierbel der Einkaufopreis
angenommen. "

Der Zeitungsverkehr eines an das Ausland grenzenden Vereins-Postbezirkes mit

dem Auslande hat nicht als Vereinsverkehr zu gelten undist deßbalb den vorstehenden

Besttmmungen an sich nicht unterworfen.

C. Fahrpost.

Gemeinschaftliches Porto.

Ari. 52

Die sämmtlichen Vereins-Pestbezirke stellen auch bezüglich der Verelns-Fahrpostsend-

ungen ohne Nücksicht auf die Gebietsgrenzen Ein ungetheiltes Postgebiet dar.

Vereins-Fabrpostsendungen.
Art. 53.

Verelns-Fahrpoüisendungen sind solche Fahrpostsendungen, bei denen der Aufgabeort
und der Bestimmungsort in verschiedenen Vereins-Postbezirken liegen.

Bei Sendungen aus und nach fremden, zum deutschen Posivereine nicht gehörenden,

Staaten wird dasjenige Postgebie, welchem die Sendung unmittelbar vom Auslande zu-

geht, als Posigebiet des Aufgabeortes, und dasjenige Posigebiet, von welchem die Sen-

dung unmittelbar an das Ausland ausgeliefert wird, als Posigebiet des Bestimmungs-

ortes angesehen.

Fahrpostsendungen, welche in unmittelbarem Wechselverkehre zwischen elner Grenz-
postverwaltung und dem Vereinsauslande vorkommen, gehören nicht zu den Vereins-

sendungen.

Porto-Berechnung.
Art. 54.

Das Porto für alle imVereinsverkehre vorkommenden Fahrpostsendungen wird nach

der geradlinigen Entfernung zwischen Abgangs= und Bestimmungs--Ort, ohne Rücksicht
auf die Speditlon, in Einer Summe berechnet.

Festsetzung der Entfernungen.
t. 55

Die Entkernungen bis einschließlich 20 Meilen werden unmittelbar von On zu

Ort gemessen.
gemess a-E
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Bel größeren Entfernungen erfolgt die Messung nach den Mittelpunkten von Oua-

draten, deren Seiten je einer Länge von 4 Meilen entsprechen.

Alle in demselben Quadrate gelegene Orte haben die Taxe des Mittelpunktes.

Die von Quadratseiten durchschnittenen Postorte werden dem östlich, südlich oder

südöstlich angrenzenden Quadrate zugezählt.
Für den Vereins-Fahrpostverkehr mit dem Vereinsauslande gelten hinsichtlich der

Messung und der Berechnung der Taxen die in den Verträgen vereinbarten Grenzpunkie,

begiehungsweise die Mittelpunkte der Quadrate, in welchen dieselben liegen.

Fahr-Posttarif.
Art. 56.

Für jede Fahrposisendung wird ein Gewicht-Porto, und bei Sendungen mit dekla-

rirtem Werthe außerdem ein Werth-Porto berechnet.

Gewicht-Porto.

Art. 57.

Das Gewicht-Porto beträgt für jedes Pfund auf 4 Mellen  Silbergroschen.

Ueberschießende Pfundtheile werden für eln volles Pfund, überschießende Meilen für

volle 4 Mellen gerechnet.

Das Porto wird in der Münzwährung des Postbezirkes berechnet, in welchem das,

selbe zur Erhebung kommt.

Die nach Maßgabe der vorstehenden Tax-Besitmmungen in Silbergroschen auege.

rechneten Porto-Sätze werden in Postgebketen mit anderer Währung möglichst genau nach

den gegenseitig mitzutheilenden Reduktions-Tabellen auf die Erhebungsmünze reducirt.

Tax-Bruchtheile werden auf  Sgr. bezüglich 1 Kr. oder den entsprechenden Beirag

in der Landesmünze erhöht.

Minimal-Sätze des Gewicht-Porto.

Art. 58.

Als Minimum des Gewlcht-Porto wird für die gesammte Taxirungs-Surecke er-

hoben.
Oesterr. Währ. Südd. Währ.

bis einschl. 8 Meilen: 2 Sgr. = 10 Neukr = 7Kr.
über 8—16 „ 3 „ -— 15 „ = 10 „

„ 16—24 „ 4 . — 20 „ = 14 „

« 24—32 “ 5 « — 25 « = 18 „

* 32 77 6 « - 30 » - 21 »
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Für Sendungen bis einschl. 1 Pfund wird auf Entsernungen bis einschl. 1 Meilen

das Minimal-Porto mit 1 Sgr oder 7 Neukr. Oesterr. Währ. oder 5 Kr. Sndd.

Währ. erhoben

Werth-Porto.
Art. 59.

Das Werthb-Porto beträgt:

Hssid Inschletl üb. 30—-0edabet. E edtweirere50 Thlr. = -. 75—150fl.100Khlr.

#s1— ine- W.Hester. — —15O|alh. Oes. .
bn I !175 fl.= 175fl. Südd.

San wi Südd. Währ. Wäbr.

bis einschl. 12 Nell.
über 12—48

uber 18
Bezüglich der Sendungen über 1000 Thlr., boor fl. Oesterr. Währ. oder 1750 l

Südd. Währ. min für den diese Summe —“ Theil der Sendung eine Er-
mäßigung des Werth-Porto auf die Hälste

Die Erhebung des Werth-Porko, gur n dessen Reduktion in die Lander-

münze, eriolgt nach Maßgabe der im Art. 57 enthaltenen Bestimmungen.

Sendungen gegen Rückschein.

Art. 60.

Der Absender einer nach einem Orte des Vereinsgebietes bestimmten Fahrpostsend-

ung kann bei der Aufgabe die Beibringung einer Empfangsbescheinigung des Adressaten

(Retour-Recepisse) begehren. Er hat dafür eine Gebühr von 2 Sgr. oder 10 Oesterr.

Neukreuzern oder 6 Kreuzern Südd. Währ. zu Gunsten der absendenden Postanstalt ber-

der Aufgabe der Sendung zu- bezahlen.

Nachnahmen.

Art. 61.

Bei jeder Vereins-Postanstalt können auf jede andere Vereins,Postanstalt Beträge

bis zur Höhe von 50 Thalern oder 75 Fl. Oesterr. Währ. oder 37/ Fl. Südd. Währ.

nachgenommen werden. Nachnahmen von Transport-Auslagen und Spesen, welche auf

Sendungen haften, sind auch zu einem höheren Betrage zulässig.
Denjenigen Sendungen, auf welchen eine Nachnahme hastet, sind Rückscheine beizu-

geben.
Die Auszahlung des Betrages am Orte der Aufgabe kann im Allgemeinen und

selbst bei einer vorschristswidrig verzögerten Einsendung des Rückscheines nicht eber ver-
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langt werden, als bis der Rückscheln mit der Bemerkung, daß die Elnlösung ersolgi

sel, zurückgekommen ist.
Für Nachnahmesendungen wird das Fahrpost-Porto und daneben eine Gebühr von

1 Sgr. oder 5 Neukreuzer Oesterr. Währ. oder 3 Kr. Südd. Währ. als Minimum,

sonst aber von der nachgenommenen Summe für jeden Thaler oder Theil eines Thalers

/ Sar und für jeden Gulden oder Theil eines Guldens

a. Oeslerreichischer Wöhrung 18/10 Neukr,

b Süddeutscher Währung 1 Kr. erhoben.

Eine Voransbezahlung des Porto und der Gebühr ist nicht nothwendig; doch kann

die Zahlung nicht getrenmt erfolgen.

Die Gebühr wird erhoben in der Währung des Aufgabe-Postbezirkes.

Von dem Jeitpunkte an, mit welchem die Gebühr zur gemeinschaftlichen Einnahme

gehört (Art 69), wird dieselbe in der Währung des Postbezirkes angesetzt, wo sie zur

Erhebung kommt.

Für die Rücksendung oder Nachsendung von Nachnahmesendungen wird die Gebühr

nicht noch elnmal angesetzt. Nachnahmebriefe bis 4 Loth ausschließlich ohne Werthan-

gabe bleiben auch vom Retour-Porko frei.

Sendungen, auf denen Nachnahme baftet, sind ausschliehlich mlt der Fahrpost zu

befördern, mit Ausnahme der Fille, wo Vereins-Postanstalten ohne Fahrpost-Expedition

bestehen.

Baare Einzahlungen.

Art. 62.

Bei jeder Vereins-Postanstalt können Beträge bis zur vohe von 50 Thlrn. oder

75 fl. Oesterr. Währ. oder 87 fl. Südd. Wäbr. zur Wiederauszahlung an einen

bestimmten innerhalb des Vereinsgebietes wohnenden Empfänger eingezahlt werden. Die

Auszahlung erfolgt sofort nach dem Eingange des Buiefes oder der Adresse bei der Post-

anstalt des Bestimmungsortes. Stehen sedoch die erforderlichen Gelrminel dieser Post-

anstalt augenblicklich nicht zur Verfügung, so kann die Auszahlung erß verlangt werden,

werden, nachdem die Beschaffung der Mittel erfolgt ist.

Für Sendungen milt baaren Einzahlungen wird das Fahrpost. Porto und daneben
eine Gebühr erhoben, welche beträgt für je5Thlr. — 1 Sgr., für je 5 fl. Oesterr.

Währ. — 3 Oesterr. Neukr. und für je 5 fl. Südd. Währ. — 2 Kr. Die Geböhr

wird in der Währung des Postbezirks angesetzt, wo dieselbe zur Erhebung kommt.

Eine Vorausbezahlung des Porto und der Gebühr ist nicht nothwendig, doch kann

die Zahlung nicht getrennt erfolgen.
Die Gebühr ist auch dann zu entrichten, wenn dle Auszahlung des eingezahlten
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Betrages aus irgend einem Grunde nicht erfolgen kann und das Geld dem Einzahlen-

den zurückgegeben werden muh.

Bei Netour-Sendungen findet eine Erhebung von Porto und Gebühr für den Rück-

weg nicht Statt. Für die Nachsendung wird nur das Porto — ohne die Gebühr —

noch einmal angesetzt.
Die Beförderung erfolgt mit der Fahrpost, mit Ausnahme der Fälle, wo Vereins-

Postanstalten ohne Fahrpost-Expedition bestehen.

Begleitbriefe.
Art. 63.

Begleltbriese zu Fahrpostsendungen sollen in der Regel das Gewicht eines einfachen

Brleset nicht übersteigen und werden in diesem Falle mit besonderem Porto nicht belegt.

Ist eln Begleitbrief ausnahmsweise 1 Loth oder darüber schwer, so wird er mit dem

Fahrpost-Porto belegt.
Bel unbeslellbaren schwereren Begleitbrlefen bis zum Gewichte von Loth ausschließ-

lich wird für die Rücksendung kein Porto erhoben.

Mehre Stücke zu demselben Begleitbriefe.

Art. 64

Gehören mehre Sendungen zu demselben Begleitbriefe, so wird für jedes Stück das

Gewicht und eventuell das Werth.Porto besonders berechnet.

Frankirungs-Freibeit.
Art. 65

Es ist freigestellt, die Sendungen entweder unfrankirt aufzugeben, oder vollständig

bis zum Bestimmungsorte zu frankiren.

Nebengebäbren.
Art. 66.

Erhebungen an Schein= und sonstigen Neben-Gebühren sollen da, wo sie bestehen,

über die dermaligen Säße nicht erhöht und neue dergleichen nicht eingeführt werden.

Porto-Berechnung bei Zurück= oder Nach. Sendung.-
rt. 67

Zuruckgehende und weitergehende Sendungen werden, mit den in den Art. 61, 62,

63 bezuglich des Retour. Porto vorbehaltenen Ausnahmen, wie Sendungen behandelt und
taxirt, welche an dem Orte, von wo aus die Zurücksendung bezlehungoweise Nachsendung

erfolgt, nach dem ursprünglichen Aufgabeorke beziehungswelse dem neuen Bestimmungsone
aufgegeben werden.
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Porto-Freiheiten und Porto-Ermäßigung.
Art. 68.

Ueber Porto-Freiheit im Vereins-Fahrpostverkehre gelten die nachstehenden Grundsäße:

1) Die gewöhnlichen Schriften= und Akten-Sendungen in reinen Slaatsdienst-Ange-

legenheiten (Offcial Sachen) von Staats= und anderen öffentlichen Behörden des

einen Postgebietes mit solchen Behörden eines anderen sind, auch bel Beförderung

mittelst der Fahrpost, portofrei, wenn sie in der Weise, wie es in dem Postbe-

zirke der Aufgabe für die Berechtigung zun Porto-Freiheit vorgeschrieben ist, als

Staatsdienstsache bezeichnet und mit dem Dienstsiegel verschlossen sind, auch auf

der Adresse die absendende Behörde angegeben ist. Die Werth= und Vorschuß-

Sendungen, auch Baarzahlungen der gedachten Behörden sind im Poslvereins=

Verkehr porkopflichtig. «

AlleGeldsundsonsiigeFahrpostsendungcmwelchczwischcndeiIVckcisIo-Postdk-
hörden und Postanstalten unter einander im dlenstlichen Verkehre vorkommen,

mit dem Diensisiegel der absendenden Behörde oder Anstalt verschlossen, und alo

Posidienstsache und mit dem Namen der absendenden Stelle bezeichnet sind, wer-

den allseitig porkofrei behandelt.

Fahrpostsendungen jeder Art, welche auf Grund bereits bestehender, zwischen Re-

gierungen oder Postverwaltungen abgeschlossener, Verträge vollständig porkofrei
von dem Aufgabe= bis zu dem Bestimmungs-Orte zu befördern sind, bleiben

auch ferner portofrei.

Bezüglich der Fahrposisendungen der Mitglieder der Regenten-Familien der Posl-

Vereinsstaaten, sowie des Fürstlichen Hauses Thurn und Taxio, verbleibt es bei

den bisherigen Grundsäpen.
Alle Fahrpostsendungen anderer Art sind im Postvereins-Verkehre vom Abgangs-

bis zum Bestimmungs-Orte portopflichtig.

Für Fahrposiseodungen aus dem Heimathslande an die außerhalb desselben zu Bun-

deozwecken dislocirten Soldaten vom Feldwebel (Wachtmeister) abwärts ist bis zum Ge-

wichte von 6 Pfund einschließlich und bio zum Werthe von 20 Thlrn., einschließlich die

Hälfte des kreffenden Gewicht= und Werih-Porto, jedoch mit Beschränkung der ermähig-

slen Taxe auf ein Minimum von 4 Sgr., in Ansatz zu bringen.

J— #

Wu-

—

—

Vertbeilung der Porto-Einnahme.

Art. 69

Die Gesammt-Portveinnahme ans dem Vereins-Fahwosiverkehre wird unter sämmt-

liche Vereinsverwaltungen, welche ein eigenes Fahrpostwesen besiten, vertheilt. Die Ge-
bübren für Nachnahmen und baare Einzahlungen gehören zur gemeinschaftlichen Ein-
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nahme erst von dem Zeltwunkte an, mit welchem neu ermitlelte Procent- Anthtile in An·

wendung kommen Bis zu diesem Zeitpunkte wird die Gebühr für Nachnahmen von

der vorschußleistenden. Postanstalt,dieGebührjür baare Einzahlungen von der Postan-

stalt des Bestimmungsortes bezogen.

Zur Ermittelung des Antbeiles der einzelnen Verwaltungen an der Gesammtein=

nahme wird unter Zugrundeleguug der nachbezelchneten Emfernungsstrecken das Porto

für sämmtliche in den Karten vom 6., 11., 16., 21., 26. und letzten Tage der zwölf

Monate eines Jahres elngetragene porkopflichilge Fahrpostsendungen nach dem zur Zeit

des Zusammentrittes der Taxirungs-Kommission (Art 70) gültigen Vereinsfahrpost-Tarife,

jedoch für jedes Gebiet abgesondert, berechnet.
Als Entfernungostrecken für jedes einzelne Poslgebiet werden die direkten Entfer-

nungen vom Abgangsorte bis zur Grenz-Ausgangspostanstalt und von der Grenz-Ein-

gangspostanstalt bis zur Postanstalt an der Ausgangsgrenze angesehen.

Zu den hiernach erminelten Cntfernungen werden je 2 Meilen hinzugerechnet.

Da wo die Grenz-Eingangspostanstalt zugleich den Bestimmungsort, beziehungs-

weise die Grenz-Ausgangepostanstalt den Aufgabeort bildet, wird die Entsernungsstrecke

auf 4 Meilen angenommen.

Die Gebühr für Nachnahmen wird für die Verwaliung der vorschußleistenden Post-

anstalt, die Gebühr für baare Einzahlungen für die Verwaltung der Postanstalt des Be-

stimmungsortes in Ansatz gebracht.

Aus dem Verhältnisse aller für die einzelnen Postgebiete hiernach ermittelten Por-

tosummen ergiebt sich der Prozent-Sah, mit welchem jede Verwaltung an der Gesammt=

Fahrposteinnahme Theil zu nehmen hat.

Jede Vereinsverwaltung ist berechtigl, eine neue Ermittelung der Prozentsähe her-

beizuführen. Sobald das desfallsige Verlangen den übrigen Verwaltungen mitgetheilt

ist, gelten die bis dahin in Krast gewesenen Prozent= Säte nur noch für das laufende

QZuartal. Vom ersten Tage des nächstfolgenden Quartales an werden diejenigen Pro-

zent-Säte mahgebend, die sich nach der in Gemähheit der vorstehenden Bestimmungen

zu beschaffenden neuen Austaxirung der Sendungen ergeben haben. Diese Austaxirung

bat sich auf das mit demselben Quanaals-Tage beginnende Jahr zu erstrecken. Bis die

Arbeiten der Taxirungs-Kommission vollendet sind, erfolgt, vorbehältlich späterer Aus-

gleichung, die Vertheilung der Fahrposteinnahme vorläufig nach den bis dahin gültig

gewesenen Prozent= Säßen.
Das Ergebniß jeder Ermittelung der Prozent-Antheile bleibt wenigstens 2 Jahre

in Kraft.

Die am Schlüsse des Jahres 1860 bestehenden Prozent. Sätze bleiben noch bis zum
65
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30. Juni 1861 gültlg. Für die Zeit vom 1. Juli 1861 an findet nach Maßgabe der

vorstehenden Bestimmungen eine neue Ermittelung der Prozent-Säße Statt.

Kommission zur Ermittelung der Prozent-Sätze.

Art. 70.

Dle Ermittelung der Prozent-Säße, mit welchen die einzelnen Vereinsverwaltungen

an der Gesammt-Fahrposteinnahme Theil zu nehmen haben, erfolgt durch eine für diesen

Zweck zesmeaa zusammentretende Kommiston.
ue Art der Zusammensetzung, die Zeit des Zusammentrittes, der Siz, die Leitung,

Gescäteühnn u. s. w. der Kommission wird von den Vereinsverwaltungen durch be-

sondere Verabredung festgeseht.

Transit-Verhältnisse.

Art. 71.

Hinsichtlich der Berechnung und des Bezuges der Porto-Antheile für Transit-Leist-

ungen bleiben auch bei künftigen Ermittelungen die Verhältnisse vor dem 1. Juli 1658,

wie solche bereits bei Ermittelung der jeht geltenden Prozent-Säße berücksichtigt worden

sind, unter nachfolgenden Bestimmungen maßgebend:

1) Diejenigen Strecken, auf denen bis zur genannten Zeit ein Transit ohne Bezug

von Transit-Porto oder Transit-Vergütung Stat gesunden hat, bleiben bei Ermittelung

der Einnahmeantheile auch künftig außer Betracht.

2) Diejenigen Steecken dagegen, auf denen das volle Transit-Porto nach Maßgabe

des Vereins-Tarifes bezogen und erhoben wurde, kommen bei der Taxirung behufs Er-

mittelung des Prozent. Sapes nach ihrer Länge in direkter Entfernung auch künftig zu
Gunsten der betreffenden transitleistenden Verwaltungen in Berechnung.

3) Für solche Strecken, auf denen Stat des vollen Transit-Porlo nur eine be-

stimmte, nach den einzelnen Sendungen bemesseneQuote desselben bezogen wurde, ist der

Taxkrung für die Prozentsatz-Ermittelung auch nur diese Quote zum Grunde zu legen.

4) Für diejenigen Fälle, in welchen für den Transit Absindungssummen, Pauschal-

Vergütungen rc. gezahlt worden sind, wird festgesetzt,

a. daß da, wo der ursprünglichen Bemessung dieser Absinkungssummen, Pauschal-

Vergütungen u. s. w. eine bestimmte Quote des normalen Transit-Porto nach-

welsbar zum Grunde llegt, eben dlese Qote für die Taxirung zum Zwecke der

ProzentsatzErmittelung maßgebend ist,
daß hingegen

b. da, wo für die Abfindungssummen, Pauschal-Vergütungen u. s. w. eine solche

nachweisbare Grundlage fehlt, während der Zeit von zwei Monaten für die auf
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der betreffenden Strecke transitirenden Fahrpostsendungen das normale Tranüt-

Porto zu notiren und auf Grund dieser Notizen bezüglich ihrer Vergleichung

mit der stipulirten Absindungssumme oder Pauschal-Vergütung die entsprechende

Quote des normalen Transit-Porko zu ermitteln ist.

Die in beiden Fällen eintretende Ermittelung des Verhältnisses ist durch eine Ver-

ständigung zwischen den bei der Benuhung der betreffenden Transit-Strecken betheiligten

Postverwalzungen festzustellen und mit einer sachgemäßen Aussührung der Tazirungs-

Kommission zum Behuse der Prozentsahz- Ermittelung mitzutheilen.
5) Wo in Absicht auf die Transit-Verhälmisse das Gebiet einer Vereinsverwaltung

ganz oder theilweise dem Gebiete einer onderen Vereinsverwaltung zugerechnet wurde,

bleibt, mit Ausnabme der unter Nr. 6. gedachten besonderen Fälle, auch künftig dieses

Verhältniß bestehen, so daß demnach die letztere Verwaltung das Porto für diejenigen

Strecken eines fremden Bezirkes, welche ihr biöher schon zugerechnet wurden, bezieht,

wogegen sie, nach wie vor, an die detreffende andere Verwaltung die blsherige Vergü-

tung zu zahlen hat.

6) Glaubt eine Vereinsverwaltung, abweichend von den vorstehenden Bestimmungen

an eine andere Verwaltung für die Durchführung von Vereinssendungen böhere Anfor-

derungen stellen zu können, so bleibt die Verständigung hierüber den betheiligten Ver-

waltungen überlassen, ohne daß dadurch ein Einfluß auf eine veränderte Procent-Berech-

nung geübt wird.

7) Neue Transit-Strecken, welche seit dem 1. Juli 1858 zur Benuhung gelangt
sind, werden nur dann in Berechnung gezogen, wenn an einem Punkte derselben die

Annahme oder Abgabe von Postgegenständen Statt findet.

Die Berechnung erfolgt alsdann bei der jeweiligen Procentsay-Enmittelung in der

Weise, daß für Transit-Strecken bis zu einer Länge von zwei Meilen einschließlich die

Hälste des ersten Progressions-Satzes bezüglich des Minimal, oder Werth-Porto-Sagees,

und für Transit-Strecken von mehr als zwei Meilen das volle Porto in Ansatz zu kom-

menhat, insofern nicht besondere Vertragsverhälmisse eine solche Berechnung beschränken
oder ausschließen.

8) Werden die Transport-Serecken eines Postbezirkes durch zwischenliegendes frem-

des Vereinsgebiet unterbrochen, so hat bei der Taxirung behufs der Procentsaß-Ermit--

relung eine Zusammenrechnung der einzelnen solchergestalt unterbrochenen Transport-

Sreccken Statt zu finden, insofern nicht das zwischenliegende Gebiet in Absicht auf den

Transit dem Gebieke zugerechnet wird, dem die getrennten Transport-Strecken angehören.

9) Der interne Transit, d. h. die Beförderung von internen Sendungen zwischen

verschiedenen Theilen eines und desselben Postbezirkes im Transit durch fremdes zwischen-
650
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liegendes Vereinsgebiet, wird durch die Festsetzungen über das Vereins-Fahrpostwesen in

keiner Welse berührt, vielmehr bleiben die betreffenden Verträge, soweit sie sich auf den

internen Traufsi#t erstrecken, unverändert in Krast.

Das Porto für dergleichen interne Sendungen, welche durch fremdes Vereinsgebiet

transitiren, gelangt nicht zur gemeinschaftlichen Vertheilung. Alle diesen internen Transit
sowie den ehwa damit verbundenen Transit von Vereinssendungen betreffende Verhälknisse

bleiben, nach wie vor, der freien Verein barung der betheiligten Postverwaltungen über-

lassen; durch dergleichen Vereinbarungen darf aber das Verhäliniß dem Vereine gegen-

über nicht alterirt werden.

Abrechnung.
Art. 72.

Jede Vereinsverwaltung weist die von ihren Postanstalten für den Verein erhobenen

Fahrpost-Porto= und Franko-Beträge durch Ausstellungen nach, welche sich die Rechnungs-

behörden der mit einander in Kartenwechsel stehenden Vereins-Postanstalten gegenseitig

zur Prüfung und Anerkennung zusenden.

Die Ergebnisse dieser Nachweisungen werden von elner durch die übrigen Verwal=

tungen zu wählenden Vereinsverwaltung zusammengestellt. Dieselbe hat nach Maßgabe
der Prozent-Sägze, welche von der Kommission (Art. 70) festgestellt sind, den wirklichen

Antheil jeder Verwaltung an der Gesammt-Fahrposteinnahme zu ermitteln und unter

Minbeilung des Rechnungsabschlusses an sämmtliche Vereins-Postverwaltungen die erfor-

derliche Saldlrung herbeizuführen.

Ueber den Abrechnungs-Modus, die Kontrole der Einnahmenachweisungen, die Re-

vision der Karten u. s. w. werden zwischen den Vereinspostverwaltungen besondere Aus-

führungsbestimmungen vereinbart.

Abrechnung über unanbringliche Sendungen.
Art. 73.

Das Porto für unanbringliche Fahrpostsendungen trägt zunächst diejenige Verwal=

tung, nach deren Gebiet diese Sendungen zurückgekommen sind.

Dagegen blelbt dieser Verwaltung der Erlös aus dem Verkaufe der in den Sen-

dungen enthaltenen Gegenstände überlassen.
Deckt der Erlös das Porto und die sonstigen Kosten nicht, so steht es der beireffen-

den Verwallung frei, den ungedeckten Betrag zu liguidiren. Die Liquidation wird von

einer anderen Vereinsverwaltung bescheintgt und der Betrag von der gemeinschaftlichen

Fahrposieinnahme in Abzug gebracht.
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Porto-Riederschlagung.
Art. 74.

Niedergeschlagenes oder zurückgezahltes Porto wird in derselben Weise liquidin,

beziehungsweise der betheiligten Verwaltung erstaltet, wie dieses im vorhergehenden Ar-

rikel bezüglich der ungedeckt gebliebenen Porto-Beträge für unanbringliche Sendungen

vorgesehen ist.
Ist eine Postverwaltung durch gesehliche oder administrative Bestimmungen zur

Niederschlagung oder Rückzahlung eines Porlo-Betrages veranlaßt, so soll die Beschei-

nigung der Liqukdation in Bezug auf die Nothwendigkeit der Niederschlagung nicht be-

anstandet werden.

Gewährleistung.
Art. 75

Für den Verlust oder die Beschädigung der zur Postbeförderung vorschriftemäßig.

übergebenen Sendungen, mit alleiniger Ausnahme des durch Krieg oder unabwendbare

Folgen von Naturereignissen herbeigeführten Schadens, wird nach Maßgabe der folgenden

Besiimmungen Ersah geleistet:
1) Dem Absender bleibt es sreigestellt, den Werih der Sendung entweder nach dem

wahren Werthe, oder nur theilweise oder gar nicht zu deklariren.

Ist bei der Aufgabe eine Werths-Deklaration erfolgt, so ist dieselbe bei der Fest-

stellung des von Seiten der Postverwaltung in Verlust= oder Beschädigungs-Fällen zu

leistenden Ersatzes mahgebend. ,

BewetstjedochdicPostvcnvalttticg,daßdieDcklakationdeuwahkamhdck
Sache übersteigt, so hat sie nur den lehteren zu ersehen.

Vermag dagegen der Neklamant den Nachweis zu erbringen, daß und um wie viel

der wirkliche Werth des Juhaltes der Sendung die Werths-Deklaration überstiegen habe,

so ist im Falle eines theilweisen Verlustes-(Abgangs) oder einer Beschädigung der Theil

des wirklich erlittenen Schadend zu erseyen, welcher sich nach dem Verhältnisse ergiebt,

in welchem der deklarirte Werth der Sendung zu dem wirklichen steht.

Die Werths-Deklaration soll in der Landeswährung des Aufgabebezlrkes erfolgen;

der absendenden Postanstalt gegenüber haben die andern Postverwaltungen nur die in

jener Landeswährung angegebene oder darauf reduzirte Summe zu vertreten.

Die Werths-Deklaration soll bei Sendungen mit Begleitbriesen sowohl auf dem

Vegleilbriefe, als auf der Sendung selbst, angegeben sein. Wenn aber der Werth einer

zur Postbeförderung angenommenen Sendung nur auf dem Begleitbriefe und nicht

auch auf der Sendung selbst angegeben sein sollte, so übt dieses auf die Ersapleistung
keinen Einfluß. Dasselbe gilt von dem Falle, wo die Werths-Deklaration zwar nur auf
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der Sendung selbst, nicht auch auf dem Begleitbriefe enthalten ist, die Sendung aber

gleichwohl zur Postbeförderung angenommen und entweder dem Aufgeber eine Beschei-

nigung über eine geschehene Werthsangabe ertheilt oder die Sendung mit dem fraglichen

Werthe in die Postbücher eingelragen worden ist. Ist der Werth einer Sendung nicht

übereinstimmend auf Begleitbrief und Sendung angegeben, so ist die Werthangabe auf

dem Begleitbriefe für Porto-Berechnung und Ersahleistung entscheidend.

Die Postanstalt, welche einc nicht mit der vorschriftsmäßigen Werths.Deklaration

versehene Sendung, für welche gleichwohl nach dem Vorhergehenden zu haften sein würde,

annimmt, hat für die Nachholung des Erforderlichen zu sorgen, widrigenfalls sie für alle

aus der Behandlung des Stückes als Sendung ohne Werthangabehervorgehenden Nach-
theilc verantwortlich ist.

Findet sich in einer wegen beschädigter Emballage untenvegs von einer Postanstalt

anderweit verpackten Sendung ein die Deklaralion übersteigender Werthinhalt vor, so

bleibt für di. Haftung der Post die Deklaration des Absenders maßgebend.

2) Bei dem Verluste von nicht deklarirten Sendungen oder bei dem Abgange an

denselben wird ein Ersaß von 10 Sgr. oder 50 Rkr. Oesterr. Währ, oder 30 Kr. Südd.

Währ. für jedes abhanden gekommene Pfund oder den Theil eines Pfundes gelelstet.

Bei Beschädigungen nicht deklarirter Sendungen wird der wirklich entstandene Schaden,

jedoch nur bis zu dem Maximal-Betrage von 10 Sgr. oder 50 Neukr. Oesterr. Währ.

ader 30 Kr. Südd. Währ. für jedes beschädigte Pfund erstattet.

3) Für Beschädigungen oder Abgang am Inhalte einer Sendung haben die Posl=

verwaltungen nur dann zu haften, wenn eine vorhandene äußerlich erkennbare Beschä-

digung in unzwelfelhaftem Zusammenhange mit der vorhandenen inneren Beschädigung

beziehungsweise dem Abgange sieht.
Außer diesem Falle trin die Haftpflicht einer Postverwaltung nur dann ein, wenn

ihr ein besonderes Verschulden und die geschehene Auflieferung eines unbeschädigten In-

baltes, sowie dessen gehörige Verpackung vollsländig nachgewiesen wird.

Die ohne Erinnerung geschehene Annahme einer Sendung oder die Empfangsbe-

scheinigung des Adressaten begründet bis zum Gegenbeweise die Vermuthung für den

unversehrten Zustand der Sendung.

4) Für einen durch verzögerte Beförderung entstandenen Schaden leistet die Post-

verwaltung innerhalb der für den Verlustfall gezogenen Grenzen nur dann Ersahz, wenn

die Verspälung nachweislich durch das Verschulden der Post herbeigeführt und die Sache

dadurch in ihrer Substanz verdorben ist. «

5) Für Verluste und Beschädigungen, welche auf dem Transporte durch eine dem

Vereine nicht angehörige Beförderungsanstalt eintreien, findet ein Ersatanspruch, den

Vereins-Posiverwaltungen gegenüber, nicht Stan. Dagegen haben bei dieofallsigen Re-
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klamationen zunächst diejenigen Postanstalten, von welchen die Sendungen unmittelbar

dem Auslande zugeführt worden sind, den Aufgeber zu vertreten und demselben, falls

ihre Bemühungen erfolglos bleiben sollten, alle vorltegenden Mittel (Urkunden über die
Ablieferung der Sendung u. s. w.) an die Hand zu geben, welche ihn in den Stand

sepen können, seine Ausprüche der ausländischen Beförderungsanstalt gegenüber selbst

weiter zu verfolgen.

6) Den Parteien gegenüber liegt die Ersahpflicht derjenigen Postverwaltung ob,

welcher die Postanstalt der Aufgabe angehört.

Der Ersatzanspruch ist von Seiten des Absenders, und nur sofern dieser nicht zu

ermitteln ist, oder die Verfolgung seines Anspruches dem Mdressaten zuweist, von letzterem

zu erheben.

Der Ersat kann gegenüber der Postverwaltung nur innerhalb eines halben Jahres,

vom Tage der Aufgabe an gerechnet, beansprucht werden.

7) Der den Ersaß leistenden Verwaltung bleibt es überlassen, eintretenden Falles

den Regreß an diesenige Verwaltung zu nehmen, in deren Bezirke der Verlust oder die

Beschädigung entstanden ist. Es gilt hierfür bis zur Fübrung des Gegenbeweises die-

jenige Postverwaltung, welche die Sendung von der vorhergehenden Verwaltung unbeanstan-
det übernommen hat, und weder die Ablieserung an den Adressaten, noch auch in den

betreffenden Fällen die unbeanstandete Ueberlieserung an die nachfolgende Vereins-Post-

verwaltung nachzuweisen vermag.

Von der Bestimmung, daß mit der unbeanstandeten UebernahmedieHaftpflicht auf

die übernehmende Verwaltung übergeht, kritt in dem Falle eine Ausnahme ein, wo es

sich um eine Spoliation oder Beschärlgung handelt, welche ohne eine leicht wahrnehm-

bare Verleung der Emballage oder des Verschlusses, sowie ohne Herbeiführung einer

Gewichts-Difserenz verübt worden ist, und deren Entslehung nicht hat ermittelt werden

kounen. In diesem Falle haben die betheiligten Verwaltungen zu dem Schadenersatze in

elnem nöthigenfalls durch Schiedsrichterspruch (s. Nr. 8) festzustellenden Verhältnisse bei-

zutragen.

8) Können bei Reklamations--Fällen die betheiligten Verwaltungen sich darüber nicht
einigen, ob den ermittelten Umständen nach angenommen werden könne, daß die Beschä-

digung oder der Abgang Statt gesunden, während sich die Sendung in den Händen der

Post befunden, dem Reklamanten also überhaupt ein Ersatz zu gewähren sei, oder dar-

über, ob und in welchem Maße die eine oder die andere Postverwaltung den Ersatz zu

leisten bezw. dazu belzutragen hat, so. kann auf eine schiedörlchterliche Entscheldung pro-

vocirt werden. Diese hat sich zunächst, sofern auch dieser Punkt noch streilig, darauf zu

beziehen, ob im konkreten Falle dem Reklamanten überhaupt ein Ersaß zu gewähren sei.
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sodann aber auch darauf, welche von den betheiligten Verwalmungen und mit welchen

Beträgen sie zu dem zu gewährenden Ersahe beizutragen haben.

Das Schiedsgericht wird in einem solchen Falle, abweichend von den Bestimmungen

des Artikels 78, in der Welse gebildet, daß jede der betheiligten Verwaltungen eine

andere Verwalkung bezeichnet, die sämmtlichen benannten Verwalungen aber eine dritte

Verwaltung wählen, welche das Schiedsrichteramt zu versehen hat. Falls sich die be-

nannten Verwaltungen über die zu wählende dritte Verwaltung nicht einigen können,

so hat jede derselben eine Central-Postbehörde zu bezeichnen und zwischen diesen das

Loos zu entscheiden.

In Fällen jedoch, wo es sich um einen Ersatzbetrag bis 20 Thlr. einschließlich han-

delt und wo die Verwaltungen des Aufgabe= und Bestimmungs-Ortes einverstanden sind,

daß eine gemeinschaftliche Ersatzleisiung erfolgen soll, sindet eine Berufung an ein Schleds-

gericht nicht Statt und ist die Entschädigung von sämmtlichen bei dem Transporte be-

theiligten Verwaltung zu glelchen Theilen zu tragen.

9) Die vorstchenden Bestimmungen finden Anwendung auf alle zwischen zwel Ver-

eins-Postbezirken gewechselte Fahrpostsendungen, ohne Unterschied, ob der Verlust im Post-

bezirke der Aufgabe, oder im Bezirke einer anderen Postverwaltung Statt gesunden hat,

und ohne Rücksicht darauf, ob in den betreffenden Bezirken für die innerhalb derselben

beförderten Sendungen abweichende Vorschriften bestehen.

D. Allgemeine Bestimmungen.

Aeußere Beschaffenheit und Behandlung der Postsendungen.

Arl. 76.

In Bezug auf die äußere Beschaffenheit und Behandlung der Poüfsendungen bei

der Aufgabe und Abgabe und bei der Weiter-Spedition gelten für den Vereins-Post-

verkehr die zwischen den Vereinsverwaltungen verabredeten besonderen Reglements und

Instruktionen. Soweit in diesen besondere Bestimmungen nicht getroffen sind, sinden die

internen Vorschriften der einzelnen Postbezirke Anwendung.

Verfügungsrecht des Absenders.

Art. 77.

Der Absender ist befugt, über die der Postanstalt zur Beförderung übergebenen

Sachen so lange auf seine Kosten zu versügen, als solche nicht an den von ihm bezeich-

neten Empfänger übergeben worden find.



441

Schiedörichterliche Entscheidung.
Ait. 78

Sollten über die Anwendung einer Bestimmung des Vereinsvertrages Irrungen

emstehen, welche sich nicht durch gegenseitige Verständigung ausgleichen, se foll darüber
eine schiedsgerichtliche Entscheidung, welcher sich die sämmtlichen Postverwaltungen zum

Voraus unterwerfen, in der Weise herbeigekührt werden, daß in dem einzelnen Falle jede

Partei eine unbetheiligte Post-Administration aus dem Vereine zum Schiedorichteramte

wählt und diese belden Schiedsrichter sodann eine dritte unbetheiligte Vereins-Postver-

waltung sich zugesellen. Falls die beiden Schiedsrichter über die ihnen zuzugesellende

Verwaltung sich nicht vereinigen können, so hat jeder derselben eine Verwaltung zu be-

zeichnen und zwischen diesen das Loos zu entscheiden.

Ausbildung des Vereins.

Art. 79.

Die weitere Ausbildung des Vereines und Einführung allgemeiner Verbesserungen,

Gleichheit der Gesepgebung, der Reglements und Instruktionen ist dem zeitweisen Zu.

sammentritte der deutschen Post-Konferenz vorbehalten.

Diese Konferenz wird aus Bevollmächtigten aller Postverwaltungen gebildet, welche

Mitglieder des deutschen Poslvereineo sind.

Jede der gedachten Postverwaltungen hat das Recht, zur Post-Konferenz einen eige-

nen Bevollmächtigten abzuordnen, oder den Bevollmächtigten einer anderen Verwaltung

mit der Wahrnehmung ihrer Interessen und der Stimmführung zu betrauen. Ein Be-

vollmächtigter darf jedoch nicht mehr als zwei Stimmen führen, so daß derselbe außer

der eigenen Verwaltung nur noch eine zweite vertreten kann.

Mit dieser Beschränkung ist auch die Uebertragung der Stimme von einem Abge-

ordneten auf den anderen im Falle ciwaiger Behinderung zulässi.

Stimmeneinhelligkeit erfordern alle Beschlüsse, welche zum Gegenstande haben:
1) die Dauer und den Umfang des Bereines,

2) eine Veränderung des Vereins-Tarifes, und was dahin gehört, insbesondere auch

der Transit·und sonstigen Gebühren,
3) den Bezug und die Theilung des Porto,

4) die direkte Einwirkung des Vereines auf die interne Postgesetgebung der einzel-

nen Vereinsgebiete,

5) die Porto-Freiheiten,

6) die getroffenen Verabredungen über die Verhälintsse mit fremden Ländern, und

7) die schiedorichterliche Entscheidung über die bel Anwendung einer Bestimmung des

Vereinsvertrages entstandenen Irrungen.
66
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In allen minder wichtigen Fällen genügt die absolute Majorität.

Sowohl bei Beschlüssen mit Stimmeneinhelligkeit, als bei solchen nach absoluter

Masorität, blelbt die höchste Ratisikation vorbehalten; bei Gegenständen reglementarischer

Namr bedarf es jedoch lediglich der durch absolute Stimmenmehrheit zu kressenden Ver-

einbarungen der Vereinsverwaltungen.

Ratistcation und Dauer des Vertrages.

Art. 80.

Die Matifikationen des gegenwärtigen Vertrages werden bis zum 30. November

1860 ersolgen.

Der Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1861 in Wirksamkeit. Derselbe bleibt bis

zum Schlusse des Jahres 1870 und von da ab ferner unter Vorbehalt einjähriger Kün-

digung in Kraft.

Vom 1. Januar 1861 an treten der revidirte Postvereins-Vertrag vom 5. Dezem--

ber 1851 und die Nachtragsverträge vom 3. September 1855 und vom 26. Februar

1857 auher Wirksamkeit.

Frankfurt am Main, den 18. Angust 1860.

gür Oesterrcich Max Lowenthal.
„ Preußen Carl Adolph Metzuer.
„ Baypern Joseph Baumann.

„ Sachsen Anton von Zahn.

„ Hanunover Georg Dietrichs.

» Wurttcmbcrg Friedrich Honold.
„ Baden .. Hermann Zimmer.

„ Luxemburg

„ Braunschweig Friedr. Carl Aug. Ribbentrop.
„ Mecklenburg-Schwerin Heinrich von Pritzbuer.

„ Mecklenburg-Strelitz. Heinrich von Pritzbuer,
VI subslilulionis.

„ Oldenburg Joh. Theodor Gieske.

„ Lübeck Hermann Lingnau.

„ Bremen Heinrich Wilhelm Bartsch, Lr.

„ Hamburg Carl Gustav Hencke.

Thurn und Taxis Ludwig Bang, Dr.

Georg Wilhelm Meyer.
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Bellage B.

Reglement

für den Postvereins-Verkehr.

8. 1.

Algemeine Bestimmungen über die Beschaffenbeit und Behandlung
der Postsendungen.

Die im Postvereins-Verkehre zur Versendung kommenden Gegenstände werden bei

den Postanstalten in der Art abgefertigt, daß die Expedition der Briespostsendungen stets

getrennt von derjenigen der Fahrposisendungen erfolgt.

Zur Briespost gehören:
— — die Correspondenz der Mitglieder der Regenten- Familien der Postwereins-Staaten

und des Fürstlichen Hauses Thurn und Texis;

2) Briefe ohne Werthangabe bis zum Gewichte von 4 Loth ausschlielich;

3) schwerere Briefe bis zum Gewichte von  Pfund einschließlich, deren Beförde-

—*
 ——

rung mit der Briefpost Seitens des Aufgebers durch einen Beisatz auf der Adresse

oder durch Frankirung mit Marken verlangt ist;

rekommandirte Briefe;

Briese mit Waarenproben, Kreuz= oder Surestand teenunze, Zeitungen, Re-
cepisse, Rückmeldungen, postamtliche Anfragen, Laufzettel u.

6) die portofreien (amtlichen) Dienst-Correspondenzen bis zum Garnlte von 1 Pfund.

Zur Fahrpost sind zu rechnen:

1) gewöhnliche Briefe von 4 Loth und darüber, deren Beförderung mit der Brief-

post Seitens des Aufgebers nicht vorgeschrieben ist;

2) Briefe mit deklarirtem Werthe;

3) Briefe, auf welche baare Einzahlungen Statt gefunden haben;
4 ) Briefe mit Posivorschüssen (Nachnahmebrtefe);

it.5) Gelder und Päckereien aller Art.

Briese, Gelder und Güter müssen nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen

gehörig adressirt und gezeichnet (lignirt), und haltbar verpackt und verschlossen sein.

8. 2.

Adresse.
Die Adresse muß den Bestimmungsort, sowie die Perlon Desjenigen, an welchen

66
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die Zustellung erfolgen soll, so bestimmt bezeichnen, daß jeder Ungewißheit darüber vor-

gebeugt wird.

Dieses gilt auch bei solchen mit „Posie reslanie“ bezeichneten Gegenständen, für

welche die Post Garantie zu leisten hat. Bei gewöhnlichen Briesen mit dem Vermerk

„Poste restante“ darf Statt des Namens des Empfängers eine Angabe in Buchstaben,

Zlffern u. s. w. angewendet sein.

S. 3.

Außenseite der Briefe.

Auher den, auf die Beförderung oder Bestellung einer Sendung bezüglichen An-

gaben darf noch der Name oder die Firma des Absenbers, sonst aber soll keine, einer

brieflichen Mittheilung gleich zu achtende Notiz auf der Außenseite enthalten sein.

Im Zuwiderhandlungsfalle kann ausnahmsweise die Beförderung eintreten, insofern

nach dem Ermessen des Postbeamten der Annahmestelle aus der Notiz unzweifelhaft er-

hellet, daß damit weder eine Entziehung des Porto, noch eine Injurie oder sonst straf-

bare Handlung beabsichtigt wird.

S. 4.

Begleitbrief bei Fahrpostsendungen.

Jeder Fahrpostsendung, mit Ausnahme derjenigen in Brief= oder ähnlicher Form

bis zum Gewlchte von  Pfund einschliehlich, muß ein Begleitbrief beigegeben sein,

welcher mit Geld oder sonstigen Gegenständen von angegebenem Werthe nicht beschwert
sein darf, übrigens entweder aus elnem förmlich verschlossenen Briefe oder einer bloßen

Mdresse beslehen kann, mindestens jedoch aus einem Viertelbogen Papier gesertigt sein
muß. «

§.5.

Erfordernisse eines Begleitbriefes.

Auf dem Begleitbriese oder der Begleit-Adresse muß die äußere Beschaffenheit der

Sendung (eine Kiste bloß, eine Kiste in Leinen, ein Faß u. s. w.), ferner die Bezeich.

nung (Signann), und wenn der Werth deklarirt wird, die Werthangabe, enthalten sein.

Der Begleitbrief oder die Beglelt-Adresse muß mit einem Abdrucke desselben Petschaftes,

mit welchem die Sendung verschlossen ist, versehen sein.

8. 6.

Mehre Fabrpoststucke zu einem Begleitbriefe.

Zu einem Begleitbriefe können zwar mehre Stücke gehören, iedoch nicht zugleich

Stücke mit und solche ohne Werths-Deklaratlon.
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Gehören mehre Stücke mit Werths-Deklaration zu einem Begleitbriefe, so muß auf

demselben der Werth eines jeden Stückes besonders angegeben sein.

S. 7.

Signatur.

Die Bezeichnung (Signatur) einer Sendung muh entweder aus der vollständigen

Adresse oder aus mehren Froßen lesbaren Buchstaben oder Zeichen, darf aber niemals

aus Nummern allein bestehen; dieselbe muß den Bestimmungsort übereinstimmend mir

der Bezeichnung auf dem Begleibbriefe enthalten.

Bei nach= oder zurückzusendenden Postsendungen muß die Bezeichnung des Be-

simmungsortes von der Postanstalt kostenfrei entsprechend abgeändert werden.

Die Signatur muß dauerhaft und haltbar und darf den Sendungen von deklarir-

tem Werthe nicht aufgeklebt sein. Insbesondere empfiehlt es sich, bei Geldsäcken und

Geldbeuteln die Signatur, falls dieselbe nicht unmittelbar auf der Verpackung angebracht

ist, auf f. 9. Fabnen von Pappe oder steifem Papier, welche an den Kropf gehörig be-

festigt sind, herzustellen.

8. 8.

Deklaration.

Die Deklaration des Werthes einer Sendung muß, bei Briefen auf der Adresse

des Briefes, und bei anderen Sendungen sowohl auf der Adresse de Vegleitbriefes, als

auf der Sendung bei der Signatur, angegeben werden.

Die Deklaration des Werthes einer Sendung hat in jedem einzelnen Vereinsbegirke

nach dier in demselben bestehenden Silberwährung zu erfolgen.

Besteht eine Geldsendung aus freuden Geldsorten oder aus Goldmünzen, so hat

der Ausgeber (und aushülfsweise der aunehmende Postbeamte) die Reduktion vorzuneh-

men und den Werth. der Sendung auf der Adresse in Silber-Courant auszudrucken.

Bei Werthsendungen aus Ländern außerhalb des Postvereines erfolgt die Reduktion in

die landesübliche Silberwährung durch die Eingangs-Grenzpostanstalt.

Jeder auf der Adresse einer Sendung in was immer für einer Form angegebene

Geldbetrag gilt in Absicht auf die Porto-Erhebung als Werths-Deklaration des Inhalies,

also auch die Bezeichnung: Urkunde, Wechsel, Quittung rc. über 1000 fl.

8. 9.

Verpackung.
Die Verpackung der Sendungen muß nach Maßgabe der Länge der Transport=

Strecke, des Umfanges der Sendung und der Beschaffenhelt des Inhaltes haltbar und

fichernd eingerichtet sein.
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Bei Gegenständen von geringerem Werthe, welche nicht unter Druck leiden, und

nicht Feu oder Feuchtigkeit absetzen, ferner bei Schriften oder Akten. Sendungen, genügt
im Allgemeinen bei einem Gewichte bis zu ungefähr sechs Pfund, wenn die Dauer dee

Transportes verhältnißmäßig kurz ist, eine Emballage von haltbarem Packpapier mit an.

gemessener Verschnürung.

Auf gröhere Entfernungen zu versendende Gegenstände, sowie alle schwerere Fahr-

postgegenßände, müssen, insofern nicht der Inhalt und Umfang eine andere fesiere Ver-

packung erfordert, mindestens in mehrfache Umschläge von starkem Packpapier verpackt sein.

Sendungen von bedeutenderem Werthe, insbesondere solche, welche durch Nässe,

Reibung oder Druck leicht Schaden leiden, z. B. Spipen, Seidenwaaren u. s. w., müssen

nach Maßgabe ihres Werthes, Umfanges und (Gewichtes in genügendsicherer Weise in
Wachsleinwand, Pappe (Pappdeckel), in gut beschafsenen und nach Umständen emballir.

ten Kisten u. s. w. verpackt sein.

Sendungen mit einem Inhalte, welcher anderen Postsendungen schädlich werden

könnte, müssen so verpackt sein, daß eine solche Beschädigung fern gehalten wird. Mit

Flüssigkeiten angefüllte kleinere Gefähe (Flaschen, Krüne u. s. w.) sind noch besondero in

starken Kisten, Kübeln oder Körben zu verwahren. Fässer, in denen Flüssigkeiten zur Ver-

sendung kommen, müssen stark bereist und die Reifen gehörig befestiget sein.

Sendungen mu frischen Weintrauben dürfen, außer in einer festeren Verpackung,

namentlich in Kisten, Schachteln u. s. w. auch in Körben aus geflochtenen Weiden, welche

mit einem Deckel von gleichem Stoffe geschlossen sind, verpackt werden, insofern nicht mit

Rücksicht auf die Beschaffenheit der Trauben bereits bei der Aufgabe, oder auf die be-

deutende Entfernung des Bestimmungsortes, das Absezen von Feuchiigkeit in gröherem

Maße zu besorgen ist.

Sendungen von Blutegeln müssen so beschaffen sein, daß von dem Juhalte des

Gefäßes nicht herausdringen kann.

Wild, welches nicht mehr blutet, darf unverpackt versendet werden.

Wenn in Folge fehlerhafter Verpackung einer Sendung während ihres Trausportes
eine neue Verpackung nöthig wird, so werden die Kosten der lehleren von dem Mdressaten

eingezogen.

S. 10.

Verschluß.

Der Verschluß einer jeden Postsendung muß haltbar und so eingerichtet sein, daß

ohne Beschädigung oder Eröffnung desselben dem Inbalte nicht beizukommen ist. (Wegen

der Sendungen unter Band, sowie der Muster-Sendungen, (vergleiche §§s. 14 und 15).
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Bei Briefen nach Gegenden unterheißen Himmelsstrichen darf zum Verschluß Siegel-
lack oder ein anderes, durch Wärme sich auflösendes Material nicht benußzt werden.

Der Verschluß einer jeden Fahrpostsendung, mit Ausnahme der undeklarirten in

Brief= oder ähnlicher Form bis zum Gewichte von  Pfund einschließlich, sowie mit

Ausnahme der Vorschuß. und Einzahlungs-Briefe, muß in Befestlgung der Schlüsse durch

Siegellack mit Abdruck eines ordentlichen Pekschaftes bestehen.
Wird eine Verschnürung angebracht, so muß dieselbe so beschaffen und festgesiegelt

sein, daß sie ohne Verletzung des Siegelverschlusses nicht abgestreift oder geöffnet werden

kann.

Briese mit deklarirtem Werthe (wegen der Geldsendungen slehe §. 11)

müssen mit einem Kreuz-Couvert und mir fünf gleichen Siegeln nach

Maßgabe der nebenstehenden Zelchnung verschlossen sein.

S. 11.

Verpackung und Verschluß der Geldsendungen insbesondere.

Vriefe mit Geld oder Geldeswerib (Gold, Silber, Paplergeld, Werthpapiere u. s. w.)

müssen mit einem haltbaren Krenz-Couvert versehen und mit fünf gleichen Siegeln gur

verschlossen sein. (S. §. 10, letzter Absap.)
Geldstücke, welche in Briesen versandt werden müssen in Papier oder derglelchen

eingeschlagen und innerhalb des Briefes so befestigt sein, daß eine Veränderung ihrer

Lage während des Transportes nicht Stan sinden kann.

Driese mit baarem Gelde dirsen dao Gewicht von 8 Loth, Briefe mit Papiergeld

das Gewicht von  Pfund nicht übersteigen.

Schwerere Geldsendungen sind in Packete, Beutel, Kisten oder Fässer fest zu ver-

vacken

Sendungen bis zum Gewichte von 3 Pfund, sofern der Werth bei Papiergeld nicht

3000 Thlr. oder 5000 fl. und bei baarem Gelde nicht 300 Thlr. oder 500 fl. über-

steigk, dürien in Packeken von starkem, mehrfach umschlagenen und gut verschnürten Pa-

pier versendet werden.

Bei schwererem Gewichte und bei gröheren Summen muß die äuhere Veipackung

in haltbarem Leinen, Wachsleinwand oder Leder bestehen, gur umschnürt und vernähr

und die auswendige Naht versiegelt sein. "

Geldbeutel (Säcke), welche keine weitere Verpackung erhalten, müssen von wenigstens

voppelier Leinwand, die Naht dark nicht auswendig und der Kropf nicht zu kurz sein.

Da, wo der Kuoten geschürzt ist, und außerdem über beiden Schnurenden muß das

Siegel deutlich aufgedrückt sein. Die Schnur, welche den Kropf umgiebt, muß durch
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den Kropf selbst hindurch gezogen werden. Dergleichen Sendungen sollen nicht über 50

Pfund schwer sein.

Die Geldkisten müssen von starkem Holz angefertiget, gut gefügt und fest vernagelt

sein, oder gute Schlösser haben; sie dürfen nicht mit überstehenden Deckeln versehen, und

Eisenbeschläge müssen fest und dergestalt eingelassen sein, dah sic andere Gegenstände

nicht zerscheuern können. Ueber 50 Pfund schwere Kisten müssen gut bereist und mit

Handhaben (Hawdschlingen) versehen sein.

Die Geldfässer müssen gut bereist, die Schlußreisen angenagelt und an beiden Bö-

den dergestalt verschnürt und versiegelt sein, daß ein Oessnen des Fasses ohne Verletung

der Umschnürung oder des Siegels nicht möglich ##l.

Bei Packeken mit, baarem Gelde in größeren Beträgen muß der Inhalt gerollt

sein. Gelder in Fässern oder Kisten müssen in Beuteln oder Packelen verpackt sein.

8. 12.

Von der Postsendung ausgeschlossene Gegenstände.

Zur Versendung mit der Post dürfen nicht aufgegeben werden Gegenstände, deren

Beförderung mit Gefahr verbunden ist, namentlich alle durch Neibung, Luftzudrang oder

Druck und sonst leicht entzündliche Sachen, sowie ätende Flüssigkeiten. Dahin gehören

z. B. Schiehpulver, Feuerwerksgegenstände, Neib= oder Streich-Zünder, Schießbaumwolle,

Phosphor, Knallsilber, Aether oder Naphta, Photogen, Mineral-Säuren u. s. w. Ebenso

bleibt flüsiige Hefe und Most von der Versendung mit der Post ausgeschlossen.

Diejenigen, welche derartige Sachen unter unrichtiger Deklaration oder mit Ver-

schweigung des Inhaltes der Sendung zur Post aufgeben, haben vorbehaltlich der Be-

strasung nach den Landesgesetzen für jeden daraus entstehenden Schaden zu haften.

8. 13.

Zur Postbeförderung bedingt zugelassene Gegenstände.

Flüssigkeiten, desgleichen Sachen, die dem schnellen Verderben und der Fäulniß aus-

gesetzt sind, unförmlich große Gegenstände, sowie Bäume, Sträucher und dergleichen, ser-
ner lebende Thiere, können von den Postanstalten zurückgewiesen werden.

Für dergleichen Gegenstände, wenn dieselben dennoch zur Beförderung angenommen

werden, sowie für leicht zerbrechliche Gegenstände und für in Schachteln verpackte Sa-

chen, leistet die Postverwaltung keinen Ersatz, wenn durch die Natur des Inhaltes der

Sendung oder durch die Beschaffenheit der Verpackung auf dem Transporte eine Be-

schädigung oder ein Verlust entstanden ist.

Wenn Ilüssigkeiten als solche nicht deklarirt sind, so hat der Absender den Schaden
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zu ersetzen, welcher in Folge der Beförderung derartiger Sendungen anderen Postgütern
verursacht wird.

Zündhütchen müssen in Klstchen fest und gut von außen und innen verpackt und

als solche sowohl auf der Adresse als auf der Sendung selbst deklarirt werden. Der

Aufgeber ist, wenn er diese Bedingungen nicht eingehalten hat, für den aus allenfallsiger

Ewplosion ensstehenden Schaden haftbar.

Das Gewicht einer Fahrpostsenbung soll im Allgemeinen 100 Plund nicht erheblich

überstelgen. Den einzelnen Postwerwaltungen bleibt unbenommen, sich wegen Annahme

eines höheren Maximal-Gewichtes für den gegenseitigen Verkehr zu verständigen.

8. 14.

Sendungen unter Band.

Gegen die für Sendungen unter Band festgesetzte ermäßigte Taxe können befördert

werden: alle gedruckte, lithographirte, metallographirte, oder sonst auf mechanischem Wege

hergestellte, zur Beförderung mit der Brlespost geeignete Gegenstände. Ausgenommen

biervon sind die miltelst der Kopir-Maschine oder mittelst Durchdruckes hergestellten Schrist-
stücke, sowie gebundene Bücher. Die Sendungen müssen offen unter schmalem Streif-

oder Kreuz-Bande eingeliesert werden. Das Band muß dergestalt angelegt sein, daß

dasselbe abgestreist und die Beschränkung des Inhaltes der Sendung auf Gegenstände

deren Versendung unter Band gestattet ist, erkannt werden kann.

Die Sendungen müssen frankirt sein und dürfen das Gewlcht von einem halben

Pfunde einschließlich nicht übersteigen.
Die Adresse muß auf dem Streif= oder Kreuz-Bande und dark nicht auf der Sen.

dung selbst angebracht sein.
Mehre Gegenstände dürfen unter Einem Bande versendet werden, sofern sie von

demselben Absender herrühren und überhaupt zur Versendung unter Band geeignet sind:

die elnzelnen Gegenstände dürfen aber alsdann nicht mit verschiedenen Adressen oder

besonderen Adreß-Umschlägen versehen sein.
Die Versendung der bezeichneten Gegenstände unter Band gegen pie ermäßigte Taxe

ist unzulässig, wenn dieselben nach ihrer Fertigung durch Druck u. s. w. außer der Adresse

irgend welche Zusätze oder Aenderungen am Inhalte erhalten haben. Es macht dabei

keinen Unterschied, ob die Zusätze oder Aenderungen geschrieben oder auf andere Weise

bewirkt sind, z. B. durch Stempel, durch Druck, durch Ueberkleben von Worten, Ziffern

oder Zeichen, durch Punkliren, Unterstreichen, Durchstreichen, Ausradiren, Durchstechen,

Abschneiden oder Ausschneiden einzelner Worte, Ziffern oder Zeichen u. s. w.

Unter die verbotenen Zusäte ist das Coloriren von Modebildern, Candkarten

u. s. w. nicht, zu rechnen; die Bilder und Karten dürfen aber selbstoerständlich keine
67



450

Handzeichnungen, sondern müssen durch Holzschyitt, Althographie, Stahlstich, Kupferstich
u. s. w. hergestellt sein.

if der tuneren oder dußeren Seite des Bandes dürfen Zusäße irgend welcher Art,

welche keinen BestandtheilderAdressebilden, sich nicht befinden, mit Ausnahme des

Numens oder der Firma des Absenders. Den Preis-Couranten, Circularen und Em-

pfehlungsschrelben kann noch eine innere, mit der äußeren übereinstimmende Adresse, so-

wie On, Datum und Namensunterschrift, hinzugefügt werden. Circulare von Hand-

lungshäusern dürfen mit der handschriftlichen Unterzeichnung der Firma von mehreren

Theilnehmern der Handlung versehen sein. Den Correctur-Bogen können Aenderungen
und Zusäßtze, welche die Correctur, die Ausstattung und den Druck betreffen, hinzugefügt

werden. Das Manuscript darf dagegen den Correctur-Bogen nicht beigefügt werden.

Sendungen, welche sich zur Beförderung unter Band gegen die ermäßigte Taxe

nicht eignen, können vor der Absendung dem Aufgeber zurückgestellt werden. Werden

dergleichen Sendungen abgesandt, so ist das gewöhnliche Brief-Vorto nebst dem Zuschlage,

ohne Berücksichtigung der verwendeten Kreuzband-Marken, zu erheben.

8. 15.

Waarenproben und Mustersendungen.

Waarenproben und Muster müssen, wenn auf die dafür zugestandene Porto.Ermä-
ßigung Anspruch gemacht wird, dergestalt verpackt sein, daß die Beschränkung des In.

halles auf diese Gegenstände leicht ersichtlich ist.

Diesen Sendungen darf, wenn die ermäßigte Taxe eintreten soll, nur ein einfacher

Brief beigefügt oder angehängt sein, welcher bel der Austaxirung mit der Waarenprobe

oder dem Muster zusammen zu wiegen ist.

Ist der Brief schwerer, oder sind die Waarenproben oder Muster in den Brief ge-

legt, so wird die Sendung, dh. Brief und Prohe zusammen, als gewöhnlicher Brief taxint.

8. 16.

Rekommandirte Briefe.

Briefpostsendungen, welche unter Rekommandation abgesandt werden sollen, müssen

von dem Absender mit einer dieses Verlangen ausdrückenden Bezelchnung (rekommandirt,

charge, empfohlen) versehen werden.

Kelne Verwaltung ist verpflichtet, Briefe, die mit dem Kekommandations-Zeichen

versehen im Briefkasten vorgefunden werden, als rekommandirt behandeln zu lassen, es

sei denn, daß dieselben vollständig, einschlleßlich der Rekonmmandations-Gebühr, mit Marken
frankirt find.
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8. 17.

Metour-Recepiss.

Wünscht der Absender einer rekommandirten Brieseosksendung oder einer Fahrpost-

sendung eine von dem Adressaten auczustellende Empfangsbescheinigung (Rückscheln, Re-

tour-Recepisse), zu erhalten, so muß ein solches Verlangen durch die Bemerkung: „gegen
Rückscheln“ („Retour-Recepisse“) auf der Adresse ausgedrückt sein.

Die Welgerung des Adressaten, den Rückscheln zu unterfertigen, gilt als Verwel-

gerung der Annahme der Senbung selbst.

KG. 18.

Durch Expresfen zu bestellende Briefe.

Briese, welche sogleich nach der Ankunft den Adressaten besonders zugestellt werden

sollen, müssen auf der Adresse wörtlich den Vermerk: „durch Expressen zu bestellen"

entbalten.

G. 19.

Nachnahmesendungen.

Brlefe und sonstige Sendungen, auf welchen elne Nachnahme haftet (Vorschußsend-

ungen, Postvorschüsse), müssen auf ver Adresse den Vorschußbetrag mit den Worten:

„Vorschuß oder Rachnahme von ...........«

unddicThalctpochGulden-Summeits-ZahlenundluBuchsiabcaauOgedtücktent-
halten.

8. 20.

Baare Einzahlungen.

Den Beträgen, welche zur Wieverauszahlung an einen besttmmten Empfänger ein-

gezabli werden (baare Einzahlungen), muß eln einfacher gewöhnlicher Brief oder ein
leeres Couvert beigegeben werden.

Baare Einzahlungen auf Sendungen unter Band, Sendungen mit Waarenproben,

auf rekommandirte Briefe, auf Briese mit deklartrten Werkhe und auf Beglellbriefe zu

Packeten mit und ohne Werths-Deksaration zu leisien, isl unzulässig.

Auf der Adresse des Vriefes oder Converts muß der Enpsänger genau bezeichnet

und der Betrag der baaren Einzahlung mit den Worten:

„Hierauf eingezaqhlt..“

Mrmerkt, dle Thaler= oder Gulden-Summe auch in Zahlen und in Buchstaben ausge-

drückt seln.
67.
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8. 21.

Frankirungs Vermerk. Nicht oder ungenügend mit Markenfrankirte Briefe
nach Ländern, wohin Franklrungs-Zwang besteht.

Briefe u. s. w., auf deren Adresse der Frankirungs-Vermerk(frei,franko,fr.2c.)

durchstrichen, radirt oder abgeändert ist, #ind bei der Annahme zurückzuweisen; werden

Briefe mit einem solchen oder mit einem nicht durchstrichenen u. s. w. Frankirungs-Ver-

merke im Briefkasien vorgefunden, ohne daß das Porto dafür durch Freimarken oder ge-

stempelte Brief-Couverts entrichtet worden ist, so wird die Ungültigkeit des Frankirungs-

Vermerkes amtlich attestirt.

Wenn Briese nach Ländern, wohin Frankirungs-Zwang besteht, von den Absendern

nicht oder ungenügend frankirt in den Briefkasten gelegt worden sind, so werden

dieselben nicht abgesandt, sondern am Aufgabeorte zurückbehalten und dem zu ermitreln-

den Absender behufs der Frankirung zurückgegeben.

8. 22.

Speditions-Wege für Fahrpost-Sendungen.

Dem Aufgeber einer Fahrpostsendung soll in besonderen Fällen, wenn durch die Ver-

sendung auf einem anderen als dem gewöhnlichen Wege ein Vortheil erreicht werden

kann, freistehen, den Speditions-Weg selbst zu bestimmen.

8. 23.

Jurückforderung von Postsendungen durch den Aufgeber.

Die zur Post eingelieferten Sendungen können von dem Absender vor deren Zu-

stellung an den Adressaten zurückgenommen werden.

Die Zurücknahme kann erfolgen am Orte der Aufgabe oder am Bestimmungoorte,

ausnahmsweise auch, insofern dadurch keine Störung des Expeditions-Dienstes herbeige-

führt wird, an einem unterwegs gelegenen Um-Speditionsorte.

In welcher Weise sich Derjenige, welcher eine Sendung zurückfordert, bei der ab-

sendenden Postanstalt über seine Berechtigung dazu und über seine Persönlichkeit auszu-

welsen hat, bestimmen die für jeden Postbezirk dieserhalb bestehenden Vorschriften.

In die Sendung bereits abgegangen, so hat Derjenige, welcher dieselbe zurücksor-
dert, den Gegenstand bei der Postanstalt des Abgangsortes schristlich so genau zu be-

zeichnen, daß derselbe unzweifelhaft als der reklamirte zu erkennen ist. Die gedachte

Postanstalt fertiget das Reklamatlons. Schreiben aus, welchem die Postanstalten des be-

treffenden Courses Folge zu leisten haben.
Soll die Zurücksorderung auf telegraphischem Wege geschehen, so darf elne diesfall-

sige Depesche nicht abgesandt, oder derselben Folge gegeben werden, wenn nicht die Post-
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anstalt des Aufgabeortes amtlich bescheiniget,hat,daßderAbsender sich als zur Zuruc-
forderung berechtigt bei derselben legitimirt habe; daß dieses geschehen, muß in der

Depesche bemerkt sein.
Ist die Sendung noch nicht abgegangen, so wird das baar erlegte Franko, nicht

aber das durch Marken entrichtete Franko zurückgegeben.
Int die Sendung bercits abgesendt, so hat der Absender das Porto wie für elne

Hewöhnliche Retour-Sendung zu entrichten und zwar bei Fahrposisendungen bis zu und
von dem Orte, von dem der Gegenstand zurückgesandt wird.

8. 24.

Aushändigung von Postsendungen an den Adressaten an Um-Speditionsorten.

Auf Verlangen eines gehörig legitimirten Adressaten kann, sofern imeinzelnen Falle
keine dem Beamten bekannten Bedenken entgegenstehen, die Aushändigung elner Sen-

dung an den Ersteren auch an einem Um-Speditionsorte Statt finden, wenn dadurch

teine Stsrung des Expeditions-Dienstes herbeigeführt wird.

Ist die Sendung bei der Aufgabe frankirt, oder das Porto in einer Vereinskarte

bereits berechnet, so hat es hierbel zu bewenden; im entgegengesetzten Falle wird das

Porto nach Maßgabe der wirklich Stan gehabten Beförderung berechnet.

g. 25.

Unbestellbare Postsendungen.

Briefe und andere Sendungen sind für unbestellbar zu erachten:

1) wenn der Adressat am Bestimmungsorte nicht zu ermitteln und die Nachsendung

(el. §. 26) nicht möglich oder nicht zulässig ist;

2) wenn die Sendung mit dem Vermerke „Dose reslante“ versehen ist und nicht

binnen 3 Monaten, vom Tage des Einlangens an gerechnet, von der Post abge-

bolt wird;
3) wenn eine Sendung mit Poswvorschuß, auch wenn sie mit „bosle restante“ be-

zeichnet ist, innerhalb 14 Tagen nicht eingelöst worden ist;
4) wenn die Annahme verweigert wird.

Bevor in dem Falle all 1 eine Sendung mit oder ohne Werths-Deklaration deß-

halb als unbestellbar angesehen wird, weil mehre dem Adressaten gleichbenannte Personen

im Orte sich befinden und der wirkliche Eupfänger nicht sicher zu unterscheiden ist, muß

der Begleubrief nach dem Aufgabeorte zurückgesandt werden, um den Absender, wenn

derselbe an der äuheren Beschaffenheit des Begleilbrieses erkannt oder sonst auf geeignete

Welse ermstlelt werden kann, zur näheren Bezeichnung des Adressaten zu veranlassen.
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Die Uebersendung des Begleitbriefes geschieht zwischen den Postanstalten unter Couvert

und als Postsache.

Alle andere Postsendungen sind, wenn sie als offenbar unbestellbar erkannt worden,

ohne Verzug nach dem Aufgabeorte zurückzusenden. Nur bei Sendungen, die einem

schnellen Verderben unterliegen, muh, sofern nach dem Ermessen der Abgabepostanstalt

Grund zuder Beforgniß vorhanden ist, daß das Verderben auf dem Rückwege eintreten

werde, von der Rücksendung abgesehen werden und die Veräußerung des Inhaltes für

Rechnung des Aufgebers erfolgen.

In allen vorgedachten Fällen ist der Grund der Zurücksendung, oder eintretenden

Falles, daß und weßhalb die Veräußerung erfolgt sei, auf dem Begleitbriefe zu vermerken.

Die zurückzusendenden Gegenskände dürfen nicht eröffnet, müssen vielmehr noch mit

dem vom Aufgeder aufgedrückten Siegel verschlossen sein. Eine Ausnahme hiervon tritt

zun ein bezüglich der Briefe, welche von einer Person glelchlautenden Namens irrthüm-

lich geöffnet wurden und bezüglich der Briefe, welche Loose oder Offerten zu verbotenen

Glücksspielen enthalten, die von den Adressaten nach den für sie geltenden Landesgesetzen

nicht benützt werden dürfen. Bei irrthümlicher Eröffnung von Briefen durch Personen

gleichlautenden Namens ist übrigens, sofern dieses möglich ist, eine von legzteren selbst

unter Namensunterschrift auf die Rückseite des Briefes niederzuschreibende bezügliche Be-

merkung beizubringen.

8. 26.

Nachsendung der Postsendungen.

Hat der Adressat seinen Aufenthalts= oder Wohn-Ort verändert und ist sein neuer

Aufenthalts= oder Wohn-Ort bekannt, so werden ihm Brilefpostgegenstände nachgesendet,

wenn er nicht eine andere Bestimmung ausdrücklich getroffen hat.

Bei Fahrpostsendungen, mit Einschluß der Vorschußbriese und der Briefe, worauf

Baarzahlungen Statt gefunden haben, erfolgt die Nachsendung nur auf ausdrückliches

Verlangen des Absenders oder, bei vorhandener Sicherheit für Vorto und Auslagen, auch

des Adressaten. Letzterer ist in solchem Falle von dem Vorliegen einer Sendung amtlich

und portofrei in Kenntniß zu setzen.

8. 27.

Mit fremden Freimarken versehene Briefe.

Wenn in einem Vereinsgebiete Briefe mit Franke-Marken oder gestempelten Couverts

eines andern Gebietes zur Post kommen, so sind solche Briefe wie unfrankirte Briefe zu

behandeln und die fremden Marken als ungültig zu bezeichnen.
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Sind aber dergleichen Briese nach demjenigen Vereinsgebiete bestimmt, welchem die

Marken oder die gestempelten Couverts angehören, so zieht die empfangende Postanstalt

von dem Adressaten nur das, nach Abzug den Werthes der Marken oder des Couverts

verbleibende Porko ein, oder vergütet auf sonstige Weise dem Adressaten den Werth der

unrichtig verwendeten Marken.

8. 28.

Briefe welche an Postanstalten eouvertirt sind.

Wenn zwei oder mehre Briese oder Kreuzbandsendungen unter Couvert an Post-

anstalten zur Distribmion oder Weiterbesörderung geschickt werden, so sind solche Briefe

nicht zurückzusenden, sondern, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob die ganze Sendung

frankirt gewesen oder nicht, einzeln mit dem vollen Brief-Porto zu belcgen, soweit sic

nicht bereils mit Marken oder Converks vorschriftsmäßig frankirt #ind. Für die von den

Mdressaten nicht angenommenen Briefe u. s. w. hat der Aufgeber dat angesetzte Vorto

zu entrichten.

g. 29.

Einziehung der Bestellgebühr vom Absender.

Von den Adressaten nicht berichtigte Besiellgebühr darf an den Aufgeber der Post-

sendung nicht zurückgerechnet werden.

Nach erfolgter Verständigung zwischen den betheiligten Postverwallungen soll jedoch
gestattet sein, für Briefe von Privaten au Behörden die Bestellgebühr vom Aufgeber ein-

zukeben und als Weiter-Franko an die bezugsberechtigte Vostanstalt zu vergüten.

5S. 30.

Gebührenfreie Anrechnung von Postgefällen.

Für die Anrechnung von Poslgesällen irgend welcher Art, welche von dem Absender

nicht voraus entrichtet worden sind, darf der Ansaß und die Einziehung einer Mocura-

Gebühr auch in dem Falle nicht erfolgen, wenn vorschriftsmäßig die betreffenden Gefülle

bei der Auflieferung der Sendung zur Post hällen vorausbezahlt werden msssen.

S. 31.

Lagergeld.

Die Postverwaltungen derjenigen Vereinsbezirke, in denen gesehlich die Erhebung
von Lagergeld für solche Fahrpestgegenstände vorgeschrieben ist, welche längere Zeit bei

der Postanstalt aufbewahrt werden müssen, dürfen für unbestellbare, nach dem Abgangs-

orte zurückzusendende Fahrpostsendungen dieses Lagergeld nicht in Anrechnung bringen.
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